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Hochschule Rhein‘Waal
Rhein\Waal University of Applied Sciences
Pressemitteilung vom 22.11. 2013
Mor alisches Denken und Handeln im gesellschaftlichen Kontext
Die Fakultat Gesellschaft und Okonomie der Hochschule RheinWaal 1&dt zur Mittwochsakademie ein

Unter dem Motto ,, Moralisches Denken und Handeln im
gesellschaftlichen Kontext” steht die Vortragsreihe der dies-
jahrigen Mittwochsakademie. Die Fakultét Gesellschaft und
Okonomie |&dt ale Interessierten herzlich zu den Veranstal-
tungen jeweils um 17. 30 Uhr auf dem Campus Kleve, Ma-
rie-Curie-Str. 1, Gebaude 1 (Horsaal zentrum), ein.

Wasist Moral und wie handelt man moralisch? Diese Fra-
ge erweckt den Eindruck, as ob sie von jedem intelligenten
Menschen |eicht beantwortet werden kdnnte. Dieser Eindruck
besteht all erdings nur solange, bisman dieskonkret versucht.

Mit ihrer Mittwochsakademie offnet sich die Fakultét Ge-
sellschaft und Okonomie der Hochschule Rhein‘Waal einem
breiten Publikum — immer mit Themen zu aktuellen gesell-
schaftlichen Herausforderungen, die auch fir die Region re-
levant sind. Diesmal wird moralisches Denken und Handeln
aus verschiedenen Blickwinkeln beleuchtet. Die Referenten
stellen Ansétze und Konzepte aus Sicht i hres Fachgebiets vor
und diskutieren diese anschlieRend mit den Teilnehmern.

Die Teilnahme an den Veranstaltungen der Mittwochsaka-
demieist kostenlos und steht allen Interessierten offen. Eine
Anmeldung im Vorfeld ist nicht erforderlich.

Referenten und Themen:

¢ 27.11.2013: Prof. Dr. Jakob Lempp (Politologi€)

» EinfUhrungin die Geschichteder Ethik —Zentralemoral-
philosophische Probleme und ethische Grundpositionen”

Wasist gut? Diese Frage beschéftigt die Philosophie seit
Tausenden von Jahren — und im Laufe der Geschichte sind
ganz unterschiedliche Antworten formuliert worden. Der
Vortrag fuhrt in die zentralen moral philosophischen Pro-
bleme ein und stellt die wichtigsten ethischen Positionen,
etwadie Tugendethik desAristoteles, den Utilitarismus oder
den Kant'schen Kategorischen Imperativ, in verstandlicher
Weise, vor.

08.01.2014: Prof. Dr. Angela Heine (Psychologie)

»Zwischen Verstand und Gefiihl —Von der klassischen
Psychologie moralischen Verhaltens zu aktuellen Ergeb-
nissen der Hirnforschung*

Waéhrend die traditionelle Psychologie in erster Linie kog-
nitive Prozesse und deren individuelle Entwicklung als Ba-
sismoralischen Urteilsvermdgens betonte, sind aktuell eher
spezifische Emotionen im Fokus der Aufmerksamkeit mo-
ral psychol ogischer Forschungsanséize. Diese Entwicklung
ist vor allem auf die Ergebnisse bildgebender Untersu-
chungen der Neurowissenschaften zurlickzuftihren. Im Rah-
men des Vortrags soll das Spektrum psychologischer und
neurowissenschaftlicher Modelle und Theorien moralischen
Urteilens und Handel ns beleuchtet werden.

* 22.01.2014: Prof. Dr. Thomas Pitz (Spieltheorie)

» Eingeschrénkte Rationalitét — M oglichkeiten und Gren-
zen 6konomischer Verhaltenstheorien®

Der Homo Oekonomikus al's Nutzenmaximierer ohne Mit-
gefuhl steht als inadaquates Menschenbild seit langem in
der Kritik der empirischen Verhaltensforschung. Sind ein-
geschrankt rationale Theorien und neurodkonomische An-
sdtze eine Alternative? Wo liegen die ontologischen Gren-
zen einer 6konomischen Verhaltenstheorie?

16.04.2014: Prof. Dr. Heike Weinbach (Padagogik)
» Tut gut — Mitfihlendes Verstehen und Handeln*

Mitfihlendes Handeln und Sel bstmitgefiihl ermdglichen zu-
friedene Kooperationen, Wohlbefinden, Anerkennung und
Teilhabe von Menschen, so die Erkenntni sse aus neuen Stu-
dien und Bildungsarbeit zu diesem Thema. Was verstehen
wir eigentlich unter , Mitfhlen”?Welche Effekte kann dies
in der Gesellschaft haben? Auf wel che Barrieren stol3en wir?
WEelche Prozesse kdnnen Menschen durchlaufen, um mit-
fuhlendes Leben in der Gesellschaft zu erweitern?

14.05.2014: Prof. Dr. Hasan Alkas (Wirtschaftswissen-
schaften)

» Der Glaubenseinfluss auf wirtschaftliche Entscheidun-
gen®

Der Glaube hat oftmal s einen wesentlichen Einfluss auf ge-
sellschaftliches Handeln und bildet im Alltag fir viele ge-
wissermalien einen Kompass fur Moral und Mativation ih-
res Handelns.

Spielen unterschiedliche Glaubensrichtungen aber auch ei-
ne mal3gebliche Rollebel wirtschaftlichen Entscheidungen?
Hochschule Rhein‘Waal
Die junge Hochschule Rhein‘Waal wurde am 1. Mai 2009
gegrindet und steht mit ihrem Konzept flr eine innovative,
interdisziplinére und internationale Ausbildung junger Men-
schen. Seit dem Sommersemester 2013 bietet die Hochschu-
le Rhein\Waal an den Standorten Kleve und Kamp-Lintfort
insgesamt 25 Bachelor- und vier Master-Studiengénge an vier
Fakultéten—, Technologieund Bionik*, , Life Sciences*, , Ge-
sellschaft und Okonomie* und ,, Kommunikation und Um-
welt* —an. Die Studieninhalte an der Hochschul e Rhein\Waal
sind wissenschaftlich, anwendungsorientiert und internatio-
nal ausgerichtet. Sie zeichnen sich durch eine hohe Qualitét
und Praxisndhe in Lehre und Forschung aus. Rund 75 Pro-
zent der Studiengénge werden in englischer Sprache gelehrt
und inzwischen fuhlen sich mehr a's 4.000 Studierende aus
93 verschiedenen Nationen an der Hochschule Rhein\Waal
wohl. Dadurch werden den Studierenden ein interkultureller
Austausch und eine optimale Vorbereitung auf den nationa-
len und internationalen Arbeitsmarkt er6ffnet.
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Editorial

Bonn, 17. Dezember 2013

Wozu das alles? — Beruf und Ethos— Ermutigt Euch!

Sehr geehrte Damen und Herren,

die rea existierende Postaufklérung ist bestrebt, die Welt-
erkenntnis durch fortschreitendes Verkopfen zu erlangen, den
LStein der Weisen* asreal zu erlangenden Gegenstand zu er-
hoffen. Sie griindet dieses Erkenntnis-Streben auf die klassi-
schen, dabei dem Erhalt der Gesellschaft dienlichen Tugenden,
begriindet esinsbesonderein Verfolg der Kardinaltugend ,Weis-
heit“. Dies entnehmen wir dem diese Ausgabe GuT Heft 70
erdffnenden Aufsatz von Professor Dr. W. Joachim ,Wissens-
wertes Uber Weisheit*.

Gen Ende dieser Epoche der Welterklarung und mit dem
Scheitern sowohl dieses Unterfangens der Postaufklarung als
auch aller Bemuhungen, der Ordnung ein Antlitz zuzuschrei-
ben, verdient nach unserer Einschéatzung des (gern und ver-
meintlich scherzend und in Verkennung verniedlichend so be-
zeichneten) Rheinischen KapitalismusdieindemAufsatz Wis-
senswertes Uber Weisheit” unter Gliederungspunkt 11. 4. b) bb)
auf das ,, Kompendium des Katechismus® zuriickgefiihrte An-
nahme, die romisch-katholische Kirche beziehe sich bei der
Weisheit im Wesentlichen auf Klugheit, einer am (deutschen)
Original des ,Kompendiums' ausgerichteten Erganzung. Es
heif% dort im Dritten Teil Erster Absatz Erstes Kapitel unter der
Uberschrift Die Tugenden:

(http://www.vati can.va/archive/compendium_ccc/
documents/archive_2005_compendium-ccc_ge.html):

>> 389. Was sind die Gaben des Heiligen Geistes?
1830-1831
1845

Die Gaben des Heiligen Geistes sind bleibende Anlagen, die
den Menschen geneigt machen, den géttlichen Eingebungen zu
folgen. Es sind sieben: Weisheit, Einsicht, Rat, Stérke, Er-
kenntnis, Frommigkeit und Gottesfurcht. <<

Weisheit ist danach keine Leistung, die den Menschen zum
Weisen machte; sie ist nicht des Aufgeklarten oder des Bil-
dungsbirrgers Verdienst oder Resultante seines heilien
Bemiuhens. Weisheit ist vielmehr als Gabe in dem Menschen
angelegt, die ihn das Weltwissen zu erschlief?en und sein Han-
deln danach auszurichten ermutigt. Sie ist nicht Fahigkeit als
gottlich verliehene Eigenschaft. Weisheit ist zuteil gewordene
Gnade.

Jedoch: Der Rest ist Menschenwerk, des Einzelnenin seiner
beschrankten Klugheit, des gerotteten Gesetzgebers in seiner
einféltigen Ideologie, der geteilten Macht bis zur Vollstreckung
durch den gedungenen Henker. Und esist — auch obwohl ent-
mutigt — seineVerweigerung gleichwohl von Jedem und von Je-
dem einzelnin seinen Funktionen in dieser wirtschaftenden Ge-
sellschaft zu verantworten — unféhig, den Hunger zu beenden,
den Krieg auszulassen, die Grundlagen des L ebensauf dem Pla-
neten zu bewahren. Weisheit ohne Gnade? , Da steh’ ich nun,
ich armer Tor, Und bin so klug als wie zuvor!“

Ingénzlich anderer Weisefordert Herr Dr. jur. utr. K. H. Heinz
das Bemiihen um funktionale Weisheit ein. Aufzugreifen sind
die Erkenntnisse der Menschen, die sie mit ihren Geistesgaben
Uber die Zeitalter hinweg schopferisch zusammenzuf iihren be-
reits vermocht haben. Sein fundamental-kritischer, dogmatisch
argumentierender Aufsatz zum Ehegattensplitting setzt sichim
Gemeinsamen Beiblatt GmBBI = www.gmbbl.de 2013, 50 bei-
spielhaft mit der in GuT 2013, 66 verdffentlichten Abweichen-
den Meinung der Richter Landau und Kessal-\Wulf zum Be-
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schluss des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichtsvom
7. Mai 2013 — 2 BVR 288/07 u. a. — betreffend die steuerliche
Ungleichbehandlung von Verheirateten und Eingetragenen Le-
benspartnern auseinander. Interessanterweise gelangt Herr Dr.
Heinz auf diesem Wege im Wesentlichen sogar zu der Ablei-
tung auch solcher gegenwaértiger demografischer Folgen der Be-
volkerungsentwicklung, die — im weiteren Rahmen in Konse-
quenz auch aus der Verfassungsgerichtsrechtsprechung —al s po-
litische und kulturelle und wirtschaftliche Bestandsaufnahme
in Gur 2013, 71 ff., 163 ff. dokumentiert — und beklagt —wird.

Fir eine weitere Perspektive auf ein Unheil aus einem ideo-
logisch ,,auf Durchmarsch” gepolten Schulterschlussder Staats-
gewalten Legislative und Judikative auf Augenhdhe der Ver-
fassungsorgane steht ein familienpolitisch konservativ standfe-
ster Verband aus dem Sudwestdeutschen. Er macht darauf auf-
merksam, dass die demografischen Probleme des Landes in
Wirtschaft und Kultur im Wesentlichen hausgemacht sind, weil
—wir wollen es deutlich benennen: — die unantastbaren Grund-
rechte der Familie nicht nur ignorant und nicht auch nur ein
bisschen wel se verkannt, sondern auch widernatirlich und un-
ter Anwendung roher staatlicher Gewalt den Menschen vorent-
halten wirden. Zum Schaden aller —menschlich, wirtschaftlich,
global. Diesist das Themadieser Ausgabein der Rubrik Wirt-
schaft und Verbande".

Um die Vermittlung funktionaler Weisheit dient sich mitun-
ter auch der Einzelne, der miindige Burger, mutig der Obrigkeit
an. Im weitesten Sinne nimmt er dabei ein Grundrecht wahr,
und zwar das Petitionsrecht. Dafiir gebihrt ihm Respekt und
keine offentliche Zurechtweisung selbsternannter Wéchter der
zivilprozessualen Hygiene, auch wenn der Einzelne sich ge-
gentiber dem Bundesgerichtshof, ohne Partei oder Dritter oder
aufgefordert worden zu sein, anlésslich eines Revisionsverfah-
rens auldert, selbst wenn er ureigene oder Belange seines Stan-
des als Petent vorbringen wirde. Zu diesem Aspekt von Weis-
heit lesen Sie, alerdings erst in der nachfolgenden Beilage
GUIW Heft 5, den Beitrag des von der Industrie- und Handels-
kammer Mittlerer Niederrhein Krefeld-Modnchengladbach-
Neuss offentlich bestellten und vereidigten Sachversténdigen
fur Mieten fur Grundstticke und Gebaude W. Isenmann aus
Monchengladbach. Anlass sind die Urteile des BGH vom
3.7.2013 - VIl ZR 354/12 —und — VIII ZR 263/12 —, diein
GUI'W Heft 5 zu lesen sein werden.

Zuletzt sei auf dieAmbivalenz von Weisheit und Wissen hin-
gewiesen, die HG. Butzko satirisch-pointiert in diesem Heft
Nr. 70 = GuT 2013, 254 anhand desWissens um die sog. NSA-
Abhoraffaire darstellt.

Wozu das alles? Immer wieder. Immer weiter. Sinn und Ori-
entierung suchend. Mutlos und voller Angst?

Ich wiinsche lhnen ein Frohes Weihnachtsfest und ein gl tick-
liches neues Jahr 2014.

Ulrich von Schoenebeck

Herausgeber Gewerbemiete und Teileigentum

GUT Heft 71 mit Beilage GUI\W Heft 5 erscheint voraussicht-
lichmit Register 2012-2013 alsAusgabe 11-12/13im|. Quar-
tal 2014. DieAusgabe schlief?t die kal endermafiig periodische
Printausgabe der Zeitschrift ,, Gewerbemiete und Teileigen-
tum® (GUT) ab. Naheres dazu lesen Siein Gur Heft 71.
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Gewerbemiete und Teileigentum

13. Jahrgang 2013 Zitat: GuT

Heft 70 - August/September/Oktober 2013

Prof. Dr. Willi E. Joachim, LL.M., Bielefeld*

Wissenswertes Uber Weisheit

|. Problemaufriss

In einer kommunikativ vernetzten Welt, die — auch im zwi-
schenmenschlichen Bereich — zunehmend durch Geschwindig-
keit, Hektik, Oberflachlichkeit und Schnelllebigkeit gekenn-
zeichnet ist, erlangen wichtige Werte zunehmend ,, zentrale An-
kerfunktion®. Die Uber Jahrhunderte gepragte Begrifflichkeit
der Weisheit konnte ein solcher Anziehungspunkt sein.

Die nachfolgenden Ausfiihrungen sollen gerade nicht ,,der
Weisheit letzter Schluss® sein. Sie mdgen zum Nachdenken an-
regen. Vielleicht geben sie (wenigstens: etwas) Sicherheit in ei-
ner immer unsicherer werdenden Welt.

I1. Bedeutungsgehalte von Weisheit

1. Weisheit als umfassende, menschliche Fahigkeit

Weisheit wird gemeinhin al's Fahigkeit bezeichnet, und zwar
als eine transkulturell-zeitlose, universal-menschliche, reae
oder idedle, zumeist a's reifungsbedingt erwerbbare oder aber
als gottlich verliehene Eigenschaft, stets jedoch eine auferge-
wohnliche, hervortretende Fahigkeit. Sie zeichnet sich ausdurch
eine ungewohnlich tiefe Einsicht in das Wirkungsgefiige von
Natur, Leben, Gesellschaft, Wirtschaft und Poalitik, griindet sich
auf besonderes Wissen, stiitzt sich auf eine ethisch-moralische
Grundhaltung und ein damit verbundenes Erkenntnis- und
Handlungsvermégen.1 Weisheit ist ein komplexer Begriff, wel-
cher auch durch Gegensétze, Spannungsverhaltnisse hervortritt.
Angesprochen sind dieWiderspriiche, Spannungsbdgen, Kraft-
verhaltnisse und wirkende Widerspriiche zwischen Wissen, In-
tuition, Denken und Fihlen, Verstand und Gefihl, Reife und
Kindlichkeit, Spieltrieb und Analyse, Abgeklartheit, Klugheit
und Einféltigkeit, Torheit, Genie und Wahnsinn, , Kreativitéat =
Creativity and Chaos*, zwischen weltgewandter Diesseitigkeit
und abgehobener Transzendenz.

2. Weisheit als zielfuhrendes Analysieren und Handeln
Weisheit beinhaltet auRergewdhnliche geistige Beweglich-
keit, etwadas,, Undenkbare denken”, diein der eigenen Person
und Personlichkeit ruhende Unabhangigkeit. Sie befahigt ihren
Tréger, anaytisch, systematisch und zielflihrend Sachverhalte,
Problemkomplexe und allgemein ausgedriickt

— Dinge zu denken — damit verbindet sich eine ,weise Er-
kenntnis*, ein ,weiser Entschluss’, ein,,weises Urteil*;

— Dinge zu sagen —gemeint ist ein,,weises Wort“, ein ,, weiser
Rat";

— Dinge zu tun, zu handeln — gemeint ist ein ,,weises Verhal-
ten®.

Weisheit wendet sich bewusst und gewollt gegen Hektik,
» Schnellschiisse*, spontanes und uniiberlegtesAgieren, sondern
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erfordert wohl abgewogenes, Ventilieren“. Weisheit geht einher
mit grindlichem und tiefschirfendem Durchdenken, tendenzi-
ell ein konseguentes Nach-, Vor- und Zuendedenken. Unter Um-
standen erweisen sich Uberlegungen, AuRerungen und Hand-
lungen erst mit dem gehdrigen zeitlichen und réumlichen Ab-
stand al srichtig, zutreffend oder wahr; erst im Nachhinein kenn-
zeichnet mansieals, weise". Entsprechendesgilt fir Worte und
Werke, dieder Weise nach reiflicher Uberlegung eben nicht aus-
spricht oder ausfuhrt. DafUr steht die Sentenz: ,, Si tacuisses, phi-
losophus mansisses!* Sinngemél: ,Wenn Du doch nur ge-
schwiegen héttest, wie es dem Weisen wiirdig (gewesen) wé-
rel*

Weisheit stellt einen Bedeutungskern mit verschiedenen In-
halten dar. Ein Inhaltskern hat sich Uber die Jahrhunderte her-
ausgebildet. Nachfolgend wird er in groben Stichen skizziert.2

3. Sprachliche Bedeutungsgehalte

Umgangssprachlich bedeutet weise nach niederdeutscher
Sprachherkunft wissend, klug, (Iebens-)erfahren. Mittelhoch-
deutsch stammt weise von ,wis"*, ,wise", was so viel bedeutet
wie verstandig, klug, erfahren, gelehrt, kundig.

Das Substantiv Weisheit bedeutet den Zustand des Weise-
seins; dieser Bedeutungsgehalt |ésst sich seit dem 9. Jahrhun-
dert nachweisen. Bezei chnenderwel se eng verwandt i st das\Wort
JWitz*, und zwar in dem Sinngehalt von Klugheit und Schl&ue.

4, Wurzeln der Weisheit im Altertum

Griechenland ist bekanntlich die ,Wiege des Abendlands’.
Deren Dichter, Denker, Philosophen und Staatslenker prégen

*) Der Autor ist zugel assener Rechtsanwalt. Als Professor unterrichtet er Wirt-
schaftsrecht, Arbeits- und Sozialrecht, auch Medienrecht, Hotel- und Rei-
serecht an der International School of Management, ISM, in Dortmund,
Frankfurt, M tinchen sowie an der Euro Business College Hochschule, EBC
HS, in Hamburg und Berlin; als Direktor Leiter des Euro Business Colle-
ge, EBC, in Bielefeld. Juristischer Berater in der (Immobilien-)Projekt-
entwicklung, schwerpunktmé3ig fiir Hotels, Shopping Center und Multi-
Funktions-lmmobilien sowieim (Hochschul)Bildungsbereich, hier u. a. bei
der Verbindung zwischen der Theoriemit der Praxis, z. B. bel der sog. Dua-
lenAusbildung. SeinenLL.M.-Grad hat er in Dallas/Texas/USA erworben.
Zusétzlich hat er die Prifung als vereidigter Buchprifer, vBP, abgelegt.

1) http://de.wikipedia.org./wiki/Weisheit vom 10. 2. 2013 sinngemé3 zum Be-
deutungsgehalt und der Entstehungsgeschichte von Weisheit.

2) Zum Bedeutungskern und den verschiedenen Bedeutungsgehalten, auch
unter Aspekten der sprachlichen Bedeutung, der Philosophie(Geschichte)
sowiemodernen Sichtweisen vgl. ausder zahlreichen Literatur: Gert Sabel,
Weisheit — Uber das, was uns fehlt, Kéln 2008; Rupert Lay, Weisheit fir
Unweise, Disseldorf 1998; Willi Oelmdiller, Philosophie und Weisheit. Mit
Beitrégen von Gerd. B. Achenbach, Paderborn 1989; Josef Pieper, Suche
nach Weisheit, Leipzig 1987.
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die Menschheit — bis heute. Lebenserfahren, gleichsam , le-
bensgeséttigt* und , daseinsgenau” tragen sie Generationen
Ubergreifend bei zum ,Weisheits-Bau®.

a) Griechische Dichter und Philosophen

ad) Homer und Heraklit

Homer und Heraklit verwenden Weisheit in ihrer urspriing-
lichen Bedeutung als, TUchtigkeit in Beziehung auf etwas'. Der
Bezug zu Werten tritt hervor.

bb) Sokrates

Sokrates hebt ab auf den , tiichtigen Gespréchspartner” und
betont den Dialog. Er entwickelt die Methode des Zwie-
gespréchs, durch welches der Schiler bzw. Gesprachspartner
unter Anleitung bzw. Fihrung des Lehrers, mithin des Ge-
spréchsfihrers selbst die Wahrheit erkennen und Weisheit er-
ringen soll. Diese Methode geht al s die sokratische Methodein
die Geschichteein. Mit der Maieutik, der Hebammenkunst, for-
dert der den Dialog leitende Lehrer die in dem anderen Men-
schen schlummernden Einsichten, Erkenntnisse an das Licht.
Letztlich schopft er Weisheit durch selbst erarbeitetes Wissen.
Wissen und Weisheit erscheinen als von der jeweiligen Person
erkannte, deshalb personifizierte Wahrheiten, gleichsam als Tu-
genden. Darauf ist zurtickzukommen.

Bei seiner Suche nach Wahrheit und Weisheit stellt Sokrates
Selbstbeherrschung, Selbstbeschrankung und Selbstkritik her-
aus, indem er das menschliche Versagen im Verstandnis allge-
meiner Fragen beleuchtet. Unter Bezugnahme auf das Del phi-
sche Orakel hélt er fest: ,Ich weil3, dass ich nichts weil3!* So
beschreibt er die menschliche Weisheit im Gegensatz zur diese
Ubersteigenden gottlichen Weisheit. Er fihrt in diesem Zusam-
menhang einen theologischen Diskurs Uber Weisheit in Form
der beschrankten menschlichen Erkenntnis. Die Einsicht in die
menschliche Konstitution mit allen seinen Schwéchen fihrt da-
mit zum Herausarbeiten der menschlichen Stérke, der Findung
von Wahrheit und Weisheit im auf Dialog ausgerichteten Er-
kenntnisprozess.

cc) Platon

Platon setzt auf die Dialektik, also den Erkenntnis- und Weis-
heitsgewinn durch Rede und Gegenrede. Argumente und Ge-
genargumente, Thesen und Antithesen, Unterstitzungen und
Einwande werden herausgearbeitet; diese detaillierte Technik
dient der Wahrheits- und Weisheitsfindung. Er zahlt die Weis-
heit zu den 4 Kardinaltugenden. Hier eréffnet sich eine die nach-
folgenden Jahrhunderte richtungsweisende, die Beutungsge-
halte der Weisheit pragende Sichtweise. Sie wird nachfolgend
besonders hervorgehoben und néher entfaltet.

Platon sieht Weisheit zudem im Zusammenhang mit den Phi-
losophen (Konigen). Dies legt er néher dar in seiner Philoso-
phie des Staates. Die Philosophenkonige sollen den Staat und
die Staatsbiirger beherrschen. Sie représentieren as Elite die
Gesellschaft und fuhren sie an. Fir ihn bedeutet Weisheit die
Erkenntnis der realen Welt auf der Grundlage einer Gesamt-
sicht, die alein die Philosophen innehaben. Diese Sichtweise
geht Uber die Ideenwelt hinaus. Sie erkennen Gesamtzusam-
menhange, etwa, dass sich die Wirklichkeit anders verhdlt als
die,, Schatten“, welche die Menschen (bekanntlich in der Hoh-
le sitzend) fir die Realitét halten.

dd) Aristoteles

Aristoteles charakterisiert in seiner Metaphysik die Weisheit
dahin, das siedasWissen umfasst von Prinzipien und Ursachen.
Die von Aristoteles gegriindete Schule der Peripatetiker (be-
nannt nach dem Wandelgang, in welchem er seine Gedanken
findet) tritt der Ideenlehre Platons entgegen und versucht, das
relevante Wissen der Zeit systematisch zu sammeln und zu er-
fassen. Im Lykeion erteilt Aristoteles Unterricht und forscht auf
seinen | nteressensgebieten, vor allem der Philosophie. Unter
seiner (An)Leitung tragen die Mitglieder seiner Schule philo-
sophische, philosophie-historische, naturwissenschaftliche, me-
dizinische, historische, archivarische, politische und philologi-
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sche Daten und Fakten zusammen. Neben seiner Logik gewinnt
er zeitlos gliltige Erkenntnisse der Moral sowie der Lehre von
der Moral, der Ethik.

Nach Aristoteles stiitzt sich Weisheit auch auf umfassende
Bildung und auf das aktuell verflighare Wissen. Im 6. Buch sei-
ner Nikomachischen Ethik kennzeichnet er dieWeisheit alsVer-
standestugend bzw. dianoetische Tugend, welche sich auf das
Unveranderliche und Notwendige bezieht. Sie ist eine Ver-
knupfung von Wissenschaft und Verstand. Aristoteles ertffnet
eine weitere Dimension der Weisheit: Sieist die Art und Wei-
se, mit der Gott in der Welt wirkt. Eshandelt sichum die Weis-
heit der Schopfung“, mit der Gott zu den Menschen redet. Er-
géanzend ist Weisheit die Form der Zuwendung des Menschen
zu Gott, und zwar in frommer Gotteserkenntnis und tugend-
haftem Handeln.

Weisheit wird lange dargestellt als Sophia, als weibliche
Form, diesich zum Hoheren hinzugesel It und unterstiitzend ein-
greift. Diese Mittlerfunktion der Weisheit erfahrt spaterhin Ver-
anderung und Ablésung vom Logos, und zwar a's der mannli-
chen Vernunft, die mutig, kiihn und entschlossen das ,Weltwis-
sen” ergriindet und erganzt.

b) Religitse und biblische Beschreibungen

Weisheit verbindet sich Uber die Jahrhunderte hinweg mit den
M enschen Ubergeordneten Erkenntnissen und Glaubenshaltun-
gen. Religidse Inhalte sind oft mit Weisheit verknupft.

Beispielhaft und ohne Vollsténdigkeitsanspruch sind diefol-
genden Aussagen zu nennen.

aa) Konig Salomon

Sagenhaft stellt sich im historischen Kontext dieWeisheit K6-
nig Salomons dar. Sie wird oft geriihmt. Treffend ist vom frie-
densstiftenden,, Salomonischen Urteil* die Rede. Weisheit wird
im Zusammenhang mit Urteilsvermdgen und Urtellskraft ge-
sehen.

bb) Romisch-katholische Kirche

Im Kompendium des K atechismus bezieht sich die romisch-
katholische Kirche bel der Weisheit im Wesentlichen auf Klug-
heit.

cc) Kirchenvater Augustinus

Der Heilige Augustinus sieht Weisheit im Zusammenhang
mit Glick. SinngeméR fuhrt er aus:

»Denn Weisheit ist letztlich nichts anderes als das Maf3 un-
seres Geistes, wodurch dieser im Gleichgewicht gehalten wird,
damit er weder ins Ubermald ausschweife, noch in die Un-
zulanglichkeit falle. Denn hat der Mensch sein Maf3, namlich
die Weisheit, ist er immer glicklich.”

I11. Weisheit als Kardinaltugend

Wie zuvor bereitsangeklungen, zahlt dieWeisheit zu den Kar-
dinaltugenden. Unter Tugend versteht man gemeinhin die per-
sonliche Handlungsanleitung. Es handelt sich um einen per-
sonlich austarierten Wert. Letzterer bedeutet eine als gut und
richtig erkannte Handlungsweise.3

Neben Platon behandelt Aristotel es die Kerntugenden. Er li-
stet siemit anderen Kardinaltugenden in seiner Nikomachischen
Ethik auf und erwahnt:

3) Zu Werten und Tugenden Joachim, Unbestimmte Rechtsbegriffeim Zivil-
recht, |SM Jahrbuch, Band 21, Accounting, Taxation & Law = ATL 2013,
S. 330-348; ders., Der ehrbare Kaufmann — ein historische, betriebs-
wirtschaftliche, juristische Untersuchung zu Werten und Tugenden, Ge-
werbemiete und Teileigentum = GuT 2012, S. 5-15; ders., Tugend-Turbo
im Wirtschaftsleben, Gur 2011, S. 450-455; ders., Die Kunst der Unter-
nehmensfihrung auf der Basis von Werten, |SM-Jahrbuch, ATL 2011,
S.243-273; ders., Wichtiges, wahrnehmbares Werte-Management, GuTl
2010, S. 328-333; ders., Werte — eine thesenhaften Sinnsuche, Gur 2009,
S.283-289; ders., Wichtige Werteim Wertewandel, | SM-Discussion Paper
No. 1, Dortmund 2007, S. 1-43.
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1. Tapferkeit = fortitudo,

2. Klugheit = prudentia bzw. Weisheit = sapientia,
3. Gerechtigkeit = justitiaund

4. Bescheidenheit = modestas.

In einer modernen, sténdigen Veranderungen unterliegenden,
»Vvernetzten“, globalisierten Welt lohnt es sich, Uber das, was
Wei sheit ausmacht, nachzudenken und innezuhalten. Dabei hilft
es, die Weisheit als Tugend zu begreifen. Sie gilt seit langem
als ein erstrebenswertes Ziel, welches gelehrte und gebildete
Personen vorrangig zu erreichen suchen.

V. Kernelemente der Weisheit: Der weise M ensch

Weisheit zielt ab auf den wei sen Menschen. Esgeht nicht nur,
aber auch um den ,,homo sapiens*, den wissenden und daher
weisen Menschen. DieWeisheitim Sinnder prudentia, der durch
Wissen und Werte geprégten Lebenshaltung, zeichnet ihn aus.
Die Tugend beinhaltet und umfasst im wesentlichen die nach-
folgenden Bedeutungsgehalte. Sie charakterisiert zugleich den
weisen Menschen. Die nachfolgenden Charaktereigenschaften
kennzeichnen ihn bei spiel haft.

1. Lebens-Erfahrung

Der weise Mensch lebt lange und langer. Er/sie hat viel ge-
lernt und erfahren. Auch aus Fehlern kann man lernen. Es gilt,
Schwachen, Unzulanglichkeiten zu erkennen und daraus fur
kiinftiges Verhalten die richtigen Schltisse zu ziehen. Der wei-
seMensch lernt aus seinen Fehlern, indem er sie zukinftig nicht
wieder begeht. Die Lebens-Erfahrung stellt dafir die notwen-
dige Bedingung dar. Weitere Elemente kommen hinzu, um hin-
reichend zu sein.

2. Lebens-Leistung

Der weise Mensch weist eine gelungene L ebens-L eistung auf.
Er hat etwas erreicht. Materielle Giter hat er geschaffen. Etwa
hat er bewegliches und unbewegliches Eigentum erworben. Fi-
nanzielle Unabhangigkeit zeichnet ihn oft aus. Immaterielle Gu-
ter kommen hinzu, etwa Respekt, Anerkennung, soziale Stel-
[ung und Auszeichnungen.

Der weise Mensch verwel st auf einen , tollen Track-Record”.
Er hat eine Erfolgs-Story geschrieben und kann auf zahlbare Er-
folge zurtickblicken.

3. Wissen

Weisheit baut auf Wissen. Das angesammelte Wissen einer
jeweiligen Zeit wird in einem Lexikon erfasst, geblndelt, sy-
stematisiert und veréffentlicht. So kann und wird das bekannte
und verfligbare Wissen stets angereichert, in Frage gestellt, be-
statigt und/oder verworfen sowie fortgeschrieben. Wissen be-
findet sich in einer ,, Dauer-, eher in einer Ewigkeitsbaustelle”.
Als Paradebeispiel dient die ,Encyclopédie”. Die fiihrenden
Kopfe der franzdsischen Aufklarung beginnen 1751 mit der
Sammlung und Herausgabe des ,Weltwissens*, und zwar unter
dem komplizierten wie wohlklingenden Titel:

» Encyclopédieou dictionnaire raisonné des sciences, desarts
et desmétiers‘. Zunéchst in 28 Banden handeln berihmte Mit-
wirkende wie Diderot, d”Alembert, Rousseau, Voltaire das ge-
samte Wissen der Zeit ab.4 Diese beriihmte Fortsetzungsreihe
erfahrt Beachtung bisin die Gegenwart. Im Zeitraum von 1751
bis 1772 entstehen 43 Auflagen in 25 Landern. Die Enzyklo-
padie der Wissenschaften bedeutet die Sammlung des weltweit
bekannten und anerkannten Wissens, verbunden vor allem mit
den Namen der Herausgeber von d”Alembert und Diderot. Die-
ses im 18. Jahrhundert beginnende Fortsetzungswerk verkor-
pert markant und fur die nachfolgenden Generationen an-
schaulich, dass die Menschen das ,Wissen der Welt* sammeln,
anschlief?end als Kompendium herausgeben und kontinuierlich
fortschreiben. Der Mensch geriert sich as,,wandelndes Lexi-
kon“, der das ,Weltwissen in sich aufnimmt. Zugleich verfol-
gen die Herausgeber damit ihr Programm, ihren Auftrag, ihr mit
der Aufklérung einhergehendes ,, Sendungsbewusstsein“. Da-
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ruber hinaus erheben sie den Anspruch an sich selbst und anihr
umfangreiches Werk, ndmlich geprégt zu sein von Esprit, Elo-
quenz und Eleganz!

Auch in Deutschland trifft man das Streben nach universel-
ler, auf die zahlreichen Gebiete der Wissenschaft gegriindeten
Weisheit an. Charakterisierend und stellvertretend sei angefihrt:

Als ein pragender ,, Universalgelehrter wird Gottfried Wil-
helm Leibniz (1646-1716) bezeichnet. In seiner Zeit des aus-
gehenden 17. und beginnenden 18. Jahrhundertsist er ein um-
fassend gebildeter, universaler Geist sowie einer der bedeu-
tendsten Philosophen und Vordenker der Aufklérung. Als,, wei-
ser Wissenschaftler* zeigt er die von ihm bearbeiteten Wissen-
schaftsfelder auf in ihrer vielfaltigen Verkniipfung und einher-
gehend mit einem Analysieren der Zusammenhange. Die An-
sammlung und Ordnung des umfassenden Wissens einer Zeit
beinhaltet Weisheit. Auf diese Tradition und Sichtweise griin-
det die renommierte und bis heute aktive L eibniz-Gesellschaft
ihr Anliegen von den interdisziplindren Wissenschaften und der
Ubergreifenden Weisheit sowie dem Dienst der Uberragenden
Wissenschafts- und Wei sheitsexponenten fur die Gesellschaft.5

Ein , eigenbrdtlerischer AulRenseiter”, Egoist, Pessimist und
Misanthrop hat sich ebenfallsein Leben lang geistreich und kri-
tisch mit der deutschen Sprache und Weisheit befasst, Arthur
Schopenhauer (1788-1860). Populér wird der von den Hoch-
schulen eher gemiedene Einzelganger durch seine 1851 verof-
fentlichten ,, Aphorismen zur Lebensweisheit”. Es handelt sich
um eine Sammlung von Beobachtungen der menschlichen Ver-
haltenswei sen, jeweilsverbunden mit Ratschlagen zu einer bes-
seren Lebensfiihrung. Alsumfassender Denkansatz gelangt sein
Hauptwerk in den Focus von Wissenschaft und Weisheit: , Die
Welt alsWille und Vorstellung*. Er charakterisiert die Gelehr-
ten ,aler Art und jeden Alters’ und kritisiert, sie ,geh(e)n in
der Regel nur auf Kunde aus, nicht auf Einsicht. Dabei erscheint
ihm dasWesen der Welt alsirrational und im Wesentlichen durch
den menschlichen Willen gepragt.6

4. Wissensstatte = Universitéten
und (Hoch- und Rechts-)Schulen

Die Tradition der Wissens(an)sammlung ist von den Univer-
sitéten und Rechtsschulen begriindet und Uber die Jahrhunder-
te herausgebildet worden. Diese Bildungsstétten dienen nicht
nur der Akkumulation des jeweiligen Wissens, gleichsam als
L State of the Art”. Universitéten und Rechtsschulen fungieren
gleichzeitig al'sAusbildungsstatten und ,, Kaderschmieden® der
Nachwuchsfihrungskréfte und Eliten der jeweiligen Gesell-
schaft. Beispielhaft sei auf die Grindungen der folgenden Bil-
dungsstétten hingewiesen:

Dieerste Rechtsschule entsteht in Bolognaim Jahr 1088. Ac-
cursius und Baldus kommentieren und ergénzen (durch Glos-
sen) das Rémische Recht, welches im corpus iuris civilis von
Kaiser Justinian 528-534 erstmal s zusammengefasst wordenist.

Die Grundung der Universitét Bolognaerfolgt 1119. Im Jahr
1348 grundet Karl 1V. die Universitét Prag. Karl wollte, dass
die Prager Universitét als Bildungs- und Wissensstétte in jegli-
cher Hinsicht nach der Ausrichtung und Gewohnheit der Pari-
ser Hochschule geleitet wird, auf der er selbst al's Jugendlicher
studiert hatte.” Wissensstétten werden durch einflussreiche
Machtmenschen, zuvérderst durch gekronte Haupter insLeben
gerufen. So griindet Rudolf 1V. 1365 die Universitat Wien. 1386
entsteht die Universitat Heidel berg.

Das (Fach)Wissen wird von den jeweiligen Fakultdten der re-
nommierten Universitaten der Welt reprasentiert, aufbereitet und

4) Hanns Joachim Friedrichs, Weltgeschichte—eine Chronik, M tinchen 1988,
S. 298, 299.

5) http://de.wikipedia.org/wiki.Leibniz und http://de.wikipedia.org/wiki.Leib-
niz-Gesellschaft.

6) Eckhard Sohn, DasWesen der Welt ist irrational, Neue Westfélische (NW)
vom 22. 2. 2013, Schopenhauer zum Vergnlgen, Reclam, Stuttgart 2011,
S 118, 119 ff , Uber Gelehrsamkeit und Gelehrte”.

7) Hanns Joachim Friedrichs, S. 174.
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fortentwickelt. Fachwissen geht einher mit Sachwissen. Der
Volksmund spricht treffend vom ,, Stein des Weisen*, den der
weise Mensch gelegentlich findet. Dieser Stein kann mitunter
auch zum ,, Stein des Anstol3es* geraten bzw. missraten.

5. Werte

Mit Wissen verkniipfen sich Werte. Wichtige Haltungen, Le-
benseinstellungen tber ,, Gut und Bése®, ,, Richtig und Falsch®
werden von den Fakultdten der Religion, Philosophie, Juris-
prudenz gepréagt, gewirdigt und weiter gebildet. Aus dem Re-
pertoire des Fach- und Sachwissens schopfen die weisen und
wahren Wissenschaftler Werte, Werthaltungen, also Tugenden.
Weisheit geht einher mit Reife, Wirde und Respekt. Der Wis-
sens- und Weisheits- Experte schopft aus seinem Repertoire an
Sach- und Fachwissen, zugleich gepaart mit Wirde, Lebenser-
fahrung und -weisheit.

6. Der Weise bzw. der weise Herrscher

Ausder vorstehend aufgezel gten Ausrichtung an und auf Wer-
te folgt eine weitere Personifizierung, welche im Lauf der Ge-
schichte immer wieder zutage tritt.

Inder Historiefinden sich zahireiche, treffende Bei spielevon
Menschen, die Werte verinnerlichen, er- und aus-leben und
als weise bezeichnet werden. Beispielhaft sei hingewiesen auf
Karl V., genannt ,,der Weise", Konig von Frankreich, ein poli-
tisch tlichtiger, hochgebildeter Herrscher, dem die Wiederher-
stellung der staatlichen Ordnung in Frankreich in den wirren
Zeiten des (Uber) Hundertjahrigen Kriegsmit England gelingt.8
Ferner wird Friedrich der Weise erwéhnt. AlsKurfiirst von Sach-
sen versteckt er 1518 den unter der Reichsacht stehenden und
alsvogelfrei gebranntmarkten Martin Luther als Junker Jorgin
der Wartburg; dort Ubersetzte Luther bekanntlich die Bibel in
konsumentenfreundliches Deutsch, und zwar alles unter der
schiitzenden Hand von Friedrich dem Weisen. Als Génner ver-
weigert er die Auslieferung von Luther an die (katholische)
Kurie.9 Charakteristisch fur einen Weisen grundet er die Uni-
versitat Wittenberg.

Diese bewusst beispielhaft genannten Personen stehen fir
Werte, an die sie glauben, fr die sie leben und die sie — auch
gegen erhebliche Widersténde — umsetzen. AlsVorbilder gehen
sie, wie gezeigt, mit dem Beinamen ,,der Weise" in die Ge-
schichte ein.

7. Weisheit und Verantwortung

Signifikant ist die Verantwortung der Wissenschaft und der
Wissenschaftsvertreter fir die Gesellschaft, in welcher sie wir-
ken und leben. Verantwortung bedeutet zweierlei: Erstens, Ant-
worten zu geben auf dréngende Fragen der Zeit mit wissen-
schaftlichem Impetus und Fundus; zweitens, fiir die gegebenen
Antworten und die daraus resultierenden Folgen auch einzu-
stehen, also Risiken einzugehen und die Folgen daraus zu tra-
gen. Letzteres kann zu fuhlbaren Konsequenzen fihren, etwa
bei nicht eingehaltenen Regeln tber M ethodenehrlichkeit oder
Plagiatsverstdiien auf Titel und Positionen sowie Berufskarrie-
ren zu verzichten.

8. Wertschatzung

Weisheit beinhaltet Wissen, Lebens- und Lehrerfahrung so-
wie weitere Fahigkeiten, sog. Skills. Weisheit geht einher mit
Wertschétzung. Der Weise achtet und schétzt seine Mitmen-
schen. Er selbst wird dauerhaft anerkannt und als weise Person
wertgeschétzt. Achtung und Anerkennung auf der Basisvon Re-
spekt und Vertrauen sind die Pfeiler, auf denen die\Weisheit auf-
setzt und Wertschatzung einfordert und zugleich zuerkennt und
verteilt. Weisheit ist gerichtet auf Dauer; der Weise setzt sich
durch, denn er ist schlauer. Man betrachte es genauer: Weisheit
ist unabdingbar verbunden mit Wertschétzung.

9. Neugier

Weisheit baut auf dem Bekannten und Vertrauten auf. Zu-
gleich enthélt sie den nie endenden Antrieb, Neues zu erkun-
den, zu entdecken und in Erfahrung zu bringen sowie dariiber
zu berichten. Der Weiseist stetsauf der Suche, er ist fortwéhrend
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offen flr Neues. Er versplrt den Drang, weitere Erkenntnisse
zu erlangen. Sein ,, dauernder Drive" drangt ihn immer wieder
aufs Neue, ,, Neues zu erforschen” und darUiber zu berichten, es
zu veroffentlichen.

Der Weise besitzt Neugier, Ehrgeiz, An- und Auftrieb. Er ist
motiviert und agiert durch ,, dauerhaftes Dranbleiben”, etwa an
seinem Fach- und Forschungsgebiet. Dabei erfindet er nicht das
Rad stets neu. Er kntipft an vorhandenesWissen und bereits ge-
fundene Erkenntnisse an. Man mag die,, eingegrenzte Neugier*
treffend mit Newton fassen. Sinngeméafd sagt er:

Wenn ich weiter geschaut habe a's digjenigen, die vor mir
waren, dann nur deshalb, weil ich auf ihren Schultern stand.* 10
Neugier ist zugleich die Gier, der Antrieb, Neues zu finden und
zugleich auf dem bereits Vorhandenen zu griinden. Weisheit
setzt den ,, Dauerbau desvorhandenen Wissens* konsequent fort,
um ein weiteres M osaik(steinchen) an- und einzupassen. Ein-
hergehend mit Methodenehrlichkeit steht der neugierige Weise
in der Tradition seiner Vorganger, Kameraden und Konkurren-
ten.

10. ,Mastery*

Der weise Mensch beherrscht sein Sach- und Fachgebiet. Die
Gabe der ,Mastery“, der ,,Meisterschaft* greift weiter aus und
um sich. Weisheit bedeutet auch, Situationen und Sachverhal-
te zu erfassen und zu beherrschen. Der Weise hat ein ,, Master-
Mind“. Er hat ein durch Lernen und L eben geprégtes Gedacht-
nis. Er hat viele Lebenssachverhalte bereits kennen und damit
umzugehen gelernt. Er kann nicht nur aufgrund seiner ,Ma-
stery* Lebenssituationen erfassen und einordnen; zugleich kann
er solche Sachverhaltskonstellationen vorausschauen, erahnen,
»lesen” und rechtzeitig Schlussfolgerungen ziehen und geeig-
nete Mal3nahmen ergreifen. Der Weise kann frih- und recht-
zeitig vorausschauend erkennen und sein Verhalten darauf ein-
stellen. Er ist in der Lage, zu ,antizipieren“. Aufgrund seiner
~Mastery” ist er s, Meister” in der Lage, weise und voraus-
schauend zu handeln.

In dem klassischen Drama Hamlet von Shakespeare halt der
suchende und zugleich verwirrte Hamlet verzweifelt Ausschau
nach den,,wisemen*.11 Das bedeutet nicht, dassder weise Mann
stetsmit ,, vorausschauendem Gehorsam® agiert. Vielmehr kann
er aus erlebter Vergangenheit die Gegenwart schneller und in-
tensiver erfassen, um die Zukunft verniinftig und zielfihrend zu
gestalten. In neuerer Zeit singt der international bekannte Pop-
musiker James Blunt von ,Three wise men*, die Lebenssitua-
tionen vorausschauen, richtig einordnen und —auch in der Lie-
be — richtig bewaltigen kénnen.12

Mastery mag al's unbestimmter Begriff, eher vielleicht sogar
als,, Zauberformel* erscheinen. Sie kennzeichnet die Weisheit
mit einem starken, hin auf die ,Meisterschaft‘ ausgerichteten
Personenbezug. Als Konner erscheint der Meister mit seinen
Fahigkeiten, die mit ,Mastery* bewusst unbestimmt, zugleich
alumfassend, vielleicht sogar mysterids umschrieben werden.

11. Lebensfiihrungs-Kompetenz

Weisheit umfasst auch gelebtes und erfahrenes Wissen. Der
Weise besitzt Lebensfiihrungs-Kompetenz. Gemeint ist damit
die Fahigkeit und Fertigkeit, das Leben mit seinen alltéglichen
Anforderungen und Herausforderungen anzunehmen und zu
meistern. Insbesondere hat der Weise eine in der Lebenspraxis
erprobte Probleml 6sungs-Kompetenz. Wissen musssichim all-
téglichen Leben bewéahren. Alstheoretische Basiskann sieAus-
gangspunkt fir ein praxisorientiertes Leben sein. Aufgrund

8) Hanns Joachim Friedrichs, S 177.
9) Hanns Joachim Friedrichs, S. 208.

10) Rolf Rohlfs, Meister der Tauschung, zu: ,Die Causa Schavan®, in: Die
Welt vom 8.2.2013, S. 2.

11) Vgl. dazu Dietrich Schwanitz, Shakespeares Hamlet, Hamburg 2008,
S.162,,... bring me wise men“.

12) James Blunt, , Three wise men* — der mel odi6s vorgetragene Liebes- und
Leidenssong erinnert an die 3Affen, dienichtshdren, nichts sehen, nichts
sagen und so auf ihre nachahmenswerte (?) Weise das (Affen)Leben mei-
stern.
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betétigter und bestétigter Bildungist er in der Lage, auf seinem
Spezialgebiet konkrete L 8sungsvorschlége zu unterbreiten und
umzusetzen.

12. Knorriger, kantiger Kerl —Inspirierender Individualist

Der weise Mensch ist nicht nur der ,, bel esene Biicherwurm®.
Er stehtim Leben, ist durch Bildung, Aus- und Fort- sowie Wei-
terbildung geprégt und durch das Leben in Theorie und Praxis
geprégt, tendenziell ,, gegerbt”, geschwécht und gestérkt wor-
den. Eine kantige Personlichkeit, verstanden nicht nur im Sinn
des asketischen, pflichterfillten Grof3-Philosophen Immanuel
Kant, sondern a's mit Tugenden und Lastern ausgestattete le-
benserprobte Wissenschaftsnatur mit Ecken und Kanten, er-
scheint a's Prototyp des Weisen mit Lebenserfahrung und Le-
bensfiihrungs- sowie Probleml 6sungskompetenz. Im Vorder-
grund steht weniger der ,Mainstream-Scientist* als vielmehr
der kantige, knorrige, grantelnde Geist, der a's ,, kommunikati-
ver Kritikaster* viele und vieles anprangert, kritisiert, darauf
ausgerichtet, auch anzuecken, zu provozieren, neue Denkwei-
sen zu initiieren. Er hisst die Fahne der Freiheit des Denkens
und des lebenslangen Lernens, vor allem hélt er sie hoch.

Den weisen, durch Wissen, (Lebens-)Erfahrung gepragten
Menschen kann man als inspirierenden Individualisten und in-
telligenten Intellektuellen kennzeichnen. Kant, Leibniz und
Schopenhauer mégen as ,, Universalgelehrte” ihrer Zeit , blei-
bende Beispiele desWeisen” sein. Er geriert sich alseigenartig
und zugleich einzigartig. Bewusst und unbeirrt verfol gt und geht
er seinen Lebensweg. Aus dieser Individualitdt schopft er zu-
gleich Stérke und Unabhangigkeit.

V. Der Weise (Mensch) als Ideal -Typus

Aus der Typisierung und Idealisierung lassen sich abstrakt
Eigenschaften und Anforderungen formulieren, die Weisheit
ausmachen und den weisen Menschen skizzieren. Dabel han-
delt es sich nicht um einen abgeschlossenen Prozess, sondern
vielmehr um einen offenen Diskurs, welcher von der Dialektik
gepragt ist, letztlich um einen dauerhaften Diskussionsprozess.

Die Personifizierung desweisen Menschen strebt bewusst ein
Idealbild an. Dieses wird in der Gesellschaft nie ganz erreicht,
dennoch stets angestrebt werden.

Wirtschaft und Verbande

Verband Familienarbeit e.V., Freiburg
Rundbrief und Pressemeldung vom 4.12.2013

Rechtshilfe-Fonds gegr indet

Liebe Mitglieder desVerbands Familienarbeit,
wir sind Zeuge einer Sorge machenden Entwicklung.

Das Bundesverfassungsgericht hat bisvor einigen Jahren die
Familie und die Grundrechte der Eltern verteidigt. Auch wenn
sich die Politik kaum an entsprechende Urteile gehalten hat und
meist nur durch kosmetische Mal3nahmen darauf einging, war
das Gericht immer noch eine Hoffnung fur Familien.

Es gibt Anhaltspunkte dafr, dass sich dieser Zustand jetzt
grundlegend &ndert. So behauptet eine Kammer des Gerichts
neuerdingsim Zusammenhang mit Beschwerden gegen das El-
terngeldgesetz, der Staat habe die Pflicht, ,, iberkommene Rol-
lenverteilungen zu Uberwinden”. Das heif3t nichts anderes, als
Eltern zu bevormunden und in ein ideologisch vorgegebenes
Schema zu pressen, ohne nach den Winschen der Eltern oder
dem Wohl der Kinder zu fragen.

Auf diesem Hintergrund halten wir unkonventionelle Wege
fir gerechtfertigt, um Eltern zu unterstiitzen, die sich auf ge-
richtlichem Wege gegen dieVerletzung ihrer Grundrechte durch
das Elterngel dgesetz wehren wollen. Unsere Kinder und Enkel
sollen unsnicht vorwerfen, einer verhéngnisvollen Entwicklung
tatenl os zugesehen zu haben.

Wir rufen daher zu Spenden zu diesem Zweck auf. Auch
Kleinspenden zu 5<€ sind schon als Zeichen der Solidaritat will-
kommen. Die Spenden sollten den Vermerk , Elterngeld* ent-
halten und sind ausschlief3lich fur den genannten Zweck ge-
dacht.

Konto-Nr. 69490000 bei der Volkshank Schwarzwald Baar
Hegau, BLZ: 25410904.

Daunser Verband gemeinniitzig ist, sind Spenden steuerlich
absetzbar.

Rechtshilfefonds fir Eltern, die Gleichberechtigung for-
dern

Der Verband Familienarbeit e. V. hat beschlossen, einen
Rechtshilfefonds zur Unterstlitzung von Eltern zu griinden, die
sich gegen ihre Diskriminierung durch das Elterngel dgesetz
wehren, die auch vom Verband Familienarbeit fir grundge-
setzwidrig gehalten wird.
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Aktueller Anlassist, dasseine Mutter bis13. Dez. dieses Jah-
res eine Strafe von 500 € zahlen soll, well sie die Berufung ge-
gen ihren Elterngeldbescheid beim Landessozial gericht Miin-
chen nicht zuriickgezogen hat. Sie hatte nur den Mindestbetrag
an Elterngeld von 300 € erhalten, weil sieim Jahr vor der Ge-
burt wegen Betreuung ihres zweijahrigen Kindes nicht erwerbs-
tétig gewesen war. Siefordert Gleichberechtigung mit M ittern,
die vor der Geburt ihres ersten Kindes erwerbstétig sein konn-
ten oder bereits vorhandene Kinder in eine Krippe gaben, um
voll erwerbstétig zu sein.

Der Richter am Landessozialgericht wertete die Aufrecht-
erhaltung der Berufung als , rechtsmissbrauchlich* und be-
griindete das mit einem Beschluss der 2. Kammer des 1. Senats
des Bundesverfassungsgerichts, in dem behauptet wird, die
Bundesregierung habe die Pflicht, , iberkommene Rollenver-
teilungen zu Uberwinden” (1 BvR 1853/11, Rn 18).

Dr. Johannes Resch, stellv. Vorsitzender des Verbands Fami-
lienarbeit e. V. 8ulert sich dazu: ,,Im Klartext heif3t das: Eltern,
die sich das Recht herausnehmen, entgegen der regierungsamt-
lichen Ideologieihre Kinder langer als 13 Monate selbst zu be-
treuen, dirfen finanziell ausgehungert werden. Das sind zwar
DDR-Methoden. Aber (noch) kdnnen wir uns dagegen wehren.
Alarmierend ist alerdings, dass schon heute die Forderung nach
Gleichberechtigung mit Geldstrafen geahndet wird.*

Der Verband Familienarbeit will esnicht hinnehmen, dassei-
ne selbst erziehende Mutter Strafe bezahlen muss, weil sie
gleichberechtigt sein will. Die Strafe erging, obwohl der vom
L andessozia gericht M linchen zitierte Kammerbeschluss fur an-
dere Gerichte nicht bindend ist. Er verstofit vielmehr selbst ge-
gen die bisherige stdndige Rechtsprechung der Senate desBun-
desverfassungsgerichts, die fur ale Gerichte bindend ist. Da-
mit ist auch der Kammerbeschluss alsverfassungswidrig zu be-
trachten.

Der Verband ruft zur Solidaritat mit der betroffenen Mutter
auf und bittet um Spenden (Stichwort ,, Elterngeld*). Soweit die-
seden Strafbetrag Ubersteigen, sollen siezur Unterstiitzung wei-
terer Eltern, die gegen die Diskriminierung durch das Eltern-
geldgesetz klagen, verwendet werden. Es wird auch eine Be-
schwerde beim Européi schen Gerichtshof fir Menschenrechte
in Erwégung gezogen, fallsvom Bundesverfassungsgericht wei-

193



Wirtschaft und Verbande

terhin Verfassungsbeschwerden ,, nicht zur Entscheidung ange-
nommen* werden. —Auch Kleinspenden zeigen Solidaritét und
sind willkommen.

Nahere Informationen zum Urteil und zur Strafe kdnnen bei
Dr. Resch (E-Mail: Johannes-Resch@t-online.de) eingeholt
werden.

Aus Sicht desVerbands Familienar beit e.V. ist das
Elterngeldgesetz ver fassungswidrig

DasElterngeld ist eine staatliche Zahlung, die den Lohnaus-
fall nach der Geburt eines Kindes abmildern soll. Es bemisst
sich daher am Erwerbseinkommen, das im Jahr vor der Geburt
des Kindes erzielt wurde: So bekommen die bestverdienenden
Eltern das hochste Elterngeld. Geringverdienende, Studieren-
de und Eltern, die vor der Geburt des Kindes wegen der haus-
lichen Betreuung &lterer Kinder nicht erwerbstétig waren, be-
kommen nur einen Mindestbetrag von 300 €.

Das Elterngeld wird aber nicht durch einkommensabhangi-
ge Beitrage finanziert, wie z. B. das einkommensbezogene Ar-
beitslosengeld | und das Krankengeld. Es ist auch keine Lei-
stung, die der Sozialstaat bei nachgewiesener Bediirftigkeit zu
gewahren hat. (Hartz 1V/ Soziahilfe). Das Elterngeld wird oh-
ne, Bedirftigkeit* aus Steuermitteln bezahlt, ein absolutes No-
vum!

Mit der Befristung auf ein Jahr (plus 2 Monate bei Beteili-
gung des Vaters) ist das Elterngeld ein Instrument zur Gange-
lung von Eltern, mit dem erreicht werden soll, dass die hausli-
che Vollbetreuung des Kindes nach dieser Frist in eine Krip-
penbetreuung Uberfihrt wird. Beide Eltern sollen baldmdglich
wieder dem Arbeitsmarkt voll zur Verfligung stehen. — Unter
dem Vorwand der Gleichberechtigung der Geschlechter wird ei-
ne Gleichschaltung im Erwerbsleben angestrebt, die keine
Ruicksicht mehr auf das Wohl der Kinder und die Winsche der
Eltern nimmt. Das ist eine Verfadschung des Gleichberechti-
gungsgedankens, die dem Grundgesetz widerspricht und auch
das Schutzgebot gegeniiber der Familie missachtet. Eine Ein-
schrankung der Erwerbsarbeit zugunsten der Kinder ist danach
nicht erwtinscht. Es sollen Anreize geschaffen werden, die den
Eltern ihr verfassungsrechtlich garantiertes Recht, frei Uber die
Art und Wei se zu entscheiden, wieihre Kinder erzogen werden
sollen, und dabei ,, die zuvérderst ihnen obliegende Pflicht” (GG
Art. 6 Abs. 2) abkaufen. Das Elterngeldgesetz ist ein solcher
LSAnreiz*.

Ganz neu ist, dass sogar eine Kammer des Bundesverfas-
sungsgerichts (drei Richter/innen) dieser Ideologie folgt. Von
ihr wurden Beschwerden gegen das Elterngel dgesetz ,, nicht zur
Entscheidung angenommen mit der Begriindung, der Gesetz-
geber habe die Pflicht ,, iUberkommene Rollenverteilungen zu
Uberwinden®. Damit versucht diese Kammer die bisherige ge-
festigte Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, diedas
Recht der Eltern, ihre Kinder nach eigenen Vorstellungen zu er-
ziehen, zur , Leitidee unserer Verfassung” erklarte, ins Gegen-
teil zu kehren. Daher sollen Eltern, die ihre Kinder langer als
ein Jahr selbst betreuen, statt esin eine Krippe zu geben, bel ei-
nem folgenden Kind durch ein geringes Elterngeld gezielt be-
nachteiligt werden. Die elterliche Erziehungsarbeit fur dltere
Kinder wird a's Nullwert behandelt. Im Vergleich mit Eltern,
diedenWinschen der Krippenpolitik willfahrig folgen oder auf
weitere Kinder verzichten, sind selbst betreuende Eltern, meist
die Mtter, massiv benachteiligt.

Fazit: Wie kann ein Gesetz verfassungskonform sein, das mit
einer Gleichberechtigung der Geschlechter begriindet wird, aber
Frauen oder Manner wegen der Wahrnehmung ihrer naturge-
gebenen Rolle als Mutter oder Vater von der Gleichberechti-
gung ausschlief3t?

Wie bisherige Verfassungsbeschwerden offenbarten, sieht
sich schon eine Kammer des Bundesverfassungsgerichts dem
Diktat des Gender Mainstreamings verpflichtet. Die unteren Ge-
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richtsebenen folgen, obwohl Beschliisse einer Kammer fir sie
nicht bindend sind. Bindend sind dagegen dtere Urteile der Se-
nate, die von dieser Kammer bisher ignoriert werden.

Unser Verband will Mtter und Véter unterstiitzen, die ihre
verfassungsrechtlich garantierten Grundrechtenicht der sichim-
mer totalitérer gebardenden regierungsamtlichen Gender-Ma-
instreaming-ldeol ogie opfern wollen und deshalb gegen ihre
Diskriminierung durch das Elterngeldgesetz klagen. Wenn ei-
ne familienfeindliche Ideologie sogar von einer Kammer des
Bundesverfassungsgerichtes offen vertreten wird, zeigt dasdie
bereits heute bestehende Gefahr fur unseren Rechtsstaat. Des-
halb bitten wir um Spenden, um weitere Klagen zu unterstiit-
zen. Immerhin ist nicht auszuschlief3en, dass sich ein Gericht
nicht am Verhalten der Kammer sondern an den bisherigen Ur-
teilen des Bundesverfassungsgerichts orientiert und die Frage
selbst al's Vorlagebeschluss dort vorlegt.

BVerfG-Pressemitteilung Nr. 76/2011 vom 24.11. 2011

Erfolgslose Ver fassungsbeschwer de gegen die Ausgestal-
tung des Elterngelds als Einkommenser satzleistung

Das Elterngeld ist gesetzlich als Einkommensersatz ausge-
staltet. Eswird in Hohe von 67% desin den zwolf Monaten vor
dem Monat der Geburt des Kindes durchschnittlich erzielten
monatlichen Einkommens aus Erwerbstétigkeit bis zu einem
Hochstbetrag von 1800 € monatlich fir volle Monate gezahlt,
in denen die berechtigte Person kein Erwerbseinkommen er-
zielt. Die Beschwerdef Uihrerin widmet sich der Erziehung ihrer
fUnf Kinder, wahrend ihr Ehemann erwerbstétig ist. Fr ihr 2007
geborenesKind wurdeihr Elterngeld lediglichin HohedesMin-
destbetrages in Hohe von 300 € gewahrt. Ihre Klage auf Ge-
wahrung von Elterngeld in Hohe des Maximal betrages von
1800<€ blieb bis zum Bundessozialgericht erfolglos. Die Be-
schwerdefuhrerin sieht sich hierdurch inihren Grundrechten auf
Gleichheit sowie auf Schutz und Férderung von Ehe und Fa-
milieverletzt. Durch dieAusgestaltung des Elterngelds als Ent-
geltersatzleistung wirden die Eltern, die vor der Geburt kein
Erwerbseinkommen erwirtschaftet hétten, benachteiligt und
Mehrkindfamilien, in denen realistisch nur ein Elternteil be-
rufstétig sein konne, diskriminiert.

Die 2. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungs-
gerichtshat die Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung
angenommen, dadieAnnahmevoraussetzungen nicht vorliegen.
Die Beschwerdefihrerin ist insbesondere nicht in ihren Grund-
rechten verletzt (Beschluss vom 9. November 2011 — 1 BVR
1853/11).

Der Entscheidung liegen im Wesentlichen folgende Erwé-
gungen zugrunde:

1. Die Gestaltung des Elterngelds als steuerfinanzierte Ein-
kommensersatzlei stung verstofdt nicht gegen den allgemeinen
Gleichheitssatz ausArt. 3Abs. 1 GG. Die gesetzgeberische Ent-
scheidung, bei der Bemessung des Elterngelds an das bisheri-
ge Erwerbseinkommen anzuknipfen, beruht auf Sachgriinden,
die hinreichend gewichtig sind, um die damit einhergehende
Ungleichbehandlung grundrechtlich zu rechtfertigen.

Mit dieser Regelung wollte der Gesetzgeber insbesondere da-
rauf reagieren, dass Manner und Frauen sich immer spéter und
seltener fur Kinder entscheiden. Das Elterngeld soll die Ent-
scheidung fir eine Verbindung von Beruf und Familie gegen-
Uber einem Verzicht auf Kinder begtinstigen und will daher Ein-
kommensunterschiede zwischen kinderlosen Paaren und Paa-
ren mit Kindern abmildern. Dabei férdert das Elterngeld schwer-
punktmafdig Erziehende mit kleinen und mittleren Einkommen,
wiesiemeist am Beginn der Berufstétigkeit erwirtschaftet wer-
den. So erhalten Eltern mit geringeren Einkommen relativ eine
hohere Kompensation des Erwerbsausfallsals Eltern mit hohem
Einkommen, weil das Elterngeld auf 1800 € beschrénkt ist. Es
ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, dass der Gesetz-
geber bel jlngeren Berufstétigen spezifische Hindernissefr die
Familiengrindung ausmacht und darum gerade hier Anreizefur
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die Familiengriindung setzt, auch wenn er darauf verzichtet hat,
einen sozialen Ausgleich vorzunehmen. Die mit der einkom-
mensbezogenen Differenzierung der Hohe des Elterngelds ein-
hergehende Unglei chbehandlung ist angesichts der gesetzlichen
Zielsetzung verfassungsrechtlich hinzunehmen, zumal die Re-
gelung auch Eltern ohne vorgeburtliches Einkommen nicht
ganzlich ohne Forderung |&sst.

Zudem ist die Gestaltung des Elterngelds a's Einkommens-
ersatz im Hinblick auf den ausArt. 3 Abs. 2 GG folgenden ver-
fassungsrechtlichen Auftrag des Gesetzgebers gerechtfertigt,
die Gleichberechtigung der Geschlechter in der gesellschaftli-
chen Wirklichkeit durchzusetzen und tiberkommene Rollen-
verteilungen zu Gberwinden. Nicht nur mit der Einfiihrung der
sogenannten Véatermonate (vgl. Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 19. August 2011 — 1 BvL 15/11 —, Presse-
mitteilung Nr. 59/2011 vom 14. September 2011), sondern auch
mit der Gestaltung des Elterngelds al's Einkommensersatz soll
die partnerschaftliche Teilhabe beider Eltern an Erziehungs- und
Betreuungsaufgaben gestérkt werden. Die Annahme des Ge-
setzgebers, dadurch kdnnten auch Véter zur Wahrnehmung von
Erziehungsverantwortung ermutigt werden, ist verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstanden. Nach Angaben des Statistischen
Bundesamtes ist die Zahl der Véter, die Elternzeit und Eltern-
geld in Anspruch nehmen, seit der Einfiihrung des Elterngelds
bis 2009 von 15,4% auf 23,9% gestiegen.

2. Die Beschwerdefuhrerin wird auch nicht in ihrem Grund-
recht auf Férderung der Familie aus Art. 6 Abs.1 und Abs. 2
GG verletzt, dadie gesetzgeberische Entscheidung, das Eltern-
geld nach dem bisherigen Erwerbseinkommen zu bemessen,
von legitimen Zwecken getragen wird und der Gesetzgeber den
ihm im Rahmen der Familienforderung zukommenden weiten
Gestaltungsspielraum nicht Uberschritten hat.

KfW Bankengruppe

Deutsches Wirtschaftswachstum in der Demogr afiefalle:
Woist der Ausweg?

Der demografische Aushlick fur Deutschland Uber die kom-
menden 20 Jahreist ungiinstig: Die Bevoélkerungszahl wird sin-
ken, stérker aber noch die Zahl der Personen im erwerbsféhi-
gen Alter. Die Erwerbsbevolkerung schultert damit eine stei-
gende Last, darelativ gesehen weniger Personen zur Verfligung
stehen, die den Wohlstand fiir alle erwirtschaften missen. Oh-
ne Gegenmal3nahmen betriige das Potenzi alwachstum 2030 nur
noch 0,2%, das Pro-Kopf-Wachstum fiele auf 0,7%. Diese Ent-
wicklung ist jedoch kein Schicksal. Mit einem integrierten An-
satz auf zahlreichen wachstumsrelevanten Feldern kann es
Deutschland gelingen, den Ausweg aus der Demografiefalle zu
finden und mittelfristig wieder zu einem Pro-Kopf-Wachstum
von 2 % zuriickzukehren:

 Auf dem Arbeitsmarkt sind die Steigerung der Partizipations-
quote auf ein skandinavisches Niveau, die weitere Reduzie-
rung der strukturellen Erwerbslosigkeit sowie der Abbau un-
freiwilliger Teilzeit entscheidend, erganzt um eine verstarkte
Gewinnung von qualifizierten Fachkraften aus dem Ausland.

* Dartiber hinaus bedarf es zusétzlicher Maf3nahmen auf dem
Gebiet der Innovations- und Bildungspolitik, um den techni-
schen Fortschritt zu beschleunigen. Erforderlich hierfir sind
eine quantitative und qualitative Ausweitung der FUE-An-
strengungen und eine Stérkung der Innovationsfahigkeit von
Unternehmen.

* Deutschland muss verstérkt in Bildung investieren, angefan-
gen vom frihkindlichen Bereich bishin zur tertiéren Bildung.
Die deutsche Volkswirtschaft benétigt gut ausgebildete und
hoch produktive Arbeitskréfte, um ihren komparativen Vor-
teil in der Entwicklung und Produktion hochwertiger, wert-
schépfungsintensiver Kapital- und Konsumgter auch lang-
fristig zu halten.
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 Die vermehrten FUE-, Innovations- und Bildungsanstrengun-
gen missen Hand in Hand gehen mit deutlich mehr Sachka-
pitalinvestitionen. Seit geraumer Zeit fallt die deutsche Inve-
stitionsquote trotz ginstiger Finanzierungsbedingungen und
hoher inléndischer Ersparnis.

Hinw. d. Red.: Die Studieder KfW (November 2013; 29 Sei-
ten) kann in einer Ubergangszeit a's pdf-Datei bei der Redak-
tion GUT zur kostenfreien Ubersendung per e-mail (info@
prewest.de) angefragt werden.

KfW-I nterview-Pressemeldung vom 4.11. 2013

» Deutschland gilt noch nicht als beliebtestes Zielland*
KfW-Chefvolkswirt Dr. Jorg Zeuner Uber die Chancen,
den Fachkraftemangel durch Zuwanderung zu mildern
Herr Zeuner, die KfW hatte unter dem Motto ,Wie kann Zu-
wanderung zur Fachkréftesicherung in Deutschland beitragen?
zu einer Demografie-Konferenz mit Experten ausaller Welt nach
Berlin eingeladen. Bitte skizzieren Sie kurz die Ausgangslage!

>> Wir kénnen davon ausgehen, dass die Erwerbsbevolke-
rung in den néchsten Jahrzehnten in Deutschland deutlich ab-
nehmen wird. Selbst in einem optimistischen Szenario wird das
Erwerbspersonenpotenzial bis 2050 um rund 27Prozent zurtick-
gehen. Das heifdt: Wahrend heute rund 45 Millionen Personen
in Deutschland potenziell erwerbstétig sein kénnen, werden es
2050 wahrscheinlich nur noch knapp 33 Millionen sein. Gleich-
zeitig wird der Bedarf der deutschen Volkswirtschaft an quali-
fizierten Fachkréften steigen. Deutsche Unternehmen sind ver-
starkt auf hoch qualifizierte Fachkréfte angewiesen, um inno-
vationsfahig zu bleiben und im globalen Wettbewerb bestehen
zu konnen.

Sie sprechen von einem optimistischen Szenario. Was be-
deutet das?

>> Optimistisch heifdt, dassin zwei Bereichen von einer po-
sitiven Entwicklung ausgegangen wird: der erste Bereich ist
die Erwerbsheteiligung von Frauen und &lteren Arbeitnehmern.
Hier haben wir noch ein grofes Potenzial, das in den néchsten
Jahren weiter mobilisiert werden muss. Auch Weiterbildung
spielt dabei einewichtige Rolle. Der zweite Bereichist die Zu-
wanderung. Nur wenn mittelfristig mehr Fachkréfte zu- als ab-
wandern, werden wir in der Lage sein, die heutige Produkti-
vitét unserer Wirtschaft zu halten.

Wel che Aspekte spielten auf der KfW-Demografiekonferenz
zum Thema Fachkréftesicherung durch Zuwanderung eine be-
sondere Rolle?

>> Mittlerweileist das deutsche Zuwanderungsrecht - gera-
de fur Hochqualifizierte - im internationalen Vergleich sehr li-
beral. Einerseits nutzen multinational tétige Grof’konzerne
schon lange Mdglichkeiten, qualifizierte Fachkréfte aus dem
Ausland zu rekrutieren. Andererseits machen geradekleineund
mittlere Unternehmen (KMU), die fir die deutsche Wirtschaft
so wichtig sind, kaum von der M&glichkeit Gebrauch, im Aus-
land Fachkré&fte anzuwerben. Jedoch gilt in der Wahrnehmung
der Menschen in den Herkunftsl &ndern Deutschland noch nicht
alsbeliebtestes Zielland. Als ein Hauptgrund hierfir wurde die
deutsche Sprache genannt. Das Beherrschen der deutschen
Spracheist fir vieleArbeitsstellen heute noch immer einewich-
tige Voraussetzung.

Was muss noch getan werden, um Fachkréfte nach Deutsch-
land zu holen?

>> Um in Deutschland die oft beschworene Willkommens-
kultur zu etablieren, ist ein Bundel von MalRhahmen notwen-
dig. Nicht nur die Politik und Unternehmen miissen Zuwande-
rer willkommen heil3en; die Gesellschaft an sich muss offener
werden. Gute Kinderbetreuungsmaglichkeiten, gute Schulbil-
dung und berufliche Perspektiven auch fir den Partner spielen
bei der Migrationsentscheidung einewichtige Rolle. Ferner gilt
es, Verwaltungsprozesse effizienter und transparenter zu ge-
stalten.
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Konnen wir damit die Auswirkungen des demografischen
Wandels abwenden?

>> Der zu erwartende Fachkréftemangel ist nur ein Teil der
Herausforderungen, die mit dem demografischen Wandel auf
uns zukommen. Wir werden nicht nur weniger und bunter, wir
werden auch dlter. Parallel muss daher auch die entsprechende
Anpassung von I nfrastrukturen - zum Bei spiel Wohnungen und
das wohnungsnahe Umfeld - und der Sozia systeme bewadltigt
werden. Da haben wir noch viel zu tun.

Européaische Kommission zieht Vor schlag Uber die
Austibung des Rechts auf Durchfiihrung kollektiver Mai3-
nahmen im Kontext der Niederlassungs-

und der Dienstleistungsfreiheit zurtick

Kommissar Andor hat am 11. 9. 2012 vor dem Européischen
Parlament angekiindigt, dass die Européische Kommission in
Kurze ihren Vorschlag fir eine Verordnung tiber die Ausiibung
des Rechts auf Durchfthrung kollektiver Mal3nahmen im Kon-
text der Niederlassungs- und der Dienstleistungsfreiheit (KOM
130 (2012)) zurlickziehen wird. Mehrere national e Parlamente
hatten den Vorschlag der Européi schen Kommission kritisiert.
Ein Sprecher der Européi schen Kommission betonte allerdings,
dass die Zurtickziehung nicht aufgrund der Einspriiche natio-
naler Parlamente erfolgt sei, sondern vielmehr aus der Er-
kenntnis, dass der Vorschlag keine Mehrheiten finden wiirde.

Der Vorschlag hatte zum Ziel, eine Balance zwischen den
sozialen Rechten, hier insbesondere dem Streikrecht und den
Freiheiten des Binnenmarkts zu finden. Der Vorschlag war von
Anfang an heftig kritisiert worden. Insbesondere die Gewerk-
schaften sahen dies a's einen Eingriff in das Streikrecht.

Der Européische Gewerkschaftsbund unterstiitzt von einer
Reihe von Abgeordneten des Européi schen Parlaments fordert
weiterhin, dass das Verhdltnis zwischen dem Streikrecht und
den Binnenmarktfreiheiten bald geklart wird, dadie Urteile des
Européi schen Gerichtshof Laval und Viking zu Unsicherheiten
fuhren. Die Gewerkschaften fordern, dass die sozialen Rechte
und insbesondere das Streikrecht vor den Binnenmarktfreihei-
ten Vorrang haben sollten. Die Binnenmarktfreiheiten sollten
nicht zu unfairen Léhnen und Arbeitsbedingungen fuhren.

Quelle: woche in briissel (wib), Ausgabe vom 14.9.2012

Europaische Kommission Brissel, 26.4.2013
COM (2013) 236 final / 2013/0124 (COD)

Vorschlag fiir eine RICHTLINIE DES EUROPAISCHEN
PARLAMENTS UND DES RATES Uber MalRnahmen zur
Erleichterung der Auslibung der Rechte, die
Arbeitnehmern im Rahmen der Freiziigigkeit zustehen

Hinw. d. Red.: Der Richtlinienvorschlag (46 Seiten) kann
as pdf in einer Ubergangszeit bei der Redaktion Gurl
(info@prewest.de) zur kostenfreien Ubersendung angefragt
werden.

CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Pressemitteilung vom 17.10. 2013

Gegen Menschenhandel mit aller Kraft vorgehen
Tater bestrafen, Opfer schiitzen

Am Européischen Tag gegen Menschenhandel zeichnet die
Bilanz fir Deutschland, Europa und die Welt ein erschrecken-
des Bild. Dazu erklért die Vorsitzende der Arbeitsgruppe Men-
schenrechte und Humanitére Hilfe der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, Erika Steinbach:

» Der jahrliche verbrecherische Ertrag aus Menschenhandel,
Zwangsprostitution, Versklavung zur Ausbeutung der Arbeits-
kraft, Organhandel und Waffenhandel wird auf 25 Milliarden
Euro geschétzt. Allein mit dem Organhandel verdient dietrans-
national organisierte Kriminalitét heute mehr als mit Drogen.
Die Zahl der Opfer kann ebenfalls nur geschétzt werden. Von
29 Millionen Sklaven weltweit geht eine Studie der australi-
schen ,\Walk Free"-Stiftung aus. Der Bericht des Sonderaus-
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schusses gegen organisiertesVerbrechen, Korruption und Geld-
wasche des Européischen Parlaments geht von 880.000 Zwangs-
arbeiternin der Européi schen Union aus. Rund 270.000 von ih-
nen, meist Frauen, werden sexuell ausgebeutet.

Deutschland ist seit Bestehen des 2002 unter der rot-griinen
Regierung beschlossenen Prostitutionsgesetzes eines der eu-
ropéischen Hauptziellander fir Menschenhandler geworden.
Menschenhandel und sexuelle Ausbeutung haben in den Uber
zehn Jahren des Bestehens des Prostitutionsgesetzes er-
schreckend zugenommen. Dieses Prostitutionsgesetz schiitzt
nicht die betroffenen Frauen, sondern Menschenhéndler, Zuhal-
ter und Bordellbetreiber.

Frauen missen vor Gewalt und Zwangsprostitution besser
geschiitzt werden. Menschenhandel und Zwangsprostitution ge-
hen einher mit der schwerwiegenden Verletzung der Men-
schenwurde. Deutschland darf kriminellen Zuh&ltern und Bor-
dellbetreibern keinen Schutz bieten.

Der Bundestag beschlossim Juni 2013 mit den Stimmen der
christlich-liberalen Koalition ein Gesetz zur Umsetzung der EU-
Richtlinie zur Bekampfung des Menschenhandels und erste
Mal3nahmen zur besseren Kontrolle von Prostitutionsstétten.
Der Gesetzentwurf fiel aufgrund des nachfolgenden Bundes-
ratsheschlusses unter den Grundsatz der Diskontinuitét. Es be-
steht ein umso dringenderer Handlungsbedarf. Die Téter mis-
sen bestraft und die Opfer geschiitzt werden.”

SPD-Bundestagsfraktion
Pressemitteilung vom 23.10.2013

Das Européische Parlament sagt M enschenhandel
den Kampf an

Zur heutigen Annahme des Berichts Uber organisiertes Ver-
brechen, Korruption und Geldwasche: Empfohlene Mal3nah-
men und Initiativen des CRIM-Sonderausschusses durch das
Européische Parlament erklart die stellvertretende rechtspoliti-
sche Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion Eva Hogl:

Der Bericht des Européischen Parlaments ist ein notwendi-
ges und wichtiges Signal bel der Bekémpfung der grenziber-
schreitenden Kriminalitét und der Beseitigung von Men-
schenhandel und Zwangsarbeit.

Die Européi sche Kommission und die Regierungen sind jetzt
gefordert, endlich aktiv und effektiv gegen Menschenhandel
vorzugehen. Daher sind die Forderungen des EU-Parlaments
unter anderem nach einer EU-Chartazum Schutz der Opfer und
nach einer besseren Bestrafung der Téter und Téterinnen zu be-
grufen.

Auch in Deutschland brauchen wir eine effektive Regelung
zur Verschérfung der Strafbarkeit von Menschenhandel sowie
eine umfangrei che Unterstiitzung der Betroffenen. Straffreiheit
und ein besseresAufenthaltsrecht fiir Opfer sowie effektive Auf-
kl&rungskampagnen sind dartiber hinaus unabdingbar. Jetzt gilt
es, zugig einen neuen, grundlegend Uberarbeiteten Gesetzent-
wurf im Deutschen Bundestag vorzulegen. Wir werden unsin
den Koalitionsverhandlungen mit der Union intensiv daf Ur ein-
setzen.

Menschenhandel und Versklavung sind schwerste Verbrechen
mitten in Europa. Rund 880.000 Menschen werden in der EU
zur Arbeit gezwungen, der jahrliche Ertrag wird auf 25 Milli-
arden Euro geschétzt. Esist hdchste Zeit, den Menschenhand-
lerinnen und Menschenhéndlern das Handwerk zu legen.

CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Pressemitteilung vom 4.12.2013

Anreize zur Armutsmigration schaden allen Zuwanderern
L 6sung liegt in der nachhaltigen Unter stiitzung
der Herkunftslander

Das Landessozialgericht Essen hat EU-Birgern einen An-
spruch auf Sozialleistungen zugesprochen, die hier keinen Ar-
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beitsplatz fanden. Dazu erklart der Integrationsbeauftragte der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Frieser:

»Die Urteile des Landessozialgerichts Essen, die arbeitsu-
chenden EU-Burgern einen Anspruch auf ,,Hartz IV* zuspre-
chen, sind ein Schlag ins Gesicht der grofien Mehrheit von Zu-
wanderern, diein unserem Land lernen und arbeiten, um einen
Beitrag fir die Gesellschaft zu leisten.

Siegeféhrden auch die Akzeptanz der Gesellschaft, diein ei-
nigen Kommunen bereits jetzt erhebliche soziale Problemla-
gen bei der Integration, Existenzsicherung, Unterbringung und
Gesundheitsversorgung durch sog. Armutsmigration wahr-
nimmt. Es darf dadurch nicht zu einer verallgemeinernden Ab-
lehnung von Zuwanderung kommen.

Deutschland ist ein weltoffenes und tolerantes Land, das Zu-
wanderer willkommen heif, diebel unsalsTeil der Gesellschaft
[eben méchten und ihre Zukunft hier planen. Menschen, dieihr
Land nicht freiwillig fir unseres verlassen, sondern vor bitte-
rer Armut fliehen, haben andere Ziele und Prioritdten. Integra-
tion ist eine gesamtgesel I schaftliche Aufgabe. Von den Zuwan-
derern fordert die Union im erfolgreich beschrittenen Weg des
Forderns und Forderns eigene Integrationsbemtihungen. Die
Aufnahmegesellschaft hingegen muss die Willkommenskultur
weiter stérken, um dieAttraktivitét unseres Landesfir benttig-
te Fachkréafte aus dem Ausland zu erhGhen.

Das Problem ist das wuchtige Gefélle in Europa. Das kann
aber nicht durch die Abschaffung der Ausschlussregelung des
Sozialgesetzbuches |1 gel6st werden, dadiesdie Armutsmigra-
tion verstarkt. Die Losung liegt in der nachhaltigen Unterstit-
zung der Herkunftslander und ihrer Burger durch die EU.

Die Integrationspolitik der Union hat das Ziel den Zusam-
menhalt in unserer Gesellschaft zu stérken, zu deren Wohl stand
und kulturellen Vielfalt Zuwanderer beitragen. Solange auf eu-
ropéischer Ebene kein Schutz vor Missbrauch durch Zuwande-
rung in die Sozialsysteme besteht, kann dies nur vor Ort, bei-
spiel sweise durch die Ausnahmeregel ungen passieren. Ausdie-
sem Grund hat der Gesetzgeber zu Recht von einer im eu-
ropéischen Recht vorgesehenen Erméchtigung Gebrauch ge-
macht, um Burgern der EU, die nicht Arbeitnehmer oder Selb-
sténdige sind, unter bestimmten Voraussetzungen von Sozial-
hilfelei stungen auszuschlief3en.

Hintergrund

DasL andessozial gericht von Nordrhein\Westfalen hat in zwel
Entscheidungen (L6 AS 130/13 und L 19 AS 129/13) Birgern
aus Rumanien einen Anspruch auf Sozialleistungen zugespro-
chen, die hier keinen Arbeitsplatz fanden. Es argumentierte u.
a., der Leistungsausschluss fur arbeitsuchende EU-Burger im
Sozialgesetzbuch verstol3e in seiner ,, ausnahmslosen Automa-
tik" gegen européisches Recht.

Das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen hingegen
folgte dieser Argumentation nicht und entschied am 15.11.
2013, dass EU-Birger, die sich zum Zweck der Arbeitsuchein
Deutschland aufhalten, keinen Anspruch auf Leistungen zur
Sicherung des L ebensunterhalts nach dem Recht der Grund-
sicherung fur Arbeitsuchende (SGB 1) haben.

Bundestagsfraktion DIE LINKE
Pressemitteilung vom 6.12. 2013

Asylantrage durfen nicht von Bundeswehr
bearbeitet werden

L aut Medienberichten sollen Unteroffiziere der Bundeswehr
bei der Bearbeitung von Asylantrdgen eingesetzt werden. Da-
zu erklart Petra Pau, Mitglied im Vorstand der Bundestagsfrak-
tion DIE LINKE:

»,Gemall Grundgesetz darf die Bundeswehr im Verteidi-
gungsfall und in Extremsituationen auch zur Katastrophen-
abwehr eingesetzt werden.
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Eines von beiden — die Vertei digung Deutschlands oder eine
besondere Katastrophe — scheint nach Ansicht der Bundes-
regierung eingetreten zu sein, denn Angehorige der Bundeswehr
sollen demnéchst offenbar Dokumente von Flichtlingen Gber-
prifen und Asylsuchende erkennungsdienstlich behandeln.

Eine Uberpriifung dieser Ungeheuerlichkeit durch den Bun-
destag ist derzeit nicht méglich, daCDU/CSU und SPD dessen
Arbeit blockieren.

CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Pressemitteilung vom 29.11. 2013

Kein Staatsprivileg bei der Zeitarbeit einfiihren
Birokratie abbauen

Die SPD-gefuhrten Lander Rheinland-Pfalz, Nordrhei n\West-
falen und Schleswig-Holstein haben am heutigen Freitag den
Antrag,, Personal gestellung und Abordnung — Herausnahme der
offentlich rechtlichen Gebietskorperschaften aus dem Anwen-
dungsbereich des Gesetzes zur Regelung der Arbeitnehmer-
Uberlassung” in den Bundesrat eingebracht. Hierzu erklart der
Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on, Michael Fuchs:

»Ein Staatsprivileg bei der Zeitarbeit ist abzulehnen. Biro-
kratieaufwand, der Unternehmen zugemutet wird, ist auch von
Landern und Kommunen, die wirtschaftliche Tétigkeiten aus-
tben, zu erbringen.

Statt sich Uber Burokratieprivilegien fur die eigenen Unter-
nehmen Gedanken zu machen, sollten wir lieber dartiber nach-
denken, wie Burokratie fir alle abgebaut werden kann.

M ehrere SPD-gefiihrte Bundesléander wollen die 6ffentlichen
Arbeitgeber durch eine Art ,, Staatsprivileg* von den ihrer An-
sicht nach zu burokratischen und aufwendigen Regelungen fur
Zeitarbeit und Arbeitnehmerlberlassung befreien.

Die verschérften Regelungen zur Missbrauchsbekampfung
in der Zeitarbeit waren 2011 von der christlich-liberalen Bun-
desregierung zu Recht eingefiihrt worden. Ausgerechnet dage-
gen ziehen nun SPD-gefiihrte Bundeslander zu Felde, nicht um
Vereinfachungen fur alleArbeitgeber zu erwirken, sondern aus-
schliefdlich und exklusiv fir Arbeitgeber der 6ffentlichen Hand.
Diesist nicht hinnehmbar-

Offenbar scheut die 6ffentliche Hand hier jene Belastungen,
die der privaten Wirtschaft konsequent abverlangt werden. Ei-
ne solche Vorzugsbehandlung ist unvereinbar mit dem Gleich-
heitsgrundsatz.

DasArbeitnehmeriiberlassungsgesetz (AUG) gilt ebensowie
die Européische Leiharbeitsrichtlinie fur 6ffentliche und priva-
te Arbeitgeber gleichermal3en. Offentlichen Arbeitgebern wird
ohnehin ein vereinfachtes Antragsverfahren erméglicht, indem
auf bestimmte Unterlagen wie einen Handel sregi sterauszug und
einen Gesellschaftsvertrag verzichtet wird. Weitere geforderte
Privilegierungen, wie etwa ein Gebuhrenprivileg, sind abzu-
lehnen, u. a. da das Erlaubnisverfahren und die damit zusam-
men hangenden Kontrollen fiir Kommunen nicht grundsétzlich
weniger aufwendig sind als fur andere Arbeitgeber.

Von den Instrumenten zur Flexibilisierung des Arbeitsmark-
tes, wie beispiel sweise der Zeitarbeit, profitieren insbesondere
Geringqualifizierte und Langzeitarbeitslose. Wir brauchen fai-
re Regelungen fiir alle Beschéftigten, egal ob diese in der Pri-
vatwirtschaft oder bei 6ffentlichen Arbeitgebern beschaftigt
sind.

Staatsprivilegien waren jedenfalls der falsche Weg und ein
verheerendes Signal fir die Menschen in unserem Land. Der
Antrag der Bundeslénder sollte daher abgelehnt werden.”
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88246, 252 BGB
Prospekthaftung; | mmobilienfonds;
enttduschte Gewinnerwartung;
Fachmarktzentrum; Blrogebaude

Nach dem gewdohnlichen Lauf der Dinge kann nicht mit
Wahr scheinlichkeit erwartet werden, dasssich ein zur Ver-
figung stehender Geldbetrag zumindest in Hohe des ge-
setzlichen Zinssatzes von 4% verzinst.

(BGH, Urteil vom 24.4.2012 — X| ZR 360/11)

18 Aus den Grunden: Il. 2. d) bb) Zu Recht ist das Beru-
fungsgericht auch nicht der Auffassung des Thiringer Ober-
landesgerichts Jena (Z1P 2008, 1887, 1889) gefolgt, nach dem
gewohnlichen Lauf der Dinge kdnne mit Wahrscheinlichkeit er-
wartet werden, dass sich ein zur Verfligung stehender Geldbe-
trag zumindest in Hohe des gesetzlichen Zinssatzesvon 4% p. a.
(8246 BGB) verzinse. Wie der Senat aus zahlreichen Verfah-
ren weif3, entspricht es schon nicht dem gewdhnlichen Lauf der
Dinge, dass eine Geldanlage Uberhaupt Gewinn abwirft. Erst
recht gilt das fir eine Verzinsung von 4% p. a. In Ubereinstim-
mung damit hat das Berufungsgericht unangegriffen und rechts-
fehlerfrei festgestellt, dass die Statistiken der Deutschen Bun-
desbank Uber Umlaufrenditen von Anleihen der offentlichen
Hand und verzinslichen Wertpapieren inlandischer Bank-
schul dverschreibungen fur die vorausgegangenen M onate selbst
bei Laufzeiten von 15 bis 30 Jahren fast ausschliefdlich Werte
von nur 2 bis 3% p. a. ausweisen und danach selbst oder gera-
de bei solchen verlustsicheren Anlagen ein genereller und pau-
schaler wahrscheinlicher Mindestgewinn tatsachlich nicht an-
genommen werden kann.

8550 BGB
Gewerberaummiete; Sanierung vor Bezug des Obj ekts;
Schriftform; Bestimmbarkeit des Mietbeginns;
Beginn des Mietver haltnisses mit Uber gabe/Ubernahme
der Mietsache oder fiktiver Ubergabe bei vom Mieter
Zu vertretender Ver zogerung

EineBestimmungin einem Mietvertrag Uber den Beginn
desMietver hdltnissesgeniigt dann der Schriftform des§550
BGB, wenn die Kriterien, an die die Vertragsparteien den
Vertragsbeginn kniipfen, dessen eindeutige Bestimmunger -
moglichen.

(BGH, Urteil vom 24.7.2013 — XI1 ZR 104/12)

1 Zum Sachver halt: Die Parteien streiten im Rahmen der vor-
liegenden Zahlungsklage um die Wirksamkeit der vom Be-
klagten ausgesprochenen K tindigung eines gewerblichen Miet-
vertrages.

2 Der Beklagte mietete von der Klagerin Geschéftsréumein
einem Gewerbeobjekt, das vor Bezug durch die Mieter umfas-
send saniert werden sollte. Der am 1. Dezember 2006 auf die
Dauer von zunéchst zehn Jahren abgeschlossene Mietvertrag
enthélt in 84 Ziffer 1 folgende Bestimmung:

3 ,DasMietverhdltnisund damit die Pflicht zur Zahlung des
Mietzinses gemal’ § 6 beginnt mit der Ubergabe/Ubernahme
der Mietsache gemaf? §3.

4 Verzogert sich die Ubergabe/Ubernahme durch Ande-
rungswiinsche des Mieters <...> oder durch nicht rechtzeiti-
geVorlageder fir den Mieterausbau erforderlichen Pléneund
Unterlagen <...> oder durch nicht rechtzeitige Leistung der
Sicherheit <...>, beginnt das Mietverhétnis mit dem Tag, an
dem das Objekt ohne diese Anderungswuiinsche bzw. bei
rechtzeitigem Vorliegen der Unterlagen und Plane bzw. der
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Bankbirgschaft tibergeben worden wére. Gerét der Mieter
mit der Ubernahme des Mietobjektsin Verzug, so beginnt das
Mietverhdtnis mit Eintritt des Annahmeverzuges:

5 DieUbergabeder Mietraume an den Beklagten erfolgteam
16. Oktober 2007.

6 Mit Schreiben vom 10. Februar 2010 erklarte der Beklag-
te die aulerordentliche Kindigung des Mietverhéltnisses aus
wichtigem Grund, weil die Kl&gerin entgegen ihrer vertragli-
chen Zusicherung keinen direkten Zugang von dem angren-
zenden Parkplatz eines grof3en Einkaufmarktes zu den Ge-
schéftsraumen des Beklagten geschaffen habe. Obwohl dieKl&
gerin die Kundigung nicht akzeptierte, raumte der Beklagte am
16. Februar 2010 die Mietrédume und gab die Schilissel an die
Klé&gerin zurilck.

7 Mit ihrer Klage verlangt die Kl&gerin die Miete ein-
schliefdlich vereinbarter Vorauszahlungen auf die Betriebsko-
sten fur die Monate Februar bis Dezember 2010. Das Landge-
richt Bochum hat die Klage abgewiesen. Das Oberlandesgericht
Hamm hat unter Zurtickweisung der weitergehenden Berufung
der Klagerin das landgerichtliche Urteil abgeandert, den Be-
klagten zur Zahlung der Miete fUr die Monate Februar bis Sep-
tember 2010 verurteilt und die Klage hinsichtlich der begehr-
ten Vorauszahlungen auf die Betriebskosten abgewiesen. Mit
der vom Oberlandesgericht zugel assenen Revision mdchte die
Klé&gerin auch eineVerurteilung des Beklagten zur Zahlung der
(Netto-)Miete fur die Monate Oktober bis Dezember 2010 er-
reichen.

8 Ausden Grinden: Die Revision hat Erfolg.

9 |. Das Berufungsgericht hat zur Begriindung seiner Ent-
scheidung ausgefiihrt:

10 Der Mietvertrag sei nicht aufgrund einer wirksamen auf3er-
ordentlichen Kuindigung zum 10. Februar 2010 beendet wor-
den. Es fehle an einem wichtigen Grund zur fristlosen Kiindi-
gung. Der beweisbel astete Beklagte habe nach dem Ergebnis
der Beweisaufnahme nicht mit ausreichender Sicherheit nach-
weisen konnen, dass der Zeuge S. wahrend der Vertragsver-
handlungen verbindlich zugesagt habe, dass ein freier Zugang
von dem benachbarten Parkplatz des Einkaufsmarktes zu den
Gewerberdumen des Beklagten geschaffen werde.

11 Die unwirksame auf3erordentliche Kindigung des Be-
klagten sei jedoch in eine ordentliche K lindigung umzudeuten,
die zu einer Beendigung des Mietverhaltnisses mit Ablauf des
30. September 2010 gefiihrt habe. Die Umdeutung einer un-
wirksamen fristlosen K lindigung in eine ordentliche K indigung
gemal} §140 BGB sei anerkannt, wenn anzunehmen sei, dass
der Kiindigende sich bei Ausspruch der Kiindigung des Miet-
verhdltnisses auch unabhangig vom Vorliegen eines Grundes
zur fristlosen Kindigung vom Vertrag |6sen wolle. Angesichts
der kurz nach Kiindigungsausspruch erfolgten Ubergabe der
Mietréume und Riickgabe der Schliissel an die Klagerin stehe
ein derartiger Wille des Beklagten aul3er Frage. Der Feststel-
lung, dassdas Mietverhaltnisaufgrund einer ordentlichen Kiin-
digung beendet worden sei, stehe auch nicht entgegen, dasssich
der Beklagte bis zum Termin der Berufungsverhandlung nicht
auf ein derartiges Kindigungsrecht berufen habe.

12 Eine ordentliche Kiindigung des Mietvertrages sei zul&s-
sig gewesen, weil der befristete Mietvertrag aufgrund einer Ver-
letzung des Schriftformerfordernisses gemal? 88 550, 578 BGB
als auf unbestimmte Zeit abgeschlossen gelte. Von den Ver-
tragsparteien sei in dem schriftlichen Mietvertrag vom 1. De-
zember 2006 keine hinreichend bestimmte Vereinbarung tber
die Vertragsdauer getroffen worden. Zwar besttinden hinsicht-
lich der Bestimmtheit/Bestimmbarkeit der zum Mietbeginn und
damit zur konkreten Vertragsdauer getroffenen Regelung keine
Bedenken, wenn sich die Parteien insoweit auf diein §4 Abs.1
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desVertrages niedergel egte Vereinbarung beschrénkt hétten, wo-
nach dasMietverhdtnismit der Ubergabe/Ubernahmeder Miet-
sache beginne. Aus dem weiteren Text in §4 des Mietvertrages
ergebe sich jedoch, dass das Mietverhéltnis moglicherweise ab
dem Zeitpunkt einer fiktiven Ubergabe zu laufen beginne. Die-
se zusétzliche Vereinbarung lasse den Beginn des Mietverhalt-
nisses nicht mehr als bestimmbar erscheinen. Insoweit fehle es
hinsichtlich des Vertragsbeginns an einem vereinbarten Sach-
verhalt, der so genau bestimmt worden sei, dass bei seiner Ver-
wirklichung keine Zweifel blieben. Insbesondere werde ein Er-
werber, der gemal3 §566 BGB an die Bestimmungen des Miet-
vertrages gebunden sei, bei dem Versuch, den Tag desVertrags-
beginns festzustellen, mdglicherwei se vor erhebliche tatséchli-
che Schwierigkeiten gestellt. Dieverbleibende Ungewissheitim
Hinblick auf die zeitliche Abweichung desVertragsbeginnsvon
dem Zeitpunkt der Ubergabe des Objekts kénne auch nicht als
nur unwesentlich bewertet werden. Schlief3lich stehe einer Be-
rufung des Beklagten auf den Mangel der Schriftform auch nicht
der Einwand unzuldssiger Rechtsausiibung entgegen.

13 Vorauszahlungen auf die Betriebskosten fr den Zeitraum
Februar bis Dezember 2010 konne die Klagerin wegen der in-
zwischen eingetretenen Abrechnungsreife nicht mehr verlan-
gen.

14 11. DieseAusfilhrungen halten einer rechtlichen Uberpri-
fung nicht in alen Punkten stand. Die Klagerin kann vom Be-
klagten gemaid §535 Abs.2 BGB die Zahlung der (Netto-)
Miete auch fir die Monate Oktober bis Dezember 2010 ver-
langen. Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichtshat die
vom Beklagten am 10. Februar 2010 erkléarte Kindigung nicht
zur Beendigung des Mietvertrags gefuhrt.

15 1. Soweit das Berufungsgericht nach durchgefihrter Be-
weisaufnahme die Voraussetzungen fur eine fristlose Kiindi-
gung des Mietvertrages aus wichtigem Grund gemai3 §543
Abs.1 und Abs.2 Nr.1 BGB verneint hat, ist hiergegen revisi-
onsrechtlich nichts zu erinnern. Auch die Revision erhebt ge-
gen dieses fiir sie glinstige Ergebnis keine Einwendungen.

16 2. Nicht gefolgt werden kann dagegen dem Berufungsge-
richt, soweit es annimmt, das Mietverhaltnis sei durch die mit
Schreiben des Beklagten vom 10. Februar 2010 erfolgte Kiin-
digung zum 30. September 2010 beendet worden.

17 @) Entgegen der Auffassung der Revision ist alerdings
nicht zu beanstanden, dass das Berufungsgericht die vom Be-
klagten erklarte fristlose Kiindigung gema 8140 BGB in eine
ordentliche Kiindigung des Mietverhaltnisses umgedeutet hat.
Zwar kann wegen der unterschiedlichen Rechtsfolgen einefrist-
lose Kiindigung nicht in jedem Falle in eine ordentliche Kiin-
digung umgedeutet werden, wenn die Voraussetzungen fir ei-
ne fristlose Kindigung nicht vorliegen (vgl. Senatsurteil vom
15. Januar 2003 — X1l ZR 300/99 ZIP 2003, 667, 669 [=Gul
2003, 136]). Eine Umdeutung ist aber dann zuldssig und ange-
bracht, wenn fir den Kiindigungsgegner erkennbar nach dem
Willen des Kiindigenden das Vertragsverhéltnisin jedem Falle
zum néchstmdglichen Termin beendet werden soll (vgl. BGH
Urteil vom 12. Januar 1981 — VIII ZR 332/79 — NJW 1981,
976, 977 [=WuM 1981, 106]).

18 Im vorliegenden Fall bestehen gegen die Umdeutung in
eine ordentliche Kundigung keine rechtlichen Bedenken. Der
Beklagte hatte bereitsvor seiner K tindigungserklarung der K1&-
gerin schriftlich mitgeteilt, welche entscheidende Bedeutung
er einem direkten Zugang von dem Parkplatz des Einkauf-
marktes zu seinen Geschéftsraumen fur den Erfolg seiner Ge-
schéftstatigkeit beimesse und dass er den Mietvertrag kiindi-
gen werde, falls die Kl&agerin den Zugang nicht herstelle. Aus
dem Kuindigungsschreiben vom 10. Februar 2010 ergibt sich,
dass der Beklagte davon ausging, die Kl&gerin werde auch in
Zukunft keinen direkten Zugang von dem Parkplatz des Ein-
kaufmarktes zu den gemieteten Gewerberdumen herstellen.
Aulerdem kiindigte der Beklagte in diesem Schreiben bereits
die Riickgabe der Schliissel an. Die Klagerin konnte daher aus
dem Inhalt des Schreibens den Willen des Beklagten erkennen
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(8133 BGB), das Mietverhdtnisin jedem Fall beenden zu wol-
len, zumal der Beklagte unmittelbar nach seiner Kiindigungs-
erklérung das Mietobjekt geraumt und die Schllissel andieKl&
gern zuriickgegeben hat (vgl. hierzu OL G Rostock ZMR 2001,
29).

19 b) Nicht frei von Rechtsfehlern ist dagegen die Annahme
des Berufungsgerichts, der zwischen den Parteien abgeschlos-
sene Mietvertrag wahre nicht die erforderliche Schriftform der
88578 Abs.1 und 2, 550 Satz1 BGB und konne daher nach
§580a Abs. 2 BGB mit Wirkung zum 30. September 2010 or-
dentlich gekiindigt werden.

20 aa) Der Mietvertrag vom 1. Dezember 2006 enthéltin 84
Ziffer 2 dieVereinbarung, das Mietverhdtniswerde auf die Dau-
er von zehn Jahren fest abgeschlossen. Diese Befristung des
Mietvertrages schliefdt die M6glichkeit einer ordentlichen Kiin-
digung nach §580 aAbs. 2 BGB wahrend der vereinbarten L auf-
zeit aus (8542 Abs. 2 Nr.1 BGB), wenn die vertragliche Rege-
lung Uber den Beginn der Mietzeit der erforderlichen Schrift-
form der 88578 Abs. 2 und 1, 550 BGB gentigt. Entgegen der
Auffassung des Berufungsgerichtsist diese Voraussetzung vor-
liegend erfillt.

21 bb) Zutreffend geht das Berufungsgericht davon aus, dass
es zur Wahrung der Schriftform des §550 BGB grundsétzlich
erforderlich ist, dass sich die wesentlichen Vertragsbedingun-
gen insbesondere Mietgegenstand, Mietzins sowie Dauer und
Parteien des Mietverhaltnisses aus der Vertragsurkunde ergeben
(vgl. Senatsurteilevom 7. Juli 1999 —X11 ZR 15/97 —NJW 1999,
3257, 3258 [=WuM 1999, 698]; vom 7. Mérz 2007 — X1l ZR
40/05 — NJW 2007, 1817 [=GuT 2007, 126] Rn.12 und vom
24. Februar 2010 — X11 ZR 120/06 — NJW 2010, 1518 [= GuTl
2010, 93] Rn. 11 jeweilsmwN). Regelungen zur Dauer der Miet-
zeit wahren nach der sténdigen Rechtsprechung des Senats dann
die Schriftform, wenn sich Beginn und Ende der Mietzeit im
Zeitpunkt des Vertragsschlusses in hinreichend bestimmbarer
Weise aus der Vertragsurkunde ergeben (Senatsurteil vom 24.
Februar 2010—X11 ZR 120/06 —NJW 2010, 1518 [= GuT 2010,
93] Rn.11 mwN). Unerheblich ist dabei, ob zwischen den Par-
teienimweiteren Verlauf Streit Uber den festgel egten Zeitpunkt
des Vertragsbeginns entsteht. Fir die Frage, ob eine Urkunde
die Schriftform wahrt oder nicht, ist grundsétzlich auf den Zeit-
punkt ihrer Unterzeichnung abzustellen. Spétere tatséchliche
Geschehnisse kdnnen die Wahrung der Form nicht mehr in Fra-
gestellen (Senatsurteil vom 7. Juli 1999 - XI1 ZR 15/97 — NJW
1999, 3257, 3259 [=WuM 1999, 698]).

22 cc) Soweit das Berufungsgericht jedoch meint, die Form
der 88578 Abs.1 und 2, 550 BGB sei vorliegend nicht gewahrt,
weil der Mietbeginn nicht hinreichend bestimmbar vereinbart
worden sei, kann dem nicht gefolgt werden. Das Berufungsge-
richt stellt zu hohe Anforderungen an den Begriff der Be-
stimmbarkeit. Der Senat hat bereits entschieden, dass fur die
Bestimmbarkeit des Mietbeginns eine abstrakte Beschreibung
genugt, dieesermdglicht, den Mietbeginn zu ermitteln (vgl. Se-
natsurteile vom 2. November 2005 —XII ZR 212/03 — NJW
2006, 139, 140 [=GuT 2006, 11] und vom 29. April 2009 — X1I
ZR 142/07 — NJW 2009, 2195 [= GuT 2009, 173] Rn. 28). Aus-
reichend, aber auch erforderlich ist, dass der Sachverhalt, an
den die Vertragsparteien den Vertragsbeginn kntipfen, so genau
bestimmt wird, dass bei seiner Verwirklichung kein Zweifel am
Vertragsbeginn verbleibt. Der Senat hat deshalb in der Verein-
barung, dass das Mietverhdtnis ,, mit der Ubergabe der Miet-
raume” beginnen solle, einen hinreichend bestimmbaren Be-
ginn des Mietverhaltnisses gesehen (Senatsurteil vom 2. No-
vember 2005 — X1l ZR 212/03 — NJW 2006, 139, 140 [=GuT
2006, 11]).

23 Auch im vorliegenden Fall haben sich die Parteien in §4
Ziffer 1 Satz1 des Mietvertrages zunéchst darauf geeinigt, dass
das Mietverhdtnis ,mit der Ubergabe/Ubernahme der Mietsa-
che" beginnen sollte. Auf Grund dieser Beschreibung steht der
Beginn des Mietverhaltnisses nach erfolgter Ubergabe eindeu-
tig fest.
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24 dd) Die hinreichende Bestimmbarkeit des Mietbeginns
wird auch nicht durch die weiteren Regelungen in 84 Ziffer 1
Satz 2 und 3 des Mietvertragesin Frage gestellt. Dort haben die
Partei en genaue Regel ungen dazu getroffen, unter welchen \Vor-
aussetzungen das Mietverhétnis bereits vor der tatsachlichen
Ubergabe beginnen sollte und den dann maf3geblichen Zeitpunkt
flr den Beginn des Mietverhé tnisses festgelegt. Damit haben
die Vertragsparteien das, was sie Uiber den Beginn des Mietver-
haltnisses vereinbart haben, vollstandig und richtig in der Ver-
tragsurkunde niedergelegt. Der Vertragsbeginn ist dadurch fir
einen mdglichen Erwerber der Mietsache bestimmbar. Er kann
aus der Vertragsurkunde erkennen, in welchen Féllen der Miet-
vertrag bereits vor der tatsachlichen Ubergabe beginnen sollte
und es ist fur ihn ersichtlich, welcher Zeitpunkt fir den Ver-
tragsbeginn an die Stelle der tatséchlichen Ubergabetreten soll-
te. Diesgenligt, um das Schriftformerfordernis zu erfiillen. Die
Schriftform wird nicht dadurch in Frage gestellt, dass die Ver-
einbarung Uber den Vertragsbeginn auslegungsbediirftige Be-
griffeenthélt oder die Feststellung, ob die Umstande, andiedie
Parteien den Vertragsbeginn gekniipft haben, tatséchlich auch
eingetreten sind. Ausreichend ist, dass fr einen moglichen Er-
werber der Mietsache aus der schriftlich niedergelegten Ver-
einbarung die fur den Vertragsbeginn maf3geblichen Umsténde
SO genau zu entnehmen sind, dass er beim Vermieter oder Mie-
ter entsprechende Nachforschungen anstellen kann.

25 ee) Auch der Schutzgedanke des 8550 BGB erfordert
nicht, dass sich der konkrete Zeitpunkt des Beginns des Miet-
verhaltnisses unmittelbar aus der Vertragsurkunde entnehmen
lasst. Der Senat hat bereits mehrfach darauf hingewiesen, dass
es zahlreiche Fallgestaltungen gibt, in denen §550 BGB den
Zweck, einem spéteren Grundstiickserwerber Klarheit tber die
Bedingungen eines langfristigen Mietvertrags zu verschaffen,
in den er kraft Gesetzes eintritt, nicht umfassend gewéahrleisten
kann (vgl. Senatsurteile BGHZ 154, 171 = NJW 2003, 2158,
2160 [= Gur 2003, 132]; BGHZ 136, 357 = NJW 1998, 58, 61
[=WuM 1997, 667] und vom 2. Mai 2007 — X1l ZR 178/04 —
NJW 2007, 3273 [= GuT 2007, 219] Rn. 27). Diesgilt auch hin-
sichtlich der fir einen Grundstiickserwerber wichtigen Kennt-
nis, zu welchem Zeitpunkt ein langfristiges Mietverhaltnis be-
ginnt. Wenn die Mietvertragsurkunde etwa eine Verlénge-
rungsoption zu Gunsten des Mieters vorsieht, kann der Grund-
stiickserwerber der Urkunde nicht entnehmen, ob der Mieter
diese Option vor dem Eigentumsiibergang ausgelibt hat oder
nicht, so dass Ungewissheit dartiber bestehen kann, ob dasMiet-
verhéltnis bald enden oder gegebenenfalls noch jahrelang fort-
bestehen wird (Senatsurteil vom 2. Mai 2007 — X1 ZR 178/04
—NJW 2007, 3273 [=GuUT 2007, 219] Rn. 27). Auch bei einem
langfristigen Mietvertrag, der vorsieht, dass er nur bel Eintritt
einer kinftigen Bedingung wirksam wird, steht der Umstand,
dass deren Eintritt aus der Vertragsurkunde selbst nicht er-
sichtlichist und der Grundstlickserwerber Nachforschungen an-
stellen muss, um zu erfahren, ob die Bedingung eingetreten ist,
der Wahrung der Schriftform nicht entgegen (vgl. Senatsurteil
BGHZ 154, 171 = NJW 2003, 2158, 2160 [=GuT 2003, 132]).
Selbst wenn die Mietvertragsparteien den Mietbeginn an den
Zeitpunkt der Ubergabe knlpfen, ergibt sich der Mietbeginn
nicht aus der Vertragsurkunde selbst. Haben die Parteien ein
Ubernahmeprotokoll erstellt, aus dem sich der Zeitpunkt der
Ubergabe ersehen lielRe, verlangt das Schriftformerfordernis
nach 88578 Abs. 1 und 2, 550 BGB nicht, dass dieses Protokoll
der Mietvertragsurkunde angeheftet wird. In all diesen Fallen
ist der Grundstlickserwerber aber durch die aus der Urkunde
ersichtlichen Regelungen zum Vertragsbeginn hinreichend ge-
warnt, so dass es ihm zuzumuten ist, sich gegebenenfalls bei
dem Verkaufer oder bei dem Mieter zu erkundigen.

26 ff) Soliegt der Fall hier. Aus §4 Ziffer 1 des Mietvertrags
ist fur einen moglichen Erwerber des Mietobjekts ersichtlich,
dassder Mietbeginn und damit auch das Mietende entweder von
der tatsichlichen Ubergabe der Mietsache oder davon abhan-
gigist, ob es zu einer Verzégerung der tatséchlichen Ubergabe
durch diein der Vereinbarung konkret benannten Umstande ge-
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kommen ist. Er weil3 daher, dass das Mietverhaltnis nicht be-
reits 10 Jahre nach Abschluss des Vertrags enden wird, sondern
erst zu einem spéteren Zeitpunkt, Gber den er sich erst noch auf
andere\Wei se Gewissheit verschaffen mussund regelmafiig auch
kann (Senatsurteil vom 2. Mai 2007 — X1l ZR 178/04 — NJW
2007, 3273 [=Gur 2007, 219] Rn. 28).

27 3. Dasangefochtene Urteil kann daher keinen Bestand ha-
ben. Der Senat kann in der Sache abschlief3end entscheiden, da
weitere tatséchliche Feststellungen, die fir die Entscheidung
von Bedeutung sein konnten, weder zu erwarten noch erfor-
derlich sind (8563 Abs. 3 ZPO).

Mitgeteilt von RiBGH Wellner, Karlsruhe

88 313, 535, 543 BGB
Bankburgschaft desMietersin der Finanzkrise;
Wegfall der Geschaftsgrundlage; aulReror dentliche
Kundigung vor Uberlassung des zu er stellenden Hotels

Zum (verneinten) Wegfall der Geschaftsgrundlage, wenn
sich infolge der sog. Finanzmarktkrise im Jahr 2088 die
Bankkonditionen fiir eine Sicherheitenstellung ver scharft
haben und insoweit eine Leistungser schwerung fir den
Schuldner der Sicherheit eingetreten ist.

(KG, Urteil vom 5.11.2012 — 8 U 171/11)

Zum Sachver halt: Nach Nr. 8.1 des— unstreitig zwischen den
Parteien fortgesetzten — Mietvertrags vom 31. 7. 2008 Uber ein
noch zu erstellendes Hotel in Berlin war von der Beklagten als
Mieterin innerhalb von 4 Wochen nach Mitteilung durch den
Vermieter, dass er seine Ruicktrittsrechte nicht austibt, oder spa-
testensam 15. 2. 2009 e ne sel bstschul dnerische Bankbtirgschaft
zu stellen, und nach Nr. 8. 3 des Vertrags konnte der Vermieter
bei ,Verzug" des Mieters (nicht bel , Schwierigkeiten“ der Be-
schaffung) eine Barkaution verlangen. Nr. 23. 4 desVertragslau-
tet , Gerichtsstand Berlin, Deutsches Recht*.

Mit Schreiben vom 14.11.2008 verzichtete der vertrags-
schliefende Vermieter, H.G., auf die vertraglichen Rucktritts-
rechte und forderte die Beklagte zur Stellung einer Bankbiirg-
schaft Uber 2.000.000 EUR bis zum 12.12. 2008 auf. Die KI&
gerin asavisierte Vertragsiibernehmerin stimmte dem Verzicht
am gleichen Tag zu. Mit Schreiben vom 18.12. 2008 erkléarte
die Beklagte, die Birgschaft sei ,, unter den seit Sommer 2008
stark veranderten Bedingungen auf den globalen Finanzmérk-
ten... nicht unter den bisherigen und Ublichen Bedingungen zu
beschaffen”, und bot statt dessen drei Patronatserkl&rungen tiber
je 500.000 EUR und eine Bankburgschaft tiber 500.000 EUR
an. Eine Besprechung (jedenfalls) vom 29. 1. 2009 (iber dieArt
der Sicherheitdeistung fuhrte zu keiner Vereinbarung.

Mit Anwaltsschreiben vom 16. 2. 2009 lief3 die Klagerin ei-
ne Frist zur Blrgschaftsgestellung bis zum 28. 2. 2009 setzen
und die Kiindigung des Mietvertrags aus wichtigem Grund
androhen.

Mit Anwaltsschreiben vom 19.2.2009 berief sich die Be-
klagte auf einen Wegfall der Geschéftsgrundlage, da die Blirg-
schaft nicht ,,unter den bisherigen und Ublichen Bedingungen
beschafft werden* konne. Nachdem die Kl&gerin unter dem
3. 3. 2009 gegeniiber den Beklagtenvertreter und der Beklagten
personlich diefristlose K indigung des Mietvertragserklart hat-
te, erklarteder Beklagtenvertreter am 13. 3. 2009 den,, Rucktritt
bzw. die Kiindigung” unter anderem deshalb, weil eine Bank-
burgschaft ,, nunmehr nur noch unter erheblich verénderten Be-
dingungen erlangt” werden kdnne und die Kl&gerin sich einer
Vertragsanpassung verschliefe.

Die Beklagte tragt zur Begriindung der Berufung u. a. vor:
Das Landgericht habe zu Unrecht ein Anpassungsrecht des
Mietvertrags gemal3 § 313 Abs. 1 BGB abgelehnt und folglich
einen Verzug der Beklagten mit der Burgschaftsgestellung an-
genommen. Die Weltwirtschaftskrise habe nicht nur zu typi-
schen Marktschwankungen geftihrt, sondern zu einer vollig aty-
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pischen Marktentwicklung. Wahrend zum Zeitpunkt der Ver-
tragsschlusses Mitte 2008 eine Birgschaft gegen Zahlung ei-
ner monatlichen Gebtihr (Aval zinsen) zu erlangen gewesen sei,
verlangten die Banken nunmehr die Hinterlegung eines der
Burgschaftssumme entsprechenden Betrages. Weder schwedi-
sche Banken, eine danische Bank noch deutsche Banken seien
bereit gewesen, der Beklagten eine Burgschaft ,,zu marktibli-
chen Bedingungen“ zu gewéahren. Die ,, markttibliche und vor-
hersehbare Entwicklung des Finanzmarkts* habe den Vorstel-
lungen der Parteien entsprochen. Die Beklagte habe das Risiko
der Erschwerung nicht zutragen. Zwar falleihre Bonitét inihren
Risikobereich, jedoch stehe vorliegend nicht diesein Frage, son-
dern eine Veranderung der ,, aul3erlichen Umstande". Die wirt-
schaftliche Entwicklung der Finanzmérkte seit Beginn der Fi-
nanzkrise Mitte 2008 sei den Erschiitterungen nach Endedes 1.
Weltkriegs vergleichbar. Esliege Unzumutbarkeit auf Seite der
Beklagten vor.

Die Kl&gerin erwidert auf die Berufung: Der Kursverfall an
den Borsen nach der Insolvenz der US-Bank L. B. am 15. 9. 2008
habe zu keiner besonders schweren Verwerfung der wirtschaft-
lichen Verhaltnisse gefihrt. Es handele sich hier um eine Frage
der Bonitét der Beklagten, da hiervon der Umfang der von den
Banken verlangten Sicherheiten abhange. Das— mit Nichtwis-
sen bestrittene — Verlangen der Banken nach einer vollstandi-
gen Hinterlegung der Birgschaftssumme stelle blof3 eine Ver-
schéarfung der geforderten Sicherheitsleistung dar, deren Ursa-
cheoffen sei. DasBeschaffungsrisiko sei in Nr. 8. 3desVertrags
auch dahin geregelt, dass die Beklagte bel Schwierigkeiten der
Beschaffung eine Barkaution aufzubringen habe.

Aus den Griunden: B. Die zul&ssige Berufung der Beklagten
ist ... unbegrindet. ...

I1. 2) Entgegen der Ansicht der Beklagten war der —nach der
Erklarung des Verzichts auf das Ricktrittsrechts des Vermie-
ters vom 14.11. 2008 gemal? § 286 Abs. 2 Nr. 2 BGB i.V.m.
Nr. 8.1 des Mietvertrags seit dem 13.12. 2008 gegebene —Ver-
zug mit der Beibringung der Bankbiirgschaft tiber 2 Mio. EUR
nicht durch einen Wegfall der Geschéftsgrundlage (§ 313Abs. 1
BGB) ausgeschlossen.

a) Dahin stehen kann, ob der erstmals in der Berufungsin-
stanz erfolgte Vortrag der Beklagten, dass zur Zeit des Ver-
tragsabschlusses e ne Bankbtirgschaft gegen Zahlung eines mo-
natlichen Gebihr zu erlangen war, wéhrend die Banken nach
Beginn der Finanzkriseim Jahr 2008 die Hinterlegung einesder
Burgschaft entsprechenden Betrages auf einem ihrer Konten
verlangten, eine blof3e Préazisierung des erstinstanzlichen Vor-
trags Uber eine,, erhebliche Verénderung der Bedingungen* zur
Erlangung eines Bankbiirgschaft darstellt, oder ob es sich nicht
vielmehr um neuen Sachvortragi.S. von 8§ 531 Abs. 2 ZPO han-
delt (vgl. dazu BGH NJW 2007, 1531, 1532 Tz 7), und ob letz-
terenfalls eine Verletzung der Hinwei spflicht des Landgerichts
auf das Fehlen einer zureichenden Darlegung nach § 139 ZPO
vorliegt, mit der Folge, dass der neue Vortrag nach 8 531 Abs. 2
S 1Nr. 2,3 ZPO zuzulassen ist.

Denn die Voraussetzungen eines Wegfalls der Geschéfts-
grundlage liegen auch dann nicht vor, wenn der Vortrag der Be-
klagten zugelassen und als wahr unterstellt wird.

b) Nach § 313 Abs. 1 BGB setzt ein Wegfall der Geschéfts-
grundlage voraus, dass sich die Umstande, die zur Geschéfts-
grundlage geworden sind, schwerwiegend verandert haben, die
Parteien den Vertrag bei Voraussehen der Veranderung nicht oder
mit anderem Inhalt geschlossen hétten, und einem Vertragsteil
unter Beriicksichtigung aller Umsténde, insbesondere der ver-
traglichen oder gesetzlichen Risikoverteilung, das Festhalten
am unveranderten Vertrag nicht zugemutet werden kann.

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor.

aa) Die Geschéaftsgrundlage wird nach sténdiger Rechtspre-
chung des BGH gebildet durch die bel Vertragsschluss beste-
henden gemeinsamen Vorstellungen beider Parteien oder die
dem Geschéftsgegner erkennbaren und von ihm nicht bean-
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standeten Vorstellungen der einen Vertragspartei vom Vorhan-
densein oder dem kiinftigen Eintritt gewisser Umstande, sofern
der Geschéftswille der Parteien auf dieser Vorstellung aufbaut
(s. etwaBGH NJW 2010, 1663 [=WuM 2010, 299] Tz 17 m.N.).
In Betracht kommen dabei nicht nur konkrete, zum Gegenstand
der Verhandlungen gemachte Umsténde (vgl. Griinebergin: Pa-
landt, BGB, 71. Aufl., § 313 Rn 3 f.: , subjektive Geschéfts-
grundlage"), sondern auch Umstande, welche die Parteien als
sel bstverstandlich ansahen, ohne sich diese bewusst zu machen
(s. BGHZ 131, 209 = NJW 1996, 990, 992; vgl. Griineberg
a.a.0.: ,objektive Geschaftsgrundlage").

Danach bilden die Bedingungen der Banken fir die Be-
schaffung einer Bankburgschaft durch die Beklagte im vorlie-
genden Fall keine Geschéftsgrundlage des Mietvertrags.

Eine konkrete Erdrterung dieses Punktesim Vorfeld des Ver-
trags wird von der Beklagten nicht behauptet.

Die Beschaffungsbedingungen sind auch nicht Gegenstand
vertragstypischer Vorstellungen der Parteien (vgl. BGH a.a.0.)
gewesen.

Fehl geht der Hinwels der Beklagten auf die Entscheidung
des BGH in WM 1978, 322 (betr. Preisvervielfachung wegen
Olkriseim Jahr 1973) oder die Rechtsprechung des RG betref-
fend eine Anderung der wirtschaftlichen Verhaltnisse durch
Krieg und Revolution (vgl. etwa die Entscheidungen vom
10.12.1920, RGZ 101, 79 und vom 3.2.1922, RGZ 103, 328:
Storung des Aquivalenzverhdtnisses durch Geldentwertung
zwischen Vertragsschluss und Lieferung). Dieser Rechtspre-
chung liegt die Erkenntnis zugrunde, dassbel gegenseitigen \Ver-
trégen in der Regel die Vorstellung von der Gleichwertigkeit
von Leistung und Gegenleistung Geschaftsgrundlage ist (vgl.
BGH WM 1978, 322, 323; Gruneberg, a.a0., 8 313 Rn 25
m.N.). Darum geht esvorliegend nicht. Denn die Blrgschaft ist
ein blofRRes Sicherungsmittel und keine im Synallagma stehen-
de Leistung. Durch die behauptete Beschaffungserschwerung
trat kei ne Verschiebung des Aquival enzverhal tnisses zugunsten
der Kl&gerin ein, sondern der Wert als Sicherungsmittel blieb
fUr sie unveréndert.

bb) Der blofRe Umstand der L eistungserschwerung ist nach
der vertragstypischen Vorstellung der Parteien grundsétzlich Ri-
siko des Schuldners (s. Griineberg, a. a.0., Rn 30) und vermag
eine Vertragsanderung wegen Wegfalls der Geschéftsgrundla-
ge daher nicht zu begrtinden (vgl. dazu BGH NJW 2010, 1874,
1877 [= GuT 2010, 189] Tz 24 m.N.). Der Schuldner kann sich
nicht auf unvorhergesehene Finanzierungsschwierigkeiten be-
rufen, da die Finanzierung des Geschéfts unmittelbar in seine
Sphérefalt (s. BGHZ 87, 112 = NJW 1983, 1489, 1490). Erst
recht muss dies gelten, wenn fir den Glaubiger Gberhaupt nicht
erkennbar geworden ist, ob der Schuldner zur L eistungserbrin-
gung eine Finanzierung bendtigt, auf den vorliegenden Fall
Ubertragen also, ob die Beklagte etwa hinreichendes Grund-
vermogen besal3, um die Bankburgschaft abzusichern.

cc) Daran andert es entgegen der Ansicht der Beklagten
nichts, dass Ursache der Schwierigkeiten nicht ihre fehlende
Bonitét, sondern die allgemeineVerschérfung der Bedingungen
auf Grund der Finanzmarktkrise sai.

Zum einenist die Bonitét auch unter den Umstanden der sog.
Finanzmarktkrise von entscheidender Bedeutung. Eine Hinter-
legung des Burgschaftsbetrags wirde von den Banken nicht
gefordert, wenn die Beklagte etwa zur Stellung ausreichender
Grundsicherheiten in der Lage wére.

Zum anderen fuhrt der Umstand, dass auf Grund der Fi-
nanzmarktkrise eine Vielzahl von Schuldnern mit Finanzie-
rungsproblemen konfrontiert sein mogen, nicht zu einer ande-
ren Risikoverteilung. Esbleibt dabei, dassder Schuldner fir die
Finanzierung und das Fehlen ausreichender Mittel einzustehen
hat (im Ergebnis ebenso Kuntz, Auswirkungen der Finanz-
marktkrise ..., WM 2009, 1257, 1259; Griineberg in: Palandt,
a a.0., 8313 Rn 30; Finkenauer in: MiIKo, BGB, 6. Aufl., 8313
Rn 184, 207).
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Diese Beurteilung stimmt mit der Rechtsprechung des BGH
Uberein, wonach unvorhergesehene negative A uswirkungen auf
das Vermdgen einer Partel und daraus folgende Leistungshin-
dernisse auch dann nicht zum Wegfall der Geschaftsgrundlage
fuhren, wenn sie nicht auf Griinden aus der Sphére des Schuld-
nersberuhen, sondern Folgeallgemeiner Umwalzungen sind (s.
BGH WM 1957, 1367, 1368: keine Befreiung des Schuldners,
wenn die gemeinschaftliche Vorstellung der Erzielung von Ein-
nahmen aus einem Grundstiick wegen seiner Lage in Ost-Ber-
lin enttduscht wird; BGH WM 1962, 625, 626: unverschulde-
ter Vermdgensverlust durch Enteignung, Vertreibung oder Krieg
|asse die Geschéftsgrundlage nicht entfallen; BGHZ 7, 238 =
NJW 1952, 1371, 1372 f.; WM 1962, 610, 612: unerhebliches
Hindernisder Ruckfuihrung von Ristungskrediten, nachdem das
Deutsche Reich zusammengebrochen ist und die Ristungslie-
ferungen nicht bezahlt hat; s. a. Finkenauer in: MUKo, a. a.0.,
§ 313 Rn 304).

... 3) Der Anspruch der Klégerin auf Ersatz der (unstreitig
angefallenen) Avalkosten von 354,17 EUR fur die von ihr be-
reits beschaffte Birgschaft folgt aus § 284 BGB. Eshandelt sich
um im Vertrauen auf die Durchfihrung des Mietvertrags ge-
machte Aufwendungen, die an Stelle eines Schadensersatzan-
spruchs ersetzt verlangt werden kénnen. Die fristlose K iindi-
gung der Kl&gerin (die auch ausdriicklich so bezeichnet wurde)
vom 3. 3.2009 war wirksam. Das Recht zur fristlosen Kuindi-
gung auswichtigem Grund nach § 543 Abs. 1 BGB besteht auch
vor der Uberlassung der Mietsache an den Mieter (vgl. BGH
NJW-RR 2007, 884, 885 [=Gur 2007, 128] Tz 26, 30; Wei-
denkaff in: Palandt, BGB, 71. Aufl., 8 543 Rn 12); die An-
wendbarkeit des § 543 BGB vor der Gebrauchstiberlassung er-
gibt sich inzident auch aus § 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 Alt. 1 BGB.

Die Fortsetzung des Mietverhaltnisses war der Kl&gerini.S
von § 543 Abs. 1 BGB unzumutbar, nachdem die Beklagte er-
kléart hatte, dass sie die vereinbarte Sicherheitsleistung nicht er-
bringen kénne bzw. wolle. Die Mietkaution befriedigt regel-
mafig ein legitimes Sicherungsinteresse des Vermieters, ihre
Nichtleistung stellt damit grundsétzlich eine erhebliche Ver-
tragsverletzung dar (s. BGH NJW-RR 2007, 886 [= GuT 2007,
128] Tz 18). Das gilt vorliegend um so mehr, a's die Klagerin
mit der Errichtung des Hotels ein erhebliches eigenes Risiko
eingehen wollte.

Die Beklagte traf wegen ihrer ernsthaften und endgiltigen
Weigerung, die vereinbarte Sicherheit zu leisten, ein Aufl6-
sungsverschulden, welches sie geméi3 § 280 Abs. 1 BGB zum
Ersatz des Kuindigungsfol geschadens verpflichtet (vgl. BGH
NJW 2007, 2474 Rz 9; Weidenkaff, a.a.O., § 543 Rn 61). In
Bezug auf den nutzl osen Aufwand tritt der Anspruch nach § 284
BGB an dessen Stelle.

Mitgeteilt von RiKG Dittrich, Berlin

88242, 371 BGB
Gewer beraummiete; Zahlungstitel desVermieters;
Verwirkung; zurtckliegender Vollstreckungsver such

a) Der Glaubiger verwirkt einen rechtskraftig ausgeur -
teilten Zahlungsanspruch nicht allein dadurch, dasser tiber
einen Zeitraum von 13 Jahren keinen Vollstreckungsver such
unternimmt.

b) Zur Herausgabe einesVollstreckungstitels bei mehre-
ren Titelschuldnern.

(BGH, Urteil vom 9.10. 2013 — X1l ZR 59/12)

1 Zum Sachver halt: Die Beklagte (im Folgenden: Glaubigerin)
erwirkte als gewerbliche Vermieterin in den Jahren 1993 und
1994 insgesamt funf Vollstreckungstitel (Urteile und Kosten-
festsetzungsbeschliisse) gegen den Klager (im Folgenden:
Schuldner) und seinen Mitmieter. Die Forderungen sind teil-
weise befriedigt; weitere Zahlungen sind streitig. Der Schuld-
ner hat die vollsténdige Tilgung aller Schuldtitel behauptet, er
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verfligejedoch Uber keine Unterlagen und Belege ausdem frag-
lichen Zeitraum mehr, dadiese bereits vernichtet seien und auch
von der Bank nicht mehr reproduziert werden konnten.

2 Der letzteVollstreckungsversuch hatte in Form einer Woh-
nungsdurchsuchung im April 1995 stattgefunden. Danach ruh-
te die Angelegenheit, bis die Glaubigerin im Jahr 2008 ein In-
kassounternehmen mit der Einziehung der Forderung beauf-
tragte.

3 Mit seiner Klage hat der Schuldner die Unzul&ssigerklérung
der Zwangsvollstreckung und die Herausgabe der Titel verlangt.
Das Landgericht Hamburg hat der Klage stattgegeben, weil die
titulierten Anspriiche verwirkt seien. Das Oberlandesgericht
Hamburg hat die Berufung der Gléaubigerin zurtickgewiesen.
Hiergegen richtet sich deren vom Senat zugel assene Revision.

4 Aus den Grinden: Die Revision fuhrt zur Aufhebung des
angefochtenen Urteils und zur Zuriickverweisung der Sache an
das Oberlandesgericht.

5 |. Das Oberlandesgericht hat zur Begriindung seiner Ent-
scheidung im Wesentlichen ausgefuhrt: Die titulierten An-
spriiche seien verwirkt. Die Glaubigerin habe die Forderung
Uber einen langen Zeitraum von 13 Jahren nicht geltend ge-
macht. Das auf3erdem erforderliche Umstandsmoment sei da-
rin verwirklicht, dass der Schuldner sich darauf eingerichtet
habe und nach den gesamten Umsténden auch darauf habe ein-
richten dirfen, dass die Glaubigerin ihre Rechte aus den Titeln
nicht mehr geltend machen werde. Der Schuldner sei nach dem
Ablauf von etwa 13 Jahren von 1995 bis zu dem Zeitpunkt, a's
sich das|nkassobiiroim Jahr 2008 bei ihm gemel det habe, nicht
mehr in der Lage, die von ihm behauptete Erflllung der streit-
gegenstandlichen Forderung zu beweisen. Samtliche schriftli-
chen Beweismittel stiinden nicht mehr zur Verfiigung, nach-
dem die zehnjahrigen Aufbewahrungsfristen abgelaufen seien.
Die fehlende Sicherung von Belegen zum Nachweis der Erflil-
lung stelle eine berechtigte Vertrauensdisposition des Schuld-
ners dar, wenn der letzte Vollstreckungsversuch mehr al's zehn
Jahre zurtickliege. Jedenfalls habe die Glaubigerin den Schuld-
ner innerhalb der zehn Jahre darauf hinweisen miissen, dassih-
rer Auffassung nach die titulierten Ansprtiche noch nicht voll-
sténdig erflllt seien und er daher weiter mit Vollstreckungs-
mal3nahmen rechnen muisse.

6 Il. Diese Ausfuhrungen halten der rechtlichen Nachpri-
fung nicht stand.

7 1. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofsist der
Rechtsgedanke der Verwirkung, der auch im Mietund Pacht-
recht gilt, ein Unterfall der unzul&ssigen Rechtsaustibung auf-
grund widersprichlichen Verhaltens. Danach ist ein Recht ver-
wirkt, wenn der Berechtigte eslangere Zeit hindurch nicht gel-
tend gemacht und der Verpflichtete sich darauf eingerichtet hat
und nach dem gesamten Verhalten des Berechtigten darauf ein-
richten durfte, dass dieser das Recht auch in Zukunft nicht gel-
tend machen werde. Die Annahme einer Verwirkung setzt so-
mit neben dem Zeitablauf das Vorliegen besonderer, ein sol-
chesVertrauen desVerpflichteten begriindender Umstande vor-
aus. Ob eineVerwirkung vorliegt, richtet sich letztlich nach den
vom Tatrichter festzustellenden und zu wirdigenden Umstén-
den des Einzelfalles (Senatsurteile vom 17. November 2010 —
X1l ZR 124/09 — NJW 2011, 445 [=GuT 2010, 438] und vom
27. Januar 2010—XI1 ZR 22/07 —NZM 2010, 240 [= Gur 2010,
26] Rn. 32 mwN).

8 2. Ob der Ablauf von 13 Jahren, wéhrend derer die Titel
nicht vollstreckt wurden, eine ausreichend lange Zeitspanne dar-
stellt, bei der eine Anspruchsverwirkung grundsétzlich in Be-
tracht kommt, kann im Ergebnis ebenso dahinstehen wie die
Frage, ob der Schuldner eine Vertrauensdisposition getroffen
hat, indem er die Belege, die nach seinem Vorbringen bereits
im Jahr 1997 durch seinen Steuerberater verni chtet worden wa-
ren, nicht von der Bank reproduzieren lief3, bevor sie dort
geldscht wurden.
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9 Denn jedenfalls kann dem Oberlandesgericht nicht in der
Annahme gefol gt werden, der Schuldner habe sich nach den ge-
samten Umstanden darauf einrichten dirfen, dass die Gléubi-
gerinihre Rechte aus den Titeln nicht mehr geltend machen wer-
de.

10 @) Bei dem Rechtsgedanken der Verwirkung kommt esin
erster Linie auf dasVerhalten des Berechtigten an. Mit der Ver-
wirkung soll dieilloyal verspétete Geltendmachung von Rech-
ten gegeniiber dem Verpflichteten ausgeschlossen werden. Da-
bei ist das Verhalten des Berechtigten nach objektiven Ge-
sichtspunkten zu beurteilen. Mal3gebend ist insoweit, ob bei ob-
jektiver Beurteilung der Verpflichtete dem Verhalten des Be-
rechtigten entnehmen durfte, dass dieser sein Recht nicht mehr
geltend machen wolle, ob er sich also darauf einrichten durfte,
dass er mit einer Rechtsausiibung durch den Berechtigten nicht
mehr zu rechnen brauche (BGHZ 25, 47, 52 = NJW 1957, 1358;
RGZ 155, 152).

11 Nach gefestigter Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs
muissen daher zu dem reinen Zeitablauf besondere, auf dem Ver-
halten des Berechtigten beruhende Umstande hinzutreten, die
das Vertrauen des Verpflichteten rechtfertigen, der Berechtigte
werde seinen Anspruch nicht mehr geltend machen (BGHZ 105,
290, 298 = NJW 1989, 836; BGH Urteile vom 18. Januar 2001
—VII ZR 416/99 — NJW 2001, 1649; vom 14. November 2002
—VII ZR 23/02 — NJW 2003, 824 und vom 30. Oktober 2009 —
V ZR 42/09—-NJW 2010, 1074). Der Vertrauenstatbestand kann
nicht durch blof3en Zeitablauf geschaffen werden (BGH Urtei-
le BGHZ 43, 289, 292 = NJW 1965, 1532; vom 20. Dezember
1968 —V ZR 97/65 - WM 1969, 182; vom 29. Februar 1984 —
VIl ZR 310/82—-NJW 1984, 1684 [=WuM 1984, 127] vom 27.
Mérz 2001 -V1 ZR 12/00 — NZV 2001, 464, 466 und vom 14.
November 2002 — V11 ZR 23/02 — NJW 2003, 824 jurisRn. 9).

12 Hinzu kommt, dass es sich hier um titulierte Anspriiche
handelt. Lasst ein Glaubiger seinen Anspruch durch Gerichts-
urtell titulieren, gibt er bereits dadurch zu erkennen, dass er die
Forderung durchsetzen will und sich dazu einesWeges bedient,
der ihm dies grundsétzlich fur die Dauer von 30 Jahren ermdg-
licht. Bel dieser Ausgangslage liegt die Annahme, ein ansch-
lieRendes Ruhen der Angelegenheit kdnne bedeuten, der Glau-
biger wolle den Anspruch endguiltig nicht mehr durchsetzen,
umso ferner.

13 Abgesehen davon ist der Schuldner nach etwaiger Erfil-
lung der Schuld keineswegs schutzlos. Er kann nicht nur eine
Quittung beanspruchen (8368 BGB), sondern auch den Titel
selbst vom Glaubiger heraus verlangen (8371 BGB analog).

14 b) Nach den von den Vorinstanzen getroffenen Feststel-
lungen liegt ein vertrauensbegriindendes Verhalten der Gléubi-
gerin nicht vor. Nach den Annahmen des Oberlandesgerichts
war die Angelegenheit bei der Glaubigerin auf3er Kontrolle ge-
raten und deshalb 13 Jahre lang unbeachtet geblieben. Das ist
kein Umstand, aus dem ein Schuldner das Vertrauen griinden
darf, ein titulierter Rechtsanspruch solle nicht mehr durchge-
setzt werden.

15 Im Ubrigenist das Oberlandesgericht davon ausgegangen,
dass der Schuldner seine Belege mit der Erwagung vernichtete
bzw. die vom Steuerberater vorzeitig vernichteten Belege nicht
reproduzieren lief3, dass diese wegen Ablauf der steuerlichen
Aufbewahrungsfristen nicht mehr benétigt wirden. Mithin be-
ruht seine Vertrauensdisposition nicht auf Umstanden aus der
Sphére der Glaubigerin.

16 Damit fehlt esinsgesamt an einem fur die Verwirkung er-
forderlichen Umstandsmoment.

17 3. @) Wegen des aufgezeigten Rechtsfehlers kann die an-
gefochtene Entschei dung keinen Bestand haben. Der Senat kann
nicht abschlief3end in der Sache entscheiden, weil das Ober-
landesgericht — von seinem Standpunkt aus folgerichtig — kei-
ne Feststellungen zu der behaupteten Erflllung der Schuld ge-
troffen hat.
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18 b) Die Sache ist auch nicht teilweise insoweit entschei-
dungsreif, alsdie Herausgabe der Titel verlangt wird. Entgegen
der Revision wird diese nicht bereits deshalb zu Unrecht ver-
langt, weil die Titel beim Glaubiger noch zur Vollstreckung ge-
gen einen zweiten Schuldner — den Mitmieter — benétigt wr-
den.

19 Eine auf 8371 BGB analog gestiitzte Klage auf Heraus-
gabe der vollstreckbaren Ausfertigung eines unter § 794 ZPO
fallenden Titels ist nach gefestigter Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs zulassig, wenn tber eine Vollstreckungsab-
wehrklage rechtskréaftig zu Gunsten des Herausgabekl &gersent-
schieden worden ist und die Erfillung der dem Titel zu Grun-
deliegenden Forderung zwischen den Parteien unstreitig ist oder
vom Titelschuldner zur Uberzeugung des Gerichts bewiesen
wird (BGH Urteil vom 5. Mérz 2009 — IX ZR 141/07 — NJW
2009, 1671 Rn.16 mwN). Das gilt entgegen der Revision auch
dann, wenn der Titel noch zur Vollstreckung gegen einen wei-
teren Schuldner berechtigen kénnte. Denn soweit mehrere
Schuldner a s Gesamtschul dner verurteilt sind und einer der Ge-
samtschuldner die Schuld beglichen hat, bleibt fir den Glaubi-
ger nichtsmehr zu vollstrecken. Soweit sie hingegen nach Kopf-
teilen verurteilt sind, sind so viele Ausfertigungen zu erteilen,
wie Schuldner vorhanden sind; jede Ausfertigung ist insoweit
nur mit der Klausel gegen je einen der Schuldner zu versehen
(Zoller/Stéber ZPO 29. Aufl. 8724 Rn.12; Seiler in Tho-
mas/Putzo ZPO 33. Aufl. 8724 Rn.11; Saenger ZPO 4. Aufl.
§724 Rn. 10; Pritting/Gehrlein/Kroppenberg ZPO 4. Aufl. § 724
Rn. 8). Der Schuldner kénnte daher digjenigeAusfertigung her-
aus verlangen, die mit der gegen ihn gerichteten Voll-
streckungsklausel versehenist. Zur Vollstreckung gegen den an-
deren Schuldner misste sich der Gléaubiger eine andere Aus-
fertigung mit Vollstreckungsklausel nur gegen diesen erteilen
lassen.

20 ¢) Schliefdlich erweist sich die Entscheidung auch nicht
bereits insoweit als richtig, wie die Beklagte zur Herausgabe
der vollstreckbaren Ausfertigung des Urteils des Landgerichts
Hamburg vom 23. Juni 1994 — 326 O 391/93 — verurteilt wor-
denist. Zwar ist die diesem Titel zugrunde liegende Schuld un-
streitig erfillt. Es bedarf jedoch noch weiterer Aufklérung, ob
sich diein den Handen der Glaubigerin befindliche vollstreck-
bare Ausfertigung des Titels gegen den Kl&ger richtet und er
deshalb zur Geltendmachung des Titel herausgabeanspruchs ak-
tivlegitimiert ist.

Mitgeteilt von RiBGH Wellner, Karlsruhe

88§ 280, 311c, 546a, 550, 585b BGB
Geschéftsraummiete; Gaststattenbetrieb; Schriftform
der Nachtragsvereinbarung mit eintretendem Mieter;

Beiflgung der Inventarliste

Die ohne Beachtung der Schriftform geschlossene Nach-
tragsvereinbarung tiber den Beitritt zweier weiterer Perso-
nen zum Mietvertrag lasst die Bindung desbisherigen Mie-
tersan dievereinbarte Befristung desformwirksamen Aus-
gangsmietvertrags unber thrt.

Haben sich die Parteien Giber die Mitver pachtung desge-
samten Inventar sgeeinigt, ist die Form des § 550 BGB auch
ohne Beifiigung einer Inventarliste gewahrt.

(OLG Dusseldorf, Urteil vom 6.12.2012 —1-10 U 63/12)

Zum Sachverhalt: Mit schriftlichem Mietvertrag vom
21.3.2006 vermietete die Klagerin dem Beklagten das Miet-
objekt zum Betrieb einer Gaststétte. Als Beginn des Mietver-
haltnisses wurde der 1. 4. 2006 vereinbart. Das Mietverhaltnis
war bis zum 31. 3. 2016 befristet.

Mit Nachtrag Nr. 23007018 wurde zwischen den Parteien und
Herrn H. Y. sowie Frau Y. eine Vereinbarung dahingehend ge-
troffen, dass die beiden Letztgenannten rickwirkend zum
1.1.2007 mit in den Mietvertrag aufgenommen werden. Alle
Rechte und Pflichten aus dem Mietvertrag sollten mit dem
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1. 1. 2007 gesamtschul dnerisch durch den Beklagten, Herrn und
FrauY erflllt werden. Der schriftlich abgefasste Nachtrag ist
nicht unterschrieben worden. Gleichwohl haben die Parteien die
Regelung in der Folgezeit praktiziert.

Die Klé&gerin hat das Mietverhdtnis wegen unstreitig beste-
hender Zahlungsriicksténde fristltos mit Schreiben vom
11.9. 2009 gekindigt. Am 21.12. 2009 wurde das Mietobjekt
gerédumt und herausgegeben.

DieKl&gerin verlangt fur die Zeit vom 1. 4. 2009 bis zur K iin-
digung am 11.9. 2009 den rickstandigen Mietzins, ab Kindi-
gung verlangt sie den Betrag als Nutzungsentschadigung. In-
folge der Herausgabe der Mietsache verlangt die Klagerin ab
1.1.2010 his 31. 3. 2010 Schadensersatz wegen entgangenen
Mietzinses. Ab 1.4.2010 wurde das Mietobjekt von der Kl&
gerinan Herrn F. W. weitervermietet, der eine geringere Grund-
miete zahlte.

Das Landgericht Monchengladbach hat der Klage stattgege-
ben und den Beklagten verurteilt, an die Kl&gerin 42.496,74 €
nebst Zinsen, sowie 1286,20 € vorgerichtlicher Anwaltskosten
zu zahlen. In diesem Umfang hat es dasin Hohe von insgesamt
49.223,14 € gegen den Beklagten ergangene Versaumnisurteil
vom 27.10. 2011 aufrechterhalten.

Aus den Grinden: Il. Die zuldssige Berufung des Beklagten
hat in der Sache keinen Erfolg.

1. ... Zutreffend hat das L andgericht ausgefuihrt, dass die oh-
ne Beachtung der Schriftform geschlossene Nachtragsverein-
barung Uber den Beitritt zweier weiterer Personen zum Miet-
vertrag zwar die Formunwirksamkeit dieser Beitrittsvereinba
rung zur Folge hat, nicht aber die Formunwirksamkeit des ur-
spriinglichen formwirksam abgeschl ossenen Mietvertragesvom
21. 3.2006. Es entspricht hochstrichterlicher Rechtsprechung,
dassder formunwirksame Beitritt einer weiteren Mietpartei, der
bisauf den Beitritt keine Abanderung des urspriinglichen Miet-
vertrages enthdlt, ausnahmsweise die im urspriinglichen Miet-
vertrag enthaltene Befristung nicht Uber § 550 BGB abandert
(vgl. BGH WM 1975, 824; Blank/Borstinghaus, Miete, 3.Aufl.,
§ 550 Rn 72, dort mit falscher Angabe der Fundstelle.). Damit
muss der Beklagte sich an der urspriinglich vereinbarten Lauf-
zeit des Mietvertrages festhalten lassen. Der von der Klégerin
zu beanspruchende Schadensersatz richtet sich grundsétzlich
nach der Dauer dieser Laufzeit.

2. Auch der Einwand des Beklagten, infolge der unterlasse-
nen Einbeziehung der zwischen den Parteien getroffenen Ver-
einbarung Uber das Gaststétteninventar in den Mietvertrag sei
der Mietvertrag formunwirksam abgeschl ossen worden, dringt
nicht durch. Der in § 23 des Pachtvertrages getroffenen Rege-
lung ist den konkreten Umstanden nach bei verstandiger Wr-
digung gemal’ 88 133, 157, 242 BGB zu entnehmen, dass die
Parteien sich darliber geeinigt haben, dass dasim Zeitpunkt des
Vertragsschlusses vorhandene Inventar mitverpachtet wird. Ha-
ben sich die Parteien aber Uber die Mitverpachtung des gesam-
ten Inventars geeinigt, ist die Form des § 550 BGB auch ohne
Beifligung einer Inventarliste gewahrt. Denn nach dieser Vor-
schrift ist nur formbedurftig, was nicht von Gesetzes wegen
ohnehin gelten wirde. Nach der Auslegungsregel des § 311c
BGB, die auf Miet- und Pachtvertrége entsprechend anzuwen-
denist (BGH, Urt. v. 26.9. 2006, X| ZR 156/05 [= GuT 2007,
148]; Senat, ZMR 2011, 544), gilt das gesamte Inventar aber
auch ohne ausdruckliche Abrede als mitverpachtet. Auch die
Sollvorschrift des § 585b BGB zeigt, dass der Gesetzgeber bei
|angerfristigen und deshalb formbedurftigen Landpachtvertré-
gen die Aufnahme eines Inventarverzeichnisses lediglich der
Bewei sfunktion wegen empfiehlt, nicht aber zur Voraussetzung
der Formwahrung machen wollte. Damit ist die gegenteilige
Auffassung der Berufung nicht vereinbar (BGH, Urt. v.
29.9.1999, NJW 2000, 354). Auch der Schutz eines kuinftigen
Grundstuckserwerbers, den § 550 BGB bezweckt, rechtfertigt
keine weitergehenden Anforderungen an die Schriftform. Denn
auch ein Erwerber, der keine gegenteiligen Abreden vorfindet,
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muss davon ausgehen, dass das bei Ubergabe des Pachtvertrags
vorhandene Inventar mitverpachtet ist. Damit ist die vereinbar-
te Aufnahme eines Inventarverzeichnisses aber nicht schrift-
formrelevant, sondern dient lediglich Beweiszwecken.

Ohne Erfolg macht der Beklagte ferner geltend, ein Schrift-
formmangel ergebe sich daraus, dass die Parteien das von der
Klagerin bereit gestellte Inventar durch nachtrégliche Verein-
barung vom Umfang des Pachtvertrages ausgenommen hétten.
Nach den nachvollziehbaren und widerspruchsfreien Aus-
fUhrungen des L andgerichts hat der Beklagte diese von ihm be-
hauptete Vereinbarung Uber das I nventar nicht bewiesen. Recht-
serhebliches hierzu ist der Berufung nicht zu entnehmen.

3. Der Beklagte kann sich auch nicht erfolgrei ch auf die Scha-
densersatzklausel des § 19 Abs. 5 des Mietvertrages berufen.
Der Einwand des Beklagten geht dahin, nach dieser Regelung
konne der Vermieter nur bei Leerstand Schadensersatz bei vom
Mieter zu vertretender vorzeitiger Beendigung des Mietver-
haltnisses verlangen. Ein Leerstand sei aber spatestensab April
2010 nicht gegeben gewesen.

Der Beklagte Ubersieht, dassdie Regelung in 8 19 Abs. 5 des
Mietvertrages, demVermieter im Fall desvorzeitigen Endesdes
Mietverhaltnisses Schadensersatz fir den Ausfall von Miete,
Nebenkosten und sonstigen Leistungen zubilligt und bei Leer-
stand auch fir alle weiteren Schaden des Mietobjektes. DieKl&
gerin macht aber ausschliefdlich Schadensersatz wegen desAus-
falls der Miete geltend. Das ist nicht vom Leerstand der Miet-
raume abhangig.

Die den Beklagten danach treffende Schadensersatzpflicht
erfasst gemal3 8 249 BGB auch die monatliche Mietdifferenz,
diesich hier darausergibt, dassder Nachmieter weniger an Mie-
te bezahlt als die Klagerin von dem Beklagten ohne diefristlo-
se Kiuindigung bis zum Ablauf der urspriinglich vereinbarten
Vertragsdauer erhalten hétte.

Soweit die Berufung ferner geltend macht, ein Leerstand ha-
be auch deswegen nicht vorgelegen, weil die Mietrdume
zunéachst von Herrn F. genutzt worden seien, entbehrt sein Vor-
trag der erforderlichen Substanz. Zwar miisste sich die Klage-
rin von Herrn F. erhaltene Mietzahlungen im Wege der Vor-
teilsausglei chung auf ihren Schadensersatzanspruch anrechnen
lassen. Dem Vorbringen des Beklagten ist jedoch weder zu ent-
nehmen, dass Herr F. Mietzahlungen an die Kl&gerin geleistet
hat noch dass diese hierauf einen Anspruch hatte. Nach den zu-
treffenden Ausfiihrungen des Landgerichts ist vielmehr davon
auszugehen, dass ein Nachmietvertrag zwischen der Klégerin
und Herrn F. gerade nicht zustande gekommen ist. Auf einen
~Leerstand* kommt es auch insoweit nicht an.

Mitgeteilt von RiOLG Geldmacher, Diisseldorf

88 535, 565, 126 BGB
Gewer beraummiete;
Uberwiegend gewerbliche Nutzung gemanl Mietzweck;
Wohn-Gestattung der mietenden GmbH
fur ihren Geschéftsfuhrer

1. Unterzeichnen beide Partner den Mietvertragin einer
Vertragsurkunde, mussen diebeider seitigen Unter schriften
den gesamten Vertragsinhalt decken und den Vertragstext
réaumlich abschlie3en. (nur Leitsatz)

2. Steht beim Mietzweck diegewer bliche Nutzungim Vor -
dergrund, so ist allgemeines Mietrecht maf3geblich und es
sind Regelungen Uber den Kindigungsschutz in Wohn-
raummietver haltnissen nicht anwendbar.

3. Nutzt eine GmbH als Mieterin das Mietobjekt haupt-
sachlich selbst und gestattet sieihrem Geschéftsfiihrer, das
Objekt als Untermieter auch zu Wohnzwecken zu nutzen,
soist er nicht Endmieter einer gewer blichen Zwischenver -
mietung und genief3t nur eingeschréankten Kindigungs-
schutz.

(OLG Dusseldorf, Beschlussvom 3. 5. 2011 —1-24 U 150/10)
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Ausden Griinden: A. Der Kl&ger hat den allein mit dem Be-
klagten zu 1) bestehenden Mietvertrag zum 31. Dezember 2009
wirksam gekuindigt. Der Beklagte zu 2) hat gegentiber dem K&
ger kein eigenstandiges Recht zum Besitz, so dass auch er zur
Raumung verpflichtet ist.

(...) 3. Der Mietvertrag zwischen dem Kl&ger und der Be-
klagten zu 1) hat die gewerbliche Nutzung des Objekts zum
Schwerpunkt. Die Regelungen iber den K indigungsschutz bei
Wohnraummi etverhaltnissen sind mithin nicht anwendbar.

a) Geht esum die Frage, welche Rechtsregeln auf Mischmiet-
verhaltnisseanzuwenden sind, richtet sich dieAntwort nach dem
vereinbarten Vertragszweck (vgl. dazu BGH MDR 1986, 46,
47 [=WuM 1985, 288 =ZMR 1985, 228]; MDR 1986, 842
[=WuM 1986, 274)). (...)

Wahrer, das Rechtsverhaltnis préagender Vertragszweck istim
Streitfall die Vermietung von Gewerberaum gewesen. Dafir
spricht schon, dass Hauptmieter der Beklagte zu 1) und damit
ein gewerblich tétiger Verein war. Dementsprechend haben die
Parteien das urspriinglich fur Wohnraummietverhéltnisse vor-
gesehene Formular in der Uberschrift um den Zusatz ,, Gewer-
be/Buro-* sowieunter 8 1 umweitere, die gewerbliche Nutzung
verdeutlichende Zusétze erganzt. Die private Nutzung zu Wohn-
zwecken sollte dem alsUntermieter vorgesehenen Beklagten zu
2) zwar gestattet sein; im Vordergrund stand aber die gewerbli-
che Nutzung. Dem Beklagten zu 2) war mal3geblich daran ge-
legen, eine neue Wirkungsstétte fiir den Beklagten zu 1) zu fin-
den. Diesléasst sich bereitsder Klageerwiderung vom 2. Februar
2010 entnehmen, in der eingangs erlautert wird, dieAnmietung
sei erfolgt, weil die Beklagten sowie die Firma P. gemeinsam
ihren Betrieb in das Objekt des Klagers hétten verlagern wol-
len. Vor diesem Hintergrund habe sich der Kl&ger an dem vor-
handenen Mietobjekt Uber das nach auf3en hin sichtbare Zu-
sammenwirken und die geschéftlichen Tétigkeiten der Mietin-
teressenten informiert. Schwerpunkt desvon den Beklagten ver-
folgten Vertragszweckes war damit die gewerbliche Nutzung.
Wird z.B. ein Einfamilienhaus einem Rechtsanwalt zur Nut-
zung as Kanzlel und zugleich als Wohnung Uberlassen, so ist
im Allgemeinen anzunehmen, dassdieVermietung in erster Li-
nie zu gewerblichen Zwecken vorgenommen wird. Das gilt
selbst fur den Fall, dass diefur den Betrieb der Kanzlel zur Ver-
fugung stehende Flache des Hauses geringer ist als die fir
Wohnzwecke gedachte (BGH MDR 1986, 842 [= WuM aa0.]).
Dies geht schliefdlich auch aus einem von den Beklagten vor-
gelegten Gesprachsprotokoll von Anfang August 2008 hervor,
in dem zur Nutzung des Objekts u. a. ausgefuhrt ist: ,, 1) Wo-
chentags als Buro fur Verbands- und freiberufliche Tétigkeiten
2) Wochenende al's Privatobjekt der Familie T

b) Der Beklagte zu 2) kann sich schliefflich gegentiber dem
Klager nicht auf die Vorschrift des § 565 BGB berufen, dadie
Beklagte zu 1) nicht gewerbliche Zwischenvermieterinim Sin-
ne dieser Vorschrift ist. Auch eine entsprechende Anwendung
der Vorschrift oder ein Schutz des Beklagten zu 2) unter dem
Gesichtspunkt des allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes (Art. 3
Abs.1 GG) kommt hier nicht in Betracht.

Der Bundesgerichtshof hat ausgehend davon, dass die Inter-
essenlage der an einem gestuften Mietverhatnis Beteiligten den
Fallen der gewerblichen Zwischenvermietung vergleichbar sein
kann, den Mieter aus Gleichheitserwédgungen dem Kundi-
gungsschutz des sozialen Mietrechts in einem Fall unterstellt,
in dem der beklagte Mieter eine vollstandige Wohnung von ei-
nem Vermieter gemietet hatte, der sie selbst nicht als Wohnung
nutzen wollte, sondern von vornherein im Einverstdndnis des
Hauptvermieters eine Weitervermietung vorgesehen hatte. Das
Schutzbedirfnis der von der K indigung betroffenen Personen-
gruppe sei ebenso hoch wie bei der gewerblichen Zwi-
schenvermietung zu veranschlagen (vgl. BGH, NJW 2003, 3054
[= Gur 2003, 178]).

Im hier zur Entscheidung stehenden Fall nutzte aber der Be-
klagte zu 1) das Mietobjekt in erster Linie selbst; daneben war
es dessen Geschéftsfuihrer, dem Beklagten zu 2), gestettet, das
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Objekt al's Untermieter auch zu Wohnzwecken zu nutzen. Die
Interessenlage ist damit der einer gewerblichen Zwischenver-
mietung nicht vergleichbar. Esliegt vielmehr ein typisches Un-
termietverhaltnisvor, in dem auch nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts der Endmieter nur eingeschrank-
ten Kundigungsschutz genief3t (BVerfGE 84, 197, 202 [= WuM
1991, 422]; BVerfG, NJW 1994, 848 [= WuM 1994, 182] unter
Il 2 @). Diese typischen Untermietverhéltnisse sind gegeniiber
der gewerblichen Zwischenvermietung geprégt von einer we-
sentlich engeren Beziehung zwischen Hauptmieter und Unter-
mieter, weil der Hauptmieter das Objekt selbst nutzt und der
Untermieter an dieser Nutzung nur im Rahmen des zwischen
Eigentiimer und Hauptmieter bestehenden Mietverhal tnissesbe-
teiligt wird (vgl. BGHZ 133, 142 = NJW 1996, 2862 [= WuM
1996, 537]). Auch vor dem Hintergrund der engen Verflech-
tung zwischen dem Beklagten zu 1) und dem Beklagten zu 2)
ist es hier nicht gerechtfertigt, angesichts des prégenden Cha-
rakters der gewerblichen Nutzung des Mietobjekts dem Be-
klagten zu 2) den Schutz des sozia en Mietrechts zukommen zu
lassen.

B. An dieser Beurteilung hélt der Senat fest.
Mitgeteilt von VRIOLG a.D. Ziemf3en, Dissel dorf

88 305, 305c, 307, 535 BGB; 881, 9AGBG
Gewer beraummiete; L adengeschéft Apothekeim
Einkaufszentrum EK Z; formular mietvertraglich

vereinbarte Betriebspflicht zu Offnungszeiten;
Transparenzgebot; Anderungsbefugnisse desVer mieters
oder Centermanagements zu Offnungszeiten;
Individualvereinbarung

Ineinem Mietver haltnistiber ein L adengeschéft in einem
Einkaufzentrum ist die folgende vom Vermieter gestellte
K lausel wegen Intransparenz gemaf3 §307Abs. 1 Satz2 BGB
unwirksam:

»Das Geschaftslokal ist im Rahmen der gesetzlichen Be-
stimmungen Uber die Ladenschlusszeiten an allen Ver-
kaufstagen solange offenzuhalten, wiedie tiberwiegendeAn-
zahl aller Mieter ihr Geschéaft offenhalt. Offnungszeiten
konnen durch Beschluss der Werbegemeinschaft (sofern
vorhanden) und/oder mit Zustimmung desVer mietersbzw.
Centermanagements verbindlich fir alle Mieter festgelegt
oder verandert werden. Zeitweise SchliefSungen (z.B. aus
Anlass von Mittagspausen, Ruhetagen, Betriebsferien, In-
venturen) sind nicht zuldssig. Eine Ausnahme ist nur mit
schriftlicher Genehmigung desVer mieter sbzw. Centerma-
nagements moglich.”

(OLG Dresden, Urteil vom 4.12.2012 —5 U 378/12)

Zum Sachverhalt: Der Klager, der in von der Beklagten ge-
mieteten R&umen in einem Einkaufszentrum eine A potheke be-
treibt, wehrt sich gegen die Verlangerung der Kernoffnungs-
zeiten an Samstagen.

Mit einem Rundschreiben an die Mieter des Einkaufszen-
trums vom 4.11. 2010 verléngerte die Beklagte die generellen
Kerndffnungszeiten an Samstagen ab dem 6.11. 2012 von bis-
her 18.00 Uhr auf nun 20.00 Uhr.

Die Beklagte fuhrt ihre Berechtigung hierzu auf §8 Abs. 2
von Teil 11 des Mietvertrages zurtick. Unstreitig handelt essich
dabel um von der Beklagten gestellte allgemeine Geschéftsbe-
dingungen. Die Klausel lautet:

»Das Geschéftslokal ist im Rahmen der gesetzlichen Be-
stimmungen Uber die Ladenschlusszeiten an allen Verkaufsta-
gen solange offenzuhalten, wie die Gberwiegende Anzahl aller
Mieter ihr Geschéft offenhalt. Offnungszeiten kdnnen durch Be-
schluss der Werbegemeinschaft (sofern vorhanden) und/oder
mit Zustimmung desVermieters bzw. Centermanagements ver-
bindlich fir alle Mieter festgel egt oder verandert werden. Zeit-
weise Schlief3ungen (z. B. aus Anlass von Mittagspausen, Ru-
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hetagen, Betriebsferien, Inventuren) sind nicht zul&ssig. Eine
Ausnahme ist nur mit schriftlicher Genehmigung des Vermie-
ters bzw. Centermanagements moglich.*

Aulerdem wurde zwischen den Parteien unter Ziffer 21 in
Tell 1V des Mietvertrages vereinbart:

.In Ergénzung zu Teil 11, § 8 Ziffer 2 wird Folgendes ver-
einbart: Bei einer Veranderung der Offhungszeiten werden so-
wohl die wirtschaftlichen Interessen des Mieters, a's auch das
Gesamtinteresse des Einkaufszentrums berticksichtigt.

Das Landgericht Zwickau, Auf3enstelle Plauen, hat der Kla-
ge auf Feststellung, dass der Kl&ger nicht zur Einhaltung der
verléngerten Offnungszeiten verpflichtet sei, stattgegeben. Zur
Begriindung hat es im Wesentlichen ausgefiihrt, die Klausel
des88Abs. 2inTeil Il des Mietvertrages sei unwirksam, weil
Sie gegen das Transparenzgebot des § 9 AGB-Gesetz verstolie.
Ihr Wortlaut wecke den Anschein, eine Ausweitung der Be-
triebspflicht hange nicht vom Willen der Vermieterin, sondern
alein von der Mehrheit der Mieter des Einkaufszentrums ab.
Die Beklagte habe mit ihrem Rundschreiben aber ein einseiti-
ges Weisungsrecht in Anspruch genommen. Mit der Existenz
eines solchen Weisungsrechts rechne der durchschnittliche
Adressat bei der Lektire des Mietvertrages jedoch nicht. Viel-
mehr werde das Ausmal’ seiner Verpflichtung durch die ge-
wahlte Formulierung verschleiert.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung der Beklagten.
Sieweist zunachst darauf hin, dassder Kl&ger ihrer Ansicht nach
keine A potheke gemietet habe, sondern Raumlichkeiten, die er
aus eigener Verantwortung zum Betrieb einer Apotheke nutze.
Unzutreffend habe das Landgericht die Auffassung vertreten,
dassTeil 1V des Mietvertrages ebenfalls allgemeine Geschéfts-
bedingungen enthalte. Vielmehr sei zwischen den Parteien im-
mer unstreitig gewesen, dass es sich hier um Individualverein-
barungen handele, weil sie ausschliefdlich auf die Apotheke des
Klagers zugeschnitten seien. § 8 Abs. 2 in Teil 11 des Mietver-
trages verstof3e nicht gegen das Transparenzgebot. Dort sei viel-
mehr unmissverstandlich festgel egt, dass der Vermieter bzw. das
Centermanagement verbindlich fur ale Mieter die Anderung
der Offnungszeiten festlegen kénne. Es werde auch kein irre-
fuhrender Anschein erweckt. Auf3erdem wiirde diese Vertrags-
klausel durch die ausdriickliche Inbezugnahme in der Indivi-
dualvereinbarung unter Teil 1V, Ziffer 21 desMietvertrageszum
Bestandteil dieser Individual vereinbarung und damit selbst zu
einer auslegungsfahigen Individualvereinbarung. Damit greife
das Verbot der geltungserhaltenden Reduktion nicht ein. Im
Ubrigen habe die Beklagte bei ihrer Entscheidung sowohl die
wirtschaftlichen Interessen des Kl&gers als auch das Gesamtin-
teresse des Einkaufszentrums angemessen berticksichtigt. Die
mit ihr verbundenen wirtschaftlichen Folgen fiir den Klager sei-
en in den Abwagungsprozess der widerstreitenden Interessen
mit eingeflossen.

Der Klé&ger verteidigt das erstinstanzliche Urteil. Der Be-
trieb einer Apotheke sei in Teil | Nr. 8 des Mietvertrages aus-
driicklich als Mietzweck vereinbart. Daher misse auch die Be-
klagte allesfur die Erreichung dieses Vertragszwecks Notwen-
dige tun. Das Landgericht sei aulRerdem zutreffend davon aus-
gegangen, dassauch Teil 1V des MietvertragesAllgemeine Ge-
schéftsbedingungen darstellten. 8 8 Abs. 2 in Teil Il des Miet-
vertrages sei instransparent. Das Gleiche gelteauch fur die Zif-
fer 21 in Teil IV des Mietvertrages.

Aus den Grinden: Il. Die zul&ssige, insbesondere frist- und
formgerecht eingelegte und begriindete Berufung der Beklag-
ten hat in der Sache keinen Erfolg.

1. Zu Recht hat das Landgericht der negativen Feststel-
lungsklage des Kl&gers stattgegeben. Dieseist zul&ssig. Insbe-
sondere ist im Hinblick auf die dargelegte wirtschaftliche Be-
deutung der Verlangerung der Kerntffnungszeiten fir beide Sei-
ten und in Anbetracht der verschiedenen Standpunkte der Par-
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teien ein gegenwartiges rechtliches Interesse an der Feststel-
lung, dass der Kléger zur Einhaltung der verlangerten Off-
nungszeiten nicht verpflichtet ist, gegeben (8§ 256 Abs. 1 ZPO).

2. Auch in der Sache ist die Entscheidung des Landgerichts
Zwickau, AulRenstelle Plauen, im Ergebnis nicht zu beanstan-
den. Grundsétzlich ist es Sache eines Gewerbetreibenden oder
Freiberuflers, die eigenen Offnungszeiten im Rahmen der ge-
setzlichen Vorschriften zu bestimmen. Hat er sich vertraglich
im Rahmen der Vereinbarung einer Betriebspflicht — wie hier
der Kléger im Mietvertrag mit der Beklagten — zur Einhaltung
bestimmter Kerndffnungszeiten verpflichtet, ist er hieran ge-
bunden. Eine abweichende Handhabung ist, sofern sie nicht to-
leriert wird, grundsétzlich nur aufgrund einer Vertragsanderung
moglich. Zwar ist es auch denkbar, dass die Parteien ein
einseitiges L eistungsbestimmungsrecht des Vermieters (vgl.
88315, 317 BGB) vereinbaren. Sofern eine solche Anderungs-
befugnis der Beklagten hier in § 8 des Teil 11 des Mietvertrages
vom 22./29.08.1999 gesehen werden kann, ist diese Klausel
aber wegen VerstofRes gegen das fir allgemeine Geschéftshe-
dingungen geltende Transparenzgebot unwirksam.

a) Zwischen den Prozessparteien ist unstreitig, dass Teil I
des Mietvertrages einschliefdlich der darin enthaltenen Klausel
Uber die Anpassung der Kerntffnungszeiten (8 8) allgemeine
Geschéftsbedingungen darstellen, die von der Beklagten fur al-
le Mieter des Einkaufszentrums, einschliefdlich den Kl&ger, ge-
stellt wurden. An diesem Rechtscharakter der Vertragsregelung
andert sich nichts dadurch, dass Teil IV Ziffer 21 des Mietver-
trages auf diese Klausel Bezug nimmt und wenn Teil 1V des
Mietvertrages I ndividual abreden Uber den A pothekenbetrieb des
Klagers darstellen.

aa) Der Senat bezweifelt zwar wie schon das Landgericht,
dassdie Prozessparteien mit ihrer —erstinstanzlichen noch tber-
einstimmenden — rechtlichen Einordnung der Vertragsbestim-
mungeninTeil IV asIndividualabrederichtig liegen. Zwar mag
der Klager der einzige Apotheker im Einkaufszentrum der Be-
klagten in Plauen sein. Das Erscheinungshild des Dokuments
und sein vertraglicher Inhalt sprechen jedoch dafUr, dasses sich
auch hierbei um fir eine Vielzahl von Vertrégen vorformulier-
teVertragsbedingungen handelt, die die Beklagte beispielswei-
sefir dhnliche Mietvertrdgein anderen von ihr betriebenen Ein-
kaufszentren vorhalt und verwendet. Insbesondere enthélt die-
ser Teil des Mietvertrages keine einzige Regelung, die aus-
schliefdlich auf das konkrete Mietverhéltnis der Prozesspartei-
en zugeschnitten ist. Das Landgericht war auch nicht gehin-
dert, aus den ihm vorgetragenen Tatsachen eigene Schlussfol-
gerungen zu ziehen. Denn bei der Einordnung einer Vertrags-
klausel as Individual vereinbarung oder allgemeine Geschéfts-
bedingung handelt es sich um die Beantwortung einer Rechts-
frage. Allerdings liegt beziiglich des Zustandekommens dieses
Tells des Mietvertrages kein substantiierter Parteivortrag vor.
Das Landgericht hétte daher, wenn es an der Ubereinstimmen-
den Rechtsansicht der Parteien Zweifel hat, zunéchst hierauf
hinweisen und um ergénzenden Sachvortrag bitten missen.

bb) Letztlich kann aber die Frage, ob essich bel Teil IV des
Mietvertrages um Individualabreden handelt, dahinstehen.
Selbst wenn diesder Fall ist, wirkt sich diesnicht auf den Recht-
scharakter von 8 8in Tell Il des Mietvertrages aus. Fur die Fra-
ge, ob die Regelungen tber allgemeine Geschéftsbedingungen
anwendbar sind, ist nach dem zur Zeit des Vertragsschlusses
geltenden 8 1 AGBG ebenso wie nach dem gema3 Art. 229 §5
Satz 2 EGBGB fur Dauerschul dverhaltnisse seit dem 1. 1. 2003
abzuwendenden § 305 BGB allein mal3geblich, ob der Vertrag
fUr eineVielzahl vergleichbarer Félle vorformuliert und von ei-
ner Vertragspartei gestellt wurde oder ob er individuell ausge-
handelt wurde. Zwar sind auch Fallkonstellationen denkbar, in
denen bereits vereinbarte allgemeine Geschaftsbedingungen
durch Individualabreden ersetzt werden. Dies setzt aber vor-
aus, dass die Parteien die bisherige Regel ung beseitigen und an
ihre Stelle eine — moglicherweise sogar gleichlautende — indi-
viduell ausgehandelte Vereinbarung treten lassen wollen. Eine
solcheindividuelle Ersetzung ist von Beklagtenseite aber nicht
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substantiiert behauptet worden. Im Gegenteil spricht der Wort-
laut der vorliegenden Vertragsbestimmungen daf U, dass Teil 1V
des Mietvertragesvon der unveranderten Fortgeltung von Teil I,
§8 des Vertrages ausgeht und ihn — darauf aufbauend — ledig-
lich erganzt (,In Erganzung zu Teil 11, § 8, Ziffer 2 wird fol-
gendes vereinbart..."). Die blof3e Bezugnahme einer etwaigen
Individual vereinbarung auf allgemeine Geschéaftsbedingungen
l&sst diese in ihrem Bestand unverandert.

b) § 8 Abs. 2 des Teil 1l des Mietvertrages ist intransparent
und verstél3t darum gegen den hier nach Art. 229 85 Satz2
EGBGB anzuwendenden § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB, der inso-
weit dem friheren 8 9 AGBG entspricht (vgl. Palandt/Griine-
berg, BGB., 71. Aufl., § 307 Rn. 20 ff.).

ad) Satz 1 der streitgegenstandlichen Vertragsklausel stellt
grundsétzlich auf die Mehrheit der Mieter ab. Wie das Landge-
richt zutreffend festgestel It hat, nimmt die Beklagte aber einein-
seitigesWei sungsrecht fur sich in Anspruch. Ein ausdrticklicher
Mehrheitsbeschluss der Mieter liegt nicht vor. Soweit die Be-
klagte darauf verweist, dass die Mehrheit der Mieter eine Ver-
léngerung der Kerntffnungszeiten erbeten habe oder damit zu-
mindest einverstanden sei, was der Klager bestritten hat, steht
dies einem Mehrheitsbeschluss nicht gleich. Unklar bleibt, wie
sich diese Regelung mit den Bestimmungen von Satz 2 dieses
Absatzes in Ubereinstimmung bringen lassen soll, der abwei-
chend von Satz 1 nicht auf das Offnungsverhalten der anderen
Mieter, sondern auf den Beschluss der Werbegemeinschaft
»und/oder” die Zustimmung des Vermieters bzw. Centermana-
gers abstellt.

bb) Weiterhin sind die Formulierungen ,,und/oder” und ,, bzw."
in Satz 2 der Klausel schon bei isolierter Betrachtung zu unbe-
stimmt, weil sie offenlassen, ob die mit ihnen verknipften Vor-
aussetzungen alternativ oder kumulativ vorliegen mussen. Der
Klammerzusatz ,, soweit vorhanden® steigert diese Unklarheit,
da nicht ersichtlich wird, ob das Vorhandensein einer Werbe-
gemeinschaft dazu fuhren soll, dass ihr Mehrheitsbeschluss
zwingende Voraussetzung ist oder ob lediglich klargestel It wer-
den soll, dassdie Mitwirkung der Werbegemeinschaft dann ent-
behrlichist, wenn diese nicht errichtet wurde, also nicht erst ei-
ne Werbegemeinschaft gegriindet werden muss, um die Rege-
lung umzusetzen.

cc) Die Unklarheit des Regelungsinhalts wird durch die Ver-
wendung eines Passivpradikats gesteigert (,, ...kdnnen festgel egt
oder veréndert werden."). Es bleibt ndmlich ungewiss, wer zu
der Entscheidung (iber die Anderung der Kerndffnungszeiten
befugt ist. So kann diese Formulierung beispiel sweise auch da-
hingehend verstanden werden, dass die Mieter — auch ohne
M ehrheitsbeschluss — eine Anderung vornehmen kénnen, die
der Zustimmung des Vermieters oder des Centermanagers be-
darf.

dd) Vor alem kann dem Wortlaut von Teil |1 §8Abs. 2 Satz 2
des Mietvertrages nicht eindeutig enthommen werden, dass der
Vermieter oder das Centermanagement einseitig eine verbind-
liche Entscheidung Uber die Abénderung der Kernéffnungszei-
ten treffen kann. Denn das Wort ,, Zustimmung* wird im allge-
meinen Sprachgebrauch ebenso in der Rechtssprache (vgl. 88
182 ff. BGB) ausschliefdlich fiir den Fall verwendet, dass be-
reits eine Willenserklarung oder ein Rechtsgeschéft vorliegt,
zu dessen Wirksamkeit die Zustimmung erforderlich ist. Eine
Zustimmung allein kann daher keine Wirkung entfalten. Da
Teil I1 88 Abs. 2 Satz 2 des Mietvertrages aber die Mdglichkeit
vorsieht, dass der Vermieter ,,bzw.* das Centermanagement ei-
ne , Zustimmung* erteilt, ohne dass eine zustimmungsfahige
Entscheidung eines anderen, insbesondere der Mieter oder der
Werbegemeinschaft vorliegt (, oder), ist diese Regelung unlo-
gisch und unversténdlich, zumindest aber intransparent.

ee) Die Inbezugnahne dieser Klausel in Ziffer 21 von Teil 1V
des Mietvertrages erhtht diese Intransparenz. Denn eine Inter-
essenabwagung, wie sie dort vorgesehenist, ist bei einer Mehr-
heitsentscheidung kaum denkbar. Zumindest wird nicht er-
sichtlich, wie sich die Vertragsparteien eine solche vorgestellt
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haben. Darlber hinaus bleibt auch unklar, wie auf die wirt-
schaftlichen Interessen des Einzelnen Ricksicht genommen
werden soll, wenn das Ergebnis fir ale Mieter verbindlich ist
und A usnahmeregel ungen nicht vorgesehen sind.

3. Die vorgenannten Unklarheiten sind insbesondere unter
Berlicksichtigung der Auslegungsregel des § 305c Abs. 2 BGB
nicht zu beseitigen. Der Kl&ger, der sich auf die Folgen dieser
intransparenten Regelung nicht einstellen konnte, wird durch
sie unangemessen benachteiligt. Diesfuhrt zur Unwirksamkeit
von Teil 11 § 8 Abs. 2 des Mietvertrages (vgl. Palandt/Griine-
berg, aa0., § 307 Rn. 24 m.w.N.).

Da die Beklagte die einseitige Anderung der Kernoffnungs-
zeiten auf diese Vertragsklausel nicht stiitzen kann, ist der Be-
klagte zur Einhaltung der neuen Offnungszeiten nicht ver-
pflichtet. Das Landgericht hat der entsprechenden Feststel-
lungsklage daher zu Recht stattgegeben.

I11. Die Revision war nicht zuzulassen, da Revisionsgriinde
im Sinne von § 543 Abs. 2 ZPO nicht vorliegen.

Mitgeteilt von den Mitgliedern des 5. Zivilsenats des OLG
Dresden

88556, 782 BGB
Gewer beraummiete;

Korrektur der Betriebskostenabrechnung nach
Saldo-Ausgleich des Mieter-Guthabens;
deklaratorisches Schuldanerkenntnis;
Mietrechtsrefor mgesetz 2001

Auch bei einem Mietver haltnislber Gewer beraum recht-
fertigt allein dievorbehaltlose Er stattung einessich ausder
Betriebskostenabrechnung ergebenden Guthabens durch
den Vermieter nicht die Annahme eines deklaratorischen
Schuldaner kenntnisses, das einer nachtréaglichen Korrek-
tur der Betriebskostenabrechnung entgegensteht (im An-
schluss an BGH Urteil vom 12. Januar 2011 — VIII ZR
296/09 — NJW 2011, 843 [=WuM 2011, 108 = ZMR 2011,
375=NZM 2011, 242)).

(BGH, Urteil vom 10.7.2013 — XI1 ZR 62/12)

1 Zum Sachverhalt: Die Parteien streiten Uber restliche Be-
triebskosten aus einem Mietverhdtnis tber Gewerberaume.

2 Der Beklagte mietete vom Kléager ein Ladengeschaft mit
Stellplatz. In dem Mietvertrag verpflichtete sich der Kl&ger, tiber
die vom Beklagten zu zahlenden Betriebskosten unter Beriick-
sichtigung der geleisteten Vorauszahlungen jéhrlich abzurech-
nen.

3 Mit Schreiben vom 26. September 2010 Ubersandte der
Klager die Nebenkostenabrechnung fur das Jahr 2009 an den
Beklagten. Die Abrechnung schloss mit einem Guthaben des
Beklagten in Hohe von 53,75 €, welches der Kl&ger sofort an
den Beklagten Uberwies.

4 Nachdem der Beklagte Einwendungen gegen die Neben-
kostenabrechnung erhoben hatte, erstellte der Kléger am 25.
Oktober 2010 eine neue Abrechnung, die unter Berticksichti-
gung einer zuvor vom K l&ger vergessenen Grundsteuerzahlung
eine vom Beklagten zu zahlende Differenz in Hohe von
375,76 € auswies.

5 Mit der Klage verlangt der Kl&ger den vorgenannten Be-
trag, die Riickzahlung des bereits an den Beklagten ausbezahl -
ten Guthabens in Hohe von 53,75 € sowie vorgerichtliche
Rechtsanwaltskosten.

6 DasAmtsgericht Hamburg hat die Klage abgewiesen. Die
Berufung desKlagersist erfol glos geblieben. Mit der vom Land-
gericht Hamburg zugel assenen Revision verfol gt der Kl&ger sei-
ne Zahlungsanspriiche weiter.
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7 Ausden Grinden: Die Revision hat Erfolg.

8 |. Das Berufungsgericht hat zur Begriindung ausgef tihrt,
vor der Mietrechtsreform habe es ganz herrschender Ansicht
entsprochen, dass in der Ubersendung der Betriebskostenab-
rechnung und der darauf folgenden Gutschrift des Guthabens
auf dem Konto des Mieters ein deklaratorisches Schuldaner-
kenntnis des Vermieters zu sehen sei, welches spétere Korrek-
turen zu Lasten des Mieters nicht mehr zulasse. Dieser Auffas-
sung seien Teile der Literatur und der Rechtsprechung nach In-
krafttreten des Mietrechtsreformgesetzes mit der Begriindung
entgegengetreten, die nunmehr normierte Einwendungsfrist ge-
mal §556 Abs. 3 Satz5BGB und diein 8556 Abs. 4 BGB ent-
haltene Bestimmung, dass abweichende Regelungen zu Lasten
desMietersunwirksam seien, lief3en fur dieAnnahme einesde-
klaratorischen Schuldanerkenntni sseskeinen Raum mehr. Dem
sei der Bundesgerichtshof mit Urteil vom 12. Januar 2011 (V11
ZR 296/09 — NJW 2011, 843 [=WuM 2011, 108]) gefolgt. In
dieser Entscheidung habe er klargestellt, dass mit der Ein-
fahrung der ausschlussbewehrten Abrechnungsund Einwen-
dungsfristen geméal 8556 Abs. 3 Satz 2 und 3 sowie Satz5 und
6 BGB kein Raum fir die Annahme eines deklaratorischen
Schuldanerkenntnisses mehr sei, da eine ausrei chende Rechts-
sicherheit gewahrleistet sei und innerhalb zumutbarer Zeit Klar-
heit Uber die Hohe der Betriebskosten erzielt werde. Diese
Rechtsprechung lasse sich aber nicht auf gewerbliche Mietver-
héltnisse Ubertragen, da die Ausschlussfristen des §556 Abs. 3
BGB nur fiir Wohnraummietverhaltnisse gélten, so dassdievom
Bundesgerichtshof angefiihrte Begriindung auf gewerbliche
Mietverhdtnisse nicht Ubertragen werden kénne. Die Parteien
eines Mietverhaltnisses hétten ein offensichtliches Bedirfnis,
innerhalb eines Uberschaubaren Zeitraums Klarheit tber den
Stand des Betriebskostenkontos zu haben und zu erfahren, ob
diejeweils andere Vertragspartei den errechneten Saldo akzep-
tiere oder aber Nachforderungen erhebe bzw. Einwendungen
geltend mache. Diesem Beduirfnis werde bei Mietverhdtnissen
Uber Wohnraum durch die Regelung des 8556 Abs.3 BGB
Rechnung getragen. Wirde man bei gewerblichen Mietver-
haltnissen von der bisher herrschenden A uffassung abweichen,
mussten Vermieter und Mieter damit rechnen, Anspriichen der
jeweils anderen Partei ausgesetzt zu sein, obwohl der Mieter
den Saldo erhalten oder ausgeglichen habe. Bis zum Eintritt
der Verjdhrung waren beide Parteien berechtigt, Anspriiche aus
einem Jahre zurtickliegenden Abrechnungszeitraum geltend zu
machen, so dass sich die Parteien eines gewerblichen Mietver-
trages mit einer jahrelangen Ungewissheit abfinden muissten.
Der Umstand, dass der Beklagte nach Erhalt der Abrechnung
andere Positionen alsdiein der Abrechnung vergessene Grund-
steuer gertigt habe, éndere an der Annahme eines deklaratori-
schen Anerkenntnisses nichts, da der Vermieter, der ein Gutha-
ben des Mieters und damit einen Betrag zu seinen Lasten er-
rechnet habe, damit ausdriicklich anerkenne, diesen Saldo zu
schulden. Der Mieter wiederum akzeptiere durch die Annahme
des Guthabens, dass esihm jedenfallsin der vom Vermieter be-
rechneten Hohe zustehe. Hierzu bedirfe es keiner weiteren Er-
klarungen von seiner Seite, so dass er berechtigt sei, Einwen-
dungen geltend zu machen und weitergehende Zahlungen zu
verlangen.

9 |l. Diese Ausfuhrungen halten einer rechtlichen Nachpri-
fung nicht stand. Zu Unrecht ist das Berufungsgericht davon
ausgegangen, dassdurch den vorbehaltlosen Ausgleich dessich
aus der urspriinglichen Betriebskostenabrechnung ergebenden
Guthabens durch den Klé&ger zwischen den Parteien ein dekla-
ratorisches Schul danerkenntnis zustande gekommen ist und der
Klager daher die Betriebskostenabrechnung nicht mehr zu La-
sten des Mieters korrigieren konnte.

10 1. Bis zum Inkrafttreten des Mietrechtsreformgesetzes
vom 19. Juni 2001 (BGBI. | S.1149) wurde in der Rechtspre-
chung und im Schrifttum Uberwiegend die Auffassung vertre-
ten, dassdurch die Ubersendung der Betriebskostenabrechnung
und den vorbehaltlosen Ausgleich einer sich daraus ergeben-
den Nachforderung durch den Mieter zwischen den Mietver-
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tragsparteien ein deklaratorisches Schuldanerkenntnis zustan-
de komme, das den errechneten Saldo verbindlich werden las-
se und spétere Nachforderungen des Mieters und auch des Ver-
mieters ausschlief3e (vgl. Staudinger/Weitemeyer BGB <2010»
§556 Rn. 133 mit umfangreichen Nachweisen). Gleiches soll-
te gelten, wenn der Vermieter ein sich aus der Abrechnung er-
gebendes Guthaben vorbehaltlos an den Mieter auskehrte (so
noch Langenberg Betriebskostenrecht 5. Aufl. Rn.G 198). Im
Hinblick auf die durch das Mietrechtsénderungsgesetz einge-
fUhrten ausschlussbewehrten Abrechnungsund Einwendungs-
fristenin § 556 Abs. 3 Satz 2 und 3 sowie Satz 5 und 6 BGB wur-
de im Schrifttum kein Bedirfnis mehr fir die Annahme eines
deklaratorischen Schuldanerkenntnisses durch den vorbehalt-
losen Ausgleich des Betriebskostensal dos gesehen, weil durch
die Neuregelung anders al's nach bisherigem Recht eine rasche
Abwicklung der Betriebskosten gewéhrleistet werde. Deshalb
koénneweder aleininder vorbehaltlosen Zahlung einer sich aus
der Betriebskostenabrechnung ergebenden Nachforderung
durch den Mieter noch in dem vorbehaltlosen Ausgleich eines
zugunsten des Mieters errechneten Guthabens durch den Ver-
mieter ein deklaratorisches Schuldanerkenntnis gesehen wer-
den (Langenberg in SchmidtFutterer Mietrecht 11. Aufl. 8556
BGB Rn. 404; Emmerich/Sonnenschein/ Weitemeyer Miete 10.
Aufl. §556 BGB Rn. 85; Sternel Mietrecht aktuell 4. Aufl. Rn.V
453; Blank in Blank/Borstinghaus Miete 3. Aufl. §556 BGB
Rn.159; MinchKommBGB/Schmid 6. Aufl. 8556 Rn.103;
Bamberger/Roth BGB 3. Aufl. 8556 Rn. 71 f; Palandt/Weiden-
kaff BGB 72. Aufl. § 556 Rn. 13; L angenberg Betriebskostenund
Heizkostenrecht 6. Aufl. Rn.H 231f.; Sternel ZMR 2010, 81,
82; Flatow WuM 2010, 606, 609; Milger NZM 2009, 497, 499;
Blank NZM 2008, 745, 751; aA Beyerle in Lindner-Figura/
Oprée/Stellmann Geschéftsraummiete 3. Aufl. Kap. 11 Rn. 233;
Eisenschmid in Betriebskostenkommentar 3. Aufl. Rn.1973;
Fritz NJW 2012, 980, 981; Streyl WuM 2005, 505, 508).

11 2. Der Bundesgerichtshof hat sich fir den Bereich der
Wohnraummi ete dieser Auffassung angeschlossen (BGH Urteil
vom 12. Januar 2011 — VIII ZR 296/09 — NJW 2011, 843
[=WuM 2011, 108] Rn.18; noch offen gelassen in BGH Urteil
vom 18. Januar 2006 — V111 ZR 94/05 — NJW 2006, 903, 904
[=WuM 2006, 150]). Zur Begriindung hat er darauf abgestellt,
dass die ausschlussbewehrten Abrechnungs- und Einwen-
dungsfristen in §556 Abs.3 Satz2 und 3 sowie Satz5 und 6
BGB der Abrechnungssicherheit dienen und Streit vermeiden
sollen. Sie gewdhrleisten eine zeitnahe Abrechnung, damit der
Mieter in einem Uberschaubaren zeitlichen Zusammenhang mit
dem Abrechnungszeitraum entweder Uber ein sich bei der Ab-
rechnung zu seinen Gunsten ergebendes Guthaben verfligen
kann oder Gewissheit darliber erlangt, ob und in welcher Hohe
er mit einer Nachforderung desVermieters rechnen muss. Eben-
so dienen die auf Anregung des Bundesrates im Interesse der
Ausgewogenheit in das Mietrechtsreformgesetz aufgenomme-
ne Frist fir Einwendungen des Mieters gegen die Betriebsko-
stenabrechnung (8556 Abs. 3 Satz5 BGB) und der durch §556
Abs. 3 Satz6 BGB auch insoweit angeordnete Einwendungs-
ausschluss nach Fristablauf zugleich der Rechtssicherheit, da
dadurch in absehbarer Zeit nach einer Betriebskostenabrech-
nung Klarheit Uber die wechselseitig geltend gemachten An-
spriiche besteht. Durch die gesetzlichen Regelungen ist damit
umfassend gewahrleistet, dass sich die Mietvertragsparteien
zeitnah Uber ihre Verpflichtungen aus einem abgeschlossenen
Abrechnungszeitraum im Klaren sind. Ein Erfordernis fir die
Annahme eines bereits in einer vorbehaltlosen Zahlung oder
einer vorbehaltlosen Gutschrift zu sehenden deklaratorischen
Schuldanerkenntnisses besteht deshalb jedenfalls nach derzei-
tiger Rechtslage nicht mehr.

12 3. Der Senat schliefdt sich auch fur den Bereich des Ge-
werberaummietrechts der Auffassung an, dass weder durch die
vorbehaltlose Zahlung einer Betriebskostennachforderung
durch den Mieter noch durch die vorbehaltslose Erstattung ei-
nes sich aus der Betriebskostenabrechnung ergebenden Gutha-
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bens durch den Vermieter fir sich genommen ein deklaratori-
sches Schuldanerkenntnis zustande kommt, das einer spateren
Korrektur der Betriebskostenabrechnung entgegensteht.

13 a) Das Berufungsgericht nimmt allerdings zutreffend an,
dass die Begrindung, mit der der Bundesgerichtshof fir die
Wohnraummiete die Annahme eines deklaratorischen Schuld-
anerkenntnisses abgelehnt hat, fir den Bereich des gewerbli-
chen Mietrechts nicht tragt. Zwar ist nach der Rechtsprechung
des Senats der Vermieter von Gewerberdumen entsprechend der
in 8556 Abs. 3 Satz2 BGB enthaltenen Regelung verpflichtet,
innerhal b eines Jahres nach Beendigung des Abrechnungszeit-
raums die Betriebskostenabrechnung zu erstellen, sofern die
Parteien nichts anderes vereinbart haben oder der Vermieter die
verspétete Abrechnung nicht zu vertreten hat (Senatsurteil BG-
HZ 184, 117 = NJW 2010, 1065 [=GuTl 2010, 26] Rn.38). Die
Ausschlussfrist des 8556 Abs. 3 Satz 3 BGB findet dagegen bei
der Gewerberaummiete keine Anwendung (Senatsurteile BG-
HZ 184,117 =NJW 2010, 1065 [= GuT aaQ] Rn. 17 ff. und vom
17. November 2010 — X11 ZR 124/09 — NJW 2011, 445 [= Gul
2010, 438] Rn.12). Ebenso wenig gilt die Ausschlussfrist des
§556 Abs. 3 Satz6 BGB fur die Mdglichkeit des Mieters, Ein-
wendungen gegen die Betriebskostenabrechnung zu erheben,
weil dieseVorschrift nur fur die Wohnraummiete gilt (vgl. Lan-
genberg in Schmidt-Futterer Mietrecht 11. Aufl. 8556 BGB
Rn. 6). Die Grenze fir die Korrektur einer Betriebskostenab-
rechnung ergibt sich daher im gewerblichen Mietrecht nur durch
den Eintritt der Verjdhrung oder in Ausnahmeféllen aufgrund
von Verwirkung (8 242 BGB).

14 b) Gleichwohl kann auch bei gewerblichen Mietverhalt-
nissen nicht angenommen werden, dass allein durch die vorbe-
haltlose Erstattung oder Zahlung des sich aus der Betriebsko-
stenabrechnung ergebenden Saldos ein deklaratori sches Schul d-
anerkenntnis zwischen den Mietvertragsparteien zustande
kommit.

15 aa) Esfehltin diesem Fall bereitsan den allgemeinen Vor-
aussetzungen fur das Entstehen eineswirksamen Vertrages. Das
deklaratorische Schuldanerkenntnis setzt al's vertragliches kau-
sales Schuldanerkenntnis (vgl. hierzu BGH Urteil vom 11. Ja-
nuar 2007 —VI1 ZR 165/05—NJW-RR 2007, 530 [= GuT 2007,
29] Rn. 8) das Vorliegen zweier Ubereinstimmender Willenser-
kl&rungen voraus (88145ff. BGB). Zwar konnen diese auch
durch schltissiges Verhalten abgegeben werden. Voraussetzung
hierfr ist, dass die Willensbekundungen der Parteien von dem
Willen getragen sind, sich entsprechend vertraglich zu binden
(vgl. MinchKommBGB/Habersack 5. Aufl. § 781 Rn. 4). Nach
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs setzt die Wertung
einer rechtsgeschéftlichen oder rechtsgeschéftsahnlichen Er-
kléarung als Angebot zum Abschluss eines deklaratorischen
Schuldanerkenntnisses regelmaidig voraus, dass die Vertrags-
parteien das Schuldverhéltnis ganz oder teilweise dem Streit
oder der Ungewissheit der Parteien entziehen und sich dahin-
gehend einigen wollen (st. Rspr. vgl. BGH Urteile vom 11. Ja-
nuar 2007 —VI1 ZR 165/05 —NJW-RR 2007, 530 [= GuT 2007,
29] Rn. 8und vom 11. November 2008 -V 11 ZR 265/07 — NJW
2009, 580 [= GuT 2009, 122] Rn. 11 jeweils mit umfangreichen
Nachweisen).

16 bb) Kehrt der Vermieter nach Ubersendung der Betriebs-
kostenabrechnung vorbehaltlos ein errechnetes Guthaben an den
Mieter aus, gibt er aus der mal3geblichen Sicht des Mieters
(88133, 157 BGB) keine auf den Abschluss eines deklaratori-
schen Schuldanerkenntnisses gerichtete Willenserkl&rung ab.
Die Betriebskostenabrechnung ist eine reine Wissenserklarung
ohne rechtsgeschéftlichen Bindungswillen (BGH Urteil vom
28. April 2010 — VIII ZR 263/09 — NJW 2010, 1965 [=WuM
2010, 356] Rn. 8 mwN). Durch die Auszahlung des Guthabens
an den Mieter erbringt der Vermieter eine reine Erfillungs-
handlung (8 363 BGB), der kein weiterer rechtsgeschéftlicher
Erklérungswert zukommt. Insbesondere erklért der Vermieter
hiermit nicht, den sich aus der Abrechnung ergebenden Saldo
unstreitig stellen zuwollen. Diese Bewertung steht auch im Ein-
klang mit der auf3erhalb des Mietrechts ergangenen Rechtspre-
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chung des Bundesgerichtshofs zum deklaratorischen Schuld-
anerkenntnis, wonach aufgrund der vorbehaltlosen Zahlung ei-
ner Rechnung flr sich genommen nicht auf die Vereinbarung
eines deklaratori schen Schul danerkenntni sses geschl ossen wer-
den kann (vgl. BGH Urteilevom 11. November 2008 -V 11l ZR
265/07 — NJW 2009, 580 [=GuT 2009, 122] Rn.12 und vom
11. Januar 2007 —V1I ZR 165/05 — NJW-RR 2007, 530 [= GuT
2007, 29] Rn.9). Auch der Mieter, der zunéchst vorbehaltlos
eine Betriebskostennachforderung begleicht, erbringt damit ei-
nereine Erfiillungshandl ung, ohne dass daraus geschl ossen wer-
den kann, der Mieter erkenne den Abrechnungssal do endgliltig
fur verbindlich an.

17 cc) AulBerdem spricht gegen die Annahme eines Rechts-
bindungswillens, dass der Vermieter selbst bei einem Mietver-
héltnis tber Wohnraum innerhalb der Jahresfrist des§ 556 Abs. 3
Satz 2 BGB die Betriebskostenabrechnung auch zulasten des
Mieters abandern kann (Langenberg in Schmidt-Futterer Miet-
recht 11. Aufl. §556 BGB Rn. 397). Wiirde er mit der Uber-
sendung der Betriebskostenabrechnung und der sofortigen Aus-
zahlung eines Guthabens an den Mieter innerhalb der Abrech-
nungsfrist ein Angebot auf ein deklaratorisches Schuldaner-
kenntnis abgeben, wére er gemél3 §145 BGB daran gebunden,
bisder Mieter dasAngebot ablehnt oder die Frist zur Annahme
(8147 Abs. 2 BGB) verstrichen ist. Eine Korrektur der Abrech-
nung ware fur den Vermieter in dieser Zeit nicht moéglich (vgl.
Flatow WuM 2010, 606, 608). Verstiinde man den Ausgleich
einer sich ausder Abrechnung ergebenden Nachforderung durch
den Mieter al's dessen Annahme des Vertragsangebots, hétte der
Vermieter sich alein durch die Ubersendung der Betriebsko-
stenabrechnung der Méglichkeit begeben, innerhalb der Jah-
resfrist die Abrechnung noch korrigieren zu kdnnen. Ein ent-
sprechender Wille desVermieterskann jedoch ohneweitere Um-
sténde nicht angenommen werden. Nimmt der Mieter seiner-
seits ein vom Vermieter erstattetes Guthaben ohne weitere Er-
kl&rung entgegen, kann diesem Verhalten ebenfallskein Rechts-
bindungswille enthnommen werden. Der Mieter istindiesem Fall
schlicht untétig, so dass daran nicht die Wertung gekntpft wer-
den kann, der Mieter wolle die Betriebskostenabrechnung als
verbindlich ansehen (vgl. Flatow WuM 2010, 606, 608). Die
Annahme eines stillschweigend abgeschlossenen Schuldaner-
kenntnisses wirde namlich auch in diesem Fall dazu fihren,
dass der Mieter durch die blof}e Entgegennahme der Zahlung
die M oglichkeit verlieren wiirde, noch Einwendungen gegen die
Abrechnung zu erheben.

18 dd) Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts kann
dasVorliegen eines deklaratori schen Schul danerkenntnisses bel
einem vorbehaltlosen Ausglei ch des Betriebskostensal dos auch
nicht mit der Erwdgung begriindet werden, die Beschrankung
des Anwendungsbereichs der Ausschlussund Einwendungsfri-
sten des §556 Abs. 3 BGB auf die Wohnraummiete fihre bei
gewerblichen Mietverhaltnissen dazu, dass die Mietvertrags-
parteien andernfallsbis zum Eintritt der Verjghrung damit rech-
nen mussten, weiteren Anspriichen der jeweils anderen Partei
ausgesetzt zu sein. Auch bel der Gewerberaummiete bestehe
jedoch das Bediirfnis der Parteien, innerhalb eines tiberschau-
baren Zeitraums eine Verbindlichkeit des errechneten Be-
triebskostensaldos zu erlangen, das nur durch die Annahme ei-
nes deklaratorischen Schuldanerkenntnisses befriedigt werden
koénne (éhnlich auch Fritz NJW 2012, 980, 981; Beyerlein Lind-
ner-Figura/Oprée/ Stellmann Geschéftsraummiete 3. Aufl. Kap.
11 Rn. 233). Das Berufungsgericht verkennt dabei, dass das
durchaus anerkennenswerte Interesse der Parteien eines ge-
werblichen Mietverhétnisses, zeitnah Rechtssicherheit tiber den
Betriebskostensal do zu erlangen, nicht die Prifung der nach all-
gemeinen Grundsétzen notwendigen Voraussetzungen fir einen
wirksamen Vertragsschluss ersetzen kann. Der fehlendeVerweis
in 8578 Abs.2 BGB auf §556 Abs.3 BGB zeigt zudem, dass
der Gesetzgeber nur im Bereich der Wohnraummiete ein Be-
durfnis daflir gesehen hat, durch die Schaffung von kurzen Fri-
sten fir die Erstellung der Betriebskostenabrechnung und fiir
hiergegen gerichtete Einwendungen des Mieters alsbald eine
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Verbindlichkeit des errechneten Betriebskostensal dos herbei-
zufiihren. Diese Wertung kann bel der Priifung, ob der vorbe-
haltlose Ausgleich des Betriebskostensal dos zu einem deklara-
torischen Schuldanerkenntnisfiihrt, nicht unberiicksichtigt blei-
ben.

19 ee) Deshalb kann sich eine andere Beurteilung auch nicht
aus Griunden des Vertrauensschutzes ergeben (so aber Beyerle
in Lindner-Figura/Oprée/Stellmann Geschéftsraummiete 3.
Aufl. Kap. 11 Rn. 233). Nur aufgrund des Umstandes, dass der
Mieter die Erstattung eines zu seinen Gunsten bestehenden Be-
triebskostensal dos vorbehaltlos entgegennimmt, kann der Ver-
mieter nicht darauf vertrauen, dass der Mieter den Betriebsko-
stensaldo al's verbindlich hinnehmen will und keine weiteren
Nachforderungen mehr geltend machen wird. Der Mieter
nimmt, insbesondere wenn die Erstattung durch Uberweisung
auf sein Konto erfolgt, nur eine Zahlung entgegen und bleibt
im Ubrigen schlicht untétig. Aus diesem Verhalten des Mieters
kann bereits deshalb nicht abgeleitet werden, er erkenne den
errechneten Saldo als verbindlich an und verzichte auf die Gel-
tendmachung von Einwendungen, weil er bei einem gewerbli-
chen Mietverhdltnis gerade nicht verpflichtet ist, innerhalb ei-
ner gesetzlich vorgesehenen Frist Einwendungen zu erheben.
Gleiches gilt fur den Vermieter von Gewerberaum. Da auch er
fr dieAbrechnung der Betriebskosten nicht an dieAusschluss-
frist des §556 Abs. 3 Satz 3 BGB gebunden ist, bringt er durch
die Ubersendung der Betriebskostenabrechnung nicht zumAus-
druck, auf eine nachtréagliche Geltendmachung weiterer Be-
triebskosten zu verzichten. Im Ubrigen bleibt es den Parteien
einesgewerblichen Mietvertrages unbenommen, den Zeitpunkt
der Verbindlichkeit der Betriebskostenabrechnung vertraglich
zu regeln. 8556 Abs. 4 BGB, der fir Mietvertrége Uber Wohn-
raum entsprechende vertragliche Regel ungen zum Nachteil des
Mieters verbietet, findet bei der Gewerberaummiete keine An-
wendung.

20 ff) Dies schliefdt allerdings nicht aus, dass die Mietver-
tragsparteien im Einzelfall hinsichtlich des Saldos aus der Be-
triebskostenabrechnung ein deklaratorisches Schul danerkennt-
nis abgeben und damit den Saldo fir beide Seiten a's verbind-
lich ansehen wollen. Hierzu bedarf esjedoch weiterer Umstan-
de, aus denen auf einen entsprechenden Rechtsbindungswillen
der Mietvertragsparteien geschlossen werden kann. Die Ver-
einbarung eines deklaratorischen Schuldverhaltnisses kann da-
nach in Betracht kommen, wenn die Parteien zun&chst Uber ein-
zelne Positionen der Betriebskostenabrechnung gestritten ha-
ben und dann der Saldo von einer der beiden Vertragsparteien
ausgeglichen wurde oder wenn die Parteien eine Ratenzahlungs-
bzw. Stundungsvereinbarung getroffen haben (vgl. auch Lan-
genberg in Schmidt-Futterer Mietrecht 11. Aufl. 8556 BGB
Rn. 406).

21 ¢) Auf dieser rechtlichen Grundlage ist das Berufungsge-
richt rechtsirrig vom Vorliegen eines deklaratorischen Schuld-
anerkenntnisses zwischen den Parteien ausgegangen.

22 Der Klager hat nach Erstellung der urspriinglichen Be-
triebskostenabrechnung das Guthaben an den Beklagten Uber-
wiesen. Erst danach hat der Beklagte seinerseits Einwendungen
gegen die Betriebskostenabrechnung erhoben. Die anschlief3end
vom Klé&ger korrigierte Betriebskostenabrechnung ist Gegen-
stand des vorliegenden Rechtsstreits, so dass aul3er der vorbe-
haltlosen Uberweisung des zunéchst errechneten Guthabens an
den Beklagten vom Berufungsgericht keine weiteren Umstan-
de festgestellt worden sind, die auf den Abschluss eines dekla-
ratorischen Schuldanerkenntnisses zwischen den Parteien
schlief}en liele.

23 4. Danach kann das Berufungsurteil keinen Bestand ha-
ben. Es stellt sich auch nicht aus anderen Griinden as richtig
dar (8561 ZPO). Weitere Umsténde, dieeiner Korrektur der Be-
triebskostenabrechnung entgegenstiinden, ergeben sich ausden
getroffenen Feststellungen nicht. Der Klager hat die Betriebs-
kostenabrechnung noch wéahrend der laufenden Jahresfrist kor-
rigiert. Damit kann der Beklagte der geltend gemachten Nach-
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forderung auch nicht den Einwand der Verwirkung entgegen-
halten (vgl. hierzu Langenberg in Schmidt-Futterer Mietrecht
11. Aufl. 8556 BGB Rn.523f.).

24 Dadie Parteien auch Uber die Berechtigung einzelner Po-
sitionen der geltend gemachten Nebenkosten streiten, ist die Sa-
chenoch nicht entscheidungsreif (8563 Abs. 1 und 3 ZPO). Der
Rechtsstreit ist daher an das Berufungsgericht zur weiteren Ver-
handlung und Entscheidung zurtickzuverweisen.

Mitgeteilt von RiBGH Wellner, Karlsruhe

8§ 535, 540, 278, 280 BGB
Haftung des Mieter s wegen Ver schuldens eines
Familienangehorigen;
Kfz-Miete; Kaskover sicherungsschutz;
Schadenseintritt nach Mietende

Werden fir einen Mieter seine Familienangehdrigen tétig
und benutzen diese den Mietgegenstand mit seinem Wissen
und Wallen, hat der Mieter fur Verschulden der Familien-
angehorigen als seine Erfullungsgehilfen einzustehen.

Dem Mieter kommt in der Kfz-Miete die vertragliche
Haftungsfreistellung (Kaskover sicherungsschutz) nicht zu
Gute, wenn nach Mietende ein von ihm zu vertretender
Schaden am Fahrzeug eintritt.

(OLG Dusseldorf, Urteil vom 3.11.2009 —1-24 U 81/09)

Zum Sachver halt: Der Beklagtezu 1. ist Mitglied desA.-Clubs.
Unter dem 28. Januar 2007 mietete er bei der Klagerin einen
Pkw der Marke O. Der Vermietung zugrunde lagen die ,, Allge-
meinen Vermietbedingungen fiir dasA.-Mobil“. Dort finden sich
u. a. folgende Regelungen:

»... Das Fahrzeug darf — ausgenommen in Notfallen — nur
vom Mieter selbst, den im Vertrag angegebenen Personen und
von in seinem Haushalt lebenden Familienangehorigen benutzt
werden. Voraussetzung ist der Besitz einer mindestens seit ei-
nem Jahr gultigen Fahrerlaubnis. Der Mieter hat fur das Han-
deln des jeweiligen Fahrers wie flr eigenes einzustehen und
dessen Namen und Anschrift auf Verlangen des Vermieters zu
benennen. ...

10. Versicherungsschutz

Das Mietfahrzeug ist gemal3 den geltenden all. Bedingungen
fr die Kraftfahrtversicherung (AKB) wie folgt versichert:

a

b. Haftungsfreistellung nach den Grundsétzen einer Vollkas-
koversicherung mit einem Selbstbehalt von EUR 300,— pro
Schadenfall.

11. Haftung des Mieters

Der Mieter haftet bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit, ins-
besondere bei drogen- oder alkoholbedingter Fahruntiichtigkeit
fir alle von ihm dem Vermieter zugeftigten Schaden. Ebenfalls
haftet der Mieter in voller Schadenhthefur allevonihm zu ver-
tretenden Schéden, die bei der Benutzung zu einem verbotenen
Zweck (Ziff. 7), im Falle einer nicht ordnungsgemafien Riick-
gabe (Ziff. 6), durch das Ladegut oder durch unsachgemalie Be-
handlung des Mietfahrzeugs sowieim Falle einer eigenméchti-
gen Vertragsverlangerung (Ziff. 5 b) entstanden sind. Hat sich
der Mieter unerlaubt vom Unfallort entfernt (§ 142 StGB) oder
seine Pflichten gemal Ziff. 9 dieser Bedingungen verletzt, so
haftet er gleichfallsin voller Schadenshthe, essel denn, dieVer-
letzung hatte keinen Einfluss auf die Feststellung des Scha-
denfalles. Kommt der Mieter mit der Riickgabe des Fahrzeugs
in Verzug, haftet er gleichfalls fur alle hieraus entstehenden
Schéden. ..."

Die Anmietung durch den Beklagten zu 1. erfolgte im Rah-
men einer sogenannten A.-Mitgliedschaft, da er einen Schaden
am eigenen Fahrzeug erlitten hatte. Diese sieht eine Fahrzeug-
nutzung fr maximal 7 Tage ohne weitere Kosten vor (§ 29 Zif-
fer 4. a) der Bedingungen). Ausweislich der Vertragsurkunde
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sollte das Fahrzeug am 5. Februar 2007 um 8:00 Uhr zuriick-
gegeben werden. Einzelheiten zum vereinbarten Riickgabe-
zeitpunkt sind zwischen den Parteien streitig. Eine Riickgabe
zudiesem Zeitpunkt ist nicht erfolgt. Vielmehr wurde das Miet-
fahrzeug am Abend des 5. Februar 2007 von der Polizei in ver-
unfalltem Zustand aufgefunden.

Die Klagerin errechnet ihren Gesamtschaden in Héhe von
EUR 10.453,61.

Der Beklagte zu 1. hat vorgetragen, er habe seinem Sohn, den
Zeugen B., denAutoschltissel kurzfristig Uberlassen, damit die-
ser ein vergessenes M obiltel efon aus dem Fahrzeug holen konn-
te. Dieser sei dann unter Mitnahme des Schllissels zu Bekann-
ten gegangen, um einen Besuch abzustatten. Bel dieser Gele-
genheit habe der Beklagte zu 2., der sich dort aufgehalten ha-
be, den Schluissel entwendet. Zudem hat der Beklagte zu 1. be-
hauptet, bei Vertragsschluss sel miindlich einevom Vertragstext
abweichende Mietdauer bis zum 6. Februar 2007 vereinbart
worden.

Der Beklagte zu 2. hat behauptet, er habe den Schllissel nicht
entwendet. Vielmehr habeihn der Sohn des Beklagten zu 1. ge-
fragt, ob sie nicht gemeinsam eine Fahrt mit dem Mietwagen
unternehmen wollten. Der Sohn habe erklért, sein Vater sei da-
mit einverstanden. Sodann sei der Unfall geschehen.

Diesen Schilderungen ist die Kl&gerin entgegengetreten.

Aus den Grinden: Il. Die zuléssige Berufung hat keinen Er-
folg. Das Landgericht [Wuppertal] hat den Beklagten zu 1. im
Ergebnis zu Recht zur Zahlung von Schadensersatz in der gel-
tend gemachten Hohe verurteilt. Der Beklagte zu 1. haftet ge-
mal3 88 280 Abs. 1, 281 Abs. 1i.V.m. 88 535 ff., 540 Abs. 2,
278 BGB.

1. Zum Zeitpunkt der Beschédigung des Fahrzeugs im Ver-
lauf des 5. Februar 2007 war das Mietverhdtnis zwischen der
Klagerin und dem Beklagten zu 1. bereits beendet, denn eswar
bisum 8:00 Uhr morgensan diesem Tag befristet gewesen, wah-
rend sich der Unfall zu einem spéteren Zeitpunkt ereignete. Dies
fuhrt zu einer Haftung des Beklagten zu 1. aus § 540 Abs. 2
BGB, daer fur ein Verschulden seines Sohnes, des Zeugen B.,
gemald § 278 BGB einzustehen hat.

a. Der Beklagte vermochte nicht zu beweisen, dassdas Miet-
verhétnis mit der Kl&gerin Uber den im schriftlichen Mietver-
trag angegebenen Zeitraum hinaus verlangert worden war. (wird
ausgefihrt)

b. FUr die nach Ablauf des Mietvertrages eingetretenen Scha-
den am Fahrzeug haftet der Beklagte zu 1. geméR 88 540 Abs.
2, 278 BGB. Denn er hat fur jedes Verschulden seiner Erful-
lungsgehilfen geméR 88§ 276, 278 BGB einzustehen. Aufgrund
der Vertragsbeendigung hatten die im Mietvertrag zugunsten
des Beklagten zu 1. vereinbarten Haftungsfreistellungen bzw.
Haftungserleichterungen keine Gliltigkeit mehr, weshalb diege-
setzliche Regelung des § 540 Abs. 2 BGB Anwendung findet.

Selbst wenn man zugunsten des Beklagten zu 1. unterstellt,
dass er trotz Beendigung des Mietverhéltnisses zu einer Ge-
brauchsiiberlassung an Familienangehtrige bzw. sonstige Drit-
te berechtigt war, so ergibt sich daraus zwar kein eigenes Ver-
schulden. Denn dem Beklagten zu 1. wére in diesem Fall mit
der kurzfristigen Uberlassung der Schitissel an den Zeugen B.
kein Schuldvorwurf zu machen, da weder vorgetragen noch er-
sichtlichist, dass er damit rechnen musste, sein Sohn werde ei-
nem Dritten — unter welchen Umstanden auch immer —die Be-
nutzung des Fahrzeugs ermoglichen.

Der Beklagte zu 1. hat jedoch fur dasVerschulden seines Soh-
nes einzustehen, denn dieser war sein Erfillungsgehilfe geméan
§ 278 BGB. Diesist der Fall, wenn fiir einen Mieter seine Fa-
milienangehorigen tétig werden (vgl. hierzu LG Koln NJW-
RR 1986, 1087), soweit diese—wie hier —den Mietgegenstand
mit seinem Wissen und Wollen benutzen (vgl. Palandt/Hein-
richs, BGB, 68. Auflage, § 278 Rn. 18 m.w.N.). Der Zeuge B.
hat indes fahrléssig geméal3 § 276 BGB gehandelt, weil er —in-
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soweit das Vorbringen des Beklagten zu 1. als zutreffend un-
terstellt —den Schllissel im Beisein von Dritten unbeaufsichtigt
hat herumliegen lassen und so den ungeschutzten Zugriff auf
das Mietfahrzeug ermoglicht hat.

2. Der Beklagte zu 1. haftet deshalb fir die unfallbedingten
Beschadigungen und die damit einhergehenden Gutachterko-
sten, deren Hohe er nicht angegriffen hat. Entsprechendes gilt
fr die weiteren von der Klagerin verfolgten Schadenspositio-
nen der weiteren Nutzungstage (8 546a Abs. 1 BGB) und der
Notdienstgebtihr. Deren Berechtigung hat der Beklagte zu 1.
mit der Berufung nicht angegriffen.

Mitgeteilt von VRIOLG a.D. Ziemf3en, Dissel dorf

88542, 193 BGB
Gewer beraummiete; befristetes Mietverhaltnis mit
Verlangerungsklausel; fristgerechter Zugang des
Verlanger ungsWider spruchs nach Sonntag, Feiertag
und Sonnabend

Bei einem Mietvertrag auf bestimmte Zeit mit Verlange-
rungsklausel ist die Willenserkléarung, mit welcher dieVer-
tragspartner die—bel Untéatigkeit automatisch eintretende
—\Vertragsverlangerung verhindern kdnnen, nicht alsK din-
digung im technischen Sinne anzusehen, auch wenn sieim
Vertrag als solche — und nicht als ,Widerspruch* — be-
zeichnet wird. Auf diese Willenserklarung ist die Regelung
in § 193 BGB anzuwenden (Anschlussan BGH NJW 1975,
40). DieRechtsprechung desBGH (NJW 2005, 1354 [=WuM
2005, 247 = GuT 2005, 114 KL]), wonach § 193 BGB grund-
satzlich nicht auf Kiindigungsfristen anwendbar ist, findet
in diesem Fall keine Anwendung.

(OLG Dresden, Beschlussvom 8.11.2013 —5 U 1101/13)

Zum Sachverhalt: Die Kl&gerin nimmt den Beklagten aus ei-
nem inzwischen beendeten Mietverhéltnis Uber Gewerberéu-
me auf dem Grundstiick auf Zahlung riickstandiger Miete flr
das Jahr 2010 und auf Betriebskosten-Nachzahlung fr das Jahr
2010 in Anspruch.

Die Parteien schlossen am 21./29.12. 2002 einen Mietvertrag
Uber das streitgegenstandliche Mietobjekt. Unter § 6 (Mietzeit,
Kundigung) enthdlt der Vertrag in Ziffer 1. folgende Regelung:
»Das Mietverhdltnis beginnt am 1. Februar 2003 und endet
frihestens am 31. Dezember 2004. Es verlangert sich um je-
weils ein Jahr, wenn es nicht mit einer Frist von 7 Monaten auf
den 31. Dezember eines Jahres, erstmalsjedoch biszum 31. Mai
2004 auf 31. Dezember 2004, gekiindigt wird."

Mit undatiertem Schreiben, welches er als Einschreiben mit
Riickschein am 28. 5. 2009 zur Post gab (Beleg vom 28. 5. 2009),
erklérte der Beklagte die Kiindigung des Mietvertrages zum
31.12. 2009. Das Schreiben wurde der Klagerin am 2. 6. 2009,
dem Dienstag nach Pfingsten, Ubergeben (Riickschein vom
2.6.2009). Mit Schreiben vom 31. 3. 2010, welches der Klage-
rin am 7.4. 2010 zuging, erklarte der Beklagte hilfsweise die
fristlose Kuindigung des Mietverhaltnisses. Die Riickgabe des
Mietobjektesan die Kl&gerin erfol gte spéatestensam 28. 6. 2010.
Am 7.11.2011 erstellte die Kl&gerin die Betriebskostenab-
rechnung fur das Jahr 2010, nach welcher der Beklagte Nach-
zahlungen in Hohe von 4593,51 € zu zahlen hat.

Die Klé&gerin hat vorgetragen, der Beklagte habe durch die
am 2. 6. 2009 zugegangene K iindigung das Mietverhdltnis nicht
zum 31. 12. 2009 beenden konnen. DieVorschrift des§ 193 BGB
sei fur den Lauf von Kindigungsfristen nicht anwendbar. Der
Beklagte schuldedeshalb die Miete fur das gesamte Jahr 2010.
Im Ubrigen hat sie die Riickzahlung des Nachforderungsbetra-
ges aus der Nebenkosten-Abrechnung vom 7.11. 2011 begehrt.

Der Beklagte behauptet, er habe schon mit Schreiben vom
7.5. 2009 gekiindigt, dessen Zugang er allerdings nicht bewei-
sen kénne. Eine nochmalige Kuindigung vom 30. 5. 2009 sei
durch einen Boten am 31.5.2009 in den Briefkasten der Kl&
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gerin eingeworfen worden. Die Riickgabe der Schliissel fir das
Mietobjekt sei schon am 16. 4. 2010 erfolgt. Die Nebenkosten-
abrechnung fir das Jahr 2010 sei nicht prifbar und inhaltlich
unrichtig.

In der letzten mindlichen Verhandlung vor dem Landge-
richt Chemnitz am 15.5. 2013 war der Beklagte sdumig. Das
Landgericht verkiindete am 5. 6. 2013 ein Teil Versdumnis- und
Teil-Endurteil. Im Wege des TeilVersdumnisurteils verurteilte
es den Beklagten zur Zahlung von 23.537,09 € an die Kl&ge-
rin, wasder Mietefur den Zeitraum 1.1. bis28. 6. 2010 und dem
offenen Restbetrag aus der Hei zkostenabrechnung 2008 in Héhe
von 332,09 € entspricht. In Bezug auf die restliche Miete fir
das Jahr 2010 sowie in Bezug auf die Betriebskostennachzah-
lung aus der Abrechnung fur das Jahr 2010 wies das Landge-
richt die Klage mit dem Teil-Endurteil, al so im Wege eines un-
echten Versdumnisurteiles, ab. Zur Begrindung dieser Abwei-
sung fihrte das L andgericht im Wesentlichen aus, der zwischen
den Parteien geschlossene Mietvertrag sei ein Mietverhdtnis
auf bestimmte Zeit mit Verlangerungsklausel, so dassdiein 86
Ziff. 1 desMietvertrages angesprochene K tindigung keine K tin-
digung im technischen Sinne, sondern nur dieAblehnung eines
befristeten Vertragsangebotes sei, auf welche dieVorschrift des
§ 193 BGB anzuwenden sei. Dieam 2. 6. 2009 der Klagerin zu-
gegangene Kindigung habe deshalb das Mietverhéltnis zum
31.12. 2009 beenden kdnnen. Nach Riickgabe des Mietobjek-
tesan die Kl&gerin kdnne diese demzufolge weder die Zahlung
von Miete noch die Zahlung von Nutzungsentschadigung ver-
langen. Den Anspruch auf Nachzahlung von Betriebskosten
konne die Kl&gerin nicht auf die Abrechnung vom 7.11. 2011
stutzen, weil diese wegen des fehlerhaften Nutzungszeitrau-
mesvom 1. 1. biszum 31. 12. 2010 formell nicht ordnungsgemand
sei

Gegen das Teil-Endurteil hat die Klagerin Berufung einge-
legt und diese begriindet. Sie tragt vor, das angefochtene Teil-
Endurteil beruhe auf einer fehlerhaften Rechtsansicht des L and-
gerichtes. Die Parteien hétten im Jahre 2002 ein Mietverhdltnis
auf unbestimmte Zeit abgeschl ossen, welches durch K éindigung
habe beendet werden konnen. Auf eine solche Kiindigung sei
die Regelung in 8 193 BGB nicht anwendbar. Das undatierte
Schreiben des Beklagten habe die Kindigungsfrist, welche am
31.5.2009 abgelaufen sei, nicht wahren kénnen und deshalb
nicht zu einer Beendigung des Mietverhdltnisses zum
31.12.2009 gefuhrt. Die Kl&gerin konne vom Beklagten des-
halb noch die Miete fir den Zeitraum 1.7. bis 31.12.2010 in
Hohe von 23.250,00 € und die Nebenkosten-Nachzahlung fuir
das Jahr 2010 i.H.v. 4593,51 € verlangen, mithin einen Ge-
samtbetrag von 27.843,51 €.

Aus den Grinden: Il. Der Berufung fehlt zur einstimmigen
Uberzeugung des Senates offensi chtlich die Erfol gsaussicht und
essind auch dieweiteren Voraussetzungen von 8522 Abs. 2 S.1
ZPO erflllt, so dass der Senat beabsichtigt, die Berufung ohne
mundliche Verhandlung durch Beschluss zuriickzuwei sen. We-
gen der beabsichtigten Entscheidung im Beschlusswege wird
der Verhandlungstermin aufgehoben.

Das Landgericht hat zutreffend ausgefiihrt, dass die Klage-
rin die Miete fur den Zeitraum vom 1. 7. bis zum 31.12. 2010
nicht vom Beklagten verlangen kann, weil das zwischen den
Parteien urspriinglich bestehende Mietverhaltnis aufgrund des
am 2.6.2009 der Kl&gerin zugegangenen Schreibens des Be-
klagten zum 31.12. 2009 endete (dazu 1.). Die Klagerin kann
auch auf der Grundlage der Betriebskostenabrechnung vom
7.11. 2011 keine Nachzahlungen vom Beklagten verlangen (da-
zZu2.).

1. Mit dem Mietvertrag vom 21./29.12. 2002 haben die Par-
teien ein Mietverhdtnis auf bestimmte Zeit (Zeitmietvertrag)
mit Verlangerungsklausel begriindet. Das Mietverhdtnis lauft
nach der Regelung in 8 6 Ziff. 1 des Mietvertrages jeweils bis
Zu einem bestimmten Zeitpunkt, dem 31. Dezember des Jahres
2004 bzw. der Folgejahre, und verlangert sich dannumein Jahr,
wenn esnicht biszum 31. Mai dessel ben Jahresgekiindigt wird.
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Mit dem Begriff der ,Klndigung” wird danach — abweichend
von dem gewdhnlichen Verstandnis — nicht die Beendigung ei-
nes unbefristet laufenden Dauerschuldverhéltnisses mit Wir-
kung fur die Zukunft bezeichnet, sondern eine Erklarung, wel-
che die Verlangerung des bis zu einem bestimmten Zeitpunkt
laufenden Vertrages verhindert. Der BGH hat diesfur einever-
gleichbare Regelung in einem Pachtvertrag in seinem Urteil vom
16.10.1974 (VI ZR 74/73, NJW 1975, 40) klargestellt. Da-
nach enthélt die vertragliche Regelung bereits das wechsel sei-
tige Angebot der Vertragsparteien, das Mietverhaltnis um ein
Jahr zu verlangern, welches durch Schweigen der Vertrags-
partner angenommen wird. Gleichzeitig wird den Vertragspart-
nern die Moglichkeit eréffnet, mit einer Erkl&rung biszu einem
bestimmten Zeitpunkt die Vertragsverlangerung i.S.v. §542
Abs. 2Nr. 2 BGB zu verhindern. Auf eine solche Erklarung aber
ist die Regelung in § 193 BGB anzuwenden (so BGH, Urt. v.
16.10.1974, a.a.0.; OLG Dusseldorf, Urt. v. 29.7.1993, 10 U
253/92, ZMR 1993, 521 [=WuM 1993, 673]). Wendet man aber
die Regelung des § 193 BGB im folgenden Falle an, dann ging
die ,Kundigung“ des Beklagten am 2. 6. 2009 rechtzeitig zu,
denn der 31.5. 2009 war ein Sonntag und der 1. 6. 2009 ein ge-
setzlicher Feiertag, der Pfingstmontag. Nach Rickgabe des
Mietobjektes durch den Beklagten spétestensam 28. 6. 2010 hat
die Kl&agerin demnach weder einen Anspruch auf Zahlung von
Miete aus dem Mietvertrag geméR § 535 Abs. 2 BGB noch auf
Zahlung von Nutzungsentschéadigung aus §546aAbs. 1 BGB.

Die von der Kl&gerin in der Berufungsbegriindung zitierten
Entscheidungen des Bundesgerichtshofes stehen der dargeleg-
ten Rechtsauffassung des Senates, die auf dem Urteil desBGH
vom 16.10.1974 (a. a.0.) beruht, nicht entgegen. DasUrteil des
BGH vom 25.1.1991 (V ZR 116/90, NJW 1991, 1348 [=WuM
1991, 276]) befasste sich mit einer Regelung zur Laufzeit in ei-
nem Pachtvertrag Uber einen Kleingarten, welche der vorlie-
gend zu beurteilenden Regelung dhnelt. Der Vertrag sollte bis
zum Ende eines Jahres laufen und sich stillschweigend um ein
Jahr verlangern, wenn er nicht vor dem 1. Oktober diesen Jah-
res zum 31. Dezember desselben Jahres gekindigt wirde. In-
Ubereinstimmung mit dem Urteil des BGH vom 16.12.1974
(aa.0.) qualifizierte der BGH auch im Urteil vom 25.1.1991
(a.a.0.) den Pachtvertrag als befristeten Vertrag mit Verlange-
rungsklausel. In der Entscheidung befasst er sich allerdings nur
mit der Frage, ob die Regelung in § 16 Abs. 3, Abs. 4 Bundes-
kleingartengesetz anwendbar ist. Die von der Klagerin proble-
matisierte Frage, ob die die Beendigung herbeiflhrende Er-
klérung as Kiindigung oder als Ablehnung der Verlangerung
des Pachtverhéltnisses anzusehen sei, liel3 der BGH ausdriick-
lich offen, well esdarauf bei seiner Entscheidung nicht ankam.
Auch das Urtell des BGH vom 29. 4. 2002 (11 ZR 330/00, NJW
2002, 2170 [=GuT 2002, 110]) bestétigt die Rechtsauffassung
des Senates und des L andgerichtes. In dieser Entscheidung ging
es um einen Mietvertrag, in welchem geregelt war, dass das
Mietverhdtnis am 31. 3.1996 enden sollte und sich jeweilsum
ein Jahr verlangern wirde, wenn eine der Parteien nicht spéte-
stens 6 Monate vor Ablauf der Mietzeit der Verlangerung wi-
derspreche. In Ubereinstimmung mit den vorgenannten Ent-
scheidungen qualifizierte der BGH auch im Urteil vom
29.4.2002 (a.a.0.) den Mietvertrag mit der vorgenannten Re-
gelung als Mietvertrag auf bestimmte Zeit mit Verléangerungs-
klausel. Mit der Frage, ob die Regelung des § 193 BGB An-
wendung findet, beschéftigte sich der BGH dagegen nicht, weil
esdarauf in seinem Fall nicht ankam. Vielmehr fihrte der BGH
nur aus, dass die Verlangerung des Mietvertrages nicht zu ei-
nem neuen Mietverhaltnis fuhrt, sondern das bestehende Miet-
verhdtnisfortsetzt. Auch die Urteile des BGH vom 20. 6. 2007
(VI ZR 257/06, NJW 2007, 2760 [=WuM 2007, 463 =WuM
2007, 514]) und vom 23. 6.2010 (VII1 ZR 230/09, NJW 2010,
3431 [=WuM 2010, 508]) stehen der Rechtsauffassung des Se-
nats nicht entgegen. In ihnen geht es jeweils um Wohnraum-
mietvertrage, in welchen die Parteien vor der Mietrechtsreform
auf der Grundlage von § 565aAbs. 1 BGB a.F. einen befriste-
ten Mietvertrag mit Verlangerungsklausel vereinbart haben. Der
BGH pruft und bejaht lediglich die Frage, ob die seinerzeit ver-
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einbarten Beendigungsfristen auch nach der Rechtsénderung
durch die Mietrechtsreform Bestand haben und ob die alte Re-
gelung nach der Rechtsanderung durch die Mietrechtsreform
im Rahmen eines Formularmietvertrages der Inhaltskontrolle
standhélt. Mit der im vorliegenden Falle entscheidenden Frage,
ob die Regelung des § 193 BGB anwendbar ist, beschéftigt er
sich dagegen nicht. Dies gilt schlief3lich auch fir das Urtell des
BGH vom 14.6.2006 (VIII ZR 257/04, NJW 2006, 2696
[=WuM 2006, 445]). Auch in diesem Fall ging esum die Fra-
ge, inwieweit die Regelungen einesAltvertrages nach der Miet-
rechtsreform weiter gelten konnten.

Entgegen der von der Klagerin vertretenen Auffassung
kommt es fur die Anwendbarkeit des § 193 BGB nicht darauf
an, ob die Parteien diein 8§ 6 Ziff. 1 des Mietvertrages geregel-
te Erklérung als ,Kutndigung” oder a's,Widerspruch® bezeich-
net haben. Entscheidend ist vielmehr die Wirkungsweise dieser
Erklarung aufgrund der vertraglichen Regelung. Danach han-
delt es sich gerade nicht um eine Kiindigung im technischen
Sinne, wie der BGH im Urteil vom 16.10.1974 (a.a.0.) aus-
gefiihrt und begriindet hat.

2. Der Senat teilt auch dieAuffassung desLandgerichtes, dass
die Nebenkosten-Abrechnung vom 7.11. 2011 bereitsan einem
formellen Fehler leidet, weil sie einen Abrechnungszeitraum
zugrunde legt, der fur den Beklagten nicht mal3geblich ist. Die
Umlage von Nebenkosten auf den Beklagten kam nur bis zur
Ruckgabe desMietobjektesan dieKl&gerinin Betracht, also al-
lenfalls bis zum 28. 6. 2010. In der Betriebskostenabrechnung
wird der Abrechnungszeitraum aber auf die Zeit vom 01.01. bis
zum 31.12.2010 datiert. Auf die formell unwirksame Be-
triebskosten-Abrechnung kann die Kl&gerin keinen Zahlungs-
anspruch stiitzen.

Mitgeteilt von den Mitgliedern des 5. Zivilsenats des OLG
Dresden

88 535, 537, 546, 854 BGB
Rickgabe der Mietsache; Kfz-Stellplatze

Zu den Anforderungen an die Riickgabe der Mietsache,
wenn die zu raumenden Stellplatze nicht aul3erlich einge-
grenzt sind.

(OLG Dusseldorf, Urteil vom 25.10.2012 —1-10 U 4/12)

Aus den Grinden: II. A. Der Anspruch des Vermieters auf
Ruckgabe der Mietsache gemaf3 § 546 Abs. 1 BGB ist auf Ein-
réumung des unmittel baren Besitzes gerichtet (BGH, Beschl. v.
5.10.2005, GE 2006, 572 = NJW 2005, 3786 = ZMR 2006,
106 [=WuM 2005, 792] —VIII ZB 52/04). Hierflr genugt ge-
mal3 § 854 Abs. 2 BGB die Einigung des bisherigen Besitzers
und des Erwerbers, wenn der Erwerber in der Lageist, die Ge-
walt Uber die Sache auszutiben. Zur Aufgabe des Besitzes geniigt
weder ein behaupteter fehlender Nutzungs- noch der blofe Auf-
gabewille. Der Besitz kann nur durch eine vom Aufgabewillen
getragene, aulZerlich erkennbare Handlung aufgegeben werden.
Dabei gentigt nicht die blofe Erklérung, man raume einem an-
deren den Besitz ein; auch reichen irgendwel che symbolischen
Ubertragungshandlungen nicht aus (BGH, NJW 1979, 714; Se-
nat, Urt. v. 8.1.2009, | — 10 U 23/07, NZB verworfen gemafd
Beschl. v. 27.5.2009, X1 ZR 30/09). Das gilt grundsétzlich
auch, wenn die zu réumende Fléche — wie hier die Stellpl&tze
— nicht aulerlich eingegrenzt sind und der Vermieter deshalb
die faktische Moglichkeit hat, die tatsichliche Sachherrschaft
auszuiiben. Hieran gemessenist den getroffenen Feststellungen
eine diesen Anforderungen entsprechende Besitziibertragung
auf die Kl&gerin nicht zu entnehmen.

Allerdings kann in der Uberlassung des Schliissels zu dem
Mietobjekt nach den néheren Umstanden des Einzelfalles der
Wille erkennbar werden, zum Zwecke der Besitztibertragung
auf den Empfanger des Schllissels den Besitz des Mietobjekts
aufzugeben. Ob und in welchem Umfang der Beklagte zu 2)
fr die Beklagte zu 1) Auf3enschlissels des Objekts an die Ver-
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walterfirma Da. zuriickgegeben hat, bedarf jedoch keiner Ent-
scheidung. Nach den getroffenen Feststel lungen verfiigt der Be-
klagte zu 2) weiterhin Uber die Schliissel zu dem Buromodul
101. Dadas Modul 101 Bestandteil des Mietvertrages mit der
Beklagten zu 1) ist, kann deshalb auch insoweit nach der Ver-
kehrsanschauung nicht von einer Besitziibertragung auf dieK1&
gerin ausgegangen werden. Die Beklagte zu 1) ist daher erstin-
stanzlich zu Recht zur Zahlung der Miete/Nutzungsentschadi-
gung bis einschlief3dich Oktober 2009 verurteilt worden.

Mitgeteilt von RiOLG Geldmacher, Dissel dorf

8§88 242, 535, 355 a.F. BGB; § 1 HausturWG
Kfz-Leasing; beendeter Leasingvertrag;
Verwirkung desWiderrufsrechts

Lasst ein Leasingnehmer seit Erhalt der Widerrufsbe-
lehrung mehr als sechs Jahre bis zum Widerruf des Lea-
singvertrages verstreichen, dann steht der Austibung des —
grundsatzlich unbefristeten — Widerrufsrechts jedenfalls
dann der Einwand der Verwirkung und damit der unzulas-
sigen Rechtsaustiibung (§ 242 BGB) entgegen, wenn die bei-
derseitigen Pflichten aus dem Leasingvertrag bereits vier
Jahrevor Geltendmachung desWiderr ufsrechtes vollstan-
dig erfillt worden sind.

(KG, Urteil vom 16.8.2012 — 8 U 101/12)

Ausden Grinden: Eskann dahingestellt bleiben, ob der Kl&
ger den streitgegenstandlichen Vertrag al sVerbraucher oder Un-
ternehmer unterzeichnet hat. Es kann auch dahin gestellt blei-
ben, ob die Beklagte vorliegend eine den Vorgaben des § 355
BGB a.F. entsprechende Widerrufsbelehrung erteilt hat oder
nicht.

Der Senat teilt jedenfalls die Auffassung des Landgerichts
Berlin, dass der Ausiibung des — grundsétzlich unbefristeten —
Widerrufsrechts des Kl&gers der Einwand der Verwirkung und
damit der unzul&ssigen Rechtsausiibung (8§ 242 BGB) entge-
gensteht.

Verwirkung setzt voraus, dass der Berechtigte ein Recht |&n-
gere Zeit nicht geltend gemacht hat, obwohl er dazu in der La-
ge gewesen ware, der Gegner sich mit Riicksicht auf das ge-
samte Verhalten des Berechtigten darauf einrichten durfte und
eingerichtet hat, dass dieser sein Recht auch in Zukunft nicht
geltend machen werde, und di e verspétete Geltendmachung da-
her gegen den Grundsatz von Treu und Glauben verstofdt (BGH,
Urteil vom 18. Oktober 2001 — | ZR 91/99, GRUR 2002, 280;
BGH, Urteil vom 14.06. 2004 —11 ZR 392/01, WM 2004, 1518,
1520, jeweils m. w. Nw.). Die erforderliche Zeitdauer, die seit
der Mdglichkeit der Geltendmachung des Rechts verstrichen
sein muss, richtet sich nach den Umsténden des Einzelfalls (Pe-
landt/Griineberg, BGB, 71. Aufl. 8 242 Rn. 93 m. w. Nw.). Zu
berticksichtigen sind vor allem die Art und Bedeutung des An-
spruchs, die Intensitét des von dem Berechtigten geschaffenen
Vertrauenstatbestandes und das Ausmald der Schutzbedirftig-
keit des Verpflichteten. Ein Verhalten des Berechtigten, das ei-
nem konkludenten Verzicht nahe kommt, mindert die erforder-
liche Zeitdauer (BGH, Urteil vom 16. M&rz 1979V ZR 38/75,
WM 1979, 644, 647). Die Schutzbediirftigkeit des Verpflichte-
ten wird wesentlich bestimmt durch den Umfang seiner Ver-
trauenssituation und seinen Informationsstand (BGHZ 21, 83).

Nach diesen Vorgaben sieht der Senat das sog. Zeitmoment
in Anbetracht der Tatsache, dass der Kl&ger, nachdem ihm die
Widerrufshel ehrung vom 20. Mé&rz 2005 vorlag, mehr als 6 Jah-
re hat verstreichen lassen, bevor er den Widerruf erklért hat, als
erflllt an. Insbesondere kommt es in diesem Zusammenhang
nicht darauf an, ob er von dem trotz Fristablaufs tatséchlich —
d. h. ausrechtlichen Griinden —fortbestehenden Widerruf srecht
Kenntnis hatte (vgl. BGH, Urteil vom 16.03.2007 — V ZR
190/06, NJW 2007, 2183 Tz 8; Palandt-Griineberg, BGB, 71.
Auflage, § 242, Rn. 94). Das st jedenfalls dann unbedenklich,
wenn es—wie hier —nicht um eine (vollstandig) fehlende, son-
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dern nur um eine formal missverstandliche und allein deshalb
nicht ordnungsgeméaiie Widerrufsbelehrung geht (vgl. OLG
Frankfurt, Urteil vom 25.10. 2000 -9 U 59/00, NJW-RR 2001,
1279).

Angesichtsder vollstandigen, beiderseitigen Erfiillung samt-
licher Verpflichtungen aus dem Vertrag ist der Senat —mit dem
Landgericht — der Auffassung, dass auch das sog. Umstands-
moment erfllltist. Die Beklagte musste nach der bereitsim Jah-
re 2007 erfolgten, vollstéandigen Erflllung des Leasingvertra-
ges nicht mehr mit einem Widerruf des Leasingvertrages rech-
nen, sondern durfte auf den Bestand der beiderseitigen Ver-
tragserflllung vertrauen (so auch OL G KéIn, Urteil vom 25. Ja-
nuar 2012 —1-13 U 30/11, 13 U 30/11, BKR 2012, 162; OLG
Dusseldorf, Beschluss vom 2. Mérz 2010 — 1-24 U 136/09, 24
U 136/09, WM 2010, 2258). Dies gilt umso mehr, alsdie Toch-
ter des Kléagers unstreitig nach Erfillung der beiderseitigen
Pflichten aus dem Leasingvertrag im Méarz 2007 das Fahrzeug
gekauft und bei der Beklagten finanziert hat. Damit hat sich die
Beklagte darauf eingerichtet, dass das L easingverhédtnis bean-
standungsfrei abgewickelt worden war.

Dem steht nicht entgegen, dass § 355 Abs. 3 S 3BGB aF.
dem Verbraucher im Falle einer nicht ordnungsgemélien Be-
lehrung grundsétzlich ein unbefristetesWiderruf srecht einrdumt.
Dies bedeutet lediglich, dass das Widerrufsrecht des nicht ord-
nungsgemald bel ehrten Verbrauchers keiner gesetzlichen Ausii-
bungs- oder Ausschlussfrist (§ 355Abs. 1S.2,Abs. 3S. 1 BGB)
unterliegt, nicht aber, dass es ungeachtet der Grundsétze von
Treu und Glauben (8 242 BGB) gleichsam unbegrenzt ausgetibt
werden konnte. Insoweit gelten fir ein unbefristetes Wider-
rufsrecht prinzipiell die gleichen Beschrénkungen wie fir an-
dere, nicht an die Einhaltung bestimmter Fristen gebundene Ge-
staltungsrechte (OLG Kdln, a.a.0.).

Ein schutzwirdiges Vertrauen der Beklagten auf die
Nichtaustibung des Widerrufsrechtsist auch nicht deshalb aus-
geschlossen, weil dem Klager die Fehlerhaftigkeit der Wider-
rufsbel ehrung und das daraus folgende — grundsétzliche — Fort-
bestehen seinesWiderrufsrechts bis zur voll sténdigen Erfullung
seiner Vertragspflichten im Jahre 2007 nicht bekannt war. Nach
der Rechtsprechung desBGH (NJW 2003, 2529, 2530) |asst das
Verhalten eines Kunden, der von seinem Widerrufsrecht keine
Kenntnis hat, zwar keinen Schluss (des anderen Vertragsteils)
darauf zu, er werde von dem ihm zustehenden Widerrufsrecht
keinen Gebrauch machen. In der vorgenannten Entscheidung
war dem Verbraucher, der seinen Widerruf auf 8 1 HWiG ge-
stiitzt hatte, allerdings keine Widerrufsbelehrung nach dem
HWIiG erteilt worden.

Im Streitfall liegen die Dinge dagegen grundlegend anders,
denn der Kl&ger hat eine Widerrufsbelehrung erhalten. Selbst
wenn die Widerrufsbelehrung nicht den Vorgaben des §355
BGB a.F. entsprochen haben sollte, so konnte sie gleichwohl ei-
nen durchschnittlichen Verbraucher aber Giber das Bestehen ei-
nes befristeten Widerrufsrechts a's solches nicht im Unklaren
lassen. Anders als etwa bei einer Belehrung, die das Wider-
rufsrecht von irgendwel chen Bedingungen abhéngig macht oder
an seineAustibung unzul &ssige, nachteilige Rechtsfol gen knipft
— erst recht bei einer ganzlich fehlenden Belehrung —, konnte
sich der Kl&ger hier Uber die befristete Befugnis zum Widerruf
seiner Vertragserkl&rungen nicht im Irrtum befinden. Die ihm
erteilte Belehrung war jedenfalls nicht geeignet, ihn von eéinem
Widerruf abzuhalten, denn bel verniinftiger Betrachtungsweise
eines durchschnittlichen Verbrauchers musste insbesondere die
Frage, ob die Widerrufsfrist bereits mit Aushandigung der Wi-
derrufsbel ehrung und desAngebots der Beklagten oder erst dann
beginnt, wenn er auch im Besitz seiner eigenen Vertragser-
klérung ist, fur die Entscheidung des Kl&gers, letztlich am Ge-
schéft festzuhalten, ohne Belang sein. Insofern unterscheidet
sich der vorliegende Fall von dem Sachverhalt, der der BGH-
Entscheidung vom 12. 12. 2005 (11 ZR 327/04, Juris, Rz. 25) zu-
grunde lag. Dort hat der BGH eine Verwirkung verneint, weil
die Belehrung die—fehlerhafte und deshalb unwirksame—Ein-
schrankung enthielt, dass der Widerruf als nicht erfolgt gilt,
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wenn das Darlehen nicht binnen zwei Wochen zuriickgezahlt
wird (vgl. BGH, a. a.0., Rz. 21). Anders als der Kl&ger im vor-
liegenden Fall hatten die Beklagten im dortigen Verfahren da-
her gerade aufgrund der Fehlerhaftigkeit der Belehrung keinen
Anlass zu der Annahme, nach Ablauf der genannten Frist stehe
ihnen noch ein Widerrufsrecht zu. Darlber hinaus waren die
Darlehen in dem der Entscheidung des BGH vom 12.12. 2005
zugrunde liegenden Fall noch nicht vollsténdig zurtickgezahit,
d.h. andersasimvorliegenden Fall dasVertragsverhdtnisnicht
bereits seit langem abgewickelt und beendet. Das gilt auch fir
die vom Kl&ger zitierte Entscheidung des OLG Karlsruhe (Ur-
teil vom 23. Dezember 2005 — 13 U 56/02) sowie des BGH
(Urteil vom 19. Februar 1986 — VIl ZR 113/85). Da der for-
male, eine blof3e Ungenauigkeit in der Darstellung des Fristbe-
ginns darstellende Fehler der Widerrufsbelehrung nicht zu ei-
ner sachlichen Verfalschung der Belehrung Uber das Wider-
rufsrecht gefuihrt und deshalb keinen Einfluss auf die Ent-
scheidung des Kl&gers gehabt hat, an dem Geschéft festzuhal-
ten, verstofdt der mehr als 6 Jahre nach Vertragsabschluss und 4
Jahre nach vollsténdiger Vertragsabwicklung erklérte Widerruf
des Klagers gegen Treu und Glauben (OLG Kdln, a a.0.).

Die Revision zum Bundesgerichtshof wird nicht zugel assen,
daweder die Rechtssache grundsétzliche Bedeutung hat, noch
die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitli-
chen Rechtsprechung eine Entscheidung des Revisionsgerichts
erfordert, 8 543 Absatz 2 Satz 1 ZPO.

Mitgeteilt von den Mitgliedern des 8. Zivilsenats des Kam-
mergerichts

8812 BGB
Investitionen des Pachtersin das Grundstiick;
enttauschte Erwartung des kiinftigen Eigentumser wer bs;
Erwerb eines Erbbaurechts;
Errichtung von Betriebsgebauden; NBL

a) Dem berechtigten Besitzer, der in der begriindeten Er -
wartung kinftigen Eigentumserwerbs auf einem Grund-
stiick Bauar beiten vornimmt oder vornehmen lasst, kann
nach 8812 Abs.1 Satz2 BGB ein Bereicherungsanspruch
zustehen, wenn diese Erwartung spater enttduscht wird; be-
grundet ist eine solche Erwartung bereits dann, wenn die
Bebauung und der spéatere Eigentumserwerb auf einer
tatsachlichen Willensiibereinstimmung zwischen dem Bau-
enden und dem Grundstiickseigentiimer beruhen.

b) Da der Anspruch aus 8812 Abs.1 Satz2 BGB wegen
der begriindeten, spater aber enttéduschten Erwartung ei-
nes spateren Eigentumserwer bs auf die Abschopfung des
Wer tzuwachses gerichtet ist, den das Grundstiick infolge
von Baumalinahmen erfahren hat, ist eine Klage unschlis-
sig, wenn der Klager nur zum Wert der in das Grundstiick
eingebrachten Sachen vortragt.

(BGH, Urteil vom 19.7.2013 -V ZR 93/12)

1 Zum Sachverhalt: Die Beklagten sind Eigentimer eines
Grundstucks. Eine Teilfldche haben sie dem Kl&ger verpachtet.
In dem schriftlichen Vertrag vom 27. Oktober 1990, nach dem
die Pachtzeit am 1. Januar 1991 beginnen und mindestens 30
Jahre dauern sollte, heif3t es auszugswei se:

»3. Verpachter und Pachter sind sich dartiber einig, dafd un-
verzuglich ein Erbbaurecht-Vertrag mit einer Gesamtlaufzeit
von 99 Jahren geschlossen werden soll.

Im Hinblick darauf sind Verpachter und Pachter verpflichtet,
den ... Pachtvertrag demgemal3 zu verléngern, fallseszu dem
Abschluf3 eines Erbbaurecht-Vertrages nicht kommen sollte,
aus Grunden, die weder Péchter noch Verpéchter zu vertre-
ten haben.

9. Dem P&chter ist die Nutzung als Grunlandfléache und die
Errichtung von Gebauden gestattet. ...
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11. Sofern durch die Nutzung oder die wahrend der Pacht-
zeit durchgefiihrten Maf3nahmen der jetzige Wert des Pacht-
gegenstandes gemindert wird, hat der Péchter am Ende der
Pachtzeit den urspriinglichen Zustand wieder herzustellen
oder dem Verpéchter den eingetretenen Minderwert zu er-
setzen.

Der Péchter hat das Recht, die von ihm geschaffenen Ein-
richtungen am Ende der Pachtzeit wegzunehmen, sofern der
Verpéchter nicht bereit ist, sie gegen Zahlung eines ange-
messenen Entgelts zu tbernehmen.

Im Ubrigen gelten fiir die Wertersatz-, Ausgleichs- und Weg-
nahmeanspriiche die gesetzlichen Vorschriften.

2 Inder Folgezeit wurden auf dem Grundstiick ein auseinem
Pferdestall mit Wohnhaus bestehendes ,, Kombinati onsgebau-
de" sowie weitere Stallgebaude errichtet. Den Abschluss eines
Erbbaurechtsvertrages, den der Klager mehrfach angemahnt hat-
te, verweigerte der Beklagte zu 2 in einem im April 2005 ge-
flhrten Gespréch. Im Zuge der darauf gefiihrten Korrespondenz
erklérten beide Beklagten mit Schreiben vom 15. Mérz und 20.
Mai 2008 jeweils die Kiindigung des Vertrages mit der Be-
grindung, die Pacht fur die Jahre 2006 bis 2008 sei nicht be-
zahlt worden. Dem widersprach der Klager und erklérte sei-
nerseits, hilfsweise" die Kiindigung des Vertrages. Er behaup-
tet, die baulichen Anlagen seien auf seine Veranlassung und
mit seinen Mitteln errichtet worden und nicht von der auf Sei-
ten der Beklagten dem Rechtsstreit als Streithelferin beigetre-
tenen friheren LPG, mit der er eine Gesellschaft zum Betrieb
einer Pferdepension habe griinden wollen. Den Wert der auf dem
Grundstick errichteten Anlagen beziffert er mit 440.000 €. Die
Streithelferin der Beklagten hat die Einrede der Verjahrung er-
hoben.

3 Die auf Zahlung von Wertersatz in der genannten Hohe
gerichteteKlageist in beidenVorinstanzen [L G Potsdam; OLG
Brandenburg] erfolglos geblieben. Mit der von dem Senat zu-
gelassenen Revision verfolgt der Klager seinen Antrag weiter.
Die Streithelferin der Beklagten beantragt die Zuriickweisung
des Rechtsmittels.

4 Aus den Grunden: |. Das Berufungsgericht verneint einen
Anspruch aus 88951, 812 BGB. Als Pachter sei der Klager be-
reits aufgrund der gesetzlichen Vorschriften nach §546 Abs. 1
und §581 Abs. 2 BGB gehalten gewesen, die Aufbauten zu ent-
fernen. Die Parteien hétten in dem Pachtvertrag sogar aus-
dricklich eine Riuckbauverpflichtung des Klagers vereinbart.
Davon abgesehen habe der Kl&ager die Baumal3nahmen nicht in
der berechtigten Erwartung vorgenommen, spéter das Eigen-
tum oder ein eigentumsgleiches Recht an dem Grundstiick zu
erwerben. Die Erwartung des Kl&gers sei nur vage gewesen,
nicht aber berechtigt, weil die Parteien lediglich eine — unver-
bindliche und nicht der Formvorschrift des §311b Abs.1 BGB
(i.v.m. 811 ErbbauRG) gentigende — Absichtserklérung zum
Abschluss eines Erbbaurechtsvertrages getroffen hétten. Ent-
sprechend habe sich der Klager bel Vornahme der Aufbautenin
einer ungesicherten Rechtsposition befunden. Die Versagung
des beanspruchten Wertersatzes widerspreche auch nicht Treu
und Glauben.

5 |1. Die Berufungsentscheidung hélt einer revisionsrechtli-
chen Uberpriifung in wesentlichen Punkten nicht stand.

6 1. Im rechtlichen Ausgangspunkt noch zutreffend geht das
Berufungsgericht der Sache nach davon aus, dass dem berech-
tigten Besitzer, der in der begriindeten Erwartung kunftigen Ei-
gentumserwerbs auf einem Grundsttick Bauarbeiten vornimmt
oder vornehmen |&sst, nach §812 Abs. 1 Satz2 BGB ein Berei-
cherungsanspruch zustehen kann, wenn diese Erwartung spé-
ter enttéuscht wird (vgl. nur BGH, Urteil vom 12. Juli 1989 —
VIl ZR 286/88, NJW 1989, 2745, 2746 [=\WuM 1989, 514 L];
Senat, Urteil vom 22. Juni 2001 —V ZR 128/00, NJw 2001,
3118f. [=WuM 2001, 513 KL]; jeweils mwN). Soweit teilwei-
se nicht auf eine begriindete, sondern auf eine berechtigte Er-
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wartung abgehoben wird (so etwa Senat, Urtell vom 22. Mérz
2013-V ZR 28/12, NJW 2013, 2025 Rn. 13), ist damit ein sach-
licher Unterschied nicht verbunden.

7 2. Rechtsfehlerhaft legt das Berufungsgericht jedoch zu-
grunde, vage — nur auf einer ungesicherten Rechtsposition be-
ruhende und nicht der Formvorschrift des §311b Abs.1 BGB
(i.V.m. 811 ErbbauRG) —Absichtserkl&rungen stiinden der An-
nahme einer begriindeten Erwartung entgegen (vgl. etwaBGH,
Urteil vom 12. April 1961 — VIl ZR 152/60, WM 1961, 700,
701, wonach die Hoffnung genligen kann, an dem bebauten
Grundstiick ein Erbbaurecht zu erhalten). Dabei wird zum ei-
nen Ubersehen, dass die Weigerung zur Rechtsverschaffung bei
Bestehen einer bindenden vertraglichen Abrede zur Ubertra-
gung des Eigentums oder zur Einr&umung eines eigentums-
gleichen Rechts von vornherein nicht zu e nem Bereicherungs-
ausgleich nach 8812 Abs.1 Satz2 BGB fuhrte (vgl. nur Pa-
landt/Sprau, BGB, 72. Aufl., 8812 Rn. 34 mwN: grundsétzli-
cher Vorrang des Vertragsregimes). Zum anderen verkennt das
Berufungsgericht, dass eine Erwartung in dem hier in Rede ste-
henden Zusammenhang bereits dann begriindet ist, wenn die
Bebauung und der spétere Eigentumserwerb auf einer tatséch-
lichen Willenslibereinstimmung zwischen dem Bauenden und
dem Grundsttickseigenttimer beruht (vgl. Senat, Urteil vom 22.
Mé&rz 2013 -V ZR 28/12, aaO; BGH, Urteil vom 12. Juli 1989
—VIII ZR 286/88, NJW 1989, 2745, 2746; vgl. auch Urteil vom
16. Oktober 1969 — VII ZR 145/68, NJW 1970, 136). Schon
dann namlich ist fir jeden verstandigen Grundstiicksei gentu-
mer klar, dass ihm die mit dem in Aussicht genommenen Ei-
gentumserwerb des Bauwerks einhergehende Wertsteigerung
des Grundstuicks nicht verbleiben soll. Will er fur den Fall, dass
es zu einem spéteren Eigentumserwerb doch nicht kommt, ei-
nen Ausgleich ausschlief3en, ist er gehalten, einer ihm erkenn-
baren Erwerbserwartung entgegenzutreten (BGH, Urteil vom
12. Juli 1989 —VIII ZR 286/88, aa0, S. 2747); die fur den Be-
reicherungsausgleich erforderliche tatséchliche Willenstiber-
einstimmung kommt dann nicht zustande.

8 3. Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts schei-
tert ein Berei cherungsausgleich auch nicht daran, dassder Mie-
ter oder Pachter nach Beendigung des Vertragsverhaltnisses
grundsétzlich verpflichtet ist, Einrichtungen, Aufbauten und
sonstige bauliche Anlagen zu entfernen, was selbst dann gilt,
wenn der Vermieter oder Verpéchter den Mal3nahmen zuge-
stimmt hat (vgl. auch BGH, Urteil vom 17. Mé&rz 1999 — XI|
ZR 101/97, NZM 1999, 478, 479 [=WuM 1999, 334]; Pa-
landt/Weidenkaff, BGB, 72. Aufl., §546 Rn.4 mwN). Hiervon
nicht erfasst wird die Sonderkonstellation, dass ein Grundstiick
in der begriindeten, spéter aber enttauschten Erwartung eines
kunftigen Eigentumserwerbs bebaut worden ist. Eine solche —
fUr Miet- und Pachtvertrége atypische— Erwartung steht der An-
nahme einer abschliel3enden Regelung durch die miet- und
pachtrechtlichen Gesetzesbestimmungen entgegen (vgl. Senat,
Urteil vom 22. Juni 2001 —V ZR 128/00, NJW 2001, 3118;
BGH, Urteil vom 12. Juli 1989 — V111 ZR 286/88, NJW 1989,
2745, 2746). Da eine begriindete Erwartung voraussetzt, dass
die Aussicht auf einen spéteren Eigentumserwerb von einer
tatséchlichen Willensiibereinstimmung mit dem Grundstticks-
eigentlimer getragen wird (oben 2.), erscheint ein Bereiche-
rungsausgleich auch nicht unbillig.

9 4. Allerdingskann dieser Ausgleich rechtsgeschéftlich aus-
geschlossen werden. Ob das Berufungsgericht mit seiner er-
ganzenden Erwégung, die Parteien hétten sogar ausdriicklich
eine Ruckbauverpflichtung des Klégers vereinbart, auf einen
vertraglichen Ausschluss hinaus will, kann offen bleiben. Die
Annahme einer dahingehenden Vereinbarung hielte einer revi-
sionsgerichtlichen Kontrolle jedenfalls nicht stand, weil sich
diese — auch ohne Erhebung einer Verfahrensriige — ohne wei-
teres darauf erstreckt, ob das Berufungsgericht bei der Ausle-
gung alle wesentlichen von ihm festgestellten Umsténde ge-
wardigt hat (vgl. Senat, Urteil vom 14. Oktober 1994 —V ZR
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196/93, NJW 1995, 45, 46; BGH, Urteil vom 13. Mé&rz 2003 —
IX ZR 199/00, NJW 2003, 2235 [=GuT 2003, 141]). Dasist hier
nicht der Fall.

10 Nicht bedacht hat das Berufungsgericht, dass die Partei-
en nach Nr. 3 des Pachtvertrages eine Mindestlaufzeit von 30
Jahren und fur den Fall, dass ein Erbbaurechtsvertrag aus Griin-
den nicht zustande kommen sollte, die weder der Pachter noch
der Verpéchter zu vertreten haben, sogar von 99 Jahren verein-
bart haben. Vor diesem Hintergrund liegt es zwar nahe, dassdie
Parteien davon ausgegangen sind, dass sich bauliche Investi-
tionen des Klagers selbst bei Zugrundelegung nur der Min-
destlaufzeit in erheblichem Umfang amortisieren wiirden und
daher insoweit Ausglel chsanspriiche ausgeschlossen sein soll-
ten, so sich der Verpachter nach Nr.11 Abs. 2 des Pachtvertra-
ges nicht zu einer Ubernahme bereitfinden sollte. Bei verstan-
diger Wirdigung wird davon eine vorzeitige Vertragsbeendi-
gung jedoch nicht erfasst. Dadie Regelung in Nr.11 Abs. 3 des
Vertrages belegt, dass gesetzliche Wertersatz- und Ausgleichs-
anspriiche nicht ganzlich ausgeschlossen worden sind, ist der
Vertrag — so dem keine auf3erhalb der Urkunde liegenden Um-
sténde entgegen stehen — dahin auszulegen, dass dem Klager
ein Ausgleich bei vorzeitiger Vertragsbeendigung auch unter
Beruicksichtigung der bis zur Vertragsbeendigung erfolgten Teil-
amortisation jedenfallsnicht vollsténdig versagt sein sollte. Aus-
reichende Feststellungen fiir eine abschlief3ende Beurteilung
durch den Senat sind bislang nicht getroffen worden.

11 111. Das Berufungsurteil ist nicht aus anderen Griinden
richtig.

12 1. Anspriiche nach §§951, 812 BGB schieden aus, wenn
die errichteten Bauten nicht als wesentliche Bestandteile des
Grundstiicks oder des Erbbaurechts (894 BGB, §12 Erb-
bauRG), sondern als Scheinbestandteile einzuordnen wéren
(895 BGB). Dasist jedoch bei dem Einbau von Sachen in der
Erwartung eines spateren Eigentumserwerbs an den Bauten ge-
rade nicht der Fall (vgl. nur BGH, Urteil vom 2. Juli 2007 —
Il ZR 111/05, NJW 2008, 69, 76 Rn. 77 mwN; vgl. Urteil vom
12. April 1961 —VII1 ZR 152/60, NJW 1961, 700, 701). Kon-
krete Feststellungen dazu, ob und inwieweit der Klager und
nicht die Streithelferin der Beklagten infolge der Gebaudeer-
richtung Rechtsverluste erlitten hat, hat das Berufungsgericht —
von seinem Standpunkt wiederum folgerichtig — nicht getrof-
fen.

13 2. Allerdings stof3t die Schltssigkeit der Klage zur Hohe
desverlangten Wertersatzes auf durchgreifende Bedenken, weil
der Klager den Wert der errichteten Baulichkeiten herausver-
langt und der hier in Rede stehende Anspruch aus 8812 Abs. 1
Satz 2 BGB lediglich auf die Abschopfung des Wertzuwachses
gerichtet ist, den das Grundsttick infolge der Baumal3nahmen
erfahren hat (vgl. nur Senat, Urteil vom 22. Mérz 2013 -V ZR
28/12, NJW 2013, 2025 Rn. 27; Urteil vom 22. Juni 2001V ZR
128/00, NJW 2001, 3118 mwN; BGH, Urteil vom 16. Dezem-
ber 1967 — V111 ZR 105/66, NJW 1966, 1250, 1251). Das gilt
auch dann, wenn lediglich die Abschdpfung des Wertzuwach-
ses bis zur Hohe einer sich aus dem Vertrag ergebenden Amor-
tisationsgrenzein Betracht kommen sollte (oben 1. 4.). Eine sol-
che Wertsteigerung trégt der Kléger indessen nicht vor. Er will
lediglich denWert der in das Grundstiick eingebrachten Sachen
abschopfen und behauptet hierzu unter Bezugnahme auf Sach-
verstandigengutachten einen Sachwert ,, des Gebaudes und der
dazugehorigen AulRenanlagen” in Hohe von 440.000 €. Selbst
wenn man eine tatsachliche Vermutung oder eine Beweiser-
|eichterung dahin annehmen wollte, dass dieser Wert der Wert-
steigerung des Grundstiicks zumindest néherungsweise ent-
spricht, macht dies einenVortrag des darlegungspflichtigen Kl&
gers zu der Werterhohung des Grundstiicks nach der den Zivil-
prozess bestimmenden Beibringungsmaxime nicht entbehrlich
(vgl. auch Senat, Urteil vom 9. Oktober 2009 —V ZR 178/08,
MDR 2010, 135f. [=WuM 2009, 755]). Da dieser rechtliche
Gesichtspunkt bislang keine Rolle gespielt hat, ist den Parteien
insoweit Gelegenheit zu ergdnzendem Sachvortrag zu geben
(8139 ZPO).

16

14 3. Soweit die Streithelferin der Beklagten die Einrede der
Verjdhrung erhoben hat, fiihrt auch dies auf der Grundlage der
bi sherigen Feststellungen nicht zur Abweisung der Klage. Zwar
kann auch der Streithelfer des klageweise in Anspruch genom-
menen Schuldners die diesem zustehende Verjahrungseinrede
erheben (BGH, Urteil vom 23. Oktober 1984 — |11 ZR 230/82,
VersR 1985, 80 mwN), solange er sich nicht in Widerspruch zu
der unterstiitzten Partei stellt (OLG Munchen, NJW-RR 1998,
420, 422). Jedoch entsteht der hier in Rede stehende und nach
§195 BGB (i.V.m. §199 Abs.1 BGB) verjdhrende Bereiche-
rungsanspruch (vgl. nur BGH, Beschlussvom 19. Mé&rz 2008 —
111 ZR 220/07, NJW-RR 2008, 1237 mwN) erst dann, wenn fest-
steht, dass es zu dem Erwerb des Eigentums bzw. des Erbbau-
rechts nicht mehr kommt (vgl. Senat, Beschlussvom 9. Juli 2009
—V ZR 244/08, juris; BGH, Urteil vom 12. Juli 1989 —VIII ZR
286/88, NJW 1989, 2745, 2747). Wann endgliltig feststand, dass
eszur Einrdumung eines Erbbaurechts nicht mehr kommen wiir-
de, hat das Berufungsgericht jedoch ebenso wenig festgestellt
wie Tatsachen dazu, ob dem Verhalten der Parteienim Anschluss
an das Gesprach im Jahr 2005, in dem (nur) der Beklagte zu 1
den Abschluss eines Erbbaurechtsvertrages verweigert hat, Tat-
sachen zu entnehmen sind, die zur Annahme einer Ver-
jahrungshemmung nach § 203 BGB fihren.

15 |V. Dader Rechtstreit nach allem nicht zur Endentschei-
dung reif ist, muss die Berufungsentschei dung aufgehoben und
die Sache an das Berufungsgericht zuriickverwiesen werden,
damit die erforderlichen Feststellungen getroffen werden kén-
nen.

Mitgeteilt von RiBGH Wellner, Karlsruhe

Art. 101 GG; 88295, 547 ZPO; 888, 12 ApaG;
8134 BGB
Gesetzlicher Richter; unverzichtbares Prozessr echt;
Vertrag Uber den Betrieb einer Apotheke
in Stiller Gesdllschaft

a) Das Recht auf den gesetzlichen Richter ist unver zicht-
bar, die Parteien konnen auf eine , Besetzungsr ige" nicht
verzichten.

b) Ein der Sache nach auf die Grindung einer (atypi-
schen) Stillen Gesellschaft gerichteter Vertrag tiber den Be-
trieb einer Apotheke (88 Satz2 ApoG) ist nichtig.

(nichtamtlicher Leitsatz)
(BGH, Urteil vom 15.10.2013 -1 ZR 112/11)

1 Zum Sachverhalt: Die Parteien schlossen am 5. Dezember
1997 Uber den Betrieb der N.-Apothekein G. einen Vertrag, der
der Beklagten, einer approbierten Apothekerin, die Stellung der
Unternehmerin zuwies, wahrend sich die klagende GmbH ver-
pflichtete, einen al's partiarisches Darlehen bezeichneten Geld-
betrag in Héhe von 200.000 DM zur Verfligung zu stellen so-
wie Beratungs- und Marketingleistungen zu erbringen. Der Kl&
gerin wurden eine Gewinnbeteiligung sowie Vertretungs-, In-
formations- und Kontrollrechte eingeraumt. Bei Vertragsende
sollte die Kl&gerin das Recht haben, die Apotheke zu Gberneh-
men; die Abfindung der Beklagten sollte sich auf die Ubernah-
me der betrieblichen Verbindlichkeiten und Verpflichtungen
durch die Klagerin beschranken. Im Oktober 2005 kiindigte die
Beklagte den Vertrag.

2 Die Kl&gerin hat die Rdumung und Herausgabe der Apo-
thekenrdume begehrt. Mit ihrer Widerkl age beansprucht die Be-
klagte, die den Vertrag vom 5. Dezember 1997 wegen Verstof3es
gegen das Apothekengesetz fur nichtig halt, in Hohe von
420.000 € die — teilweise — Riickzahlung von Entnahmen der
Klagerin in der Zeit von 1998 bis 2005 sowie die Erstattung
von Anwaltskosten in Hohe von 703,80 € wegen der aul3erge-
richtlichen Abwehr einer Mietforderung der Klégerin. Das
Landgericht Cottbus hat der Klage stattgegeben und die Wi-
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derklage abgewiesen. Dagegen hat die Beklagte Berufung ein-
gelegt. Inzweliter I nstanz haben die Parteien den Klageanspruch
Ubereinstimmend fur erledigt erklért.

3 ImBerufungsverfahren fand der letzte Verhandlungstermin
vor dem Oberlandesgericht Brandenburg am 19. Januar 2011
statt. Im Protokoll steht:

Der Senat hat darauf hingewiesen, dass heute Richter am
Landgericht J. mitwirkt, der im vergangenen Termin an der
mundlichen Verhandlung teilgenommen hat, auf die der Be-
weisheschluss ergangen ist. Nach den Mitwirkungs-
grundsétzen, diesich aufgrund personeller Veranderungenim
Senat zum 01.01. 2011 gedndert haben, wére Herr J. nicht
zum Beisitzer berufen.

Die Prozesshevollméchtigten bei der Seiten erkléren: Wir sind
mit der Mitwirkung von Richter am Landgericht J. einver-
standen. Eine Besetzungsruige wird nicht erhoben.

Diktiert und genehmigt

Das Berufungsgericht hat unter Mitwirkung des Richters am
Landgericht J. die Berufung mit der Begriindung zurtickgewie-
sen, dieWiderklageforderung sei verjéhrt. Dagegen wendet sich
die Beklagte mit ihrer vom Senat zugel assenen Revision.

4 Aus den Grinden: Die Revision fuhrt zur Aufhebung des
angefochtenen Urteilsund zur Zuriickverweisung der Sache an
das Berufungsgericht.

5 |. DasBerufungsgericht war bei seiner Entscheidung—wie
die Beklagte zutreffend riigt — nicht vorschriftsméaliig besetzt
(8547 Nr.1 ZPO).

6 Nach dem im Verhandlungstermin vom 19. Januar 2011
zu Protokoll genommenen Hinweiswar Richter am Landgericht
J. gemald den ab 1. Januar 2011 geltenden Mitwirkungs-
grundsatzen des zustandigen Zivilsenats nicht zur Beteiligung
an der Urteilsfindung berufen. Die Maf3nahme, ihn wegen sei-
ner Teilnahme an einem friheren Verhandlungstermin gleich-
wohl hinzuzuziehen, wurde nicht aufgrund einer fehlerhaften
Auslegung der fir die Geschéftsverteilung mal3gebenden Re-
gelungen, sondern trotz der Erkenntnis getroffen, dass sie den
Mitwirkungsgrundsatzen des Senats widersprach. Hierdurch
wurde den Parteien der gesetzliche Richter entzogen. Der da-
rin liegende Verstold gegen Art. 101 Abs. 1 Satz2 GG ist ein ab-
soluter Revisionsgrund (§547 Nr.1 ZPO).

7 Das im Verhandlungstermin erklarte Einverstandnis der
Parteien mit der Mitwirkung desRichtersam Landgericht J. und
ihr Verzicht auf eine , Besetzungsriige" andern an dieser Beur-
teilung nichts. Das Recht auf den gesetzlichen Richter ist un-
verzichtbar, da die Einhaltung der Besetzungsvorschriften im
offentlichen Interesseliegt (BGH, Beschlussvom 21. April 1993
—BLw 40/92, WM 1993, 1656, 1658; Musielak/Ball, ZPO, 10.
Aufl., 8547 Rn. 6); die Vorschrift des §295 ZPO findet bei ei-
nemVersto3gegen Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG keineAnwendung
(BGH, Urteil vom 16. Oktober 2008 —1X ZR 183/06, ZI P 2009,
91 Rn. 13; MinchKommzPO/Pritting, 4. Aufl., 8295 Rn. 22,
jew. mwN). Etwas anderes l8sst sich daher — entgegen der An-
sicht der Revisionserwiderung —auch nicht aus dem Verbot wi-
derspriichlichen Verhaltens ableiten. Die Unverzichtbarkeit des
gesetzlichen Richters kann durch einen Ruckgriff auf den
Grundsatz von Treu und Glauben nicht unterlaufen werden.

8 |l. Das Berufungsurteil ist danach ohne Sachprifung auf-
zuheben und die Sache ist zur neuen Verhandlung und Ent-
scheidung an das Berufungsgericht zurtickzuverweisen (8§ 563
Abs.1 Satz1 ZPO).

9 FUr das weitere Verfahren weist der Senat auf Folgendes
hin:

10 Das Berufungsgericht hat in der Sache zu Recht ange-
nommen, dass der Vertrag vom 5. Dezember 1997, der der Sa-
che nach auf die Griindung einer (atypischen) stillen Gesell-
schaft gerichtet ist, gegen §8 Satz 2 Apothekengesetz verstofit
und deshalb nichtig ist (812 ApoG, §134 BGB). Gleichfalls
zutreffend ist dieim Revisionsverfahren unbeanstandet geblie-
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bene Auffassung des Berufungsgerichts, dass die Grundsétze
der fehlerhaften Gesellschaft hier keine Anwendung finden, well
schon der vereinbarte Zweck der Gesellschaft gegen ein ge-
setzliches Verbot verstofdt, und dass deshalb die wechsel seiti-
gen L eistungen nach Bereicherungsrecht abzuwickelnsind (vgl.
BGH, Urteil vom 24. September 1979 — || ZR 95/78, BGHZ
75, 214, 217f1.).

11 Sollte das Berufungsgericht nach erneuter Priifung unter
Berticksichtigung des weiteren Vorbringens der Parteien wie-
derum zu dem Ergebnis gelangen, dass die Anspriiche der Be-
klagten auf Rickzahlung unberechtigter Entnahmen bei An-
wendung der regelméaidigen Verjahrungsfrist verjdhrt wéren,
wird es gegebenenfalls zu erwégen haben, ob die Vorausset-
zungen des §852 Satz1 BGB erfullt sind, wonach der Ersatz-
pflichtigeauch nach dem Eintritt der (regelmaliigen) Verjdhrung
nach den Vorschriften tiber die Herausgabe einer ungerechtfer-
tigten Bereicherung zur Herausgabe dessen verpflichtet ist, was
er durch eine unerlaubte Handlung auf Kosten des Verletzten
erlangt hat. Die Beklagte hat ihre Forderung sowohl auf unge-
rechtfertigte Bereicherung a's auch auf unerlaubte Handlung
gestiitzt.

12 Schliefflich wird sich das Berufungsgericht auch mit dem
—im Berufungsurteil nicht erérterten — Anspruch der Beklag-
ten auf Erstattung auf3ergerichtlicher Anwaltskosten zu befas-
sen haben.

13 |11, Die Nichterhebung von Gerichtskosten fur das Revi-
sionsverfahren beruht auf §21 Abs.1 Satz1 GKG.

Mitgeteilt von RiBGH Wellner, Karlsruhe

88712, 714, 718, 719, 522, 544 ZPO
Gewerberaummiete;

Raumung und Herausgabe von Bliroraumen;
Arbeitsplatzgefahrdungen; Zwangsvollstreckung;
einstweilige Einstellung im Verfahren der
Nichtzulassungsbeschwer de;
Vollstreckungsschutzantrag im Berufungsverfahren

a) DieVerpflichtung zur R&umung von Buroraumen, die
zur Berufsaustibung genutzt wer den, stellt (hier) keinen un-
ersetzlichen Nachteil dar, hinter dem die Interessen des
Glaubiger s ausnahmsweise zur licktreten missten.

b) Der Beklagteim Raumungsklagever fahren kann einen
erforderlichen Vollstreckungsschutzantrag im Berufungs-
verfahren durch schriftsatzlichen Schutzantrag stellen,
wenn das Berufungsgericht die Berufung durch Beschluss
ohnemundlicheVer handlung zur lickzuweisen beabsichtigt.

(nichtamtlicher Leitsatz)
(BGH, Beschluss vom 31.7.2013 — X1l ZR 114/13)

1 Zum Sachverhalt: Die Beklagte ist durch Urteil des Land-
gerichts M inchen | vom 20. Dezember 2012 zur R&umung und
Herausgabe von Blrordumen verurteilt worden. Mit als Be-
schluss bezeichnetem Erganzungsurteil hat das L andgericht am
15. April 2013 der Gehdrsriige der Beklagten stattgegeben, den
Tatbestand seines Urteils vom 20. Dezember 2012 um den von
der Beklagten gestellten Antrag nach 8712 ZPO ergénzt und
diesen in den Entscheidungsgriinden abgewiesen, da die Be-
klagte einen nicht zu ersetzenden Nachteil durch die Voll-
streckung nicht dargetan habe.

2 Das Berufungsgericht [OLG Munchen] hat die gegen bei-
de Entscheidungen eingel egten Berufungen verbunden und die
gegen das Raumungsurteil gerichtete Berufung der Beklagten
durch Beschlussnach 8522 Abs. 2 ZPO zuriickgewiesen. Es hat
seinen Beschluss und das Urteil des Landgerichts fir vorlaufig
vollstreckbar erklart und der Beklagten nachgelassen, die
Zwangsvollstreckung durch Sicherheitsleistung in H6he von
60.000 € abzuwenden, sofern der Klager nicht vor der Voll-
streckung Sicherheit in gleicher Hohe leistet.

_17



Gewerbemiete

3 Nach Einlegung der Nichtzulassungsbeschwerde beantragt
die Beklagte innerhalb verlangerter Begrindungsfrist, die
Zwangsvollstreckung aus dem landgerichtlichen Urteil in Ver-
bindung mit dem Berufungsbeschluss einstweilen einzustellen.
Zur Begriindung tréagt sie vor, die Raumungsvollstreckung ha-
be fir sie nicht mehr auszuglei chende Nachteile zur Folge. Sie
nutze die Raume als Betriebsstétte und ware im Fall der R&u-
mung gezwungen, ihren Betrieb einzustellen, wodurch die von
ihr geschaffenen Arbeitspléze gefahrdet wiirden. Siesel auf die
réumliche N&he zu ihren Kunden angewiesen und essei ihr nicht
maoglich, die von ihr noch angemieteten Raume im Unterge-
schoss des Gebéudes ersatzweise zu nutzen, da diese durch das
Verschulden des Klagers nicht fertig gestellt seien.

4 Ausden Grinden: I1. Der Einstellungsantrag der Beklagten
ist nicht begriindet.

5 Wird Revision gegen ein fur vorléaufig vollstreckbar er-
klértes Urteil eingel egt, so ordnet das Revisionsgericht auf An-
trag an, dass die Zwangsvollstreckung einstweilen eingestellt
wird, wenn die Vollstreckung dem Schuldner einen nicht zu er-
setzenden Nachteil bringen wirde und wenn nicht ein tber-
wiegendes I nteresse des Gl&ubigers entgegensteht (§ 719 Abs. 2
ZPO). Im Verfahren lber die Nichtzulassungsbeschwerde gilt
dies entsprechend (8544 Abs.5 Satz2 ZPO). Nach standiger
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs kommt eine solche
Einstellung nicht in Betracht, wenn der Schuldner es versdumt
hat, im Berufungsrechtszug einen Vollstreckungsschutzantrag
gemal’ § 712 ZPO zu stellen, obwohl ihm ein solcher Antrag
maoglich und zumutbar gewesen wére (Senatsbeschl iisse vom 6.
April 2011 - X1l ZR 111/10 — FamRZ 2011, 884 Rn. 4; vom 6.
Juni 2006 — X1 ZR 80/06 — NJW-RR 2006, 1088 [= GuT 2006,
201] Rn. 5und vom 4. September 2002 XI1 ZR 173/02—-NJW-
RR 2002, 1650). An diesen Voraussetzungen fir die Einstellung
der Zwangsvollstreckung fehlt es hier. Die Beklagte hat im Be-
rufungsrechtszug zum einen beantragt, den Ausspruch zur vor-
|aufigen Vollstreckbarkeit im Urteil des Landgerichts dahin ab-
zuandern, dass die Zwangsvollstreckung hinsichtlich des Rau-
mungsanspruchs ohne Sicherheitsleistung einstweilen einge-
stellt wird. Diesen Antrag hat das Berufungsgericht geman
88719, 707 ZPO abgel ehnt. Dieser Antrag, der nur fir die Dau-
er des Berufungsverfahrens gilt und nicht tber den Erlass des
Berufungsurteils hinaus wirkt, ersetzt jedoch nicht den erfor-
derlichen Antrag nach 88712, 714 ZPO dahin, dass das Beru-
fungsgericht der Beklagten auch bei seiner Entscheidung Voll-
streckungsschutz gewéhren sollte (vgl. Senatsbeschliisse vom
4. September 2002 — X11 ZR 173/02 — NJW-RR 2002, 1650f;
vom 22. April 2004 —XI11 ZR 16/04 —GuT 2004, 129f. und vom
21. September 2005 — X1I ZR 126/05 — Grundeigentum 2005,
1347).

6 EinenAntragnach 88712, 714 ZPO hat die Beklagtein der
Berufungsinstanz nicht gestellt. Der Einstellungsantrag im Rah-
men der Berufung gegen das Ergénzungsurteil zielte allein auf
die Einstellung der Zwangsvollstreckung aus dem Raumungs-
titel des Landgerichts fir die Dauer des Berufungsverfahrens.
Dafir spricht neben der ausdriicklichen Begriindung auch, dass
die Beklagte eine Entscheidung nach 8718 Abs.1 ZPO bean-
tragt hat, der die Korrektur einer vorinstanzlichen fehlerhaften
Entscheidung vor der zweitinstanzlichen Sachentscheidung er-
maglicht (Zéller/Herget ZPO 29. Aufl. § 718 Rn. 1; Wieczorek/
Schiitze/Hess ZPO 4. Aufl. §718 Rn. 1ff.; Stein/Jonas/Muinz-
berg ZPO 22. Aufl. §718 Rn. 1).

7 Eswar der Beklagten auch nicht aus besonderen Griinden
unmaoglich, im Berufungsverfahren einen Vollstreckungs-
schutzantrag zu stellen. Zwar ist der Antrag nach 8712 ZPO
ein Sachantrag, der — ebenso wie die Berufungsantrége — ge-
méal §297 ZPO in der miundlichen Verhandlung gestellt wer-
den muss (Senatsbeschluss vom 2. Oktober 2002 — X1 ZR
173/02 — FamRZ 2003, 598). In einem Verfahren, in dem das
Berufungsgericht die Berufung ohne mindliche Verhandlung
durch Beschluss nach 8522 Abs. 2 ZPO zurlickweist, ist fUr ei-
ne Anwendung von 8297 ZPO aber kein Raum. In solchenrein
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schriftlichen Verfahren werden Antrége bereits durch die Ein-
reichung des Schriftsatzes wirksam gestellt (Hk-ZPO/Saenger
4.Aufl. §297 Rn. 9; Musielak/Huber ZPO 10. Aufl. §297 Rn. 3).
Aufgrund des Hinweises des Berufungsgerichts auf die beab-
sichtigte Berufungszuriickwei sung durch Beschluss nach § 522
Abs. 2 ZPO konnte sich die Beklagte darauf einstellen, dassvor-
aussichtlich keine Gelegenheit bestehen werde, einen etwaigen
Vollstreckungsschutzantrag in einer mindlichen Verhandlung
zu stellen. Griinde, weshalb esihr nicht méglich oder nicht zu-
mutbar gewesen sein sollte, dem durch Stellung eines
schriftsétzlichen Schutzantrages Rechnung zu tragen, hat sie
nicht dargelegt (vgl. BGH Beschluss vom 20. M&rz 2012 —V
ZR 275/11 — NJW 2012, 1292 Rn. 7).

8 Abgesehen davon stellt dieVerpflichtung zur R&umung von
Buroréumen, die zur Berufsausiibung genutzt werden, auch kei-
nen unersetzlichen Nachteil im Sinnedes § 712 Abs. 1 ZPO dar,
hinter dem die Glaubigerinteressen ausnahmsweise zurticktre-
ten mussten. Der Beklagten ist dadurch ihre weitere Berufsté-
tigkeit keineswegs erschwert oder gar unmadglich gemacht wor-
den. Esistihr unbenommen, sich um Ersatzréume zu bemithen
und dort i hre Berufsaustibung fortzusetzen (vgl. Senatsbeschluss
vom 27. August 1998 — X 11 ZR 167/98 — NJW-RR 1998, 1603).
Dass ihr dies nicht moglich sei, hat sie weder dargetan noch
glaubhaft gemacht.

Mitgeteilt von RiBGH Wellner, Karlsruhe

§940a ZPO
Gewerbemiete; einstweilige RAumungsverfligung
desVermieters gegen den Mitbesitzer einer Ladenflache
im Einkaufszentrum EKZ

8 940a Abs. 2 ZPO findet auf Gewer beraummietver halt-
nisse keine Anwendung.

(KG, Beschlussvom 5.9.2013 — 8 W 64/13)

Ausden Grinden: Die gemél3 88 567 Abs. 1, 569 ZPO zul&s-
sige sofortige Beschwerde ist unbegriindet.

Das Landgericht [Berlin] hat zu Recht den Antrag auf Erlass
einer einstweiligen Verfligung auf Rdumung und Herausgabe
der im 1. Obergeschoss des Einkaufszentrums belegenen, ca.
117,9 gm grofRen Ladenfl&che zurlickgewiesen.

Der Senat geht mit dem Landgericht davon aus, dassdie An-
tragstellerin einen Verfligungsgrund nicht schltissig dargelegt
hat und schliefdt sich den insoweit in jeder Hinsicht zutreffen-
den Ausfiihrungen des Landgerichtsin der angefochtenen Ent-
scheidung an. Das Landgericht hat in der angefochtenen Ent-
scheidung zutreffend ausgefihrt, dass sich eine entsprechende
Anwendung des § 940aAbs. 2 ZPO oder eine Heranziehung des
dortigen Rechtsgedankens im Gewerbemietrecht verbietet.

Maf3gebend fir die Auslegung einer Gesetzesvorschrift ist
der in dieser zum Ausdruck kommende objektivierbare Wille
des Gesetzgebers, so wie er sich aus dem Wortlaut der Geset-
zesbestimmung und dem Sinnzusammenhang ergibt, inden die-
se hineingestellt ist. Dem Ziel, den im Gesetz objektivierbaren
Willen des Gesetzgebers zu erfassen, dienen die nebeneinander
zuldssigen, sich gegenseitig ergénzenden Methoden der Ausle-
gung aus dem Wortlaut der Norm, aus ihrem Zusammenhang,
aus ihrem Zweck sowie aus den Gesetzesmaterialien und der
Entstehungsgeschichte. Dabei ist in aller Regel mit der Ausle-
gung nach dem Wortlaut zu beginnen (BGH, Kartellsenat,
BGHZ 46, 74).

Gegen eine Erstreckung des Anwendungsbereiches von
§940aAbs. 2 ZPO auch auf sonstige Mietréume spricht bereits
der klare Wortlaut der Norm, der ausdriicklich von , Réumung
von Wohnraum® spricht. Auch die Gesetzessystematik spricht
gegen die Anwendbarkeit der Norm auf sonstige Mietraume,
da der Gesetzgeber die Vorschrift im Zuge des Mietrechtsén-
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derungsgesetzes 2013 gerade in einer bestehenden Norm mit
der amtlichen Uberschrift ,, R&umung von Wohnraum* ange-
siedelt hat (so auch Landgericht Koln, MietRB 2013, 204).

Dass § 940aAbs. 2 ZPO ausschlief3lich auf Wohnraummiet-
verhatnisse Anwendung findet, ergibt sich dartiber hinausauch
aus den Ausfihrungen zu dem Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung (Drucksache 17/10485 vom 15. August 2012, Seite 1,
2, 33 und 34). Dort wird unter A. ,,Problem und Ziel* ausge-
flhrt, dass das bestehende Recht den Erfordernissen eines mo-
dernen und effizienten Mietrechts nicht mehr uneingeschrankt
gerecht werde und dass dies insbesondere Konstellationen be-
treffe, in denen sich einzelne Mieter planmal3ig ihren vertrag-
lichen Zahlungsverpflichtungen entziehen und insbesondere pri-
vate Kleinanbieter auf dem Wohnungsmarkt im Einzelfall er-
heblich schédigten. Die Einfiihrung des § 940aAbs. 2 ZPO wird
in der Begriindung des Gesetzesentwurfes unter B. ,, Besonde-
rer Teil* damit begriindet, dass nach friiher herrschender Mei-
nung Familienangehorigen, nichtehelichen Lebensgefahrten
und Untermietern kein (Mit-)Besitz an Raumlichkeiten zuge-
standen worden sei, wenn diese Personen nicht selbst (Haupt-)
Mietvertragspartei gewesen seien. Bei einem Raumungsrechts-
streit und der nachfolgenden Vollstreckung habe der Vermieter
gewusst, gegen wen er seinen Anspruch auf R&umung und Her-
ausgabe gerichtlich geltend machen und die Raumungsvoll-
streckung betreiben musste, némlich gegen seinen Mieter. Nach
heutiger Rechtsprechung sei (Mit-)Besitzer der Wohnung nicht
nur derjenige, der den Mietvertrag abgeschl ossen habe, sondern
jeder Dritte, der (Mit-)Besitz an der Wohnung oder Teilen da-
von begriindet habe. Darunter falle z. B. auch der in der Miet-
wohnung lebende Ehegatte des Mieters, der selbst nicht Miet-
vertragspartel sei. Ebenso der nichteheliche L ebensgefahrtedes
Mieters, Untermieter oder sonstige nicht nur vortibergehend in
die Wohnung aufgenommene Dritte, wie z. B. Angehdrige des
Mieters.

Das heildt, der Gesetzgeber stellt zur Begriindung der Ein-
flhrung des § 940aAbs. 2 ZPO auf die ganz spezielle, mit der
eines Gewerbevermieters nur teilweise (némlich in Bezug auf
unbekannte Untermieter) vergleichbare Situation des Vermie-
ters von Wohnraum ab. Anders al's der Vermieter von Gewer-
beraum hatte der Vermieter von Wohnraum beim Betreiben der
Raumung nicht nur mit einem ihm nicht bekannten Untermie-
ter, sondern dartber hinaus mit in der Wohnung |ebenden Ehe-
gatten, L ebensgefahrten, Angehdrigen oder sonstigen nicht nur
voriibergehend in die Wohnung aufgenommenen Dritten zu
rechnen. Der Vermieter von Wohnraum hatte nach der bis zur
Einflihrung von § 940aAbs. 2 ZPO geltenden Rechtsprechung
zu ermitteln, ob neben dem Mieter eine oder mehrere dieser vor-
genannten Personen (Mit-) Besitz an der zu raumenden Woh-
nung haben und hatte die Rdumungsklage auch auf diese
(mit-)besitzenden Personen zu erstrecken. Daraus folgt, wie
auch das Landgericht Kdln in seinem Beschluss vom 12. Juni
2013 -1 T 147/13 — zutreffend ausgef Uhrt hat, dass es sich bel
§940aAbs. 2 ZPO um eine auf Wohnraum zugeschnittene Spe-
zialvorschrift handelt.

Bei der Ermittlung des objektivierbaren Willens des Gesetz-
gebersist dariiber hinaus zu berlicksichtigen, dass sich die Li-
teratur (Dotsch, ZMR 2012, 83; Hinz, ZMR 2012, 163; Streyl,
NZM 2012, 256) vor der abschlief}enden Beratung des Miet-
rechtsénderungsgesetzes 2013 im Deutschen Bundestag mit
dem Referentenentwurf auseinandergesetzt und darauf hinge-
wiesen hat, dass es an einer entsprechenden gesetzlichen Re-
gelung fur die R&umung von Gewerberaum fehlt. So hat Streyl
(a.a.0.) u.a etwaausgefihrt:

»--- Warum aber wurde die Raumungsverfigung gemard
§940all ZPO nicht auch auf die Gewerbemiete erstreckt? Der
RefE schweigt sich dazu aus. ... Ein praktisches Bedirfniswé-
re also vorhanden, auch wenn es nicht ganz so grof3 erscheint
wie bei Wohnraummiete, weil die Besitzilberlassung an Dritte
zur Erreichung eines Raumungsaufschubes eher selten vor-
kommt und der finanzschwache Gewerbemieter nach meiner
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Erfahrung vornehmlich versucht, sich des Mietobjekts vorzei-
tig zu entledigen, anstatt die R&umung zu verzoégern.

Der Senat geht mit dem Landgericht Kéln (a. a.0O.) davon aus,
dassder Umstand, dassder Gesetzgeber estrotz dieser Hinweise
unterlief3, eine entsprechende Regelung fir Gewerberaummiet-
verhdltnisse zu treffen, zeigt, dass er die getroffene Regelung —
aus den aus der Gesetzesbegriindung ersichtlichen Griinden —
nur auf Wohnraummietverhaltni sse angewendet wissen wollte.

Aus den vorgenannten Grinden kommt die von Streyl
(a.a.0.) vorgeschlagene entsprechende Anwendung des § 940a
Abs. 2 ZPO auf Gewerberaummietverhaltnisse nicht in Betracht.

Die Zulassung der Rechtsbeschwerde kam nicht in Betracht
(88574 Abs.1, 542 Abs. 2 ZPO).

Mitgeteilt von den Mitgliedern des 8. Zivilsenats des Kam-
mergerichts

Kurzfassungen /Leitsdtze (KL)
Gewerbemiete etc.

8118 AktG — Teilnahme an aktienrechtlicher
Hauptver sammlung; Tontbertragungin den
Catering-Bereich

Der Rechtsstreit der Parteien hat weder grundsétzliche Be-
deutung, noch erfordert er eine Entscheidung des Revisionsge-
richts zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer ein-
heitlichen Rechtsprechung. Der Senat hat die Verfahrensriigen
gepruft und fir nicht durchgreifend erachtet.

I nsbesondere besteht kein Zulassungsgrund zur behaupteten
unzureichenden Beschallung des Catering-Bereichs der Haupt-
versammlung. Wird die Hauptversammlung in andere Raume
alsden eigentlichen Versammlungsraum nicht Gbertragen, wird
das Teilnahmerecht des anwesenden Aktionérs selbst dann nicht
beeintréchtigt, wenn die Ubertragung in €inen so genannten Pré-
senzbereich angekundigt worden ist. Eine Ubertragung der
Hauptversammlung in VVor- oder Nebenrdumewieden Catering-
Bereich, Raucherecken 0.8 wird aktienrechtlich nicht verlangt.
Wenn eine zugesagte Ubertragung in solche Raume nicht statt-
findet, kann der Aktion&r dies beim Verlassen des Versamm-
lungsraums unschwer erkennen. Er kann sich dann selbst ent-
scheiden, ob er in den Versammlungsraum zurtickkehren will.
Die Entscheidung des LG Minchen | (AG 2011, 263 und BB
2010, 1111), die durch eine unzureichende Beschallung eines
Prasenzbereichs das Teilnahmerecht verletzt sah, ist vereinzelt
geblieben (vgl. dagegen OLG Minchen, ZIP 2013, 931, 933;
OL G Frankfurt, Beschlussvom 8. Februar 2006 —12 W 185/05,
juris Rn. 79; MinchkKommAktG/Kubis, 3. Aufl., 8118 Rn. 70
Fn. 160) und fuhrt nicht zu einem grundsétzlichen Klarungs-
bedarf.

(BGH, Beschlussvom 8.10.2013 — 11 ZR 329/12)

88137, 138 BGB — Uiber méaRige Dauer
der Einschrénkungen des Erben;
vorweggenommene Er bfolge

Unterlassungsverpflichtungen nach §137 Satz 2 BGB (schuld-
rechtliche Verfigungsverbote) werden nicht nach 30 Jahren nach
allgemeinen Rechtsgrundsétzen unwirksam.

In Ubergabevertragen zur vorweggenommenen Erbfolge ver-
einbarte Unterlassungspflichten, die dem Ubernehmer Verfi-
gungen Uber das Vermdgen eines Ubergebenen Betriebs insge-
samt oder Uber dessen Grundvermdgen untersagen, sind nach
§138Abs. 1 BGB nichtig, wenn der Ubernehmer von dem Uber-
geber nicht die Zustimmung zu einer mit den Grundsétzen ord-
nungsgemalier Wirtschaft zu vereinbarenden und den Zweck
des Verfligungsverbots nicht wesentlich gefahrdenden Verfi-
gung (VeraufRerung oder Belastung) verlangen kann.

(BGH, Urteil vom 6.7.2012 -V ZR 122/11)
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§263 StGB - Eingehungsbetrug; Kauf des ehema-
ligen Rundfunkgeléndes der DDR am Spreeufer

Téuscht der Empféanger einer Sachleistung bei einem Einge-
hungsbetrug Uber seine Zahlungsbereitschaft, bedarf esfir die
Bemessung des Schadens regel maf3ig keiner von dem ohneWis-
sens- und Willensméngel vereinbarten Preis abweichenden Be-
stimmung des Werts der Gegenleistung.

(BGH, Urteil vom 20. 3.2013 — 5 StR 344/12)

88249, 251 BGB -, Methode Koch*;
I mmobilienwer ter mittlung; Wertminderung;
Gehdlz-Beschadigung; Teilschadigung

Auch wenn ein Gehdlz oder ein Baum nicht zerstort, son-
dern nur beschadigt wird (hier: Thujenabpflanzung), kann die
dadurch entstandene Wertminderung des Grundstiicks im
Grundsatz nach der ,,Methode Koch* berechnet werden. Die
Vorschriften der Immobilienwertermittlungsverordnung vom
19. Mai 2010 stehen dem nicht entgegen.

(BGH, Urteil vom 25.1.2013 -V ZR 222/12)

88280, 317, 319 BGB — Schiedsgutachtenabrede
im L easinggeschéaft; L easingrticklaufer;
Bewertungsgutachten

a) Wird ein Schiedsgutachtervertrag nur von einer Partei der
Schiedsgutachtenabrede geschl ossen, kénnen bei Erstellung ei-
nes offenbar unrichtigen Gutachtens auch der anderen Partel un-
mittel bare (werk-)vertragliche Schadensersatzanspriiche gegen
den Schiedsgutachter zustehen (im Anschluss an BGH, Urteil
vom 6. Juni 1994 — Il ZR 100/92, NJW-RR 1994, 1314).

b) Dem Eintritt ei nes ersatzf&higen Schadens steht dabei nicht
entgegen, dassvon dem Auftraggeber des Schiedsgutachtersge-
méalk § 319 Abs. 1 BGB gerichtliche Neubestimmung der Lei-
stung beziehungsweise Zahlung verlangt werden kann, die den
eingetretenen Vermogensnachteil moglicherwei se ausgleichen
koénnten.

(BGH, Urteil vom 17.1.2013 - I1l ZR 10/12)

88133, 157, 164 BGB — Rechtsscheinhaftung;
Dritter; unternehmensbezogenes Rechtsgeschéft;
Miete eines Wohnmobils

Bei einem unternehmensbezogenen Rechtsgeschéft kann ein
Dritter aufgrund des von ihm erzeugten Rechtsscheins, er sei
Mitinhaber des Unternehmens, fur die Erfllung des darauf be-
ruhenden Vertrags haften.

(BGH, Urteil vom 31.7.2012 — X ZR 154/11)

§164 BGB —Ver aullerung eines unter schlagenen
Miet-Wohnmobils

Tritt der Veraul3erer eines unterschlagenen Kraftfahrzeuges
unter dem Namen des Eigentimers auf, wird Vertragspartner
des Erwerbers grundsétzlich die unter fremden Namen han-
delnde Person und nicht der Eigentiimer, sofern der Kauf sofort
abgewickelt wird.

(BGH, Urteil vom 1.3.2013 -V ZR 92/12)

Hinw. d. Red.: Vorinstanzen LG Konstanz/OL G Karlsruhe.
Vgl. auch LG Koblenz — 5 U 883/10 — Gul 2013, 34 KL
= www.gmbbl.de 2013, 37.

§8133, 157 BGB; §2VOB/B (2006) — Ger Uistbau-
vertrag; Gerustvorhaltevertrag; geschuldete Dauer
der Vorhaltung und der Vergitung; Uberlassung
aufgrund Werkvertrags oder Mietvertrags

a) Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, schuldet ein
Gerlistbauer die Vorhaltung des GerUstes so lange, wie es fir
die Ausfihrung der Bauarbeiten am Bauwerk bendétigt wird.
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b) Haben die Parteien eines Gerlistbau- und -vorhaltevertra-
ges Einheitspreise nach Gertistmal3 und Zeit vereinbart, kann
die in den Vertrag von den Parteien einbezogene VOB/B und
damit die Vergiitungsregelung in § 2 Nr. 3 bel Uberschreitung
des vertraglichen Zeitmal3es anwendbar sein.

(BGH, Urteil vom 11.4.2013 -VII ZR 20V/12)

88 254, 280, 366, 535 BGB — Gewer beraummiete;
fristlose Kindigung des Ver mieters; Mietausfall-
schaden; Bekiimmerung um Nachmieter;
Schadensminderung

1. Endet ein befristetes Mietverhaltnis vorzeitig durch frist-
lose Kiindigung des Vermieters aus vom Mieter zu vertreten-
den Grunden, hat der Mieter grundsétzlich den Schaden zu er-
setzen, der demVermieter in Gestalt der biszum Ablauf der ver-
einbarten Vertragsdauer entgehenden Miete entsteht (vgl. BGH
Gur 2005, 115).

2. Der Vermieter ist nach § 254 Abs. 2 BGB gehalten, sich
nachhaltig um eine alshaldige anderweitige Vermietung desin
Rede stehenden Objektes zu bemiihen. Dabel trifft die Darle-
gungs- und Beweislast fur diesbezigliche Versdumnisse aber
den Mieter, sofern der Vermieter zunéachst seine Bemiihungen
um einen Nachmieter in ausrei chender Weise dargel egt hat (vgl.
BGH Gur 2005, 115).

3. Hat der Vermieter seine Weitervermietungsbemihungen
hinreichend dargetan, darf sich der Mieter weder auf ein pau-
schales Bestreiten beschranken (vgl. OLG Koblenz Gur 2008,
208) noch ist er berechtigt, die Vermietungsbemiihungen mit
Nichtwissen zu bestreiten (vgl. BGH Gur 2005, 115).

4. Der Vermieter ist weder verpflichtet, das Objekt sogleich
zu einem verminderten Mietzins anzubieten, noch ist ihm fur
eine Neuvermietung lediglich eine ,Karenzzeit* von zwei bis
drei Monaten zuzubilligen. Ist dieVermietungssituation auf dem
ortlichen Buro-lmmoabilienmarkt schwierig, begriindet ein Zeit-
raum von 14 Monaten bis zur Neuvermietung noch keinen Ver-
stold gegen die Schadensminderungspflicht (vgl. BGH Gurl
2005, 115).

5. Ab Abrechnungsreife kann der Glaubiger vom Schuldner
nur noch die Zahlung eines sich aus einer Abrechnung eventu-
ell ergebenden Saldos verlangen. Das gilt auch, wenn die Net-
tomieten einschliefdich Nebenkostenvorauszahlungen alsMiet-
ausfallschaden geltend gemacht werden.

(OLG Dusseldorf, Urteil vom 25.10.2012 —1-10 U 20/12)

88 535, 543, 569, 578 BGB — Geschaftsraummiete;
Praxisraume des Physiother apeuten; Betreten der
Raume durch den Vermieter; Ver mietungsplakat
im Fenster; Hausfriedensstorung;

fristlose Kiindigung des Mieters

Zur Frage, ob das einmalige Betreten der Praxisréaume des
Mieters zum Zwecke der Anbringung eines Weitervermie-
tungsplakats an der Innenseite der Fenster eine nachhaltige
Stérung des Hausfriedens darstellt, und zur Frage, ob das ein-
malige, eigenméchtige Betreten der Praxisraume die Fortset-
zung des Mietverhaltnisses fur den Mieter unzumutbar macht.

(OLG Dusseldorf, Urteil vom 29.11. 2012 —1-10 U 44/11)
Hinw. d. Red.: Veroffentlichung in ww.gmbbl.de 2013, 61.

88683, 677, 670 BGB — Baumwur zeln vom Nach-
bargrundstiick im Hausanschlusskanal; Beseiti-
gungsanspr uch; Reparaturkosten; , neu fir alt*

Der Anspruch auf Ersatz der zu einer Storungsbeseitigung er-
forderlichen Aufwendungen kann durch einen Abzug ,,neu fur
at* gemindert sein.

(BGH, Urteil vom 13.1.2012 -V ZR 136/11)
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8675 BGB —Anlageberatung; Tochter gesellschaft
einer Sparkasse; Offenlegung von Provisionslasten;
freier Anlageber ater

a) Es wird daran festgehalten, dass ein selbsténdiges Unter-
nehmen der ,, Finanzgruppe" einer Sparkasse, das als 100%ige
Tochtergesellschaft (GmbH) der Sparkasse hauptséchlich auf
dem Gebiet der Anlageberatung tétig ist, hinsichtlich der Ver-
pflichtung, seine Kunden ungefragt Gber die von ihm bei der
empfohlenen Anlage erwarteten Provisionen aufzuklaren, wie
ein freler Anlageberater zu behandeln ist (Bestétigung des Se-
natsurteilsvom 19. Juli 2012 —111 ZR 308/11, NJw 2012, 2952
[=Gur 2012, 392 KL]).

b) Zur Pflicht eines Anlageberaters, einen Anleger Uber den
Inhalt der mit der Fonds- oder Vertriebsgesellschaft getroffene
Vertriebsvereinbarung aufzuklaren.

(BGH, Urteil vom 6.12.2012 — 11 ZR 307/11)

Hinw. d. Red.: Zur Finanzanlagenvermittlungsverordnung
vom 2. Mai 2012 (BGBI | S.1006) s. jetzt Artikel 27 Abs.11
des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2011/61/EU Uber
die Verwaltung aternativer Investmentfonds vom 4. Juli 2013
(BGBI I Nr. 35, S.1981, 2159f.). Das G. vom 4. 7. 2013 enthélt
alsArtikel 1 das neue Kapital anlagegesetzbuch (KAGB).

Dieses BGH-Urteil ist in GuT 2013, 136 versehentlich ohne
Verkiindungsdatum und Aktenzeichen und ohne Leitsatz zu b)
in Kurzfassung (KL) abgedruckt.

88858, 823, 249 BGB — Abschleppen vom
Supermarktparkplatz; Schadenser satzanspruch
desBetreibers

Zu den erstattungsfahigen Kosten fur die Entfernung eines
unbefugt auf einem Privatgrundstiick abgestellten Fahrzeugs
zéhlen nicht nur die Kosten des reinen Abschleppens, sondern
auch die Kosten, die im Zusammenhang mit der Vorbereitung
des Abschleppvorgangs entstehen.

Nicht erstattungsfahig sind dagegen die Kosten, die nicht der
Beseitigung der Besitzstérung dienen, sondern im Zusammen-
hang mit deren Feststellung angefallen sind, wie etwa die Ko-
sten einer Parkraumiberwachung.

(BGH, Urteil vom 2.12.2011 -V ZR 30/11)

Hinw. d. Red.: Berufungsgericht KG—13 U 31/10—in Gur
2011, 170 KL, insofern noch abweichend zu den Kosten der
Parkraumuberwachung.

8§ 241, 280, 311, 823 BGH —Winterliche
Ver kehrssicher ungspflicht auf dem
Kundenparkplatz; Backerei

Offentliche Parkpl&tze miissen nicht insgesamt schnee- und
eisfrei gehalten werden. Gléttestellen sind hinzunehmen, falls
sie den Weg nicht vollstandig versperren und gemi eden werden
kénnen. Eine geradlinige Verbindung zu den jeweiligen Ziel-
orten muss dabei nicht gewahrleistet sein. Es kann sogar hin-
nehmbar sein, wenige Schritte auf nicht gerdumtem und nicht
gestreutem Terrain zurtickzul egen, ehe verkehrssichere Flachen
erreicht werden.

(OLG Koblenz, Beschluss vom 19.7.2012 — 5 U 582/12)

8839 BGB — Verkehrssicherungspflicht
der Gemeinde; Schnee- und Glatteisunfalle
in der FulRganger zone;, Mitver schulden
Zu den Voraussetzungen eines die Haftung der verkehrssi-
cherungspflichtigen Stadt ausschlief3enden, weit Gberwiegen-

den Mitverschuldens des durch einen Schnee- und Glatteisun-
fall geschadigten FuRgangers.

(BGH, Urteil vom 20.6.2013 — 111 ZR 326/12)
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87 BerIStrG — Verkehrssicherungspflicht;
Gehwegplatten im Bereich einer Einfahrt

DieNichtzulassungsheschwerdeist unbegriindet, weil weder
die Rechtssache grundsétzliche Bedeutung hat noch die Fort-
bildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen
Rechtsprechung eine Entscheidung des Revisionsgerichts er-
fordert (§543 Abs. 2 Satz1 ZPO).

Die Auffassung des Berufungsgerichts, eine mehrfach ge-
brochene Gehwegplatte, die im Bereich einer Einfahrt verlegt
und somit dem Uberfahren durch Kraftfahrzeuge ausgesetzt ist,
musse im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht des Beklag-
ten (§ BerlStrG) des Néheren auf mdgliche Lockerungen und
die damit etwa verbundene Gefahr von ,, Aufkantungen® (oder
~Absenkungen®) Uberprift werden, steht im Einklang mit der
ober- und héchstrichterlichen Rechtsprechung und |&sst einen
Rechtsfehler nicht erkennen.

Von einer weiteren Begriindung wird gemald 8544 Abs. 4
Satz 2 Halbsatz 2 ZPO abgesehen.

[Streitwert: 25.516,97 EUR]
(BGH, Beschluss vom 13.9. 2012 — 111 ZR 5/12)

8839 BGB; §7 BerIStrG — Verkehrssicherung;
finanzielle Verhaltnisseim Land Berlin;
Amtspflichtverletzung; Gehweg im Wohngebiet;
fuBlaufiger Einzugsbereich eines Einkaufcenters;
alterer Bevdlkerungsanteil;

Mitver schulden des Verletzten

Zur Amtshaftung des Landes Berlin wegen der Verletzung
der Verkehrssi cherungspflicht fir einen seit Jahrenin einem,, de-
solaten” Zustand befindlichen Gehweg.

(BGH, Urteil vom 5.7.2012 — 111 ZR 240/11)

8839 BGB; §2 DSchG BW —Eintragungin eine
Kulturdenkmalliste; Unterrichtung des
Grundstiickseigentiimer s oder Erwerbersvon der
Eintragung; Amtshaftungsanspruch bei
unterlassener Eintragung; Drittwirkung bei
Denkmalschutz

Die unterbliebene Beachtung der Verwaltungsvorschrift des
Landes Baden-W irttemberg fiir die Erfassung von Kulturdenk-
malenin einer Liste (VWV/-Kulturdenkmallisten; Fassung: 2. Ju-
[i 1993) mit der darin vorgesehenen Unterrichtung der Eigen-
timer der betroffenen Objekte begriindet mangels Verletzung
drittbezogener Amtspflichten keine Amtshaftungsanspriiche
spéterer Erwerber gegen die Tréger der Denkmal schutzbehor-
den.

(BGH, Urteil vom 6.6.2013 - 111 ZR 196/12)

§ 1018 BGB — Grunddienstbarkeit; Gesamtgrund-
dienstbarkeit; Sicherung von Aufstellung und
Betrieb von vier StraRenbeleuchtungskorpern

Berechtigter einer Grunddienstbarkeit kann immer nur der
Eigentimer eines anderen al's des dienenden Grundstiicks sein.
Diewechsel seitige Bestellung einer Gesamtgrunddienstbarkeit
zu Gunsten der Eigentiimer mehrerer Grundstiicke ist damit
nicht vereinbar.

(KG, Beschlussvom 12. 3. 2013 — 1 W 33-50/13)

Hinw. d. Red.: Vertffentlichung in ww.gmbbl.de 2013, 63.

AVB Feuerversicherung; 83AFB 87 —
Feuer ver sicherung; Aufwendungen fur Aufrdumen,
Abbruch, Schadensminderung;
Abschlagszahlungen flr sog. Nachweispositionen
Der Anspruch auf Ersatz von Aufwendungen fur Aufrau-
mungs-, Abbruch- oder Schadenminderungskosten nach §3
Nrn.1 und 3 @) AFB 87 setzt nicht voraus, dass der Versiche-
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rungsnehmer diese Aufwendungen seinerseits bereits erbracht
oder zumindest entsprechende Zahlungsverpflichtungen be-
grindet hat.

(BGH, Urteil vom 19.6.2013 -1V ZR 228/12)

88 1, 28, 74 ADS —Allgemeine Deutsche

Seever sicherungsbedingungen;

See-K askover sicherung; versichertes Risiko;
Gefahr der Seeschifffahrt; Beschadigung der
Beschichtung der Lader &ume = Coating des
versicherten Schiffs; anfanglicher Fehler des
Coatingmaterials; schwerwiegende Begriindungs-
mangel des nicht ver bindlichen Schiedsgutachtens;
Gutachten im Ausschlussverfahren; Chemikalien-
transporter MS,, Coral Water”

1. In der See-Kaskoversicherung kann sich eine Gefahr der
Seeschifffahrt realisieren, wenn das versicherte Schiff durch ver-
unreinigte Giter beschadigt wird. Das gilt nicht, wenn die Be-
schichtung der L aderdume des Schiffes (Coating) bei einem be-
stimmungsgemaélien Transport von aggressiven Gitern (Che-
mikalien) beschadigt wird, weil das Coatingmaterial fehlerhaft
ist oder das Coatingmaterial in fehlerhafter Weise aufgebracht
wurde. Das Schiff war dann ndmlich fir den beabsichtigten Ver-
wendungszweck von vorneherein nicht geeignet.

2. Ein Schiedsgutachten ist gem. § 74 Abs. 8 ADS nicht ver-
bindlich, wenn es unter schwerwiegenden Begriindungsman-
geln leidet.

(OLG Hamburg, Urteil vom 10. 5. 2012 — 6 U 131/07)

Hinw. d. Red.: Verotffentlichung in ww.gmbbl.de 2013, 73.

832 EEG 2009 — Photovoltaik; Einspeisevergiitung;
Anbringung auf der Flache der baulichen Anlage;
Innenbereich einer Galopprennbahn

Eine Photovoltaikanlage ist auf einer baulichen Anlage im
Sinne von § 32 Abs. 2 EEG 2009 angebracht, wenn die dafur
in Anspruch genommene Fléche einen kiinstlich hergerichteten
integralen Bestandteil einer Sportanlage bildet, der dem Zweck
der baulichen Gesamtanl age funktionstypisch untergeordnet ist
(hier: Innenbereich einer Galopprennbahn).

(BGH, Urteil vom 17.7.2013 - VIl ZR 308/12)

891ns0; §569 ZPO — I nsolvenzverfahren;
Offentliche Bekanntmachung eines Beschlusses
mit Zustellungs-Bewirkung

Der Lauf der Frist fur die Einlegung der sofortigen Be-
schwerde gegen einen die Vergiitung festsetzenden Beschluss
ist nach Veroffentlichung des Beschlusses im Internet und der
dadurch nach § 9 Abs. 1 Satz 3 InsO bewirkten Zustellung nach
8187 Abs. 2, § 188 Abs. 2 Fall 2 BGB zu berechnen.

(BGH, Beschlussvom 14.11.2013 - 1X ZB 101/11)

§91 ZPO — Prozesskosten; Reisekosten des
Prozessvertreters desVer braucherverbandes
bei Unterlassungsklage

Einnach 8§ 3Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 84 UKlaG indieListe qua-
lifizierter Einrichtungen eingetragener Verbraucherverband ist
unabhangig von seiner Geschéaftsorganisation in durchschnitt-
lich schwierigen Féllen unter dem Gesichtspunkt der Kosten-
erstattung gehalten, einen am Gerichtsort anséssigen Prozess-
vertreter zu beauftragen. Rei sekosten zum Prozessgericht zéhlen
in diesen Fallen nicht zu den notwendigen Kosten einer zweck-
entsprechenden Rechtsverfolgung.

(BGH, Beschlussvom 12.12.2012 — 1V ZB 18/12)

Hinw. d. Red.: Ebenso die Parallelverfahren—1V ZB 24/12;
IV ZB 26/12 —. S. auch BGH —VIII ZB 106/11 — GurT 2012,
378; BGH -1 ZB 18/03 —GuT 2004, 104KL; BGH -1 ZB 96/07
— GuT 2008, 458; BGH — 1V ZB 11/04 — GuT 2005, 261 KL.
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8116 ZPO — Prozesskostenhilfe PKH;
Bewilligung fur eine GmbH

Der Antrag der Klagerin auf Bewilligung von Prozessko-
stenhilfe wird abgelehnt.

1 Nach § 116 Satz 1 Nr. 2 ZPO kann einer GmbH Prozess-
kostenhilfe nur bewilligt werden, wenn die Kosten weder von
ihr noch von den am Gegenstand des Rechtsstreits wirtschaft-
lich Beteiligten aufgebracht werden kdnnen und wenn die Un-
terlassung der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung all-
gemeinen Interessen zuwiderlaufen wiirde.

2 Die Unterlassung der Rechtsverfolgung lauft allgemeinen
Interessen regelmadig nur dann zuwider, wenn es sich um eine
Entscheidung handelt, die grofiere Kreise der Bevolkerung oder
des Wirtschaftslebens anspricht und soziale Wirkungen nach
sich ziehen kann (vgl. BGH, Beschluss vom 24. Juni 2010111
ZR 48/10, Gur 2010, 367 Rn. 3, injurisdokumentiert, m.w.N.).
Dies ist etwa dann der Fall, wenn eine Partei anderenfalls ge-
hindert ware, der Allgemeinheit dienende Aufgaben zu erfil-
len, oder wenn von der Durchflhrung des Prozesses die Exi-
stenz eines Unternehmens abhangt, an dessen Erhaltung wegen
der grof3en Zahl der von ihm beschéftigten Arbeiter ein allge-
meines Interesse besteht (BGH, Beschluss vom 20. September
1957-VII ZR 62/57, BGHZ 25, 183, 184f.; BT-Drucks. 8/2068,
S 26f.).

3 DieseVoraussetzungen hat die Kl&gerin - auch nach Erhalt
des gerichtlichen Hinweises vom 11. Mai 2012 - nicht hinrei-
chend dargetan; auch der Akteninhalt gibt dafir keine hinrei-
chenden Anhaltspunkte. Soweit die Klagerin Steuerverbind-
lichkeiten bzw. Steuerausfalle geltend macht, ist diesfur § 116
Satz1 Nr. 2 ZPO nicht ausreichend (vgl. BGH, Beschluss vom
24, Juni 2010—111 ZR 48/10, Gur 2010, 367, Rn. 4, injuris do-
kumentiert). Insbesondereist weder dargelegt noch ersichtlich,
dass der Ausgang des Verfahrens wirtschaftlich eine Vielzahl
von Personen betrifft.

(BGH, Beschlussvom 9.8.2012 —VII ZR 30/12)

Hinw. d. Red.: PKH fir GmbH & Co. KG: BGH Gur 2010,
371 KL; PKH fir einen Gewerbebetrieb: BGH Gur 2007, 32;
PKH fir gewerblichen Mieter: BGH Gur 2010, 128 KL; PKH
fir den Insolvenzverwalter, gewerblicher Mieter: BGH GuT
2008, 213; Gur 2013, 138; PKH fir Wohnungsei gentimerge-
meinschaften: BGH GuT 2010, 254; PKH fiir parteiféhige Ver-
einigungen: BGH Gur 2012, 53.

Art.103 GG; 870 FamFG — Rechtliches Gehor;
Hinweisbel Versdumung der Beschwer defrist;
Anhorung des Rechtsmittelfihrers;
Betreuungssache

Vor Verwerfung einer Beschwerde wegen Versaumung der
Beschwerdefrist ist dem Rechtsmittelfihrer durch einen Hin-
weis rechtliches Gehér zu gewahren, um ihm die Moglichkeit
Zu geben, sich zu der Fristversaumung zu auf3ern und einen An-
trag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu stellen (im
Anschluss an Senatsbeschluss vom 24. Februar 2010 — X11 ZB
168/08 — FamRZ 2010, 882).

(BGH, Beschluss vom 24.7.2013 — XI1 ZB 40/13)

§233 ZPO - Sorgfaltspflichten des Rechtsanwalts;
plétzliche Erkrankung; Fristver saumung

Zu den Sorgfaltspflichten eines Rechtsanwalts bei pl6tzlich
auftretender Erkrankung.

(BGH, Beschluss vom 7. 8.2013 — XI1 ZB 533/10)

8885, 233 ZPO —Ausgangskontrolle; Ubermittiung
fristwahrender Schriftsitze per Telefax

Bei der Ubermittlung fristwahrender Schriftsitze per Telefax
kommt der Rechtsanwalt seiner Verpflichtung zu einer wirksa-
men Ausgangskontrolle nur dann nach, wenn er seinen Buro-
angestellten die Weisung erteilt, sich einen Sendebericht aus-
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drucken zu lassen, auf dieser Grundlage die Vollstandigkeit der
Ubermittlung zu prifen und die Notfrist erst nach Kontrolle
des Sendeberichts zu | 6schen (im Anschluss an Senatsbeschluss
vom 7. Juli 2010 — X11 ZB 59/10 — NJW-RR 2010, 1648).

(BGH, Beschlussvom 17.7.2013 — X1 ZB 115/13)

88517, 519 ZPO - Berufung;
Falschbezeichnung der beklagten Partei;
Wirdigung der Berufungsschrift

Die Berufung ist auch bei Falschbezeichnung der beklagten
Partel zuléssig eingelegt, wenn sich anhand der weiteren An-
gaben in der Rechtsmittel schrift sowie des beigefugten Urteils
ersehen lasst, wer Beklagter sein soll (im Anschluss an BGHZ
21, 168 und Senatsheschlussvom 14. Mai 2003—X11 ZB 154/01
— FamRZ 2003, 1176).

(BGH, Beschluss vom 24.7.2013 — X1| ZB 56/13)

88233, 522 ZPO —Versaumung der Berufungs-
begr indungsfrist; Wiedereinsetzungsantr ag;
Hinweise des Gerichts bei Unklarheiten

Auf erkennbar unklare oder ergénzungsbedirftige Angaben
ineinem Wiedereinsetzungsantrag, deren Aufkl&rung nach §139
ZPO geboten ist, hat das Gericht hinzuweisen. Diese Angaben
durfen noch nach Fristablauf erlautert und vervollsténdigt wer-
den (im Anschluss an Senatsbeschluss vom 13. Juni 2007 — X1
ZB 232/06 — FamRZ 2007, 1458).

(BGH, Beschluss vom 25.9. 2013 — X1 ZB 200/13)

8139 ZPO —Anforderungen an einen
richterlichen Hinweis

Einrichterlicher Hinweiserfullt nur dann seinen Zweck, Un-
klarheiten, Unvollstandigkeiten und Irrtlimer auszuraumen,
wenn er rechtzeitig erteilt wird und gezielt den fehlenden Sach-
vortrag anspricht, den das Gericht a's entscheidungserheblich
ansieht.

(BGH, Urteil vom 18.4.2013 — | ZR 66/12)

8543 ZPO — Revisionszulassung im Zivilprozess;
Divergenz; Abweichung von Rechtsprechung
der Finanzgerichtsbarkeit

Die Zulassung der Revision ist erforderlich, um die Einheit-
lichkeit der Rechtsprechung zu sichern. Das Finanzgericht, von
dessen tragenden Obersétzen das Berufungsgericht abgewichen
ist, gehort entgegen dem von der Beschwerdeerwiderung ver-
tretenen Standpunkt zu den divergenzfahigen Gerichten, weil
innerhalb der Finanzgerichtsbarkeit die Vereinheitlichung der
Rechtsprechung durch Berufungsgerichte fehlt. Im Ubrigenist
die Divergenz durch die vorliegenden Entscheidungen des Bun-
desfinanzhofs(BFH, ZIP 2010, 1807 Rn. 29 aE; ZIP 2012, 989)
bisher nicht zugunsten des Berufungsgerichts gekléart. Fur die
maoglichen haftungsrechtlichen Folgen wird auf BGHZ 79, 223,
226 und das Senatsurteil vom 28. September 1995 (IX ZR
158/94, WM 1995, 2075, 2077 f) hingewiesen.

(BGH, Beschlussvom 18.7.2013 — IX ZR 23/10)

8878b, 543 ZPO — Beiordnung eines Notanwalts;
zumutbare Anstrengungen; aussichtslose Rechts-
verfolgung durch die Nichtzulassungsbeschwer de

1 1. Die Parteien sind geschiedene Eheleute. Die Kl&gerin
hat den Beklagten auf Freigabe des Erldses aus der Zwangs-
versteigerung einer gemeinsamen Immobilie in Anspruch ge-
nommen. Das Landgericht hat der Klage stattgegeben; die da-
gegen gerichtete Berufung des Beklagten hat das Oberlandes-
gericht durch Beschluss nach § 522 Abs. 2 ZPO zurtickgewie-
sen.

2 Der Beklagte hat hiergegen Nichtzulassungsbeschwerde
eingelegt und beantragt, ihm fur die Durchfihrung des Be-
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schwerdeverfahrens einen Notanwalt beizuordnen, nachdem
sein bisheriger Prozessbevollméchtigter das Mandat niederge-
legt hat und danach zahlreiche weitere beim Bundesgerichts-
hof zugelassene Rechtsanwaélte nach dem Vorbringen des Be-
klagten mit verschiedenen Begriindungen eine Ubernahme des
Mandats abgel ehnt haben.

3 2. Der Antrag auf Beiordnung eines Notanwalts ist nicht
begriindet.

4 Nach § 78 b ZPO kann einer Partei ein Rechtsanwalt bei-
geordnet werden, wenn sie einen zu ihrer Vertretung bereiten
Rechtsanwalt nicht findet und die Rechtsverfolgung nicht mut-
willig oder aussichtslos erscheint.

5 Eskannim vorliegenden Fall dahinstehen, ob der Beklag-
te hinreichend substantiiert dargetan und nachgewiesen hat,
nach der Mandatsniederlegung durch seinen bisherigen Pro-
zessbevollméchtigten alle zumutbaren Anstrengungen unter-
nommen zu haben, um einen neuen vertretungsbereiten Rechts-
anwalt zu finden.

6 Jedenfalls ist die Rechtsverfolgung aussichtslos. Aus-
sichtslosigkeit ist immer dann gegeben, wenn ein glinstiges Er-
gebnis der beabsichtigten Rechtsverfolgung auch bei anwaltli-
cher Beratung ganz offenbar nicht erreicht werden kann (Se-
natsbeschlussvom 6. Juli 1988—1Vb ZB 147/87 — FamRZ 1988,
1152, 1153). Diesist hier der Fall. Auch ein zugel assener, dem
Beklagten zur Rechtsverfolgung beigeordneter Rechtsanwalt
ware nicht in der Lage, dessen Nichtzulassungsbeschwerdeim
Hinblick auf die Darlegung von Zulassungsgriinden gemaf3
§543 Abs. 2 Satz1 ZPO erfolgreich zu begriinden. Denn esist
nicht ersichtlich, dass die Rechtssache eine tGiber den Streit der
Parteien hinausgehende grundsétzliche Bedeutung hétte oder
die Streitentscheidung durch das Revisionsgericht zur Fortbil-
dung des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen Recht-
sprechung erforderlich wére.

7 Von einer weitergehenden Begriindung der Entscheidung
wird insoweit entsprechend § 544 Abs. 4 Satz 2 ZPO abgese-
hen (vgl. BGH Beschlussvom 20. Dezember 2012 - X1 ZR 5/12
—jurisRn. 2).

8 3. Die Nichtzulassungsbeschwerde ist auf Kosten des Be-
klagten alsunzul&ssig zu verwerfen, weil sienicht innerhalb der
vom Vorsitzenden zuletzt bis zum 21. Februar 2013 nach 88 544
Abs. 2, 551 Abs. 2 Satz 5 und 6 ZPO verlangerten Frist durch
einen beim Bundesgerichtshof zugel assenen Rechtsanwalt be-
grindet worden ist.

(BGH, Beschlussvom 3.7.2013 — X1l ZR 122/12)

88719, 885 ZPO — Zwangsraumung des zur
Haltung von Pferden genutzten Grundstiicks
mit aufstehenden Gebauden;

nicht zu ersetzender Nachteil; Tier schutzgesetz;
Nichtzulassungsbeschwer de

1 1. DasAmtsgericht Schwedt hat die Beklagte verurteilt, das
von ihr zur Haltung von Pferden genutzte Grundstiick und alle
darauf befindlichen Gebaude geraumt an die Klagerin heraus-
zugeben mit Ausnahme der im Wohnhaus befindlichen Woh-
nung, bestehend aus einem Zimmer mit Kiiche, Korridor und
Bad. Das Landgericht Frankfurt (Oder) hat die Berufung der
Beklagten zurlickgewiesen. Die Revision hat es nicht zugelas-
sen. Hiergegen wendet sich die Beklagte mit der Nichtzulas-
sungsbeschwerde. Die Klégerin betreibt inzwischen die
Zwangsvollstreckung. Der Gerichtsvollzieher hat der Beklag-
ten mitgeteilt, dass er die zwangsweise Raumung des Grund-
stiicks am 13. November 2013 vornehmen werde. Die Beklag-
te beantragt die einstweilige Einstellung der Zwangsvoll-
streckung.

2 1l. Der Vollstreckungsschutzantrag hat keinen Erfolg.

3 Wird gegen ein fir vorl&ufig vollstreckbar erklértes Urteil
Revision eingelegt, so ordnet das Revisionsgericht auf Antrag
an, dass die Zwangsvollstreckung einstweilen eingestellt wird,
wenn die Vollstreckung dem Schuldner einen nicht zu erset-
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zenden Nachteil bringen wirde und nicht ein Giberwiegendes|n-
teresse des Glaubigers entgegensteht, 8 719 Abs. 2 ZPO. Bei
Einlegung der Nichtzulassungsbeschwerde gegen die Zuriick-
weisung der Berufung nach 8 522 Abs. 2 ZPO ist § 719 Abs. 2
ZPO gemal? § 544 Abs. 5 Satz 2 ZPO i.V.m. § 522 Abs. 3 ZPO
entsprechend anzuwenden (Senat, Beschluss vom 20. Mérz
2012 -V ZR 275/11, jurisRn. 5 [=GuT 2012, 160]).

4 Die Beklagte hat nicht glaubhaft gemacht, dass die Voll-
streckung ihr einen Uber eine Vorwegnahme des Prozessergeb-
nisses hinausgehenden (vgl. BGH, Beschluss vom 4. Septem-
ber 2012 — Il ZR 207/12, juris Rn. 5 mwN) nicht zu ersetzen-
den Nachteil bringen wiirde. Der Umstand, dass die mit einer
anderweitigen Unterbringung der neun Pferde im Raumungs-
verfahren verbundenen Kosten fir die Beklagte finanziell nicht
tragbar sind, stellt keinen nicht zu ersetzenden Nachteil i.S.d.
§719Abs. 2 ZPO dar. Auch droht kein Verlust der Pferde durch
Schlachtung. Denn die Méglichkeit einer Vernichtung gemafd
§885Abs. 4 Satz 1 Halbs. 1 ZPO besteht bei inVerwahrung ge-
nommenen Tieren nicht, weil dies gegen das Tierschutzgesetz
verstie3 (BGH, Beschlussvom 4. April 2012—1 ZB 19/11, NJW
2012, 2889, 2890 [=GuT 2012, 386]). Soweit die Beklagte
schliefdlich auf eine bevorstehende Ingewahrsamnahme ihrer
aul%erhal b der Wohnung befindlichen sonstigen Sachen verweist,
fehlt es schon an der Darlegung, dassdiesihr einen nicht zu er-
setzenden Nachteil bringen wirde.

(BGH, Beschlussvom 8.11.2013 -V ZR 185/13)

8§26 EGZPO; §719 ZPO — Einstellung der
Zwangsvollstreckung in der Revisionsinstanz;
erforderlicher Wert der Beschwer in der
Nichtzulassungsbeschwerde; Beschwer bei einer
Verurteilung zur R&umung

1 Der Antrag auf Einstellung der Zwangsvollstreckung ist
unbegrundet. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs
kommt eine Einstellung der Zwangsvollstreckung in der Revi-
sionsinstanz nach 8 719 Abs. 2 ZPO nicht in Betracht, wenn
das Rechtsmittel aussichtslosist (BGH, Beschliissevom 15. Au-
gust 2012 V11l ZR 238/12, WuM 2012, 571 [=GuT 2012, 370]
Rn. 6; sowievom 4. Juni 2008 — X 11 ZR 55/08, NJW-RR 2008,
1038 [= GuTl 2008, 366] Rn. 6). Diesist hier der Fall.

2 Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulassig, denn der
gemal3 § 26 Nr. 8 EGZPO erforderliche Wert der Beschwer von
mehr als20.000 € ist nicht erreicht. Nach der Rechtsprechung
des Senats (Beschlussvom 11. Mai 2012 -V 111 ZA 8/10, WuM
2010, 386) ist die Beschwer bei einer Verurteilung zur R&umung
mit dem dreieinhal bfachen Jahresbetrag der Miete zu bewerten.
Dieser betragt hier (282,24 € x 42) 11.854,08 € (888, 9 ZPO).
Dabel ist auf die vereinbarte tatséchliche Miete, nicht —wiedie
Nichtzulassungsbeschwerde meint — auf eine (hthere) fiktive
Marktmiete abzustellen.

(BGH, Beschluss vom 22.10.2013 - VIlI ZR 214/13)

841 GKG; 88546, 985 BGB — Streitwert der
Raumungs- und Her ausgabeklage des
Unterver mieter s gegen den Untermieter

Der Streitwert einer auf 88 546 Abs. 2, 985 BGB gestiitzten
Raumungs- und Herausgabeklage gegen den Untermieter rich-
tet sich nach 8§ 41 Abs. 2 GKG. Danachist dasfir die Dauer ei-
nes Jahres zu zahlende Entgelt mal3geblich. Abzustellen ist da-
bei grundsétzlich nicht auf den vom Untermieter an den Unter-
vermieter zu zahlenden Untermietzins, sondern auf den vom
Mieter an den Vermieter zu zahlenden Hauptmietzins. Ist die
Mietsache nur teilwei se untervermietet worden und wird dem-
entsprechend nur die Herausgabe der untervermieteten Raume
vom Untermieter verlangt, haftet der Untermieter auch nur im
Verhdltnis der von ihm genutzten Flache zur Gesamtflache des
Mietobjektes.

(KG, Beschlussvom 26.11.2012 -8 W 77/12)

88 12, 63, 66, 67, 68 GK G — Gebuhrenfreiheit einer
nicht statthaften GK G-Beschwerde

Auch die nicht statthafte GKG-Beschwerde (hier: gegen ei-
ne vorlaufige Streitwertfestsetzung) ist geblhrenfrei (Aufgabe
der bisherigen Senatsrechtsprechung — Beschluss 14 W 635/99
vom 24.11.1999 in NJW-RR 2000,1239).

(OLG Koblenz, Beschluss vom 23. 8. 2012 — 5 W 466/12)
Hinw. d. Red.: Veroffentlichung in ww.gmbbl.de 2013, 68.
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89 AGBG; §307 BGB
Wohnungseigentum; Erwerb vom Bautr&ger;
Abnahme des Gemeinschaftseigentums durch den
bestimmten Erstverwalter gemal AGB
des Erwerbsvertrags

Eine von einem Bautrager in Allgemeinen Geschéftsbe-
dingungen eines Erwer bsvertragesverwendeteKlausel, die
dieAbnahmedes Gemeinschaftseigentumsdurch einen vom
Bautrager bestimmbaren Erstverwalter ermdglicht, ist ge-
mafl §9 Abs.1 AGBG (jetzt: 8307 Abs.1 Satz1 BGB) un-
wirksam.

(BGH, Beschlussvom 12.9.2013 - V1| ZR 308/12)

1 Zum Sachverhalt: Die Kl&gerin, eine Wohnungseigentii-
mergemeinschaft, macht gegen die beklagte Bautrégerin Ge-
wahrleistungsanspruche geltend. Die Kl&gerin verlangt Ko-
stenvorschuss zur Beseitigung von Undichtigkeiten von Dachern
der von der Beklagten errichteten Reihenhduser sowie Scha-
densersatz wegen unzureichenden Schallschutzes. Ferner be-
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gehrt die Kl&gerin die Feststellung der weitergehenden Ersatz-
pflicht der Beklagten. Diese verteidigt sich unter anderem mit
der Einrede der Verjghrung.

2 Die Beklagte verpflichtete sich im Jahr 2001 zur Errich-
tung einer Wohnungsel gentumsanl age, bestehend aus zwel Hau-
serzeilen mit insgesamt 13 Einfamilienreihenhdusern. Die no-
tariellen Erwerbsvertrége wurden vor dem 1. Januar 2002 ge-
schlossen. Hinsichtlich der Abnahme des Gemeinschaftseigen-
tumsenthalten diejeweilsgleichlautenden Erwerbsvertrége un-
ter Nr.V. 3. folgende Regelung:

» FUr das Gemei nschaftseigentum findet im Regelfall einege-
sonderteAbnahme statt. Der K&ufer bevollméchtigt unter Be-
freiung von den Beschrankungen des §181 BGB, und zwar
jeden fur sich alein, den nachgenannten vereidigten Sach-
verstandigen, den nach dem Wohnungseigentumsgesetz fiir
das Kaufobjekt bestellten Verwalter sowie den Verwaltungs-
beirat mit der Abnahme des Gemeinschaftseigentums. Das
Gemeinschaftseigentum ist somit abgenommen, wenn ent-
weder alle Kéufer oder anstelle von Kaufern der Sachver-
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standige oder der Verwalter oder der Verwaltungsbeirat das
Gemeinschaftseigentum abnimmt.”

3 Ob und wann das Gemeinschaftsei gentum abgenommen
wurde, ist streitig.

4 Das Landgericht Disseldorf hat der Klage stattgegeben.
Auf die Berufung der Beklagten hat das Berufungsgericht (OLG
Dusseldorf, BauR 2013, 470) den Zahlungsanspruch hinsicht-
lich der Schallschutzmangel um die Umsatzsteuer reduziert und
das Rechtsmittel im Ubrigen zurlickgewiesen. Die Revision hat
es nicht zugelassen. Dagegen richtet sich die Beschwerde der
Beklagten, mit der sie ihren Antrag auf Klageabweisung wei-
terverfolgt.

5 Aus den Grinden: II. Die Nichtzulassungsbeschwerde hat
keinen Erfolg. Die Rechtssache hat weder grundsétzliche Be-
deutung noch erfordert die Fortbildung des Rechts oder die Si-
cherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung
des Revisionsgerichts (§ 543 Abs. 2 Satz1 ZPO).

6 1. Zutreffend hat das Berufungsgericht die von der Be-
klagten behauptete Abnahme des Gemeinschaftseigentums
durch die Erstverwalterin am 14. Dezember 2001 al's unwirk-
sam angesehen, well die Erstverwalterin durch Nr.V. 3. der no-
tariellen Erwerbsvertrage nicht wirksam zu einer solchen Ab-
nahme bevollméachtigt worden ist, und aus diesem Grund eine
Verjahrung der mit der Klage geltend gemachten Anspriiche ver-
neint.

7 DieRegelungin Nr.V. 3. der Erwerbsvertrége, dienach den
Feststellungen des Berufungsgerichtsa svon der Beklagten ver-
wendete Allgemeine Geschéftsbedingung anzusehenist, ist ge-
malR §9Abs.1 AGBG (jetzt: §307 Abs.1 Satz1 BGB) unwirk-
sam, welil sie die Erwerber entgegen den Geboten von Treu und
Glauben unangemessen benachteiligt.

8 @) Nach Nr.V. 3. der Erwerbsvertrdge bevollméchtigen die
Erwerber unter anderem ,,den nach dem Wohnungsei gentums-
gesetz fur das Kaufobjekt bestellten Verwalter” mit der Abnah-
me des Gemeinschaftseigentums. Alsteilender Eigentiimer hat
der Bautrager die Méglichkeit, den ersten Verwalter bereitsin
der Teilungserkl&rung zu bestellen (zu 8 26 WEG in der biszum
30. Juni 2007 geltenden Fassung siehe BGH, Beschluss vom
20. Juni 2002-V ZB 39/01, BGHZ 151, 164, 173[=WuM 2002,
628 = GUT 2002, 191 KL]; BayObLGZ 1974, 275, 278f.; Bay-
ObLGZ 1974, 305, 309; BayObLG, NJW-RR 1994, 784
[=WuM 1994, 506]; KG, OLGZ 1976, 266, 268; zu §26 WEG
n.F. sieheKG, ZWE 2012, 96 [= GuUT 2012, 290]; Béa&rmann/Mer-
le, WEG, 12. Aufl., §26 Rn.54; BeckOK WEG/Knop, Stand:
31. Juli 2013, 826 Rn. 31). Dabei kann der Bautréger einen Erst-
verwalter bestellen, der mit ihm wirtschaftlich oder rechtlich
verbunden ist. So verhdlt es sich nach den Feststellungen des
Berufungsgerichts auch im Streitfall. Das begriindet im Hin-
blick auf dieAbnahmefur die Erwerber die Gefahr, dassein sol-
cher Verwalter die Voraussetzungen der Abnahmefahigkeit des
Gemeinschaftsei gentums nicht neutral priift, sondern zugunsten
des Bautrégers verfahrt, wodurch dieser entscheidenden Ein-
fluss auf die Abnahme nehmen konnte.

9 Aus diesem Grund halt eine vom Bautréger in Allgemei-
nen Geschéftsbedingungen eines Erwerbsvertrages verwende-
te Klausel, die — wie hier — die Abnahme des Gemeinschafts-
eigentums durch einen mit dem Bautrager wirtschaftlich oder
rechtlich verbundenen Erstverwalter ermdglicht, nach nahezu
einhelliger Auffassung der Inhaltskontrolleam Malf3stab von §9
Abs. 1 AGBG bzw. §307 Abs.1 Satz1 BGB nicht stand (siehe
Koeble in: Koeble/Grziwotz, Rechtshandbuch Immobilien,
Stand: 1. November 2012, Bd. I, 18. Kap. Rn.18; Pause, Bau-
trégerkauf und Baumodelle, 5. Aufl., Rn. 603; Pause/Vogel in:
Kniffka, ibr-online-Kommentar Bauvertragsrecht, Stand: 13.
August 2013, 8640 BGB Rn. 6, 125; Messerschmidt in: Mes-
serschmidt/Voit, Privates Baurecht, 2. Aufl., §640 BGB Rn. 37,
Blank, Bautragervertrag, 4. Aufl., Rn. 346; Staudinger/Bub,
WEG, Neubearbeitung 2005, §21 Rn. 245; Lotz, BauR 2008,
740, 745; Vogel, NZM 2010, 377, 379; von Oefele, DNotZ 2011,
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249, 258; Sterner, BauR 2012, 1160, 1162; Ott, ZWE 2010, 157,
161; ders., ZWE 2013, 253, 255; vgl. auch Riemenschneider in:
Grziwotz/Koeble, Handbuch Bautrégerrecht, 3. Teil, Rn. 762;
zur Gefahr von Interessenkollisionen siehe auch OLG Hamm,
NJW-RR 2004, 1382). Dieser Sichtweise ist das Berufungsge-
richt zu Recht beigetreten (ebenso OLG Brandenburg, Urteil
vom 13. Juni 2013 —12 U 162/12, juris Rn. 110).

10 Die Beschwerde bezieht sich nur auf eine Stimme im
Schrifttum, wonach eine den Interessen des Bautrégers Rech-
nung tragende A bnahme des Gemeinschaftseigentumstrotz Ver-
flechtung unschédlich sei, sofern sie gewissenhaft vorgenom-
men werde (Basty, Der Bautrégervertrag, 7. Aufl., Rn.1008,
1018 unter Hinweis auf Haublein, DNotZ 2002, 608, 627f.).
Diesevereinzelt gebliebene Literaturauffassung gebietet die Zu-
lassung der Revision jedoch nicht (vgl. BGH, Beschluss vom
24, Januar 2013 — VIl ZR 47/11, BauR 2013, 599 = NZBau
2013, 293 Rn. 9 m.w.N.). Sie verkennt, dass es keine den Inter-
essen des Erwerbers gerecht werdende Vertragsgestaltung ist,
wenn er auf den von ihm zu beweisenden Einwand des Miss-
brauchs der Vertretungsmacht verwiesen wird.

11 b) Die gesetzliche Moglichkeit des Widerrufs der formu-
larmafiig erteilten Vollmacht (§168 Satz3 BGB) kompensiert
die unangemessene Benachteiligung nicht. Die Widerrufsmog-
lichkeit kann schon deshal b praktisch |eerlaufen, weil dasKlau-
selwerk der Beklagten nicht sicherstellt, dass der Erwerber von
dem Abnahmetermin Kenntnis erlangt.

12 C) Es bedarf daher keiner Entscheidung, ob die von der
Beklagten verwendete Formularbestimmung den sich aus dem
Transparenzgebot ergebenden Anforderungen nicht gerecht
wird, weil siekeinen Hinweisauf dieWiderruflichkeit der Voll-
macht enthalt (siehe OLG Karlsruhe, NJW 2012, 237; OLG
Brandenburg, Urteil vom 13. Juni 2013 — 12 U 162/12, juris
Rn.109; Karczewski, IBR 2013, 280; Ott, ZWE 2013, 253, 256).

13 2. Von einer weiteren Begriindung wird abgesehen, weil
sie nicht geeignet wére, zur Klarung der Voraussetzungen bei-
zutragen, unter denen eineRevision zuzulassenist (8§ 544 Abs. 4
Satz 2 Halbsatz 2 ZPO).

Mitgeteilt von RiBGH Wellner, Karlsruhe

8906 BGB
Vermietetes Teileigentum;
Beeintrachtigung der Nutzung durch Mieter
des Teileigentums eines Wohnungseigentiimer s;
nachbarrechtlicher Ausgleichsanspruch unter den
Mietern; planwidrige Regelungsliicke

Wird die Nutzung des Sondereigentums durch rechts-
widrige Einwirkungen beeintréachtigt, die von im Sonder -
eigentum eines anderen Wohnungseigentiimers stehenden
Raumen ausgehen, kann dem betroffenen Wohnungseigen-
timer ein nachbarrechtlicher Ausgleichsanspruch in ent-
sprechender Anwendung von 8906 Abs.2 Satz2 BGB
zustehen; das gilt auch im Verhaltnis von Mietern solcher
Raume.

(BGH, Urteil vom 25.10.2013 -V ZR 230/12)

1 Zum Sachverhalt: Die Beklagte betrieb im dritten Oberge-
schoss eines Gebaudes el n sog. ambul antes Operationszentrum.
In dem darunter liegenden Stockwerk befand sich die Arztpra-
xis von Dr. W. (im Folgenden Versicherungsnehmer), dessen
Betriebsunterbrechungsund Inhaltsversicherer die Klagerinist.
Das Grundstiick ist nach dem Wohnungseigentumsgesetz ge-
teilt. Sowohl der Beklagten als auch dem Versicherungsnehmer
waren die von ihnen genutzten Raume jeweils mietweise Uber-
lassen worden, der Beklagten direkt von dem Teil- bzw. Woh-
nungseigentimer, dem Versicherungsnehmer von einem Zwi-
schenvermieter, der die R&ume seinerseits von einem Teil- bzw.
Wohnungseigentiimer angemietet hatte. In der Nacht vom 7. auf
den 8. Juni 2007 |6ste sich im Sterilisationsraum der Beklagten
eine Schlauchverbindung, wodurch es zu einem Wasseraustritt
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und zu Schéden auch in den Praxisraumen des Versicherungs-
nehmers kam. Letztere glich die Klagerin in Hohe von
165.889,76 € aus. Gestutzt auf §67 VVG aF verlangt sie von
der Beklagten aus Ubergegangenem Recht den genannten Be-
trag nebst Zinsen, dartiber hinaus vorgerichtliche Anwaltsko-
sten.

2 Das Landgericht Aachen hat der Klage dem Grunde nach
stattgegeben. Die dagegen gerichtete Berufung der Beklagten
ist erfolglos geblieben. Mit der von dem Oberlandesgericht Koln
zugel assenen Revision mochte die Beklagte weiterhin die Ab-
weisung der Klage erreichen. Die Kl&gerin beantragt die
Zurtickweisung des Rechtsmittels.

3 Aus den Grunden: |. Das Berufungsgericht 1&sst offen, ob
die Beklagte ein Verschulden an dem Schadensereignis trifft.
Darauf komme es nicht an, weil das Landgericht der Klage zu
Recht dem Grunde nach gema§67VVG aFi.V.m. 8906 Abs. 2
Satz 2 BGB in entsprechender Anwendung stattgegeben habe.
Der aus der zuletzt genannten Vorschrift folgende Ausgleichs-
anspruch stehe nicht nur dem Eigentiimer eines Grundstuicks,
sondern auch dem Besitzer zu, der seinen Abwehranspruch aus
tatséchlichen Grinden nicht habe geltend machen kdnnen.
Schuldner des Ausgleichsanspruchs kdnne ebenfalls ein Besit-
zer sein, sofern er (wie ein Mieter oder Péachter) verantwortlich
fir den gefahrentrachtigen Zustand sei. Diessel hier bei der ge-
botenen wertenden Betrachtung zu bejahen. Auch |égen dieVor-
aussetzungen fir eine analoge Anwendung von 8906 Abs. 2
Satz 2 BGB vor. Es bestehe eine strukturelle Ubereinstimmung
des von der Norm erfassten Sachverhalts mit Konstellationen,
in denen das schadenstréchtige Ereignis—wie hier —nicht vom
Gemeinschaftseigentum, sondern vom Sonderei gentum ausge-
he und davon eine andere Sondereigentumseinheit betroffen sei.
AuchimVerhdtniszwischen Sonderei gentiimern bestiinden Ei-
gentumsund Besitzschutzanspriiche, an deren Geltendmachung
der betroffene Sonderei gentiimer austatsachlichen Griinden ge-
hindert sein kénne. Der Sondereigentiimer befinde sich dannin
einer vergleichbaren Situation wie ein Grundstuicksei gentiimer,
der Einwirkungen von einem Nachbargrundsttick nicht verhin-
dern kdnne. Auch die Schutzbedurftigkeit sei nicht anders zu
beurteilen asin Falen, in denen sich Eigentiimer benachbar-
ter Grundstiicke gegenlberstiinden. Schliefdlich sei der An-
spruch nicht verjahrt.

4 11. DieRevisionist begriindet. Siefuhrt zur Aufhebung des
Berufungsurteils und zur Zurtickverweisung der Sache an das
Berufungsgericht.

5 1. Dasfolgt allerdings nicht schon daraus, dass das Beru-
fungsgericht offen|asst, ob die Beklagte ein Verschulden an dem
Wasseraustritt trifft. Zwar scheidet eine Heranziehung des sub-
sididren nachbarrechtlichen Ausgleichsanspruchs entsprechend
§906 Abs.2 Satz2 BGB aus, soweit eine andere — in sich ge-
schlossene — Regelung besteht (Senat, Urteil vom 19. Septem-
ber 2008 —V ZR 28/08, BGHZ 178, 90, 98 mwN). Dasiist je-
doch bei den algemeinen deliktsrechtlichen Bestimmungen der
§§823ff. BGB nicht der Fall (so bereits Senat, Urteil vom 15.
Juli 2011 -V ZR 277/10, NJW 2011, 3294 Rn. 16f. fir einean
landesrechtliche Nachbarvorschriften anknipfende delikts-
rechtliche Haftung; vgl. auch Senat, Urteil vom 21. Mai 2010
—V ZR 10/10, BGHZ 185, 371, 374f. [=WuM 2010, 442]
Rn.15).

6 2. Auch nimmt das Berufungsgericht zu Recht an, dass der
Klagerin aus Ubergegangenem Recht ein Anspruch entsprechend
8906 Abs. 2 Satz 2 BGB dem Grunde nach zusteht.

7 @) Nach der standigen Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs ist ein nachbarrechtlicher Ausgleichsanspruch nach
§906 Abs. 2 Satz 2 BGB gegeben, wenn von einem Grundstiick
im Rahmen seiner privatwirtschaftlichen Benutzung Einwir-
kungen auf ein anderes Grundstiick ausgehen, die das zumut-
bare MaR einer entschadigungslos hinzunehmenden Beein-
trachtigung Uberschreiten, sofern der davon betroffene Eigen-
timer aus besonderen Grinden gehindert war, diese Einwir-
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kungen nach 81004 Abs. 1 BGB rechtzeitig zu unterbinden (Se-
nat, Urteil vom 11. Juni 1999 —V ZR 377/98, BGHZ 142, 66,
67f. mwN; Urteill vom 21. Mé&rz 2003 —V ZR 319/02, NJW
2003, 1732, 1733). Wie das Berufungsgericht zu Recht an-
nimmt, ist dieser Anspruch Uber den Wortlaut des § 906 Abs. 2
Satz 2 BGB hinaus nicht auf die Folgen der Zufhrung unwég-
barer Stoffe beschrankt, sondern erfasst auch —worum es hier
geht —die Stérung durch sogenannte Grobimmissionen wie et-
wa Wasser (Senat, Urteil vom 12. Dezember 2003 —V ZR
180/03, BGHZ 157, 188, 190 [= GuT 2004, 65]; Urteil vom 21.
Mai 2010 -V ZR 10/10, BGHZ 185, 371, 376 Rn.18).

8 b) Ebenfalls zutreffend legt das Berufungsgericht zugrun-
de, dassder Anspruch in entsprechender Anwendung von § 906
Abs. 2 Satz2 BGB auch dem berechtigten Besitzer zustehen
kann, dessen Abwehranspruch aus §862 Abs.1 BGB aus
tatsachlichen Griinden nicht geltend gemacht werden konnte
(Senat, Urteil vom 23. Februar 2001 -V ZR 389/99, NJW 2001,
1865, 1866; BGH, Urteil vom 10. November 1977 — |11 ZR
157/75,BGHZ 70, 212, 220; jeweilsmwN). Dasist deshalb ge-
rechtfertigt, weil der berechtigte Besitzer seine Rechtsstellung
unmittelbar oder —wie etwain Fallen gestatteter Zwischenver-
mietung — mittelbar von dem Eigentimer ableitet und dadurch
bei der gebotenen wertenden Betrachtung in das zwischen den
Grundstiickseigentimern bestehende nachbarliche Gemein-
schaftsverhd tniseinrtickt, wel chesinsbesonderemit § 906 BGB
als der Generalnorm des zivilrechtlichen Nachbarschutzes
(PWW/Lemke, BGB, 8. Aufl., 8906 Rn.1) die widerstreiten-
den gleichrangigen Eigentimerinteressen zum Ausgleich brin-
gen soll (vgl. Senat, Urteil vom 21. Oktober 1983 -V ZR
166/82, BGHZ 88, 344, 346; Urteil vom 12. Dezember 2003 —
V ZR 180/03, BGHZ 157, 188, 193 [= GUT 2004, 65]). Schlief3-
lich kann auch der Benutzer des Grundstiicks, von dem die
Emissionen ausgehen, zum Ausgleich verpflichtet sein, sofern
er die Nutzungsart bestimmt. Die Eigentumsverhaltnisse sind
insoweit weder im Bereich der unmittelbaren Anwendung von
8906 Abs. 2 Satz2 BGB noch im Bereich der entsprechenden
Anwendung der Vorschrift entscheidend (vgl. Senat, Urteil vom
1. April 2011-V ZR 193/10, NJW-RR 2011, 739 [=WuM 2011,
582] Rn.8 mwN). Dass vorliegend weder der Versicherungs-
nehmer der Kléagerin noch der Beklagte Grundstiicksei gentii-
mer sind, steht einem nachbarrechtlichen Ausgleichsanspruch
danach ebenfalls nicht von vornherein entgegen (vgl. auch Se-
nat, Urteill vom 12. Dezember 2003 —V ZR 180/03, a20).

9 ¢) Ob 8906 Abs.2 Satz2 BGB analog anzuwenden ist,
wenn Sonderel gentum durch Einwirkungen beeintréchtigt wird,
die von einem anderen Sondereigentum ausgehen, wird nicht
einheitlich beurteilt.

10 aa) Wéhrend die herrschende Meinung die Voraussetzun-
gen fur einen Analogieschluss bejaht (OLG Stuttgart, NJW
2006, 1744; LG Bochum VersR 2004, 1454; Bamberger/Roth/
Fritzsche, BGB, 3. Aufl., 8906 Rn. 89; MinchKomm-BGB/
Sécker, 6. Aufl., §906 Rn.1; NK-BGB-Ring, 3. Aufl., §906
Rn. 283a; PWW/Lemke, aaO, §906 Rn.10; Timme/Dotsch,
WEG, 815 Rn. 182; Wenzel, NJW 2005, 241, 244; wohl auch
LG Minchen I, ZMR 2011, 62, 63f.; Riecke/Schmid/Abra-
menko, WEG, 3. Aufl., 814 Rn. 8; Spielbauer/ Then, WEG, 2.
Aufl., 813 Rn. 16; Staudinger/Roth, BGB <2009>, § 906 Rn. 70;
Gunther, VersR 2004, 1454; fur eine entsprechende Anwendung
jedenfallsdann, wenn sich die Sondereigentumseinheitenin ver-
schiedenen Gebauden befinden, LG Bonn, BeckRS 2007,
05000; eineAnalogiein Betracht ziehend OL G M iinchen, NZM
2008, 211 [= GuT 2007, 390]; Hogenschurz in Jennif3en, WEG,
3. Aufl., 814 Rn. 39; Klein in Béarmann, WEG, 12. Aufl., §13
Rn. 140; vgl. auch Détsch, ZMR 2006, 391, 392f.; ders., NZM
2010, 607, 609 mwN), wenden die Vertreter der Gegenauffas-
sung ein, mit Ricksicht auf den aus dem Gemeinschaftsver-
haltnis der Wohnungseigentiimer resultierenden speziellen
Schutz kdnne das Bestehen einer planwidrigen Gesetzeslicke
nicht angenommen werden (Schmidt, ZMR 2005, 669, 677;
Becker, ZfIR 2010, 645, 647; wohl auch Briesemeister, ZWE
2010, 325; vgl. auch BayObL G, NJW-RR 1994, 718 [=WuM
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1994, 496] u. NJW-RR 2001, 156 [=WuM 2001, 141] <Ableh-
nung von Schadensersatzanspriichen mangelsVerschuldens oh-
ne Erdrterung einer analogen Anwendung von 8906 Abs. 2
Satz 2 BGB»; eineAnalogiejedenfalls zugunsten obligatorischer
Nutzungsberechtigter von Sonderei gentum ablehnend L G Kon-
stanz, NJW-RR 2009, 1670, 1671; kritisch dazu Timme/Détsch,
WEG, 8§15 Rn.182).

11 bb) Verneint hat der Senat eine anal oge Anwendung des
§906 Abs. 2 Satz 2 BGB fir dasVerhaltnisvon Mietern bei Be-
eintréachtigungen, die von einer Mietwohnung innerhalb des-
selben (ungeteilten) Grundstiickseigentums auf eine andere
Mietwohnung einwirken (Urteil vom 12. Dezember 2003 —V
ZR 180/03, BGHZ 157, 188 [=Gul 2004, 65]), fir das Ver-
haltnis von sondernutzungsberechtigten Bruchteil seigentimern
(Senat, Versdumnisurteil vom 10. Februar 2012 -V ZR 137/11,
WM 2013, 231, 232 [= GuUT 2012, 149]) sowie flr das Verhalt-
nis von Wohnungseigentimern, wenn die Nutzung des Son-
dereigentums durch einen Mangel am Gemeinschaftseigentum
beeintrachtigt wird (Urteil vom 21. Mai 2010 —V ZR 10/10,
BGHZ 185, 371, 375ff. [=WuM 2010, 442]). Bejaht hat er je-
doch die entsprechende Anwendbarkeit nachbarrechtlicher Vor-
schriften fur Streitigkeiten Uber die Bepflanzung benachbarter
Gartenteile, an denen Sondernutzungsrechte verschiedener
Wohnungseigentimer bestanden (Urteil vom 28. September
2007 —V ZR 276/06, BGHZ 174, 20, 22f. [=WuM 2007, 716]
Rn. 9 [=Gur 2007, 455 KL]; vgl. auch Beschlussvom 4. Mé&rz
2010 —V ZB 130/09, NJW-RR 2010, 807 Rn. 20 fir den Fall,
dass die Wohnungsei gentiimer nach der Teilungserkl &rung mog-
lichst so zu stellen sind, wie sie bei Realteilung stiinden). Aus-
driicklich offen gelassen hat er, ob ein Ausgleichsanspruch un-
ter Wohnungseigentimern besteht, wenn Sondereigentum be-
eintrachtigt wird durch Einwirkungen, die von einem anderen
Sondereigentum ausgehen (Urteil vom 21. Mai 2010 -V ZR
10/10, BGHZ 185, 371, 378 [=WuM 2010, 442] Rn. 25).

12 cc) Der Senat entscheidet die Streitfrage nunmehr im Sin-
ne der herrschenden Auffassung.

13 (1) 8906 Abs. 2 Satz2 BGB setzt in seinem unmittelba-
ren Anwendungsbereich voraus, dassdie Stérung von einem an-
deren Grundstiick herrihrt (Senat, Urteil vom 12. Dezember
2003 -V ZR 180/03, BGHZ 157, 188, 190 [= GuT 2004, 65]),
es sich also um einen grenzuberschreitenden , Eingriff von
auf3en” handelt (Senat, Versaumnisurteil vom 10. Februar 2012
-V ZR 137/11, WM 2013, 231, 232 [=GuT 2012, 149] Rn.9
mwN; PWW/Lemke, aaO, §906 Rn.10). Vor diesem Hinter-
grund ist in der Rechtsprechung anerkannt, dass die Norm nur
bei struktureller Vergleichbarkeit und nicht anders zu befriedi-
gender Schutzbedirftigkeit analogiefahigist (Senat, Urteil vom
12. Dezember 2003V ZR 180/03, BGHZ 157, 188, 195 [= GuT
2004, 65]; Urteil vom 21. Mai 2010-V ZR 10/10, BGHZ 185,
371, 376 [=WuM 2010, 442] Rn.18). Entgegen der Revision
stellt das Berufungsgericht dabei zutreffend nur auf das Ver-
haltnis der Sondereigentiimer und nicht auf das der Mieter ab,
weil esbei der Frage, ob ein nachbarrechtlicher Ausgleichsan-
spruch zu bejahen ist, um den Ausgleich gleichrangiger Ei-
gentumerbefugnisse geht, an denen berechtigte Besitzer ledig-
lich partizipieren (oben 1. 2.b).

14 (2) DieVoraussetzungen fir eine analoge Anwendung von
§906 Abs. 2 Satz2 BGB liegen vor.

15 (@) Anders as bei Beeintréchtigungen des Sondereigen-
tums, die von dem Gemeinschaftseigentum der Wohnungs-
eigentiimer ausgehen, geht es bei von Sondereigentum her-
rihrenden Beeintréchtigungen um eine Beeintréchtigung ,,von
aullen”; insoweit stehen sich strukturell keine gleichgerichte-
ten Interessen gegeniiber. Mit Blick auf das Sondereigentum
verwirklicht sich in herausgehobenem Male, dass es sich bei
dem grundstticksgleichen Recht des Wohnungseigentums um
»echtesEigentum® im Sinnevon 8903 Satz1 BGB (vgl. nur Se-
nat, Beschluss vom 19. Dezember 1991 —V ZB 27/90, BGHZ
116, 392, 394 [=WuM 1992, 159]; Urteil vom 1. Oktober 2004
—V ZR 210/03, NJW-RR 2005, 10f. [=ZMR 2005, 59 =WuM
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2005, 148 KL]) handelt. Insoweit besteht kein Bruchteilsei-
gentum mit ideellen Anteilen samtlicher Wohnungsei genttimer,
sondern , Alleineigentum® an bestimmten dinglich-gegen-
sténdlich abgegrenzten Gebaudeteilen (vgl. Senat, Beschluss
vom 17. Januar 1968 —V ZB 9/67, BGHZ 49, 250, 251f.), mit
denen der Wohnungseigentiimer grundsétzlich nach Belieben
verfahren und jeden anderen von Einwirkungen hierauf aus-
schlief?en kann (813 Abs.1 WEG). Dies erhellt, dass das Son-
dereigentum —auch in der Wahrnehmung des Rechtsverkehrs—
aseineArt Ersatzgrundstiick fungiert (zutreffend Dotsch, ZMR
2006, 391, 392). Anders als bei Beeintrachtigungen, die von
dem Gemeinschaftseigentum ausgehen, besteht daher weder
formal noch teleologisch Identitét zwischen dem Grundstiicks-
eigentum, von dem die Storung ausgeht, und dem beeintréch-
tigten Grundstiickseigentum mit der Folge, dass sich dieselben
Miteigentimer gleichzeitig sowohl auf Storerseite al's auch auf
Seiten des beeintréchtigten Eigentums befinden. Vielmehr ste-
hen sich die Sondereigentiimer ebenso mit gegensétzlichen
I nteressen gegentiber wie Grundstiickseigentiimer in den ideal -
typischen — unmittelbar von §906 Abs. 2 Satz2 BGB erfassten
—Félen.

16 (b) Auch der Aspekt der Schutzbedirftigkeit spricht fir
die Annahme einer planwidrigen Regelungsl icke.

17 (aa) Grundlage des Anspruches nach §906 Abs. 2 Satz2
BGB ist ein billiger Ausgleich der gegenl&ufigen Interessen bei
der Nutzung benachbarter Grundstiicke auf der Grundlage ei-
nes zur gegenseitigen Ricksichtnahme verpflichtenden nach-
barlichen Gemeinschaftsverhaltnisses (Senat, Urteil vom 21.
Mai 2010 -V ZR 10/10, BGHZ 185, 371, 376 [=WuM 2010,
442] Rn. 21). Zwischen Sondereigentiimern besteht —wie nicht
zuletzt die Vorschriften des §14 Nr.1 und 8§15 Abs. 3WEG be-
legen — ein gesetzliches Schuldverhdltnis (vgl. auch Senat, Ur-
teil vom 21. Mai 2010 -V ZR 10/10, BGHZ 185, 371, 377
Rn. 24 mwN). Das daraus folgende Gebot der Ruicksichtnahme
auf die anderen Sondereigentiimer ist den Verpflichtungen, die
Grundstiickseigentiimern aus dem Nachbarverhdltnis auferlegt
sind, durchaus vergleichbar. Zwar haben die Wohnungseigen-
timer die Moglichkeit, Gebrauchsregelungen zum Schutz vor
Schéden zu vereinbaren oder nach §15 Abs. 2 WEG Mindest-
standards zu beschlief3en. Diese Uberlegung wird aber zum ei-
nen bereits dadurch deutlich relativiert, dass der einzelne Woh-
nungseigentiimer bei Vereinbarungen auf die Mitwirkung samt-
licher und bei einer Beschlussfassung auf die Mehrheit der Mit-
eigentiimer angewiesen ist, und zum anderen dadurch, dasssich
die Frage des nachbarrechtlichen Ausgleichsanspruches in al-
ler Regel nur in Félen stellt, in denen aus tatséchlichen Griin-
den — etwa in Unkenntnis einer latenten Gefahr — die Bedro-
hungsl age gerade nicht rechtzeitig abgewendet werden konnte
(Détsch, ZMR 2006, 391, 393).

18 (bb) Ob neben der in Rede stehenden entsprechenden An-
wendung von §906 Abs. 2 Satz2 BGB eine Verschuldenshaf-
tung nach §823 BGB in Betracht kommt, ist fUr die Frage der
Gesetzesana ogie ohne Bedeutung (s. oben 1. 1.; vgl. auch OLG
Stuttgart, NJW 2006, 1744 [=WuM 2006, 108]; Wenzel, NJW
2005, 241). Der Umstand, dass das unter Wohnungseigentiimern
bestehende gesetzliche Schul dverhaltnis den geschédigten Son-
dereigentiimer bei Schadensersatzanspriichen gegen einen an-
deren Sondereigenttimer hinsichtlich der Darlegungsund Be-
weislast besser stellt (§280 Abs.1 Satz2 BGB) als Grund-
stiickseigentiimer (8§ 823ff. BGB), zwischen denen regelmafig
keine Sonderverbindung existiert, ist nicht von einem solchen
Gewicht, dass eine andere Beurteilung gerechtfertigt ware.

19 (cc) Anders waére allerdings zu entscheiden, wenn das
Wohnungsei gentumsgesetz mit Blick auf dasVerhéltnisder Son-
dereigentimer eine abschlief3ende Sonderregelung enthielte.
Dasist jedoch schon deshalb nicht der Fall, weil eskeinem ver-
ninftigen Zweifel unterliegt, dass einem \Wohnungseigentimer,
dessen Sondereigentum von einem anderen Sonderei gentiimer
bei Bestehen einer Notstandslage beeintréchtigt wird, der Auf-
opferungsanspruch aus § 904 Satz 2 BGB zusteht. Dass zumin-
dest grundsétzlich auch auf andere nachbarrechtliche Regelun-
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gen zurtickgegriffen werden kann, hat der Senat bereits fur das
Verhdltnis sondernutzungsberechtigter Wohnungsei gentimer
entschieden (Urteil vom 28. September 2007 —V ZR 276/06,
BGHZ 174, 20, 22f. Rn.9; vgl. auch Beschluss vom 4. Méarz
2010 -V ZB 130/09, NJW-RR 2010, 807 [=WuM 2010, 254]
Rn. 20); fur das Verhdltnis der Sondereigentimer untereinan-
der kann nichts anderes gelten. Und anders als bei Beeintréch-
tigungen, die von dem Gemeinschaftseigentum ausgehen, be-
steht auch kein Konflikt mit der Sonderregelung des §14 Nr. 4
Halbsatz 2 WEG. Deren Sachbereichist nur betroffen, wenn auf
das Sondereigentum im I nteresse des Gemei nschaftseigentums
eingewirkt wird oder Méngel von dem Gemeinschaftseigen-
tum ausgehen, nicht aber, wenn Beeintréachtigungen von dem
Sondereigentum eines anderen Miteigentimers herrtihren (vgl.
auch LG Minchen |, ZMR 2011, 62, 63f.).

20 (dd) Der analogen Anwendung von 8906 Abs. 2 Satz2
BGB auf das Verhaltnis von Sondereigentlimern untereinander
steht schliefflich nicht entgegen, dass der Senat mit Blick auf
im Grundbuch e ngetragene Sondernutzungsrechte von Bruch-
teilseigentiimern (8 1010 BGB) eine entsprechende Anwendung
von 8906 Abs. 2 Satz2 BGB verneint hat (Senat, Versaumnis-
urteil vom 10. Februar 2012 —V ZR 137/11, WM 2013, 231,
232 [=GuUr 2012, 149]). Da solche Rechte das nur — ideelle —
Bruchteil seigentum ausgestalten, fehlt es im Gegensatz zum
Sondereigentum und zu im Grundbuch eingetragenen Sonder-
nutzungsrechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz (dazu
Senat, Urteil vom 28. September 2007 —V ZR 276/06, BGHZ
174, 20, 22f. [=WuM 2007, 716] Rn. 9) an dem erforderlichen
Eingriff von auf3en. Dabei ist die Gleichstellung von verding-
lichten Sondernutzungsrechten von Wohnungsei gentiimern mit
dem Sondereigentum deshalb gerechtfertigt, weil derartige
Rechte dem Sondereigentum als Inhaltsbestimmung zugeord-
net sind (vgl. Senat, Beschluss vom 24. November 1978 —V
ZB 1177, BGHZ 73, 145, 148; Beschluss vom 3. Juli 2008 —
V ZR 20/07, NZM 2008, 732, 734 Rn. 36) und daher dessen
rechtliche Einordnung auch in Bezug auf eine entsprechende
Anwendung von 8906 Abs. 2 Satz2 BGB jedenfalls dann tei-
len, wenn sie ein Recht zur Alleinnutzung einraumen.

21 d) Ohne Rechtsfehler verneint das Berufungsgericht das
Eingreifen der von der Beklagten erhobenen Verjahrungseinre-
de. Die diesbezuiglichen Erwagungen werden von der Revision
nicht in Zweifel gezogen.

22 3. Gleiches gilt fir die unter dem rechtlichen Gesichts-
punkt des Verzuges dem Grunde nach zuerkannten Anwaltsko-
sten.

23 4. Die angefochtene Entscheidung kann aber deshalb kei-
nen Bestand haben, weil das Landgericht , sdmtliche Schaden”
dem Grunde nach as ersatzfahig angesehen und das Beru-
fungsgericht diese Erwagung —wenn auch pauschal — gebilligt
hat.

24 @) Das ergibt sich entgegen der Auffassung der Revision
jedoch nicht schon daraus, dass nach §906 Abs. 2 Satz2 BGB
nicht Schadensersatz, sondern lediglich ein nach den Grundsét-
zen der Entel gnungsentschédi gung zu bestimmender Ausgleich
verlangt werden kann (Senat, Urteil vom 1. Februar 2008 —V
ZR 47/07, NJW 2008, 992, 993 [=GuT 2008, 142] Rn.9ff.),
wonach nur der unzumutbare Teil der Beeintréchtigung auszu-
gleichen ist (Senat, Urteil vom 19. September 2008 —V ZR
28/08, NJW 2009, 762, 765 Rn. 32 ff.; PWW/Lemke, aaO, § 906
Rn.43i.V.m. Rn. 36f. mwN). Denn selbst wenn die Vorinstan-
zen die Formulierung in den Entscheidungsgriinden ,, sémtliche
Schéden* rechtstechnisch verstanden haben sollten, bliebe der
Rige im Ergebnis jedenfalls deshalb der Erfolg versagt, weil
der keinen schadensersatzrechtlichen Bezug enthaltende Tenor
im Lichte des nunmehr ergehenden Revisionsurteilsauszulegen
waére.

25 b) Das Berufungsurteil ist aber deshalb aufzuheben, weil
die bisher von dem Berufungsgericht getroffenen Feststellun-
gen den Erlass eines Grundurteils nach 8304 Abs. 1 ZPO nicht
rechtfertigen. Dabei kann offen bleiben, ob in der Revisionsri-

28

ge, wonach beide Vorinstanzen verkannt hétten, dass die gel-
tend gemachten Positionen nach entschadigungsrechtlichen
Grundsétzen ,, zumindest teilweise” nicht ausgleichspflichtig
seien, bei verstandiger Wirdigung auch eine Verfahrensriige
nach 8304 ZPO zu erblicken ist. Denn es entspricht der gefe-
stigten Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, dass die Vor-
aussetzungen fur den Erlass eines Grundurteilsim Hinblick auf
dessen innerprozessuale Bindungswirkung — auch im Revisi-
onsverfahren —von Amts wegen zu prifen sind (vgl. nur BGH,
Urteil vom 16. Januar 1991 — VIl ZR 14/90, NJW-RR 1991,
599, 600 mwN).

26 ad) Ein Grundurteil darf nur ergehen, wenn ein Anspruch
nach Grund und Hohe streitig ist, grundsétzlich alle Fragen, die
zum Grund des Anspruchs gehoren, erledigt sind, und wenn
nach dem Sachund Streitstand zumindest wahrscheinlich ist,
dass der Anspruch in irgendeiner Hohe besteht (BGH, Urtell
vom 16. Januar 1991 — VIII ZR 14/90, aaO; vgl. auch Senat,
Urteil vom 12. November 2010-V ZR 181/09, BGHZ 188, 43,
49 Rn. 16; Versdumnisurteil vom 14. M&rz 2008 -V ZR 13/07,
NJIW-RR 2008, 1397, 1398).

27 bb) Diese Voraussetzungen sind hier schon deshalb nicht
erfullt, weil der Senat im Hinblick auf die Bindungswirkung des
Grundurteils nicht tberprifen kann, ob tatséchlich irgendwel-
che Positionen dem Grunde nach ausgleichspflichtig sind.
Tatsachliche Feststellungen hierzu hat das Berufungsgericht
nicht getroffen. Mangel s Darstellung der geltend gemachten Po-
sitionen bleibt damit auch die Frage, ob die fir den Erlass ei-
nes Grundurteilserforderliche hinreichende Wahrscheinlichkeit
besteht, in der Schwebe.

28 5. Kann das Berufungsurteil nach allem mangels ausrei-
chender Feststellungen keinen Bestand haben, ist die Sache an
das Berufungsgericht zuriickzuverweisen (88562, 563 Abs. 1
Satz1 ZPO). Mit Blick auf den erneuten Erlass eines Grund-
urtells wird alerdings bei der Ermessensaustibung nach 8304
Abs.1 ZPO ggf. zu beriicksichtigen sein, dass die Rechtsfrage
der analogen Anwendung von §906 Abs.2 Satz2 BGB nun-
mehr geklart ist.

Mitgeteilt von RiBGH Wellner, Karlsruhe

8857a, 57 ZVG; §565 BGB
Wohnungseigentum; Altenwohnanlage;

Sonder kiindigungsrecht des Erstehers bei gewerblicher
Weiterver mietung des Mietobj ekts;
betreutes Wohnen; Eintritt in die Rechte und Pflichten
aus dem Mietvertrag des Endmieters

a) Dem Ersteher einer Wohnungseigentumseinheit steht
das Sonder kundigungsrecht des§57 aZVG gegentiber dem
Mieter auch dann zu, wenn das versteigerte Wohnungs-
eigentum Teil eines aus mehreren Wohnungseinheiten be-
stehenden und insgesamt fur einen einheitlichen Zweck
(hier: betreutes Wohnen) ver mieteten Objektsist.

b) Der Ersteher kann von einem Mieter, der die Eigen-
tumswohnung im Rahmen einer gewerblichen Weiterver -
mietung an einen Endmieter zu Wohnzwecken ver mietet
hat, trotzWirksamkeit der auf 8§57 aZVG beruhenden Kiin-
digung nicht R&umung und Her ausgabeverlangen, weil der
Endmieter wegen §565BGB unbeschadet dieser K indigung
zu Besitz und Nutzung berechtigt bleibt.

(BGH, Urteil vom 30.10. 2013 — X1l ZR 113/12)

Aus dem Tenor: Es wird festgestellt, dass das zwischen den
Parteien bestehende Mietverhaltnis Giber dieim Aufteilungsplan
mit Nr. 7 bezeichnete Wohnung im zweiten Obergeschoss des
Anwesens nebst Kellerraum sowie einem Pkw-Stellplatz mit
der Bezeichnung Nr. 3 durch die Kiindigung der Klagerin vom
20. April 2011 mit Ablauf des 31. Dezember 2011 beendet wor-
denist.
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1 Zum Sachverhalt: Die Parteien streiten um Raumung und
Herausgabe einer Wohnung und insbesondere dartiber, ob die
Kl&gerin den zwischen ihnen bestehenden Mietvertrag wirksam
gema3 8§57 aZVG gekindigt hat.

2 Der Beklagte schloss im Jahre 1998 mit einem Bautrager
zum Betrieb einer Altenwohnanlage (,, betreutes Wohnen") ei-
nen Mietvertrag Uber ein noch zu errichtendes Gebaude mit 13
Wohnungen und vier Kfz-Stellpl&tzen. Die vertragliche Lauf-
zeit betrug 20 Jahre mit der Méglichkeit des Beklagten, zwei-
mal eine Verlangerung um jeweils weitere finf Jahre zu ver-
langen. Nach dem Vertrag war der Beklagte zur Unteroder Wei-
tervermietung berechtigt. Dem Vermieter war gestattet, seine
sich aus dem Mietvertrag ergebenden Rechte und Pflichten auf
einen oder mehrere Dritte zu Ubertragen (815 Nr. 2 des Miet-
vertrags).

3 In der Folgezeit erwarb Herr B. vom Bautréger einen
77/1000-Miteigentumsanteil an dem Grundsttick, verbunden
mit dem Sondereigentum an der streitgegenstandlichen, im
zweiten Obergeschoss liegenden Wohnung (im Aufteilungsplan
als Nr. 7 bezeichnet). Der Beklagte vermietete diese Wohnung
mit unbefristetem Mietvertrag vom 11. September 2008 an die
Eheleute F. (im Folgenden: Endmieter), die sie seit dem 1. Ok-
tober 2008 bewohnen. Laut der in 81 dieses Mietvertrags ent-
haltenen Vorbemerkung ist der Beklagte Zwischenmieter, der
die Wohnung vom Eigentiimer zum Zwecke der Weitervermie-
tung angemietet hat.

4 Durch Beschluss des Vollstreckungsgerichts vom 7. April
2011 erhielt die Klagerin den Zuschlag tber den Miteigen-
tumsanteil des B. verbunden mit dem Sondereigentum an der
streitgegenstandlichen Wohnung nebst zugewiesenem Stell-
platz. Mit am 21. April 2011 zugegangenem Schreiben erkl&r-
te die Klagerin gegeniiber dem Beklagten die Kindigung des
Mietvertrags zum Ablauf des 31. Juli 2011. Sie berief sich da-
bel auf §57 a ZVG sowie auf Eigenbedarf, weil ihre schwan-
gere Tochter die Raume als Wohnung fiir sich benétige.

5 Nachdem der Beklagte der K lindigung widersprochen hat-
te, erhob die Klagerin Raumungs- und Herausgabeklage. Der
Beklagte vertrat die Auffassung, es handele sich um ein Ge-
samtmietverhdltnis, fur das eine Teilkiindigung nicht zul&ssig
sei. AulRerdem sei ihm die Erflllung des Klageanspruchs un-
maglich, weil die Wohnung weitervermietet sei.

6 Das Amtsgericht Freiberg hat der Klage stattgegeben, das
Landgericht hat die Berufung des Beklagten zuriickgewiesen.
Hiergegen richtet sich die vom Landgericht Chemnitz zugel as-
sene Revision des Beklagten.

7 Inder Revisionsinstanz hat die Kl&gerin hilfsweise die Fest-
stellung beantragt, dass das Mietverhétnis zwischen den Par-
teien durch die Kiindigung mit Ablauf des 31. Juli 2011, hilfs-
weise zum nachstmdglichen Zeitpunkt, beendet sei.

8 Ausden Grinden: Die Revision hat teilweise Erfolg.

9 |. Das Berufungsgericht hat seine Entscheidung wie folgt
begriindet: Der Erwerber einer Wohnungseinheit riicke zwar in
den gewerblichen Zwischenmietvertrag ein, der urspriinglich
zwischen dem Bautréger und dem Beklagten bestanden habe.
Es entstehe eine Vermietergemeinschaft, die der einzelne Er-
werber grundsétzlich nicht kiindigen kénne. Der Kl&gerin ste-
he aber das Sonderkiindigungsrecht des 857 aZVG zu, dassie
wirksam ausgeiibt habe. Dieses Kiindigungsrecht sei eine ge-
setzliche Versteigerungsbedingung. Es gelte nichts anderes al's
bel einer Gesamtmietflache, bei der mehrere Ersteher hinsicht-
lich der jeweilsvon ihnen ersteigerten Teilflache einzeln ihr Son-
derkiindigungsrecht austiben konnten. Durch die Einbindung
der streitgegenstandlichen Wohnung in den Gesamtmietvertrag
konne dieses Recht nicht beeintréchtigt werden. Nur bei Ein-
raumung des Sonderkiindigungsrechts unabhangig von den an-
deren Wohnungseigentiimern sei der Sinn und Zweck des§57a
ZV G gewahrt, im Interesse der Realglaubiger einen moglichst
hohen Versteigerungserl 6s zu ermdglichen.
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10 Dem Beklagten sei die R&umung und Herausgabe auch
nicht unmoglich. Die derzeitigen Endmieter hétten gewusst,
dass er nicht Eigentimer sei. Damit sei ihnen auch bekannt ge-
wesen, dass ihr Mietverhéltnis vom Bestand des Hauptmiet-
vertrags abhangig sei. Die Endmieter hétten die Stellung von
Untermietern, denn die gewerblicheWeitervermietung sei recht-
lich nicht anders zu beurteilen als ein Untermietverhdtnis. Da-
von, dass die Endmieter sich gegeniiber dem Beklagten auf die
Mieterschutzbestimmungen berufen kénnten, werde der Rau-
mungsanspruch der K1&gerin nicht beriihrt. Denn auch bei nicht
beendetem Untermietverhaltnis verliere der Untermieter ge-
genuber dem Hauptmieter infolge der Beendigung des Haupt-
mietverhdltnisses das Recht zum Besitz und zur Nutzung.

11 Il. Das hélt rechtlicher Nachprifung nur teilweise stand.

12 1. Zutreffend hat das Berufungsgericht allerdings ange-
nommen, dass die von der Kl&gerin gegenliber dem Beklagten
erklérte Kundigung wirksam ist.

13 @) In 8§57 a ZVG wird dem Ersteher ein auRerordentli-
ches Kundigungsrecht gegentiber Mietern eingerdaumt. Dem
liegt die Uberlegung zugrunde, dass bei der Zwangsversteige-
rung die Interessen des Mieters grundsétzlich denen des Real-
kredits untergeordnet werden mussen. Denn von Mietern ge-
nutzte Grundstticke werden sich ohne das Sonderkiindigungs-
recht in der Regel schlechter versteigern lassen und darum we-
niger gern beliehen (vgl. RGZ 124, 195, 199; KG NZM 2012,
304, 305 [=GuT 2011, 302]; Stober ZVG 20. Aufl. 857 aRn. 2;
Hahn/Mugdan Die gesamten Materialien zu den Reichs-Justiz-
gesetzen Band 5 S. 48 und 118).

14 b) Durch den Zuschlag wird staatlich Eigentum verliehen,
wobel dieser Verleihungsakt grundsétzlich zu den im Zwangs-
versteigerungsgesetz geregelten Bedingungen und mithin un-
ter Einschluss des in 857 a ZVG normierten Sonderkiindi-
gungsrechtsalseiner gesetzlichen Verstei gerungsbedingung er-
folgt (vgl. BGH Urteil vom 11. Mé&rz 2009 — V111 ZR 83/08 —
NJW 2009, 2312 [=WuM 2009, 367] Rn.16f.; RGZ 124, 195,
199; KG NZM 2012, 304, 305 [=GuT 2011, 302]; Stdber ZVG
20. Aufl. 857 a Rn. 2; Stumpe in Kindl/Meller-Hannich/Wolf
Gesamtes Recht der Zwangsvollstreckung 857 aZVG Rn. 12;
Steiner/Teufel Zwangsversteigerung und Zwangsvollstreckung
9.Aufl. 8857 ff. Rn. 5; Dasder/Schiffauer/EngelsZV G 14. Aufl.
§57 aRn.13). Damit Uberlagern die 6ffentlich-rechtlichen Vor-
schriften des Zwangsversteigerungsgesetzes insoweit das Zi-
vilrecht.

15 Dies hat der Gesetzgeber in 857 ZVG zum Ausdruck ge-
bracht. Danach riickt der Ersteher a s Erwerber zwar geméal3 dem
von 8§57 ZV G fir entsprechend anwendbar erklarten § 566 BGB
als Vermieter in das Mietverhaltnis ein. Das fuhrt bei der Ver-
steigerung lediglich eines Teils eines einheitlich vermieteten
Grundstiicks schuldrechtlich zu einer Vermietergemeinschaft,
die a's Bruchteil sgemeinschaft vertragliche Ktindigungsrechte
nur im Rahmen der gemeinschaftlichen Verwaltung gemal3
88744, 745 BGB ausiiben kann (vgl. BGH Beschluss vom 26.
April 2012-V ZR 276/11-ZMR 2012, 692 [= GUT 2012, 264]
Rn.17 und Urteil vom 28. September 2005 -Vl ZR 399/03 —
NJW 2005, 3781f. [=WuM 2005, 790]). Darlber hinaus ist
schuldrechtlich die nur auf eine Teilfléche bezogene K iindigung
unzul&ssig (BGH Urteil vom 12. Oktober 2011 -VIII ZR 251/10
— NJW 2012, 224 [=Gudr 2011, 394] Rn.11; KG NZM 2012,
304 [=GuT 2011, 302]; BayObLG NJW-RR 1991, 651f. [=RE
WuM 1991, 78]; Schmidt-Futterer/Blank Mietrecht 11. Aufl.
§542 BGB Rn. 87 mwN). Gleichwohl ordnet §57 ZV G an, dass
§566 BGB nur nach Malgabe des §57 aZVG gilt.

16 C) Mit Blick auf Zielrichtung und Regelungszusammen-
hang des§57 aZV G hat bereits das Reichsgericht dieVorschrift
dahingehend ausgel egt, dass bei Versteigerung nur eines Teils
einer verpachteten Fléche der Ersteher den Pachtvertrag fur die-
se Teilflache kindigen kénne (RGZ 124, 195ff.; so auch KG
NZM 2012, 304 [= GuT 2011, 302]). Denn die Sonderregelung
des 8§57 aZV G habe das dort gewéhrte auf3erordentliche Kiin-
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digungsrecht auf andere Grundlagen als die der Vertragskiindi-
gung gestellt, so dass es sich auch in dieser burgerlich-rechtli-
chen Gestaltung durchsetze.

17 d) Diesezutreffenden Erwagungen gelten auch fir dievor-
liegende Fallgestaltung, bei der eine von mehreren zu einem
einheitlich vermieteten Obj ekt gehtrenden Wohnungseinheiten
versteigert worden ist.

18 aa) Versteigerungsgegenstand war das Sondereigentum an
der Wohnung Nr. 7 verbunden mit einem Miteigentumsanteil an
dem Grundstiick, zu dem es gehdrt, und mithin Wohnungs-
eigentum (81 Abs. 2WEG). Diesesist sel bststandig beleih- und
verduRRerbar. Eine gemél §12 Abs. 1 WEG grundsétzlich mog-
liche VeréauRerungsbeschrénkung besteht nicht.

19 Inshesondere das dem jeweiligen Wohnungsei gentiimer
zustehende Recht der gesonderten Beleihbarkeit wirde jedoch
dann, wenn 857 a ZVG auf den Fall einer sich auf mehrere
Wohneinheiten beziehenden Gesamtvermietung keine Anwen-
dung fande, in nicht gerechtfertigter Weise beeintréchtigt, weil
dies den Beleihungswert regelmaidig spirbar reduzieren wir-
de. Den Interessen desMietersist vielmehr dadurch ausreichend
Rechnung getragen, dasser sein Mietrecht gemaR§9Nr.2ZVG
anmelden und geméa3 §59 Abs. 1 Satz1 ZVG Anderungen der
Verstei gerungsbedingungen durchsetzen kann. Nur dann, wenn
es bei doppeltem Ausgebot nach 859 Abs.2 ZVG zu keinem
oder nur zu einem geringeren Gebot auf das geénderte Ausge-
bot und daher zum Zuschlag auf die gesetzliche Ausgebots-
form kommt, bleibt esbei 857 aZVG (vgl. Dassler/ Schiffau-
er/Engels ZVG 14. Aufl. 857 a ZVG Rn.13; Stumpe in
Kindl/MellerHannich/Wolf Gesamtes Recht der Zwangsvoll-
streckung 857 aZVG Rn.12ff.).

20 bb) Der Einwand der Revision, das Berufungsgericht ha-
be bel seiner Beurteilung nicht hinreichend beachtet, dass es
sich bel dem Objekt um einen einer besonderen Zweckbindung
unterliegenden Gesamtkomplex handel e (,, betreutesWohnen*),
greift nicht durch.

21 (1) Dass der Versteigerungsgegenstand hier Teil eines ei-
ner einheitlichen mietrechtlichen Bestimmung unterliegenden
Objekts war, stellt keinen substanziellen Unterschied zu son-
stigen Vertrégen dar, die sich — bei dann ebenfalls notwendig
einheitlichem Zweck — auf einen einheitlichen Miet- oder Pacht-
gegenstand wie eine angepachtete Flache beziehen. Fiir diese
ist aber im Anschluss an die dargestellte reichsgerichtliche
Rechtsprechung anerkannt, dass bei der Versteigerung nur ei-
ner Teilflache §57a ZVG eingreift (vgl. KG NZM 2012, 304
[=Gur 2011, 302]; Stober ZVG 20. Aufl. 857aRn. 2; Dassler/
Schiffauer/Engels ZVG 14. Aufl. 857a Rn. 25; Steiner/Teufel
Zwangsversteigerung und Zwangsvollstreckung 9. Aufl. 8§ 57—
57d Rn. 49; Jackel/Githe ZVG 7. Aufl. 8857-57b Rn. 11).

22 Wirde man dies anders sehen, wére gerade bel groReren
Miet- oder Pachtobjekten eineVerwertung imWege der Zwangs-
versteigerung regelméafdig nur insgesamt sinnvoll. Dies wirde
die rechtlich mdgliche Beleihbarkeit von abgegrenzten Teilen
—etwavon im Grundbuch separat gefiihrten Grundstiicken oder
auch von wie hier einer von mehreren Wohnungseigentum-
seinheiten — in erheblicher, mit dem gesetzgeberischen Willen
nicht zu vereinbarender Wei se einschrénken.

23 (2) Die besondere Nutzung des Gesamt-Mietobjekts fur
, betreutes Wohnen* steht der Wirksamkeit der von der Klége-
rin gegentiber dem Beklagten erklarten K indigung im Ubrigen
schon deshalb nicht entgegen, weil diese Kundigung die be-
troffene Wohnung nicht diesem Zweck entzieht. Vielmehr wiir-
desich erst dann, wenn statt der aktuellen Endmieter andere Be-
wohner in die Wohnung einziehen wirden, gegebenenfallsim
Rahmen des §15 WEG und mit Blick konkret auf diese neuen
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Bewohner innerhal b der Wohnungsei gentlimergemeinschaft die
Frage stellen, ob die neue Nutzung mit einer Verwendung im
Rahmen des ,, betreuten Wohnens* zu vereinbaren ist.

24 €) Die Klagerin hat ihr Sonderklndigungsrecht in wirk-
samer Weise, insbesonderefristgerechti.S.d. §57aSatz2 ZVG,
ausgelibt.

25 Der Beklagte ist nicht Mieter von Wohnraum, nachdem
der vertragsgemalle Gebrauch der Mietsache durch den Be-
klagten nicht im Wohnen, sondern in der Uberlassung von
Wohnraum an Dritte besteht (BGHZ 133, 142, 147 = NJW 1996,
2862, 2863 [=WuM 1996, 537]). Daher kann er sich gegentiber
der ihm erklarten Kindigung nicht auf die K iindigungsschutz-
rechte fur Wohnraummieter berufen.

26 Dievon §57 aSatz1 ZVG in Bezug genommene gesetz-
liche Kundigungsfristist vorliegend 8580 aAbs. 2 BGB zu ent-
nehmen (vgl. Stéber ZVG 20. Aufl. 857 aRn. 4), weil essich
nach den von der Revision nicht angegriffenen Feststellungen
des Berufungsgerichts um gewerbliche Weitervermietung und
mithin im Hauptmietverh&ltnis um Geschaftsraummiete han-
delt (vgl. Schmidt-Futterer/Blank Mietrecht 11. Aufl. 8580 a
BGB Rn.14). Die Kiindigung konnte daher spétestens am drit-
ten Werktag eines Kaendervierteljahres zum Ablauf des néch-
sten Kaendervierteljahres erfolgen. Vorliegend hat die Klége-
rin am 21. April 2011 gekiindigt. Diese Kiindigung beendete
das Mietverhdtnis mit Ablauf des 31. Dezember 2011. Soweit
im Kindigungsschreiben ein friherer Beendigungstermin ge-
nannt ist, ist das unschéadlich, weil die Klagerin zugleich klar-
gestellt hat, ihr gesetzliches Kiindigungsrecht aus 8§57 aZVG
zum nachstmadglichen Termin ausiiben zu wollen (Senatsbe-
schluss vom 25. Oktober 1995 — X11 ZR 245/94 — NJW-RR
1996, 144).

27 2. DasBerufungsurteil ist jedoch rechtsfehlerhaft, soweit
der Beklagte verurteilt worden ist, die Wohnung nebst Keller-
raum und Stellplatz zu ré&umen und an die Kl&gerin herauszu-
geben. Diesist ihm unmdglich i.S.d. 8275 Abs.1 BGB, weil
die Klagerin gemaf3 § 565 BGB ab dem 1. Januar 2012 als Ver-
mieterin in das Mietverhdtnis mit den Endmietern eingetreten
ist und diese daher nach wie vor zum Besitz und zur Nutzung
berechtigt sind, ohne dass der Beklagte einen Einfluss hierauf
hat. Eine Kiindigung der Klagerin gegentiber den Endmietern
ist nach den Feststellungen des Berufungsgerichts bislang nicht
erfolgt.

28 @) Die vom Berufungsgericht vertretene Auffassung, die
Endmieter hatten ihr Recht zum Besitz und zur Nutzung mit
der Beendigung des Hauptmietverhaltnisses verloren, weil ih-
nen die Zwischenvermietung bekannt gewesen sei, stiitzt sich
zwar auf Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGHZ 114,
96 = NJW 1991, 1815 [=RE WuM 1991, 326]; BGHZ 84, 90
= NJW 1982, 1696 [=RE WuM 1982, 178]). Diese Rechtspre-
chung ist jedoch mit der Einfiihrung des 8549 aBGB aF durch
das Vierte Mietrechtsénderungsgesetz vom 21. Juli 1993 (BG-
BI. | S.1257; vgl. BT-Drucks. 12/5342 S. 3), der mit geringf-
gigen Wortlauténderungen als 8 565 BGB Ubernommen worden
ist (BT-Drucks. 14/4553 S.63), Uberholt. Denn seitdem riickt
bei gewerblicher Weitervermietung von Wohnraum der Ver-
mieter im Falle der Beendigung des Hauptmietverhétnissesals
Vermieter in das Mietverhdtnis mit dem Endmieter ein.

29 b) Die Tatbestandsvoraussetzungen des §565 BGB lie-
gen hier vor. Die Vertragsparteien hatten ein Mietverhatnis mit
dem Zweck abgeschlossen, dass der Beklagte die Wohneinhei-
ten als Wohnraum weitervermieten sollte. Dass diese Weiter-
vermietung im Rahmen des,, betreuten Wohnens* erfolgen soll-
teund erfolgte, steht dem nicht entgegen. Damit gegebenenfalls
verbundene Betreuungsleistungen sind weder Bestandteil des
urspriinglichen Gesamtmietvertrags zwischen Bautréger und
Beklagtem, in den die Wohnungseigentimer auf Vermietersei-
te eingetreten sind, noch des zwischen dem Beklagten und den
Endmietern abgeschl ossenen Mietvertrags die Wohnung Nr. 7
betreffend. Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts ist
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der Beklagteim Rahmen einer gewerblichen Weitervermietung
tétig geworden, was die Klagerin nicht in revisionsrechtlich re-
levanter Weise beanstandet hat.

30 3. Der Senat kann gemé&f3 §563 Abs. 3 ZPO abschlief3end
entscheiden, weil die Sache zur Entscheidung reif ist.

31 @) Der auf Raumung und Herausgabe gerichtete Haupt-
antrag der Klagerin ist nicht begriindet.

32 b) Demgegentiber ist der in der Revisionsinstanz geltend
gemachte, auf Feststellung gerichtete Hilfsantrag zuléssig und
nach dem oben unter 1. Ausgefiihrten auch begriindet.

33 Es handelt sich nicht um eine im Revisionsverfahren ge-
malk § 559 ZPO grundsétzlich ausgeschl ossene Klageénderung,
sondern um eine zul assige Antragsénderung. Diese kommt fir
die Falle in Betracht, in denen die Anderung nur eine Be-
schrankung oder Modifikation des friheren Antrags darstellt
und sich auf einen Sachverhalt stlitzt, der vom Tatrichter be-
reits gewlrdigt ist (BGH Urteil vom 11. September 2013 — 1V
ZR 17/13 —WM 2013, 1939 Rn. 7f.; Urteil vom 5. Dezember
2012 — | ZR 85/11 — GRUR 2013, 833 Rn. 24; Urteil vom 28.
Februar 1991 — | ZR 94/89 — NJW-RR 1991, 1136; Urteil vom
28. September 1989 —1X ZR 180/88 —NJW-RR 1990, 122; Ur-
teil vom 4. Mai 1961 — 111 ZR 222/59 — NJW 1961, 1467f. und
BGHZ 26, 31, 37f. = NJW 1958, 98f.).

34 S0 liegt der Fall hier. Denn die Wirksamkeit der Kiindi-
gung des zwischen den Parteien bestehenden Mietverhaltnis-
ses die streitgegenstandliche Wohnung betreffend ist eine not-
wendigerweise zur Beurteilung des Hauptantrags zu beantwor-
tende Frage, fur die auch das Feststellungsinteresse der Klage-
rin gemaf} § 256 ZPO gegeben ist.

Mitgeteilt von RiBGH Wellner, Karlsruhe

8§3ZPO
Zustimmung zur Anderung der Teilungserklarung;
Beschwer des Rechtmittelfiihrers;
maligeblicher wirtschaftlicher Gesichtspunkt

Der Wert der Beschwer eines Rechtsmittelfiihrers be-
stimmt sich nach dessen Interesse an der Abanderung des
angefochtenen Urteils; diesesist unter wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten zu bewerten. Bei der Verurteilung, eine Wil-
lenserklarung (hier: Zustimmung zur Anderung der Tei-
lungserkléarung) abzugeben, ist daswirtschaftlichelnteres-
sean dem Nichteintritt der mit der Erklarung verbundenen
Folgen malgeblich und nach § 3 ZPO zu schétzen.

(nichtamtlicher Leitsatz)
(BGH, Beschlussvom 10.11.2011 -V ZR 247/10)

1 Ausden Grunden: I. Die Beklagten wenden sich gegen die
Nichtzulassung der Revision in eéinem Urteil [OLG Minchen],
durch das sie verurteilt worden sind, einer verénderten Tei-
lungserklarung (88 WEG) Zug um Zug gegen Zahlung von
5000€ zuzustimmen.

2 1l. DieBeschwerdeist geméal? § 26 Nr.8 EGZPO unzul&s-
sig, weil der Wert der mit der Revision geltend zu machenden
Beschwer 20.000 € nicht Ubersteigt.

3 Der Wert der Beschwer elnes Rechtsmittel fihrers bestimmt
sich nach dessen Interesse an der Abanderung des angefochte-
nen Urteils; dieses ist unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten
zu bewerten (Senat, Beschluss vom 10. April 2008 —V ZR
154/07, juris mwN in Rn.5). Bei der Verurteilung, eine Wil-
lenserklérung abzugeben, ist das wirtschaftliche Interesse an
dem Nichteintritt der mit der Erkl&érung verbundenen Folgen
mal3geblich und nach 8 3 zu schétzen (vgl. Zdller/Herget, ZPO,
28. Aufl., 83 Rn.16 ,Willenserklarung"). Dass dieses hier
20.000 € Ubersteigt, lasst sich nicht feststellen.

4 DieBeklagten haben nicht dargelegt, ob und inwieweit der
Verkehrswert ihres Wohnungseigentums durch die Neufassung
der Teilungserklérung veréndert wird. Hierzu wéreein Vergleich
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desWertsauf der Basisder Teilungserkl&rung aus dem Jahr 1991
(Sondernutzungsflache von 435 gm nebst einer Gemei nschafts-
flache von 545 gm) mit dem Wert erforderlich, den ihr Woh-
nungseigentum auf der Grundlage der Teilungserklarung von
1998 hat (Sondernutzungsflache von 564 gm ohne zusétzlich
nutzbare Gemeinschaftsfléache). Entsprechende Wertansétze
enthalt das vorgel egte Gutachten nicht.

5 Auf das von den Beklagten in den Vordergrund gestellte
Verhdtnisihrer Miteigentumsanteile zu der ihnen durch die Tei-
lungserklérung zugewiesenen Sondernutzungsflache bzw. auf
diehieraus errechnete Differenz von 123,61 gm kommt esnicht
an. Denn fur die Bemessung der Beschwer ist nicht mal3geb-
lich, welche Aufteilung der Sondernutzungsfléche die Beklag-
ten fur geboten erachten. Entscheidend ist, inwieweit der bis-
herige Zustand durch die angefochtene Verurteilung nachteilig
veréndert worden ist. Einen solchen Nachteil stellt der Verlust
des Rechtsdar, diefriihere Gemeinschaftsfl ache (neben den an-
deren Miteigentimern) zu nutzen. Ausweislich des Gutachtens
steht dem allerdings eine um 129 gm vergréfierte Sondernut-
zungsflache der Beklagten gegeniiber. Bei einer wirtschaftli-
chen Betrachtungsweise ist ohne weiteres vorstellbar, dass die-
ser Zugewinn an Sondernutzungsfléche den Verlust der M6g-
lichkeit aufwiegt, diefrihere Gemei nschaftsflache (mit) zu nut-
zen.

6 |11. DieKostenentscheidung folgt aus§97 Abs. 1 ZPO. Bel
der Festsetzung des Gegenstandswert des Beschwerdeverfah-
rens (847 Abs.1 Satz1 GKG) [6000 EUR] hat der Senat den
Wert des Ausgleichsanspruchs eingerechnet, welcher mit der
Widerklage fur den Fall weiterverfolgt werden sollte, dass die
entsprechende Verpflichtung der Kl&ger aus der Zug-um-Zug-
Verurteilung bei einer Aufhebung der Verurteilung der Beklag-
ten entfallen wére.

Mitgeteilt von RiBGH Wellner, Karlsruhe

Kurzfassungen /Leitsdtze (KL)
Teileigentum etc.

88 19, 29, 32 GBO; § 21 BNotO; 88 13e, 13g HGB —
Erwerb der Eigentumswohnung von einer

Private Company Limited By Shares (engl.);
Grundbuchsache; Auslandber ihrung;

Nachweis der Vertretungsbefugnis

Zum formgerechten Nachweis der Vertretungsbefugnis des
directors einer in Grof3britannien gegriindeten und registrierten
Private Company Limited By Shares genuigt eine notarielle Be-
scheinigung gemél? § 21 BNotO, wenn eine Zweigniederlas-
sung der Gesellschaft im inlandischen Handel sregister einge-
tragenist und der der Notar seine Erkenntnisse aus der Einsicht
in dieses Register erworben hat.

(KG, Beschlussvom 28. 3. 2013 — 1 W 434/12)
Hinw. d. Red.: Veroffentlichung in www.gmbbl.de 2013, 65.
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881, 46, 142 GBO; 84 GBV; §21 GBVO BW —
Servitutenbuch; Ubertragung der Belastung
auf neu angelegte Grundbuchblétter

a) Auch eineim Servitutenbuch einer wirttembergischen Ge-
meinde eingetragene Dienstbarkeit muss auf einem gemaf
884 ff. GBV neu angelegten Grundbuchblatt als Belastung ein-
getragen sein. Ist sie auf das neue Grundbuchblatt nicht tber-
tragenworden, gilt sienach demin § 46 Abs. 2 GBO bestimmten
Grundsatz al's gel 6scht (wenngleich materiell-rechtlich weiter-
bestehend).

b) Aufgrund der Verweisung auf Art.55 EGBGB in §142
Abs. 2 GBO sind von der Grundbuchordnung abweichendelan-
desrechtliche Vorschriften auf3er Kraft getreten. Die Grund-
buchordnung enthélt keinen Vorbehalt, der es erlaubte, nach
884ff. GBV angelegte Grundbiicher nach landesrechtlichen
Vorschriften in Verbindung mit einem anderen Register als das
Grundbuch im Sinne des Burgerlichen Gesetzbuchs zu fihren.

(BGH, Urteil vom 21.10.2011 -V ZR 10/11)

8813, 22 GBO; 8827, 28 ErbbauRG —
L 6schung des abgelaufenen Erbbaurechts;
bebaubares Grundstiick

Die Léschung eines durch Zeitablauf erloschenen Erbbau-
rechts im Grundbuch kann auf Antrag des Grundstiicksei-
gentiimers im Wege der Grundbuchberichtigung nur dann er-
folgen, wenn gleichzeitig ebenfallsauf Antrag des Eigentlimers
die Entschédigungsforderung des Erbbauberechtigten fir den
Eigentumsverlust an dem Bauwerk in das Grundbuch eingetra-
genwird.

(BGH, Beschlussvom 11.4.2013 -V ZB 109/12)

889, 9a ErbbauVO a.F.; 88 157, 242, 315 BGB —
Erbbaurecht; Erhéhung des Erbbauzinses,
wertsichernde Klausel; Bestimmungsrecht nach
billigem Ermessen; Wegfall der
Geschaftsgrundlage; mai3geblich gednderte
Verhaltnisse; erganzende Vertragsausiegung

a) Erfullt die in einem Erbbaurechtsbestellungsvertrag ver-
einbartewertsichernde Klausel ab einem bestimmten Zeitpunkt
ihren Zweck nicht mehr, ist im Wege der erganzenden Ver-
tragsauslegung zu ermitteln, was die Vertragspartner nach Treu
und Glauben fir diesen Fall vereinbart hétten; fuhrt die Ausle-
gung zu keinem Ergebnis, kommt die Erhéhung des Erbbau-
zinses wegen Wegfalls der Geschéftsgrundlage in Betracht. In
beiden Féallen sind nicht die seit Vertragsabschluss, sondern die
seit der letzten aufgrund der Klausel vorgenommenen Erhdhung
geanderten Verhatnisse mal3gebend (Fortfihrung von Senat,
Urteil vom 3. Juli 1981 -V ZR 100/80, BGHZ 81, 135 und Ur-
teil vom 18. September 1992 —V ZR 116/91, BGHZ 119, 220
[=WuM 1992, 697]; ebenso Senat bereits in dem Parallelver-
fahrenV ZR 31/11, Urteil vom 18. November 2011, Gur 2011,
4041.).

b) Die erganzende Vertragsauslegung ist nicht deshalb ent-
behrlich, weil die Kl&gerin —wie sie meint — die Hohe des Erb-
bauzinses nach billigem Ermessen bestimmen kann (vgl. § 315
BGB). Ein solches Bestimmungsrecht steht ihr nach dem Wort-
laut der Ziffern 3 und 4 des Erbbaurechtsbestellungsvertrags
nicht zu, soweit esum einedie 10 %-Grenze Ubersteigende Erb-
bauzinshthe geht. Das Bestimmungsrecht verstief3eim Ubrigen
gegendie Regelungin 8 9 Abs. 2 Satz 1 ErbbauVO a.F. Das hat
der Senat bereits in dem Parallelverfahren V ZR 31/11 ent-
schieden (Urteil vom 18. November 2011 —V ZR 31/11, Gur
2011, 404, 405 Rn. 14).

(BGH, Urteil vom 3.2.2012 -V ZR 23/11)

Hinw. d. Red.: WeiteresParallelverfahren: BGH, Urteil vom
17.2.2012 -V ZR 24/11.
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8§20 WEG — Beendigung der rechtswidrigen
Unterver mietung des Tiefgar agenstellplatzes
im Gemeinschaftseigentum

Beschlief3en die Wohnungseigentiimer Mal3nahmen zur Be-
endigung eines zwischen der Gemeinschaft und einem ihrer
Mitglieder geschlossenen Vertrages, ist eine ordnungsgeméalile
Verwaltung nicht schon wegen eines mdglichen Scheiterns der
Mal3nahmen zu verneinen, sondern erst dann, wenn fir einen
versténdigen Wohnungseigentimer ohne weiteres ersichtlich
ist, dass die Beendigung aus tatséchlichen oder rechtlichen
Gruinden von vornherein nicht erreichbar ist.

(BGH, Urteil vom 30.11.2012 -V ZR 234/11)

8816, 28 WEG; 8849, 27 I1nsO; §10 ZVG —
I nsolvenz eines Wohnungseigentiimers;
Wohngeldanspr tiche; Absonder ungsr echt

a) In der Insolvenz eines Wohnungsei gentiimersist die Woh-
nungsei gentiimergemei nschaft wegen der nach § 10Abs. 1 Nr. 2
ZV G bevorrechtigten, vor der Insolvenzeréffnung fallig ge-
wordenen Hausgeldanspriiche ohne die Notwendigkeit einer
vorherigen Beschlagnahme des Wohnungsei gentums absonde-
rungsberechtigt.

b) Sofern die Berechtigten gegen den sdumigen Wohnungs-
eigentUmer vor der Insolvenzeréffnung keinen Zahlungstitel er-
langt haben, kdnnen sie den das Absonderungsrecht bestreiten-
den Insolvenzverwalter mit der Pfandklage auf Duldung der
Zwangsversteigerung in die Eigentumswohnung in Anspruch
nehmen. Das Prozessgericht mussin diesem Fall prufen, ob die
Voraussetzungen des Vorrechts gegeben sind.

¢) Im Insolvenzverfahren Uber das Vermdgen des Woh-
nungsei gentlimers entsteht das Vorrecht wegen der Hausgeld-
anspriiche an der bis dahin nicht beschlagnahmten Eigentums-
wohnung mit der Verfahrenseréffnung.

(BGH, Urteil vom 21.7.2011 — IX ZR 120/10)
Hinw. d. Red.: Verdffentlichungen u.a. in ZMR 2012, 788;

NZM 2011, 712; erstinstanzliches AG Koblenz u.a. in ZMR
2010, 56 und WuM 2010, 104.

§253 ZPO —Wohnungseigentum;
Beschlussanfechtungsklage;
Nennung der beklagten Partei

Erhebt ein Wohnungseigentimer eine Beschlussanfech-
tungsklage, ohne die beklagte Partei zu nennen, ist durch Aus-
legung zu ermitteln, gegen wen sich die Klage richten soll. Da-
bei ist grundsétzlich davon auszugehen, dasser die tbrigen \Woh-
nungsei genttimer verklagen will.

(BGH, Urteil vom 14.12.2012 -V ZR 102/12)

Hinw. d. Red.: Vgl. BGH Gur 2011, 181 KL =WuM 2011,
481; BGH Gur-w 2013, 28.

www.gut-netzwerk.de

Gu — Das Gltesigel
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Internet - Umschau Oktober 2013
Rechtsanwalt Daniel Dingeldey, Berlin

Buchtipp — Neuauflage des Skriptum Internetrecht

Prof. Dr. Thomas Hoeren, als Leiter des Instituts fir Infor-
mations-, Telekommunikations- und Medienrecht der Univer-
sitét Munster einer der renommiertesten | T-Juristen des L andes,
hat sein Standardwerk zum Internetrecht auf den neuesten Stand
(Oktober 2013) gebracht. Es steht zum kostenlosen Herunter-
|aden bereit.

Auf 562 Seiten bietet das Werk die gewohnten, gut struktu-
rierten Inhalte im klassischen Aufbau: der beginnt mit der Do-
main und dem Domain-Recht und fuhrt Uber Inhalte (Immate-
rialguterrecht), Werbung und Marketing (Wettbewerbsrecht),
den Kontakt zum Kunden, Vertragsschluss und E-Commerce-
Recht bishin zu den Daten der Kunden (Datenschutzrecht). Ab-
gerundet wird das digitale Buch mit Ausfiihrungen zur Voll-
streckung von Gerichtsentscheidungen im Internet.

Das Manuskript steht — wie tbrigens auch séamtliche seiner
archivierten Vorauflagen — zum kostenlosen Download bereit.
Aber auch hier gilt wie bei allen Vorauflagen: das Werk mag
Zwar gratis sein; wem der Inhalt zusagt und wer auch die kinf-
tigeArbeit desInstituts unterstiitzen will, sollte schon die M 6g-
lichkeit einer freiwilligen Spendein beliebiger Hohe auf dasan-
gegebene Konto nutzen.

Das Skriptum Internetrecht finden Sie in der Rubrik , Materia-
lien“ zum Herunterladen unter:
http://www.domain-recht.de/verweis/733

Buchtipp —,, Social Media Marketing und Recht*

Rechtsfragen hinsichtlich Social Mediawie Facebook, You-
Tube und Twitter werden mit Verbreitung dieser Kommunika-
tionskanal e immer wichtiger. Rechtsanwalt Thomas Schwenke
legte 2012 sein Handbuch ,, Social MediaMarketing und Recht*
vor, das unentbehrlich fir jeden Nutzer von Sozialen Netz-
werken ist.

ThomasHoeren teilte bereits zur ,, Domainpul se 2006“ in Ber-
lin mit: das Internet ist tot, die rechtlichen Risiken sind so um-
fassend, dass niemand, der ein Internetangebot hat, rechtskon-
form agieren kann. Mit Aufkommen der Social Media-Platt-
formen hat sich die Lage verscharft. Wie schlimm die rechtli-
chen Fallgruben im Social Media-Bereich sind, zeigt Rechts-
anwalt Thomas Schwenkein seinem bei O’ Reilly (K6ln) in der
Reihe Basic erschienenen Buch ,,Social Media Marketing und
Recht*. Er hatte sich auch auf den einen Satz kaprizieren kon-
nen: ,Lassen Sie's".

Aber dasich nunmal schon Abermillionen Personen und Un-
ternehmen in Social Media-Angeboten bewegen, ist es folge-
richtig, die Nutzer Uber die Risiken und Nebenwirkungen, die
damit verbunden sind, aufzukl&ren.

Unsliegt die digitale Version des Buches vor, das als eBook
in Form eines PDF (mit 576 Seiten, 59 MB) oder eines ePub
EUR 24,— kostet. Das broschierte Buch mit 554 Seiten erhalt
man fir EUR 29,90. Die Darstellung der digitalen Variante ent-
spricht der des konventionellen Buches. Die Gliederung ist klar
und folgerichtig, nach Vorwort und Einleitung werden Themen
wierechtlicheAnforderungen, Einrichten der Social Media-Pré&-
senzen (unter anderem Fragen zum Impressum und zur Daten-
schutzerklérung), Verwendung von Medien (Bilder, Videosund
Texte), Fragen zu Lizenzen und Markenrecht, Differenzierung
von Meinungen, Tatsachen und Werbeaussagen, und weitere
Themen ausfuhrlich abgehandelt.

Die einzelnen Kapitel und Abschnitte weisen jeweils auch
eingangige und leicht verstandlich dargestellte Tipps, Warnun-
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gen, Beispielsfale und Checklisten fir jede bekannte Social
Media-Form auf, die unabdingbare Hilfe sind, das Gelesene
nochmals zu rekapitulieren, zu vertiefen und die Gestaltung der
eigenen Auftritte zu kontrollieren. Das Buch schlief3t mit Mu-
stern fur Gewinnspiele und Social Media-Guidelines, einem
Glossar und einem wunderbar umfassenden Index.

DasWerk von Rechtsanwalt Schwenkeist [eicht versténdlich
geschrieben und Ubersichtlich gestaltet. Die Themen sind um-
fassend und doch konzise besprochen. Sehr schén sind die Ver-
weiseinnerhalb desWerkes zu detaillierteren Darstellungen ei-
nes Themas oder Begriffes. Leider findet sich fur ein schnelles
Hin-und-Her-Bléttern keine Verlinkung innerhalb der digitalen
Ausgabe. Ebenfalls erfreulich sind die Vorschlége fir aterna
tive Handlungsweisen, beispielsweise um Urheberrechtsver-
letzungen zu entgehen. Soweit einen dieses unentbehrliche Werk
nicht aus allem, was Social Mediaist, vergrault, wird man sehr
gut angeleitet, die komplexen rechtlichen Bedingungen in un-
serer Rechtsordnung innerhalb von Social Media zu erflllen.
Injedem Fallewird deutlich, dass Social Media-Marketing nicht
einfach so geht, sondern aufgrund der rechtlichen Gegebenhei-
ten eine bedenkliche Arbeit ist, die ohne Blick in das Rechts-
geflige teuer werden kann. Das Buch ist zwingende L ekture fur
jeden — auch wenn das die Marketingabteilung von Unterneh-
men nicht héren will.

Social Media Marketing und Recht, von Thomas Schwenke,
O'Reilly, Kéln, 2012, ISBN-10: 3868991425, 576 Seiten, bro-
schiert, EUR 29,90; ISBN-13: 978-3868991420; eBook-For-
mat: PDF (576 Seiten, 59 MB), EPUB EUR 24,-

Informationen zum Vortrag von Professor Dr. Thomas Hoeren
anlasslich der Domainpul se 2006:
http://www.domain-recht.de/verwei 5648

roxin.com — Pseudo-Blog verliert gegen RA-Kanzlei

Auch nicht-eingetragene Marken kénnen Schutz nach der
Uniform Domain Name Dispute Resol ution Policy (UDRP) ge-
nief3en, wenn zumindest ein Auftreten am Markt erfolgt ist. Die-
ser Grundsatz verhalf der Roxin Rechtsanwélte LL P aus Miin-
chen zu einem Sieg vor dem Schiedsgericht der Genfer WIPO,
dasder Anwaltskanzlei die Domain roxin.com zusprach (Urteil
vom 19.11.2012, Case No. D2012-1794).

Die Antragstellerin, die sich as eine der fuhrenden Rechts-
anwaltssozietdten im Bereich desWirtschafts-, Steuer und Um-
weltstrafrechts versteht, ist unter anderem Inhaberin der am 7.
August 2012 fur die Klassen 35, 42 und 45 eingetragenen Wort-
marke, Roxin"; dieAnmeldung der Marke erfolgte am 18. Mai
2012.

Als Antragsgegner ist eine Unternehmung namens ,Whois
Watchdog” aus Shanghai benannt, die der wahre Domain-In-
haber aber wohl nur alsAnonymisierungsdienst nutzt. Diestreit-
gegenstandliche Domain roxin.com war erstmals am 22. Fe-
bruar 2009 registriert worden, a so weit vor Anmeldung der Mar-
ke der Antragstellerin.

Nach Ansicht der Antragstellerin war aufféllig, dass die Do-
main damit in engem zeitlichen Zusammenhang mit Registrie-
rung der Domain roxin-llp.com vom 23. Januar 2009 angemel-
det worden sei; diesdeute darauf hin, dass der Domain-Inhaber
Registrierungen beobachte, zumal er bereits in andere WIPO-
Verfahren verwickelt gewesen sei. Bis Juli 2012 war die Do-
main offenbar ungenutzt; erst in der Folge soll darunter ein Blog
mit Pseudo-Inhalten erreichbar gewesen sein.

Bei der Priifung der drei Tatbestandsmerkmaleder UDRP be-
wegte sich Einzelrichter Michael A.R. Bernasconi zunéchst auf
bekanntem Terrain: die Domain war offenkundig identisch mit
der Marke der Antragstellerin. Zugleich fihrt er aber aus, dass
dieAntragstellerin nach ihrem Vorbringen bereits seit Griindung
im Jahr 2004 a's,, Roxin Rechtsanwélte’ am Markt aufgetreten
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sei, nachdem Namensgeberin Dr. Imme Roxin gemeinsam mit
zwei Kollegen die Kanzlei Heussen verlassen hatte. Dies lief3
Bernasconi ebenfalls ausreichen, um dem Zeichen , Roxin*
Markenschutz im Sinne der UDRP zuzusprechen, obgleich die
Wortmarke erst 2012 angemel det worden war. Hinsichtlich des
zweiten Tatbestandsmerkmal's, ndmlich einem Recht oder legi-
timen Interesse des Domain-Inhabers an der Domain, konnte
sich Bernasconi dagegen wieder kurz fassen: insoweit spreche
ein Anscheinsbeweis zu Gunsten der Antragstellerin, dasiedem
Domain-Inhaber kein Recht zu einer Nutzung der Marke ,, Ro-
xin“ eingeraumt habe und auch kein berechtigtes Interesse er-
sichtlich sei. Diesen Anscheinsbeweis habe der Domain-Inha
ber, der auf die Klage nicht erwidert hatte, nicht entkréftet.

Blieb sodann das Merkmal der bosglaubigen Registrierung
sowie Nutzung der Domain, das Bernasconi ebenfalls bejahte.
Zwar sei die Wortmarke der Antragstellerin erst 2012 ange-
meldet worden, so dass der Domain-Inhaber bei Registrierung
im Jahr 2009 davon noch gar keine Kenntnis haben konnte; auch
hier liel3 er esjedoch ausreichen, dass die Antragstellerin schon
2004 as,,Roxin Rechtsanwalte" aufgetreten sei, was dem Do-
main-Inhaber nicht verborgen geblieben sein konnte. Anzeichen
fur eine gutglaubige Nutzung der Domain gebe es ebenfalls
nicht. Folgerichtig entschied Bernasconi auf eine Ubertragung
der Domain.

Die Entscheidung finden Sie im Volltext unter:
http://www.domain-recht.de/verwei 663

K G Berlin —wenn der Tenor zu eng gefasst ist

Das Kammergericht in Berlin hatte dartiber zu entscheiden,
ob der Nutzer eines Domain-Namens, dessen Nutzung ihm fir
einen bestimmten Zweck unter einem bestimmten Namen un-
tersagt wurde, fUr einen Hinweis auf die eigene Umbenennung
und einen Link auf e nen neuen Domain-Namen haftet (KG Ber-
lin, Beschlussvom 26.2.2013, Az.: 5W 16/13).

Dem Schuldner, einVerein, der unter seiner Domain eineVer-
mittlung von in Spanien ausgesetzten Hunden nach Deutsch-
land und seinen Einsatz fur den Tierschutz hinwies, war auf-
grund eines landgerichtlichen Urteils aus 2011 untersagt wor-
den, seinen Namen daftir zu verwenden, da von Seiten des Ge-
richts eine Zuordnungsverwirrung zur Glaubigerin, die ihrer-
seitsunter diesem Namen im Bereich der Vermittlung von Hun-
den unter Einwerbung von Spenden tétig ist, angenommen wur-
de. Die Schuldnerin benannte sich um und nutzte die Domain,
indem sie mit einem Hinweis auf die von der Glaubigerin ge-
richtlich erzwungene Umbenennung und einem Link zu ihrem
neuen I nternetauftritt verwies. Darin sah die Glaubigerin einen
VerstoR gegen das landgerichtliche Unterlassungsgebot und
wollte dieses vollstrecken.

Hiergegen wehrte sich der Schuldner.

Das Kammergericht priifte die Sacheim Beschlussverfahren
alszweite I nstanz und kam zu dem Ergebnis, dasshier keinVer-
stolR gegen die urspriingliche landgerichtliche Entscheidung vor-
lag (KG Berlin, Beschluss vom 26.2.2013, Az.: 5 W 16/13).
Der streitgegenstandliche I nternetauftritt erfolge zwar unter dem
untersagten Namen; auf diesem Internetauftritt befand sich al-
lerdings unmittelbar keine Werbung mehr fir die Vermittlung
von Hunden nach Deutschland oder fur Aufrufe zu Spenden fr
Hundeasyle. Damit verstief3 die Schuldnerin nicht gegen den
Kern der urspriinglichen Entscheidung. Das landgerichtliche
Urteil aus dem Jahr 2011 untersagte dem Schuldner zwar die
Verwendung desNamens, der dem der Glaubigeringleicht. Die-
ses Verbot gelte allerdings nicht schlechthin. Bereits der Tenor
des landgerichtlichen Urteils beschréankt sich auf eine Benut-
zung der Namen ,, fur dieWerbung fir dieVermittlung von Hun-
den nach Deutschland und fur Aufrufe zu Spenden fur Hunde-
asyle". Eine solche Werbung lag nun aber nicht mehr vor. Der
Inhalt auf dem urspriinglichen Internetauftritt méchte zwar wei-
terhin — jedenfalls fir die Verbraucher, denen die Tétigkeit des
Schuldners bereits bekannt ist — auf eine Werbung fiir die Ver-
mittlung von Hunden und einen suggestiven Spendenaufruf hin-
deuten, und der verlinkte Internetauftritt des Schuldners bot
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dazu weitergehende I nformationen. Aber der I nternetauftritt des
Schuldners unter der urspriinglichen Domain enthielt zugleich
einen eindeutigen Hinweis auf die Umbenennung des Schuld-
ners. Damit wiirden etwaige Fehlvorstellungen der Verbraucher
ausgeschlossen und der Kernbereich des gerichtlichen Verbots
verlassen.

Das Kammergericht lenkt damit die Aufmerksamkeit auf die
Kunst, sinnvolleund erschopfende Klageantrége zu stellen. Zu-
gleich schloss das Kammergericht nicht aus, dass nicht eine an-
dere Verletzungshandlung des Schuldners durch diesen Inter-
netauftritt vorliege, doch das sei nicht Thema des vorliegenden
Zwangsvollstreckungsverfahrens, weshal b das Kammergericht
der Sache nicht weiter nachging.

Den Beschluss des KG Berlin findet man unter:
http://www.domain-recht.de/verweis/729

AG Rastatt —ohne Webhosting keine Domain?

DasAG Rastatt durfte sich mit der Frage beschéftigen, ob ei-
neDomain bei K {indigung einesWebhostingvertrages ebenfalls
gekundigt wird und ob dem Webhostinganbieter Zahlungsan-
spriiche zustehen (Urteil vom 8.1.13, Az.: 20 C 190/12).

Der Kl&ger hatte den Beklagten beauftragt, fur ihn eine Do-
main registrieren zu lassen und schloss mit ihm einen Domain-
Verwaltungs- und Webhostingvertrag. Spéater kiindigte der KI&
ger dasWebhostingpaket zum 30. April 2012. IneMailsvom 5.
und 6. Mai 2012 meldete sich eine Person beim Beklagten und
bat, den Account bzw. Domain-Namen nicht zu léschen und
teilte mit, dass ,,Herr <...> diesen im Auftrag von <...> Uber-
nehme: Daraufhin scheint der Beklagte weitere Webhosting-
dienstleistungen erbracht zu haben, und mahnte mit Schreiben
vom 9. Mai 2012 die Jahresvergiitung desWebhostingpaketsfir
den Zeitraum 1. Mai 2012 bis 1. Mai 2013 nebst Zahlung einer
Mahnkostenpauschale an. Der Klager erhob daraufhin negati-
ve Feststellungsklage beim Amtsgericht Rastatt, mit dem An-
trag, festzustellen, dass die Anspriiche dem Beklagten nicht zu-
stehen. Daraufhin erhob der Beklagte Widerklage, mit der er die
Jahresgebiihren und die Mahnpauschlage geltend macht. Der
Kléger nahm daraufhin seine negative Feststellungsklage
zurick. Das Gericht hatte nun tber die Widerklage zu ent-
scheiden.

Das Amtsgericht Rastatt kam zu dem Ergebnis, dass der Be-
klagte keinen Anspruch gegen den Klager auf Zahlung des mit
Mahnschreiben vom 9. Mai 2012 geltend gemachten Betrages
von EUR 171,12 hat, da kein Vertrag mehr bestehe. Die Rich-
terinist der Auffassung, der Vertrag zwischen dem Kléger und
dem Beklagten umfasste die Registrierung der Domain, die Do-
main-Verwaltung und das Webhosting. Den Auftrag zur Regi-
strierung der Domain fir den Kléager bei DENIC eG hatte der
Beklagte erfillt, so dassder Domain-Registrierungsvertrag zwi-
schen DENIC eG und Klé&ger besteht. Mit der vom Kléager ge-
gentber dem Beklagten ausgesprochenen Kiindigung beende-
te er ausschlie}lich das Webhosting und die Domain-Verwal -
tung. Dieser DomainVerwaltungs- und Webhostingvertrag ha-
be sich aufgrund der eMailsvom 5. und 6. Mai 2012 auch nicht
verlangert. Mit den eMails kommt nach Ansicht des Gerichts
alenfallszum Ausdruck, ,, dass der Domainname nicht gel 6scht
und die Domain zukuinftig von einem anderen Dienstleister ver-
waltet werden soll* Was in der Folge mit der Domain wurde,
ob deren Registrierung noch hétte verlangert werden koénnen,
interessierte das Gericht nicht, da Gegenstand des Rechtsstreits
lediglich die Frage der Vergtitungspflicht desWebhostingpakets
war. Im Hinblick auf die Erledigung der negativen Feststel-
lungsklage erklarte das Gericht, dass das rechtliche Interesse
seitens des Klégers bestanden habe, welches mit Erheben der
Widerklage entfiel und so die Erledigungserkl&rung korrekt sai.

Diese plausible Entscheidung des Amtsgericht Rastatt |&sst
sich sicher nicht ohneweiteresverallgemeinern. Bel Fragen des
Webhostings und der Domain-Registrierung kommt es immer
auf den konkreten Vertrag, die AGB und die Kiindigungser-
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klarung an. Eslohnt sich, sich vorher genau zu informieren, auf
was man sich bei Vertragsschluss auch im Hinblick auf dessen
Beendigung einl&sst.

Das Urteil desAG Rastatt findet man unter:
http://www.domain-recht.de/verwei 674

OL G Karlsruhe—Treuhander muss Domain rausgeben

Das Oberlandesgericht in Karlsruhe musste sich dieser Tage
mit der Frage beschéftigen, wann eine treuhanderisch als Do-
main-1nhaber eingetragene Person die Domain auf Wunsch des
Berechtigten kiindigen muss. Der Streit um autohaus-leiner.de
hing davon ab, was vereinbart war, jedoch lag ein schriftlicher
Vertrag nicht vor. Das Gericht horte sich die Parteien an.

Die Parteien stritten um die Domain autohaus-leiner.de. K&
ger ist der Inhaber des Autohaus Leiner, in dessen Auftrag eine
GmbH, deren Geschéftsfiihrer der Beklagteist, die Website ge-
staltete und die Domainregistrierte, fr dieder Beklagteim Jahr
2011 treuhanderisch als Inhaber eingetragen wurde. Im Zuge
desVertragsverhdtnissesforderte der Klager mehrfach, zuletzt
mit Anwaltsschriftsatz vom 9.12. 2011, den Beklagten vergeb-
lich auf, die Léschung der Domain gegentber der DENIC eG
zu erklédren. Der Klager sieht durch die Domain seine Unter-
nehmenskennzeichen- und Namensrechte verletzt. Vor dem
Landgericht in Mannheim beantragte der Kl&ger unter anderem,
den Beklagten zu verurteilen, gegenliber der DENIC eG die L 6-
schung zu erklaren.

Der Beklagte hielt entgegen, die Registrierung der Domain
erfolgte mit Zustimmung desKl&gers, der Vertrag sel noch nicht
ausgelaufen. Das Landgericht Mannheimwiesdie Klageab (Ur-
teil vom 11.5.2012, Az.: 7 O 522/11). Der Kl&ger ging in Be-
rufung.

Nach Eingang der Berufungsschrift lief das Vertragsverhalt-
nis zwischen den Parteien, Uber dessen Begriindung und ge-
nauen Inhalt keine schriftlichen Unterlagen vorliegen, aus. Mit
Auslaufen des Vertragsverhaltnisses zwischen Klager und der
GmbH am 24. Mai 2012 gab diese die Domain frei. Daraufhin
erklarten die Parteien den auf die L&schungserklarung gerich-
teten Klageantrag Ubereinstimmend fr erledigt. Nun strittensie
noch Uber die Erstattung der auf3ergerichtlichen Kosten.

Die Parteien des Rechtsstreits stimmten einer Entscheidung
durch den Einzelrichter zu. Der horte sich beide Parteien in der
mndlichen Verhandlung zum Sachverhalt an und kam zu dem
Schluss, der Klage statt zu geben, weil seitens des Beklagten
eine Namensrechtsverletzung vorliege (OLG Karlsruhe, Urtell
vom 13.3.2013, Az. 6 U 49/12). Das Landgericht Mannheim
habe zurecht einen Anspruch aus dem Markenrecht zuriickge-
wiesen, da das ledigliche Halten einer Domain nicht zu einem
unternehmenskennzei chenrechtlichen Anspruch auf Ldschung
der Domain fihrt (88 5 Absatz 2, 15 Absatz 2, 4 MarkenG).
Der Ldschungsanspruch ergébe sich aber aus dem Namensrecht
(8 12 BGB), das hier ausnahmsweise Anwendung findet, da
der Funktionsbereich des Unternehmens durch eine Verwen-
dung der Unternehmensbezeichnung aufferhalb der kennzei-
chenrechtlichen Verwechslungsgefahr bertihrt werde. Es lag
nach Ansicht des Richters eine unberechtigte Namensanmal3ung
vor (8 12 Satz 1 Fall 2 BGB), dader Beklagte unbefugt den Na-
men des Kl&gers al's Domain gebrauchte, wodurch eine Zuord-
nungsverwirrung eintrat und schutzwirdige Interessen desK &
gers verletzt wurden. Zugleich wurde so dem Kléger der Ge-
brauch seines Namens als Domain unter der Top Level Domain
.deverwehrt. Der Beklagte selbst war nicht befugt, den Namen
Zu nutzen, daer nicht Trager des Namensist.

Er war — nach Uberzeugung des Gerichts — auch nicht be-
rechtigt, den Namen zu nutzen. Die Uberzeugung stiitzt sich auf
die Befragung in der mundlichen Verhandlung. Der Beklagte
konnte nicht belegen, dass der GmbH aufgrund vertraglicher
Abrede mit dem Klé&ger erlaubt war, die Domain auf eine fir
sietétige Person zu registrieren. Aber selbst wenn dem der Fall
gewesen ware, ist nicht ersichtlich, warum der Kl&ger sie nicht
— wie getan — jederzeit hétte widerrufen konnen. Der Verwels
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auf die Vertragslaufzeit von einem Jahr greife jedenfalls nicht.
Eshétte einer vertraglichen Einigung bedurft, wonach wéahrend
der Laufzeit des Vertrages ein Widerruf des Einverstandnisses
und eine Registrierung der Domain auf den Klager selbst aus-
geschlossen sein sollten. Dieskonnte der Beklagte jedoch nicht
belegen. Der Kl&ger selbst bestritt, dass Uber die Frage, auf wen
dieDomain registriert werden solle, iberhaupt gesprochen wur-
de.

Die Entscheidung ist wohlbegriindet und dem vom Richter
erarbeiteten Sachverhalt angemessen. Was verwundert ist, dass
der Kl&ger noch immer nicht (Hinw. d. Red.: Ende Mai 2013)
als Inhaber der Domain eingetragen ist, sondern lediglich als
Admin-C. Inhaber ist derzeit ein Internetdienstleister, der Au-
tohauswebseiten anbi etet, was die Situation abbilden diirfte, die
mit Aufnahme des Prozesses schon einmal bestanden hat.

Die Entscheidung findet man unter:
http://www.domain-recht.de/verweis/ 745

OL G Celle—Domain-Inhaber ist Diensteanbieter

Das Oberlandesgericht Celle hat im Rahmen einer negativen
Feststellungsklage die Verantwortlichkeit eines Diensteanbie-
ters fur Fehler im Internet-Impressum ein wenig auseinander-
dividiert und festgestellt, dassfiir eine Unternehmenshomepage
regelmaidig der Arbeitgeber Diensteanbieter ist, nicht dessen
Mitarbeiter (OLG Celle, Beschluss vom 2.8.2012, Az.: 13 U
72/12).

Der Beklagte hatte die Klagerinnen am 17. Mé&rz 2011 we-
gen eines mangel haften Impressums abgemahnt. Diese sahen
sich alsAngestellte eines Unternehmens, das | nhaberin der Do-
main und des Internetauftritts ist, zu Unrecht abgemahnt und
erhoben eine negative Feststellungsklage vor dem Landgericht
Verden (Az.: 10 U 96/11). Das bestétigte die negative Feststel-
lungsklage.

Der Beklagte ging in Berufung zum zusténdigen Oberlan-
desgericht Celle. Das OL G Cellewiesdie Berufung ohne mind-
liche Verhandlung zurtick (Beschlussvom 2. 8.2012, Az.: 13U
72/12), dasie offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg hat. Der
Beklagte habe versaumt darzulegen und zu beweisen, dass die
Kl&gerinnen Diensteanbieter im Sinne des Telemediengesetzes
(8 2 Abs. 1 TMG) sind und a's solche Verantwortung fir das
fehlerhafte Impressum haben. Der Beklagte habe nicht einmal
behauptete, dass die Kl&gerinnen Domain-Inhaberinnen seien,
und er habe auch nicht vorgetragen, dass sieirgendwel chen Ein-
flussauf die Inhalte des | nternetauftritts hatten. Verantwortlich
als Diensteanbieter ist laut OLG Celle grundsétzlich der Ho-
mepage-Inhaber, da mal3gebend die Funktionsherrschaft tber
die Domain ist.

Die Funktionsherrschaft habe regelméfiig der Domain-Inha-
ber. Bei einer Unternehmenshomepage — wie hier —ist das re-
gelméfdig der Arbeitgeber, nicht dessen Mitarbeiter, gegen die
sich die Abmahnung des Beklagten richtete.

Die Entscheidung geht in die richtige Richtung, bleibt aber
in einigen Formulierungen etwas schwammig. Augenscheinlich
wird nicht ordentlich zwischen dem Domain-Inhaber und dem
Betreiber eines Online-Angebots unterschieden, die deutlich
auseinander fallen konnen. Rechtsanwalt Thomas Stadler (in-
ternet-law.de) hat den Uberblick und schaut angesichts dieser
Entscheidung gleich Uber den Tellerrand. Fir ihn kénnte die
Entscheidung auch Konsequenzen fir die—vermeintliche—Im-
pressumspflicht bei Twitter haben, da das OLG Celle auf die
Funktionsherrschaft abstellt, die regelmafig dem Domain-In-
haber zusteht. Ein Twitteraccount stellt aus Sicht von Rechts-
anwalt Stadler keinen Dienst im Sinne des Telemedienrechts
dar, sondern ist eher einem Nutzerprofil in Diskussionsforen
vergleichbar. Die Funktionsherrschaft Giber Social Media-Dien-
ste hat nach der Einschétzung des OLG Celle dann jeweils der
Inhaber der Domain, Uber den dieser Dienst 1auft, nicht aber
der einzelne Nutzer.

Den Beschluss des OL G Celle findet man unter:
http://www.jurpc.de/jurpcpdf/20120155. pdf
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L G Aschaffenburg — Impressum bei Baustellenseite

Eine Entscheidung des Landgerichts Aschaffenburg vom
April diesen Jahres sorgt jetzt fur Unruhe: das Gericht kam zum
Ergebnis, dass eine Webseite, die als Baustelle gekennzei chnet
ist, auch der Impressumspflicht nach § 5 TMG unterliegt (Ur-
teil vom 3.4.2012, Az.: 2 HK O 14/12). Das Urteil ist korrekt,
aber nicht zu verallgemeinern: nicht alle Baustellenseiten miis-
sen ein Impressum aufwei sen.

Auf der Webseite der Beklagten, Herausgeberin eines An-
zeigenblattes, befand sich der Hinweis, Hier entsteht in Kirze
unsere Internetprésenz”, deren Logo, die Kontaktdaten eines
Vertriebsmitarbeiters und eine aktuelle Ausgabe ihres Anzei-
genblattesals.pdf-Dokument zum Herunterladen. Auf der Web-
seitefehlte ein Impressum, das .pdf-Dokument wiesesauf. Die
Klé&gerin, die ebenfalls ein Anzeigenblatt herausgibt, sah darin
einen Verstol3 gegen die geltende Impressumspflicht und klag-
te auf Unterlassung.

Das L andgericht Aschaffenburg gab der Klage statt. Nach sai-
ner Ansicht lag ein Versto3 gegen Wettbewerbsrecht und § 5
TMG (Telemediengesetz) vor, wonach geschéftsméalige ge-
nutzte Internetseiten eine Anbieterkennung (Impressum) auf-
weisen mussen. Die Beklagte nutzte dasin Streit stehenden In-
ternetangebot bereits geschéftlich, dalnhalte tber die abrufba-
re .pdf-Datei zugéanglich waren. Damit werbe sie bereitsfur ih-
re Angebote und die Mdglichkeit, in dem Magazin zu werben.
Fir eine geschéftliche Téatigkeit sprach auch die Anschrift und
eMail-Adresse des Vertriebsmitarbeiters und das Logo der Be-
klagten. Das Impressum im herunterladbaren Anzeigenmaga-
zin reicht, so das Gericht, nicht aus, das Impressum fur die In-
ternetprésenz zu ersetzen.

Die Entscheidung steht vermeintlich im Gegensatz zu einer
friheren Entscheidung des Landgerichts in Disseldorf (Urteil
vom 15.12. 2010, Az.: 12 O 312/10), bei dem diesesin einem
ahnlich gelagerten Fall keine geschéftliche Tétigkeit und damit
keine Impressumspflicht auf Seiten desAnbieterssah. Im Streit
waren zwei Werbeagenturen, das Webangebot der Beklagten
wurde gerade Uberarbeitet; es fand sich lediglich der Vermerk,
man befasse sich mit , alle<sm> fir die Marke" und die Bitte,
spéter wieder vorbeizuschauen auf der Website. Nach Ansicht
des LG in Disseldorf hatte die Beklagte keine konkreten Lei-
stungen beworben und die Angabe ,, alles fir die Marke* stell-
tesich dem Besucher ashlofer Slogan dar, vermittelteihm aber
keine Informationen zum tatséchlichen Téatigkeitsfeld der Be-
klagten. Die beiden Urteile schlief3en sich gegenseitig nicht aus.
Es verlaufen sehr feine Grenzen zwischen geschéftlicher und
nicht-geschéftlicher Tétigkeit.

Das Urteil des Landgerichts Aschaffenburg ist bisher nicht im
Internet verdffentlicht. Die Entscheidung des Landgerichts
Dusseldorf findet man unter:
http://www.domain-recht.de/verwei s/654

L G Berlin — Impressumspflicht auch bei Google+

Das Landgericht in Berlin macht in einer Entscheidung aus
dem Méarz 2013 deutlich, dass auch geschéftlich genutzte
Google+-Accounts eines Impressumsbedirfen (LG Berlin, Be-
schlussvom 28. 3. 2013, Az.: 16 O 154/13). Etwasanderes stand
auch gar nicht zu erwarten, doch das Landgericht war fir Uber-
raschungen gut.

Die Antragstellerin war von der Gegnerin wegen einer ver-
meintlichen Urheberrechtsverletzung von einer Mitbewerberin
abgemahnt worden. Bei Priifung der Sach- und Rechtslage fiel
auf, dass die Antragsgegnerin auf ihrer Google+-Prasenz kein
rechtskonformes Impressum (Inhaberkennung) aufwies. Die
Antragstellerin liefd die Gegnerin ihrerseits deswegen abmah-
nen, woraufhin alerdings innerhalb der gesetzten Frist keine
Reaktion erfolgte. So beantragtedieAntragstellerin durchihren
Anwalt eine einstweilige Verfligung vor dem Landgericht Ber-
lin.

Das Landgericht Berlin hatte Anlaufschwierigkeiten, der
einstweiligen Verfligung stattzugeben, lief3 sich aber durch den
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Hinweis auf EU-Richtlinien und Rechtsprechung tiberzeugen.
Zunéchst aber ergingen zwei Hinweise des Gerichtsan die An-
tragstellerin. Unter anderem lief3 das Gericht durchblicken, dass
es das fehlende Impressum fur eine Bagatelle halte, weil der
Google+-Account nur dazu diene, dieAufmerksamkeit von Be-
suchern auf die offizielle Homepage des Anbieters zu lenken.
Dort verweise das Impressum darauf, dass dieses auch fur die
Auftritte in sozialen Netzwerken gelte. Rechtsanwalt Florian
Daniel, Vertreter der Antragstellerin, erinnerte das Landgericht
Berlin nun an die Rechtsprechung anderer Gerichte und zwel,
die Rechtevon Verbrauchern schiitzende EU-Richtlinien (UGP-
Richtlinie 2005/29 /EG und RL 97/7/EG), die unmittelbare Gel-
tung auch in Deutschland entfalten. Die Richtlinie Gber unlau-
tere Geschéftspraktiken (RL 2005/29/EG) regelt, dass soweit
das Gemeinschaftsrecht Informationsanforderungen in Bezug
auf Werbung, kommerzielle Kommunikation oder Marketing
festschreibt, die betreffenden I nformationen im Rahmen dieser
Richtlinie als wesentlich angesehen werden (Erwéagungsgrund
15der Richtlinie). Die Richtlinie 97/7/EG widmet sich dem Ver-
braucherschutz beim Fernabsatz und regelt unter anderem, dass
bei Abschluss eines Vertrages die Identitét des Lieferers ver-
flgbar (Artikel 4, Absatz 1a), also letztlich ein rechtskonformes
Impressum vorhanden sein muss. Von einer Bagatelle kann dann
bei einem fehlenden Impressum auf einem geschéftlich ge-
nutzten Goggle+-Account nicht mehr die Rede sein. Demgemai
erlield das Landgericht die einstweilige Verfiigung antrags-
gemal.

Mit der Entscheidung tat sich das Landgericht Berlin ausun-
erfindlichen Griinden ein wenig schwer. Die Entscheidung an
sich war aufgrund der Erfahrungen mit gleichgelagerten Fallen
bei Facebook-A ccountsnicht anders zu erwarten. Rechtsanwalt
Daniel wird die Entscheidungsgriinde verdffentlichen, sobald
sie den Parteien ordentlich zugestellt wurden.

Eine Zusammenfassung des Sachverhaltsund der Entscheidung
des Landgerichts Berlin findet man bei Rechtsanwalt Florian
Daniel unter:

http://www.domain-recht.de/verweis/737

Eine Anleitung, wie Sie Ihr Google+-Profil mit einem Impres-
sum ausstatten, gibt Rechtsanwalt Thomas Schwenke unter
Berlcksichtigung des aktuellen Urteilsdes Landgericht Berlins
hier: http://www.domain-recht.de/verwei /738

Spezialisierte Anwélte findet man unter:
http://www.domain-anwalt.de

L G Aurich —ohne Bahnhof droht Rechtsmissbrauch

DasLandgericht Aurichwiesin einer Wettbewerbsstreitigkeit
denAntrag auf Unterlassung alsunzulssig zurtick, weil dieAn-
tragstellerin in arglistiger Benachteiligungsabsicht den Antrag
vor dem — abgel egenen — Landgericht Aurich gestellt hatte (LG
Aurich, Beschlussvom 22.1. 2013, Az.: 6 O 38/13 (5)).

Antragsgegner ist ein Anbieter auf eBay, dessen Angebots-
bedingungen und Widerrufsbel ehrungen nach Ansicht der An-
tragstellerin rechtswidrig sind. Die Antragstellerin beantragte
im Wege der einstweiligen Verfligung einen Unterlassungsan-
spruch wegen vermeintlich rechtswidriger Angebotsbedingun-
gen und Widerrufsbelehrungen. Thr in Berlin sitzender Pro-
zessbevollIméchtigter stellte den Antrag vor dem Landgericht
Aurich mit der Begriindung, dass auch dort das Angebot des
Antragsgegnersim Internet abrufbar sei. Tatséchlich besteht von
keiner Seiteder beteiligten Parteien irgendein Bezug zum Land-
gericht Aurich.

Das LG Aurich wies den Antrag der Antragstellerin a's un-
zuldssig zuriick, weil die Wahl des Gerichtsstandes Aurich im
konkreten Fall rechtsmissbrauchlich sei, unabhangig davon, ob
ein Anspruch auf Unterlassung bestehe (Beschluss vom
22.1.2013, Az.: 6 O 38/13 (5)). In seiner Begrindung macht
das LG Aurich deutlich, dass es sich Uber die Rechtslage im
Hinblick auf den fliegenden Gerichtsstand im Klaren ist, und
dass die klagende Partel unter mehreren zuléssigen Gerichts-
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standen wahlen kann (88 32 und 35 ZPO); doch mit der Wahl
des Gerichtsin Aurich mache sie rechtsmissbrauchlich von der
Wahlfreiheit Gebrauch.

Fur das Gericht sieht es so aus, alswirde die Antragstellerin
mit der Wahl des abgel egenen Gerichtsorts Aurich, der nicht
einmal einen Bahnhof fur die Personenbeforderung aufweist,
dem Antragsgegner Schaden zufigen und die Verteidigung arg-
listig erschwerenwollen. Dafur spreche auch der Umstand, dass
der Prozessvertreter der Antragstellerin allenthal ben fir Unter-
lassungsklagen und Abmahnungen bekannt sei, unter anderem
auch fir die Antragstellerin.

Das LG Aurich gewinnt der Frage nach dem fliegenden Ge-
richtsstand und den oft damit einhergehenden, in keinem Zu-
sammenhang mit dem Rechtsstreit und den Parteien ausge-
wahlten Gerichten eine neue Facette ab. Wahrend dasAG Frank-
furt (teleologische und die historische Auslegung des § 32 ZPO)
und das AG Krefeld (Verstol3 gegen das Willkurverbot sowie
das Gebot des gesetzlichen RichtersausArt. 101 GG) unter an-
deren rechtlichen Vorzeichen (Urheberrecht und Personlich-
keitsrecht) tiefer in Rechtsfragen zum fliegenden Gerichtsstand
einstiegen, glanzt das LG Aurich mit der einfachen, einleuch-
tenden und sehr verniinftigen Erklérung, ohnein die Tiefe ge-
hen zu mussen: eine offensichtliche, arglistige Benachteili-
gungsabsicht macht die Wahl des Gerichts rechtsmissbrauch-
lich und ist somit unzul&ssig.

Das Urteil des Landgericht Aurich findet man unter:
http://www.domain-recht.de/verweis/ 706

Weitere Entscheidungen zur Frage nach dem fliegenden Ge-
richtsstand finden Sie unter:
http://www.domain-recht.de/verwei 5707
http://www.domain-recht.de/verwei 5708
http://www.domain-recht.de/verweis/709

mailto: dingeldey@domain-recht.de
mailto: RA@daniel-dingeldey.de

§5UWG
Wettbewerb; Marke; Irrefihrung durch Verwendung
des TM-Symbolsfir ,, Unregistered Trademark*

1. Der angesprochenedeutschsprachigeVerkehr wird, so-
weit ihm das TM-Symbol fur , Unregistered Trademark®*
bekannt ist, dieVerwendung dieses Symbolsin Deutschland
nahe liegend dahin verstehen, dass insoweit eine Mar-
keneintragung beantragt worden ist.

2. Soweit Teiledesangesprochenen Verkehrseinem Miss-
ver sténdnis (insbesondere Gleichsetzung mit dem Symbol
»RimKres") unterliegen, kann —wenn tatsachlich ein Mar -
keneintragungsver fahren (mit einem einschléagigen Schutz-
bereich) anhangig ist — dies der Annahme einer wettbe-
wer bsrechtlichen Irrefihrung im Rahmen einer Interes-
senabwagung entgegenstehen.

(KG, Beschluss vom 31.5.2013 -5 W 114/13)

Aus den Grunden: I. Im Ergebnis zu Recht hat das Landge-
richt einen Unterlassungsanspruch hinsichtlich desim deutsch-
sprachigen Internetauftritt der Antragsgegnerin verwendeten
™.Zusatzes bei dem Slogan ,,Claim Your Right™* (in der An-
tragsschrift gestellter Verfligungsantrag zu Ziff. 2) verneint, 85
Abs. 1 Satz1, Satz2 Nr. 3 UWG.

1. Ein kleines hochgestelltes ,TM* ist im angloamerikani-
schen Rechtskreis das Symbol fir ,, Unregistered Trademark".
In diesem Rechtskreis ist dies der Fachbegriff flr eine (noch)
unregistrierte Warenmarke. Im angloamerikanischen Rechts-
kreis bewirkt das Symbol einen erhdhten Rechtsstatus (ver-
gleiche Wikipedia.org ,, Unregistered Trade Mark"). Insoweit
unterscheidet sich das TM-Symbol gerade von dem Symbol ,,R
imKreis* als Symbol im angloamerikanischen Rechtskreis fur
eine eingetragene Marke (zum Symbol ,R im Kreis* und eine
wettbewerbsrechtliche Irrefihrung vergleiche BGH, GRUR
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2009, 888, TZ. 15 — Thermoroll; GRUR 1990, 364, juris Rn.
34ff — Baelz; Senat, MarkenR 2003, 360, juris Rn. 102; OLG
Disseldorf, NJW-Wettbr 1997, 5, juris Rn. 27; OLG Stuttgart,
WRP 1994, 136, juris Rn. 13; das Symbol ,R im Kreis* weit-
gehend gleichsetzend mit dem TM-Symbol: Bornkamm in:
Kohler/Bornkamm, UWG, 31. Auflage, 8 5 Rn. 5.122).

Der vom Internetauftritt der Antragsgegnerin angesproche-
ne deutschsprachige Verkehr, soweit ihm das TM-Symbol be-
kannt ist, wird die Verwendung dieses Symbolsin Deutschland
nahe liegend dahin verstehen, dass die Antragsgegnerin inso-
weit eine Markeneintragung beantragt hat. Diestrifft vorliegend
auch zu. Ausweislich des von der Antragstellerin vorgelegten
vorprozessualen Schriftwechsels verwendete die Antragsgeg-
nerindiehier streitgegensténdliche Aussagemit dem TM-Sym-
bol wahrend der Zeit, in der sie eine entsprechende européi-
sche Markenanmeldung (mit einem auch hier einschlagigen
Schutzbereich) betrieben hatte. Deshalb scheidet eine Irre-
fuhrung dieses Teils des angesprochenen Verkehrs, der den ob-
jektiv richtigen Aussagegehalt erkennt, von vornherein aus.

2. Wenn dieAntragstellerin vorliegend mal3geblich darauf ab-
gestellt, der angesprochene Verkehr in Deutschland kenne die
konkrete rechtliche Bedeutung des TM-Symbols nicht, er ver-
stehe dies als Hinweis auf eine Trademark, also auf eine einge-
tragene Marke und damit als Synonym zum Symbol ,R im
Kreis*, sofuhrt diesvorliegend ebenfalls nicht zu einem Erfolg
der Antragstellerin.

a) Zwar kann auch eine objektiv richtige Angabeirreftihrend
sein, wenn sie beim Verkehr, an den sie sich richtet, gleichwohl
zu einer Fehlvorstellung fuhrt, die geeignet ist, das Kaufver-
halten oder die Entscheidung tber die Inanspruchnahme einer
Dienstleistung durch die angesprochenen Verkehrskrei se zu be-
einflussen. In einem solchen Fall, in dem die Téuschung des
Verkehrslediglich auf dem Versténdnis einer an sich zutreffen-
den Angabe beruht, ist fur die Anwendung des § 5 grundsétz-
lich eine héhere Irreflinrungsquote alsim Fall einer Tauschung
mit objektiv unrichtigen Angaben erforderlich. AuBerdemist ei-
ne | nteressenabwagung vorzunehmen (BGH, GRUR 2013, 409,
TZ. 29 — Steuerbiro [= GuT 2013, 44 KL]; GRUR 1996, 985,
986 — PV C-frei; GRUR 2003, 628, 630 — Klosterbrauerei). An
diesen Grundsétzen hat sich durch die Richtlinie 2005/29/EG
Uber unlautere Geschéftspraktiken nichts gedndert (BGH,
a.a0., Steuerbiro, TZ. 29; GRUR 2010, 1024, TZ. 25 - Ma
ster of Science Kieferorthopadie; GRUR 2012, 1273 [= GuTl
2012, 496], TZ. 22 — Stadtwerke Wolfsburg).

b) Vorliegend wird ein sehr grofZer Teil der angesprochenen
Verbraucher dasTM-Symbol in seiner Bedeutung gar nicht ver-
stehen und dies nicht néher zur Kenntnis nehmen. Fur dasVer-
sténdnis des Internetauftritts der Antragsgegnerin ist dieses
Symbol im Zusammenhang mit dem Slogan auch erkennbar oh-
ne nahere Bedeutung.

¢) Soweit den angesprochenen Verbrauchern das Symbol ,R
imKreis* asHinweisauf eine eingetragene Marke bekannt ist,
werden sie das vorliegende TM-Symbol davon unterscheiden
und gerade nicht von einer bereits eingetragenen Marke ausge-
hen.

d) Es verbleibt damit nur ein sehr kleiner Kreis von ange-
sprochenen Verbrauchern, die die Unterschiede zwischen den
beiden Symbolen nicht erkennen, im Hinblick auf die Hoch-
stellung des Symbols hinter einem Wort und unklaren Erinne-
rungen an das Symbol ,,R im Kreis* von einer eingetragenen,
jedenfalls aber einer in Deutschland bereits geschiitzten Marke
ausgehen.

Die Werbewirkung der Angabe, der Werbende verfuge tber
einen markenrechtlich geschiitzten Slogan, ist allerdings nur ge-
ring. Damit ist ein dahingehender Irrtum auch nur in einem ge-
ringen Mald geeignet, das geschéftliche Verhalten dieses Teils
der angesprochenen Verbraucher zu beeinflussen.

Im Rahmen der gebotenen Interessenabwagung Uberwiegt
dann der Schutz dieser Verbraucher nicht das Interesse der An-
tragsgegnerin, mit der Verwendung des TM-Symbols wahr-
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heitsgemald auf das laufende Antragsverfahren vor dem Mar-
kenamt hinzuweisen und damit den Rechtsverkehr und insbe-
sondere Konkurrenten vor einer Verwendung des Slogans zu
warnen. Es bleibt dann dem Rechtsverkehr und den Konkur-
renten Uberlassen, eigenstandig das Risiko zu beurteilen, ob
der Antrag auf Eintragung der Marke (mit einem Schutzumfang,
wieihn der Zusammenhang aus der Verwendung desTM-Sym-
bols durch die Antragsgegnerin nahe legt) Erfolg haben und
der Verwender dann sogleich markenrechtlich in Anspruch ge-
nommen werden kann.

Mitgeteilt von RiKG Dr. Pahl, Berlin

Kurzfassungen /Leitsdtze (KL)
Wettbewerb etc.

§3 BRAO; §8127, 129 VVG —freie Anwaltswahl;
Rechtsschutzver sicherung; , Schadenfreiheits-
Rabattsystem*; Anwaltsempfehlung;

variable Selbstbeteiligung

Diedurch 88127, 129VVG, § 3Abs. 3 BRAO gewéhrleiste-
te freie Anwaltswahl steht finanziellen Anreizen eines Versi-
cherersin Bezug auf eine Anwaltsempfehlung (hier: Schaden-
freiheitssystem mit variabler Selbstbeteiligung) nicht entgegen,
wenn die Entscheidung Uber die Auswahl des Rechtsanwalts
beim Versicherungsnehmer liegt und die Grenze unzuldssigen
psychischen Drucks nicht Gberschritten wird.

(BGH, Urteil vom 4.12.2013 — IV ZR 215/12)

Hinw. d. Red.: Hierzu lautet die BGH-Pressemitteilung
Nr.196/2013 vom 4.12.2013:

»Wirksamkeit eines mit einer Anwaltsempfehlung verbun-
denen Schadenfreiheitssystems mit variabler Selbstbeteiligung
in der Rechtsschutzversicherung

Der fur das Versicherungsvertragsrecht zustandige 1V. Zivil-
senat des Bundesgerichtshofs hat heute entschieden, dass die
durch 88 127, 129VVG, § 3Abs. 3 BRAO gewdhrleistetefreie
Anwaltswahl finanziellen Anreizen einesVersicherersin Bezug
auf eineAnwaltsempfehlung nicht entgegensteht, wenn die Ent-
scheidung Uber die Auswahl des Rechtsanwalts beim Versiche-
rungsnehmer liegt und die Grenze des unzul éssigen psychischen
Drucks nicht tberschritten wird.

Die klagende Rechtsanwaltskammer verlangt von der Be-
klagten — einem Rechtsschutzversicherer — unter anderem, die
Verwendung von Bestimmungen in den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen fur die Rechtsschutzversicherung (ARB
2009) zu unterlassen, die ein Schadenfreiheitssystem mit va-
riabler Selbstbeteiligung im Zusammenhang mit einer Anwalts-
empfehlung betreffen. Die Bedingungen sehen eine Ruckstu-
fung von maximal 150 EUR pro Schadenfall vor, wobei diese
durch Zeitablauf in den Folgejahren wieder ausgeglichen wer-
den kann. Im Schadenfall unterbleibt allerdings diese Ruckstu-
fung — und damit in der Regel eine héhere Selbstbeteiligung
beim néachsten Versicherungsfall —, wenn der Versicherungs-
nehmer einen Rechtsanwalt aus dem Kreisder aktuell vom Ver-
sicherer empfohlenen Rechtsanwaélte beauftragt.

Das Landgericht Bamberg hat die auf Unterlassung und Er-
stattung vorgerichtlicher Abmahnkosten gerichtete Klage ab-
gewiesen, da die Allgemeinen Versicherungsbedingungen der
Beklagten das Recht des Versicherungsnehmers auf freie An-
waltswahl nicht verletzten und keine gravierende Einflussnah-
me auf seine Auswahlentscheidung vorliege. Auf die Berufung
der Klagerin hat das Oberlandesgericht Bamberg die Beklagte
unter anderem dazu verurteilt, die Verwendung der streitge-
genstandlichen Bestimmungen in ihren Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen zu unterlassen. Mit ihrer Revision verfolgt
die Beklagte ihr Klageabweisungsbegehren weiter.

Mit dem heutigen Urteil hat der Bundesgerichtshof das Ur-
teil des Oberlandesgerichts aufgehoben und die Berufung der
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Klé&gerin gegen das Urteil des Landgerichts zuriickgewiesen
(Urteil vom 4. Dezember 2013 — 1V ZR 215/12). Zur Begrin-
dung hat er ausgefihrt, dass das Recht auf freie Anwaltswahl
im Zuge der Umsetzung der Richtlinie des Rates vom 22. Juni
1987 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften fir die Rechtsschutzversicherung (87/344/EWG) im
VVG verankert wurde und 8§ 127 VV G deshalb richtlinienkon-
form auszulegen ist. Nach der mal3geblichen Rechtsprechung
des Européischen Gerichtshofs schliefdt die Freiheit der An-
waltswahl nicht jegliche Anreizsysteme desVersicherersin Be-
zug auf die vom Versicherungsnehmer zu treffende Entschei-
dung aus, welchen Anwalt er mandatiert. Die Grenze zur Ver-
letzung des Rechts auf freie Anwaltswahl wird erst Uberschrit-
ten, wenn die Vertragsgestaltung einen unzul dssigen psychi-
schen Druck zur Mandatierung des vom Versicherer vorge-
schlagenen Anwalts austibt. Dasist bei den von der Beklagten
verwendeten Versicherungsbedingungen nicht der Fall.

Das Berufungsgericht hat diese richtlinienkonforme Ausle-
gung nicht berticksichtigt und infol gedessen das Recht auf freie
Anwaltswahl aus § 127 VVG zu Unrecht als verletzt angese-
hen. Ebenso wenig wie § 127 VVG berthrt das streitgegen-
standliche Schadenfreiheitssystem die durch § 3Abs. 3 BRAO
geschitztefreie Anwaltswahl in rechtlich erheblicher Weise. Da
auch andere Anspriiche —insbesondere wettbewerbsrechtliche,
soweit sie Gegenstand des Verfahrens geworden sind — nicht
durchgreifen, hat der Bundesgerichtshof das landgerichtliche
Urteil wiederhergestellt.

Die maf3geblichen Normen lauten wie folgt:

\fersicherungsvertragsgesetz
§ 127 Freie Anwaltswahl

(1) 1Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, zu seiner Ver-
tretung in Gerichts- und Verwaltungsverfahren den Rechtsan-
walt, der seine Interessen wahrnehmen soll, aus dem Kreis der
Rechtsanwaélte, deren Vergiitung der Versicherer nach dem Ver-
sicherungsvertrag tragt, frei zu wahlen. 2Dies gilt auch, wenn
der Versicherungsnehmer Rechtsschutz fiir die sonstige Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen in Anspruch nehmen kann.

§ 129 Abweichende Vereinbarungen

Von den 88 126 bis 128 kann nicht zum Nachteil desVersiche-
rungsnehmers abgewichen werden.

Bundesrechtsanwal tsordnung
§ 3 Recht zur Beratung und Vertretung

(3) Jedermann hat im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften
das Recht, sich in Rechtsangelegenheiten aller Art durch einen
Rechtsanwalt seiner Wahl beraten und vor Gerichten, Schieds-
gerichten oder Behorden vertreten zu lassen.«

87 BRAO — Zulassung zur Anwaltschaft;
Unternehmens- und Per sonalber ater

Auf Antrag des Klégers wird die Berufung gegen das Urtell
des 1. Senats des Hessischen Anwaltsgerichtshofsvom 12. De-
zember 2011 zugel assen.

Der Klager, der von 1996 bis 2005 nahezu durchgehend as
Rechtsanwalt zugel assen war und sich danach anderen berufli-
chen Téatigkeiten zuwandte, ist seit 1. September 2010 als Un-
ternehmens- und Personalberater selbsténdig tétig, namentlich
aslizensierter Partner der F. GmbH. Mit Schreiben vom 1. Ok-
tober 2010 stellte er bei der Beklagten einen Antrag auf Wie-
derzulassung zur Rechtsanwaltschaft, der von dieser mit Be-
scheid vom 9. Juni 2011 abgelehnt wurde. Seine hiergegen ge-
richtete Klage hat der Anwaltsgerichtshof abgewiesen und die
Berufung nicht zugelassen. Hiergegen wendet sich der Klager
mit seinem Antrag auf Zulassung der Berufung.

1. Der nach § 112e Satz 2 BRAO, § 124aAbs. 4\\WwGO statt-
hafteAntrag hat Erfolg. Die Berufung ist zuzulassen, weil ernst-
liche Zweifel an der Richtigkeit des erstinstanzlichen Urteils
bestehen (§ 112e Satz 2 BRAO, § 124 Abs. 2 Nr. 1, § 124aAbs.
5 Satz 2 VwGO).

Gewerbemiete und Teileigentum - Heft 70 - 8-10/13 - August/September/Oktober 2013



Dieser Zulassungsgrund setzt voraus, dass ein einzelner tra-
gender Rechtssatz oder eine erhebliche Tatsachenfeststellung
mit schliissigen Argumenten in Frage gestellt wird (BVerfGE
110, 77, 83; BVerfG, NVwZ 2000, 1163, 1164; NVwZ-RR 2008,
1; NJW 2009, 3642; BGH, Beschlussvom 23. M&rz 2011 AnwZ
(Brfg) 9/10, juris Rn. 3). Der Klager hat die Auffassung des
Anwaltsgerichtshofs, aufgrund der Tétigkeit desKlagersalsUn-
ternehmens- und Personal berater bestehe die Gefahr von Inter-
essenkollisionen mit dem Anwaltsberuf, mit beachtlichen Ar-
gumenten angegriffen. Bei der im Zulassungsverfahren alein
moglichen summarischen Uberpriifung kann nicht ausge-
schlossen werden, dass die von ihm angestrebte Berufung Er-
folg hat.

2. DasVerfahrenwird als Berufungsverfahren fortgesetzt; der
Einlegung einer Berufung bedarf esnicht (§ 112e Satz 2 BRAO,
§ 124aAbs. 5 Satz 5 VWGO).

(BGH, Beschlussvom 31.1. 2013 —AnwZ (Brfg) 22/12)

883, 4 UWG; 882, 9 PrAngV —Wettbewerb;
Preisangaben eines Speisen-Liefer dienstes,
Pizzaservice und Getranke; Traum-Kombi

Ein Lieferdienst, der neben der Lieferung von Speisen, die
noch zubereitet werden mussen (hier: Pizza), auch die Liefe-
rung anderer, in Fertigpackungen verpackter Waren (hier: Bier,
Wein oder Eiscreme) zu einem bestimmten Preis anbi etet, muss
inseinen Preislisten und in der Werbung fur diese Angebote ne-
ben dem Endpreis auch den Grundpreis dieser Waren angeben.

(BGH, Urteil vom 28.6.2012 — 1 ZR 110/11)

84 UWG; 8§43b BRAO; Art. 24 Richtlinie
2006/123/EG — Wettbewerb; Werbung um Praxis;
Mandantenbrief per sbnlich; sachliche Werbung
konkret bedarfsgerecht; Kommanditistenbrief

Ein Rechtsanwalt verstofdt nicht zwingend gegen das Verbot
der Werbung um Praxis (§ 43b BRAO), wenn er einen potenti-
ellen Mandanten in Kenntnis eineskonkreten Beratungsbedarfs
(hier: Inanspruchnahme als Kommanditist einer Fondsgesell-
schaft auf Rickzahlung von Ausschittungen) personlich an-
schreibt und seine Dienste anbietet. Ein VerstoR liegt jedenfalls
dann nicht vor, wenn der Adressat einerseits durch das Schrei-
ben weder bel astigt, gendtigt oder Uberrumpelt wird und er sich
andererseitsin einer Lage befindet, in der er auf Rechtsrat an-
gewiesenist und ihm eine an seinem Bedarf ausgerichtete sach-
liche Werbung hilfreich sein kann (Fortfihrung von BGH, Ur-
teil vom 1. M&rz 2001 - | ZR 300/98, BGHZ 147, 71, 80—An-
waltswerbung I1; BGH, Urteil vom 15. Mé&rz 2001 — | ZR
337/98, WRP 2002, 71, 74 — Anwaltsrundschreiben).

(BGH, Urteil vom 13.11.2013 -1 ZR 15/12)

88823, 1004 BGB; 87 UWG — Wettbewerb;
Zusendung unverlangter Empfehlungs-E-Mail;
Eingriff in den eingerichteten und ausgeiibten
Gewerbebetrieb

Schafft ein Unternehmen auf seiner Website die Méglichkeit
fur Nutzer, Dritten unverlangt eine sogenannte Empfehlungs-
E-Mail zu schicken, die auf den Internetauftritt des Unterneh-
mens hinweist, ist dies nicht anders zu beurteilen als eine un-
verlangt versandte Werbe-E-Mail des Unternehmens selbst.
Richtet sich die ohne Einwilligung des Adressaten versandte
Empfehlungs-E-Mail an einen Rechtsanwalt, stellt dies einen
rechtswidrigen Eingriff in den eingerichteten und ausgelibten
Gewerbebetrieb dar.

(BGH, Urteil vom 12.9.2013 -1 ZR 208/12)

87 UWG; 88305, 339 BGB — Wettbewerb;
formularmagige Einwilligung in Werbeanrufe I

a) Die Vorschriften der 8§ 305ff. BGB finden auch Anwen-
dung auf von Veranstaltern vorformulierte Erklarungen, dieVer-
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braucher im Rahmen von Gewinnspielen abgeben und mit de-
nen sieihr Einverstandniszu Werbeanrufen zum A usdruck brin-
gen.

b) Eine Einwilligung ist nicht bereits deshalb unwirksam,
weil sie im Rahmen einer vorformulierten Erklarung abgege-
benwurde, die der Kontrolle nach §8 305 ff. BGB unterliegt (im
Anschlussan BGH, Urteil vom 16. Juli 2008 —V 111 ZR 348/06,
BGHZ 177, 253 Rn. 29, 33 PayBack [=Gur 2008, 401 PM];
Aufgabe von BGH, Urteil vom 27. Januar 2000 — | ZR 241/97,
GRUR 2000, 818 = WRP 2000, 722 Telefonwerbung VI; Urteil
vom 2. November 2000 — | ZR 154/98, VersR 2001, 315).

¢) Eine Einwilligung ist nur wirksam, wenn sie in Kenntnis
der Sachlage und fur den konkreten Fall erklart wird. Dies setzt
voraus, dass der Verbraucher hinreichend auf die Moglichkeit
von Werbeanrufen hingewiesen wird und weil3, auf welche Art
von Werbemal3nahmen und auf welche Unternehmen sich sei-
ne Einwilligung bezieht.

(BGH, Urteil vom 25.10.2012 — | ZR 169/10)

8§5UWG,; 886, 3HWG —Wettbewerb; Werbung;
Beleg der Werbeaussage mit Zitat-Entnahme
ausder Fachliteratur; Zitatklarheit;
Verstandnisder Zielgruppe;, Heilmittel

Ein , aus der Fachliteratur entnommenes Zitat“ im Sinne des
§6 Nr. 3HWG liegt nur dann vor, wenn dem Werbeadressaten
der Eindruck der unverénderten Ubernahme der Angabe ver-
mittelt wird. Hieran fehlt es, wenn dieAngabe aufgrund der Ab-
wesenheit von Anfuhrungszeichen und der grafisch-inhaltlichen
Einbettung der Angabe in das Werbemittel als eigene Werbe-
behauptung des werbenden Unternehmens und die durch eine
Fufnote hergestellte Bezugnahme auf eine wissenschaftliche
Studielediglich als Nennung des wissenschaftlichen Belegs er-
scheinen.

Bezieht sich der Antrag desKl&gersauf dasVerbot einer kon-
kreten Verletzungsform und werden in der Klagebegriindung
zur namlichen Werbeangabe kumulativ Irrefiihrung gemal3 8 5
UWG bzw. 8 3 HWG und ein Versto3 gegen § 6 Nr. 3 HWG
gertigt, so liegt nur ein Streitgegenstand vor.

(OLG Hamburg, Urteil vom 18. 4. 2013 —3 U 142/11)

Hinw. d. Red.: Veroffentlichung in www.gmbbl.de 2013, 69.

85 UWG —Wettbewerb; Rabattaktion;
Treuepunkte-Aktion;
Bevorratung ausgelobter Zwilling-M esser

Werden in der Werbung fur eine Rabattaktion von dem wer-
benden Unternehmen feste zeitliche Grenzen angegeben, muss
sich das Unternehmen grundsétzlich hieran festhalten lassen.
Wird dieAktion vor Ablauf der angegebenen Zeit beendet, liegt
darinin der Regel eine Irrefiihrung der mit der Werbung ange-
sprochenen Verbraucher.

(BGH, Urteil vom 16.5.2013 — | ZR 175/12)

8§85 UWG —Wettbewerb; Werbung; , Markenqualitat"
im ,, Matratzen Factory Outlet" ; Verkehr sauffassung
von ,, Outlet* und , Factory Outlet”

a) Die tatrichterliche Feststellung, dass die angesprochenen
Verkehrskreise die Bezeichnungen ,, Factory Outlet” und ,, Out-
let” im Sinne eines Fabrikverkaufs verstehen und dort aus der
Produktion des Anbieters slammende Waren erwarten, die un-
ter Ausschaltung des Grof3- und Zwischenhandels besonders
preiswert angeboten werden, begegnet keinen Bedenken.

b) DieWerbung mit der Bezeichnung ,, Markenqualitét” bringt
— anders als die Bezeichnung ,, Markenware" — nur zum Aus-
druck, dass die angebotene Ware in qualitativer Hinsicht den
Produkten konkurrierender Markenhersteller entspricht (Auf-
gabe von BGH, Urteil vom 29. Juni 1989 — | ZR 88/87, GRUR
1989, 754 = Markenqualitét).

(BGH, Urteil vom 24.9.2013 -1 ZR 89/12)
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884, 8 MarkenG —Wettbewerb; Marke;
Ver stold gegen gute Sitten; Wortfolge ready to fuck

a) Die Schutzhindernisse nach 8 8 Abs. 2 Nr. 4 bis 10 Mar-
kenG gelten entsprechend fir Marken kraft Verkehrsgeltung (84
Nr.2 MarkenG).

b) Fir die Beurteilung, ob eine Marke gegen die guten Sit-
tenim Sinnevon 8 8 Abs. 2 Nr. 5 MarkenG verstofdt, kommt es
nicht nur auf die Sicht der Verkehrskreise an, an die sich die mit

der Marke beanspruchten Waren und Dienstlei stungen richten,
sondern auch auf die Anschauung der Teile des Publikums, die
dem Zeichenim Alltag begegnen. Mal3stab fir die Beurteilung
des SittenverstoRes ist eine normal tolerante und durchschnitt-
lich sensible Sichtwei se der mal3geblichen Verkehrskreise.

c) Die Wortfolge ,,READY TO FUCK*" verstofét gegen die
guten Sitten im Sinnevon § 8 Abs. 2 Nr. 5 MarkenG.

(BGH, Beschlussvom 2.10.2012 — | ZB 89/11)

Besteuerung

84 ESG
Einkommensteuer ; Werbungskosten;
héuslichesArbeitszimmer im Dachausbau
einer Doppelgarage; Zubehérraum;
grundsatzliche Bedeutung einer Rechtsfrage

Ob ein Gar agenaufbau alshdudlichesArbeitszimmer zum
ca. 20 m entfernten Einfamilienhaus zu nehmen ist, ist kei-
ne Rechtsfragevon grundsétzlicher Bedeutung, sondern ist
aufgrund einer Gesamtwirdigung der Umsténde des Ein-
zelfalls zu entscheiden.

(nichtamtlicher Leitsatz)
(BFH, Beschluss vom 23.5.2013 - VIl B 153/12)

Aus den Griinden: Die Beschwerde ist nicht begriindet.
Grinde fur die Zulassung der Revision (8115 Abs. 2 der Fi-
nanzgerichtsordnung — FGO) liegen nicht vor.

a) Die von den Klé&gern und Beschwerdefihrern (Klager)
nicht konkret formulierte, aber sinngemdal aufgeworfene
Rechtsfrage lautet, ob ein als Arbeitszimmer genutztes ausge-
bautes Dachgeschoss einer Doppelgarage, die ca. 20 m vom
sel bstbewohnten Einfamilienhaus entfernt auf dem Grundstiick
der Kl&ger steht, (noch) ein hdusliches Arbeitszimmer i.S. von
84 Abs.5 Satz1 Nr. 6b des Einkommensteuergesetzes (EStG)
ist.

Wegen der Ausrichtung dieser Frage auf dietatsachlichen Be-
sonderheiten des Einzelfallsist sie nicht von grundsatzlicher Art
(8 115Abs. 2 Nr. 1 FGO) und auch nicht geeignet, der Rechts-
fortbildung zu dienen (8 115Abs. 2 Nr. 2 FGO; vgl. Graber/Ru-
ban, Finanzgerichtsordnung, 7. Aufl., 8 115 Rz 23 und 41). Ob
ein Raum alshéuslichesArbeitszimmer anzusehenist, 1asst sich
nicht allgemein, sondern nur aufgrund einer Gesamtwirdigung
der Umsténde des Einzelfalls entscheiden (Urteil des Bundes-
finanzhofsvom 16. Oktober 2002 — X1 R 89/00, BFHE 201, 27,
BStBI 11 2003, 185), wobei die Tatsachenfeststellung und -wiir-
digung in erster Linie den Finanzgerichten obliegt.

Diegrundsétzliche Bedeutung ergibt sich nicht schon daraus,
dass der BFH Uiber einen unmittelbar vergleichbaren Fall noch
nicht entschieden hat (vgl. Gréber/Ruban, a. a.0., § 116 Rz 34).

Bezogen auf die tatséchlichen Umstande des Streitfalls ist
bereits geklért, dass auch Zubehdrraume zur privaten Wohnung
des Steuerpflichtigen grundsétzlich in dessen héusliche Sphé-
re eingebunden sind und ein dort befindliches Arbeitszimmer
deshabein , hausliches* ist (Beschluss des beschlielfenden Se-
nats vom 4. Mai 2010 — VIII B 63/09, BFH/NV 2010, 1444,
m.w.N.).

Esist ferner entschieden, dass ein hdusliches Arbeitszimmer
die Einbindung in die hausliche Wohnsphére erfordert, hierfir
aber auch der zum Wohnhaus gehdrende Garten gehtren kann
(BFH-Urteil vom 9. Juni 2011 —VI R 55/10, BFHE 234, 164,
BStBI 11 2012, 38, m.w.N.), sodass auch ein gesonderter Ein-
gang zum Arbeitszimmer diesem nicht die Zugehorigkeit zur
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hauslichen Sphare nehmen muss (BFH-Urteil vom 13. No-
vember 2002 — VI R 164/00, BFHE 201, 86, BStBI |1 2003,
350), wahrend eininnerer Zusammenhang zwischen der Wohn-
sphére und beruflich genutzten Raumen verneint wird, wenn
Letztere nur Uber der Allgemeinheit zugéanglich gemachte Ver-
kehrsflachen erreicht werden kénnen (BFH-Urteil vom 20. Ju-
ni 2012 —1X R 56/10, BFH/NV 2012, 1776).

b) Das angefochtene Urteil leidet nicht unter dem geriigten
Verfahrensmangel fehlender Sachaufkléarung (8 115 Abs. 2 Nr.
3 FGO). Das Finanzgericht (FG) hat im Urteil umfangreiche
Feststellungen zu den tatséchlichen, insbesondere értlichen Ver-
haltnissen des Streitfallsgetroffen. Angesichts der insoweit mal3-
geblichen Auffassung des Gerichts zur materiellen Rechtslage
musste sich ihm keine weitere Sachaufklarung aufdrangen. Im
Ubrigen kann sich derjenige Beteiligte, der in der miindlichen
Verhandlung keine Beweisantrage stellt und die aus seiner Sicht
mangelnde Sachaufklarung durch das Gericht in der mindli-
chen Verhandlung nicht riigt, nach sténdiger Rechtsprechung —
entsprechend § 155 FGO i.V.m. § 295 der Zivilprozessordnung
—nicht auf die Verletzung der Aufklérungspflicht berufen (s.
etwa Beschluss des beschlief3enden Senats vom 6. September
2006 —V1I1 B 187/05, BFH/NV 2007, 74; Graber/Stapperfend,
a a0., 8§76 Rz 33, mw.N.).

Mit Einwendungen gegen die Sachverhalts- oder die Be-
weiswirdigung des FG und die daraus gezogenen Schlussfol-
gerungen wird kein Verfahrensfehler geltend gemacht, sondern
falsche materielle Rechtsanwendung, die grundsétzlich nicht
zur Zulassung der Revision fiihrt (sténdige Rechtsprechung, vgl.
z.B. BFH-Beschllisse vom 28. April 2003 — VI1II B 260/02,
BFH/NV 2003, 1336; vom 23. Juni 2003 — IX B 119/02,
BFH/NV 2003, 1289).

Kurzfassungen /Leitsdtze (KL)
Steuerrecht etc.

BGH, Beschluss vom 24. Oktober 2013 —
2ARs 336/13 —in der Strafsache wegen
Vorenthaltens und Ver untreuens von Arbeitsentgelt

Der 2. Strafsenat des Bundesgeri chtshofs hat nach Anhérung
des Generalbundesanwalts am 24. Oktober 2013 beschl ossen:

Das Amtsgericht Eisenhittenstadt ist fir die Untersuchung
und Entscheidung zustandig.

Grinde: Die Ubertragung der Zustandigkeit auf das Amts-
gericht Eisenhittenstadt ist zweckmaliig, um der gestandigen
Angeklagten alsMutter kleiner Kinder bel einem Verfahren, das
aler Voraussicht nach ohne Zeugen auskommen wird, die wei-
te Anreise nach Dorsten zu ersparen.
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846 OWIiG; §264 StPO — Sozialvor schriften

im StrafRenverkehr; Uberschreitung der taglichen
L enkzeit; Spedition; Betriebskontrolle;

Uber prifungszeitraum

Esist mit § 46 OWiG, § 264 StPO nicht zu vereinbaren, in
BuR3gel dsachen, dieVerstoRe gegen dieVorschriften tber Lenk-
und Ruhezeiten im Stral3enverkehr zum Gegenstand haben,
mehrere rechtlich selbstandige Handlungen im Sinne des § 20
OWIG dlein deshalb al's eine prozessuale Tat anzusehen, weil
der Betroffene sie innerhalb eines Kontroll- oder Uberpri-
fungszeitraums begangen hat.

(BGH, Beschluss vom 12.9.2013 — 4 StR 503/12)

BFH-Pressemitteilung Nr. 84 vom 12.12.2012

Lohnsteuer: Telefonkosten als Wer bungskosten
bel langerer Auswartstatigkeit

Kosten fir Telefongespréche, die wahrend einer Auswarts-
tétigkeit von mindestens einer Woche Dauer anfallen, konnen
als Werbungskosten abzugsfahig sein. Das hat der Bundesfi-
nanzhof mit Urteil vom 5. Juli 2012 —V1 R 50/10 entschieden.

Der Klé&ger, ein Marinesoldat, fuhrte wahrend eineslangeren
Auslandseinsatzes an den Wochenenden 15 Telefongespréache
mit seiner Lebensgefahrtin und Angehérigen flr insgesamt
252 €. Die Kosten machte er vergeblich in seiner Einkommen-
steuererklérung al sWerbungskosten geltend. Das Finanzgericht
hat der Klage stattgegeben. Die Revision des Finanzamts hatte
keinen Erfolg.

Zwar handelt es sich bel den Aufwendungen fur Telefonate
privaten Inhalts etwamit Angehorigen und Freunden regel méfiig
um steuerlich unbeachtliche Kosten der privaten Lebensfiihrung.
Nach einer mindestens einwochigen Auswartstétigkeit lassen
sich die notwendigen privaten Dinge aber aus der Ferne nur
durch Uber den normalen Lebensbedarf hinausgehende Mehr-
kosten regeln. Die dafiir anfallenden Aufwendungen kénnen
deshalb abweichend vom Regelfall als beruflich veranlassten
Mehraufwand der Erwerbssphére zuzuordnen sein.

8§ 4 EStG — Nachweispflicht fir Bewirtungs-
aufwendungen bei Bewirtungen in einer Gaststatte;
einheitliche Qualifizierung mehrerer Raume als
hauslichesArbeitszimmer

1. Fur den Fall der Bewirtung in einer Gaststétte ergeben sich
die Voraussetzungen zur Erflllung der Nachweispflicht hin-
sichtlich der Bewirtungsaufwendungen aus der Vorschrift des
84Abs.5Satz1 Nr. 2 Satz 3ESG, dielex specialiszu §4Abs. 5
Satz1 Nr.2 Satz2 ESIG ist.

2. Die Uber Bewirtungen in einer Gaststétte ausgestellten
Rechnungen i.S. des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 Satz 3 EStG mis-
sen, sofern es sich nicht um Rechnungen Uber Kleinbetrégei.S.
der UStDV handelt, den Namen des bewirtenden Steuerpflich-
tigen enthalten (Anschlussan das BFH-Urteil vom 27. Juni 1990
—1 R 168/85, BFHE 161, 125, BStBI |1 1990, 903).

3. Der Begriff des hauslichen Arbeitszimmers ist im Gesetz
nicht néher bestimmt. Aus dem Wesen des Typus des ,, hausli-
chen Arbeitszimmers® folgt, dass seine Grenzen flief3end sind
und dass es Ubergangsformen gibt. Der jeweilige Sachverhalt
muss dem Typus wertend zugeordnet werden. Ob ein Raum als
héusliches Arbeitszimmer anzusehen ist, 1&sst sich daher nur
aufgrund einer Gesamtwiirdigung der Umsténde des Einzelfalls
entscheiden.

Ohne Bedeutung fur die Qualifizierung alsArbeitszimmer ist
es dagegen, ob der Raum eine Betriebsstétte i.S. des § 12 AO
darstellt.

Im Ergebnis zu Recht hat das FG hier angenommen, dassdie
streitgegenstandlichen Raume im Kellergeschoss sowie im er-
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sten Obergeschoss eine funktionale Einheit bildeten, so dassdie
Quialifizierung alshauslichesArbeitszimmer fir die R&ume ge-
meinsam vorzunehmen war.

(nichtamtlicher Leitsatz zu 3)
(BFH, Urteil vom 18.4.2012 — X R 57/09)

Hinw. d. Red.: Zu Leits. 1-2 vgl. Vorinstanz FG Diisseldorf
bei Callsen in Gur 2010, 390 ,, Abzugsféhiger Bewirtungsauf-
wand u. a. mit Eigenbelegen?

§ 21 EStG —V+V; Einklnfteer zielungsabsicht bei
der Vermietung von Gewer beobj ekten;

gewer bliche Zwischenver mietung; L eer stand;
Antrag auf Zuziehung eines Bevollmachtigten
fur dasVorverfahren

1. Bel Gewerbeimmobilien ist stetsim Einzelfall festzustel-
len, ob der Steuerpflichtige beabsichtigt, auf die voraussichtli-
che Dauer der Nutzung einen Uberschuss der Einnahmen Uber
die Werbungskosten zu erzielen.

2. Aufwendungen fir ein nach Anmietung | eerstehendes Ge-
werbeobjekt kénnen al svorab entstandene Werbungskosten ab-
ziehbar sein, wenn der Steuerpflichtige—alsgewerblicher Zwi-
schenmieter — die Einkiinfteerzielungsabsicht hinsichtlich die-
ses Objekts erkennbar aufgenommen und sie spéter nicht auf-
gegeben hat.

3. Ist dem Steuerpflichtigen von Anfang an bekannt oder zeigt
sich spéter aufgrund bislang vergeblicher Vermietungs-
bemihungen, dass fur ein seit Jahren |eerstehendes Objekt, so
wie es baulich gestaltet ist, kein Markt besteht und es deshalb
nicht vermietbar ist, mussder Steuerpflichtige—will er dieAuf-
nahme oder Fortdauer seiner Vermietungsabsicht belegen—ziel-
gerichtet darauf hinwirken, u.U. auch durch bauliche Umge-
staltungen einen vermietbaren Zustand des Objekts zu errei-
chen.

(BFH, Urteil vom 19. 2.2013 — X R 7/10)

Hinw. d. Red.: Vgl. auch dazu die BFH-Pressemitteilung
Nr. 7 vom 5. 2. 2013:

>> Einkinfteerzielungsabsicht bei langjahrigem Leerstand
von Wohnungen

In seinem Urteil vom 11. Dezember 2012 | X R 14/12 hat der
Bundesfinanzhof (BFH) die Grundsétze prazisiert, unter wel-
chen Voraussetzungen Aufwendungen fur langjéhrig leerste-
hende Wohnimmobilien alsvorab entstandene Werbungskosten
bei den Einkuinften ausVermietung und Verpachtung abziehbar
sind.

In dem Verfahren ging es um zwei Wohnobjekte in einem
vom Kl&ger (teillweise) selbst bewohnten, 1983 bezugsfertig ge-
wordenen Haus: EineWohnung im ersten Obergeschosswar bis
August 1997 vermietet; seitdem steht sieleer. Der Kl&ger schal-
tete etwavier Mal im Jahr Chiffreanzeigen in einer Uberregio-
nalen Zeitung, in denen er die Wohnung mabliert zur Anmie-
tung anbot. Die Miethdhe errechnete er aus dem jeweils aktu-
ellen Mietspiegel. Nach Angaben des Klégers hétten sich bis
heute keine ,, geeignet erscheinenden Mieter” gemeldet. Einim
Dachgeschoss des Hauses liegendes Zimmer mit Bad war zu
keinem Zeitpunkt vermietet. Nach Angaben des Klégers sei ei-
ne Vermietung auch nicht (mehr) beabsichtigt; in friheren Jah-
ren habe er aber gelegentlich (erfolglos) Aushangein der Nach-
barschaft angebracht, mit denen das Zimmer zur Anmietung an-
geboten wurde. Wegen des L eerstands machte der Kléger in sei-
nen Einkommensteuererkl &rungen Werbungskostentiberschiis-
se aus Vermietung und Verpachtung geltend, die weder das Fi-
nanzamt noch das Finanzgericht unter Hinweis auf eine feh-
lende Vermietungsabsicht des Klé&gers berticksichtigten. Der
BFH wies die Revision des Klagers al's unbegriindet zurtick.

Der IX. Senat ging davon aus, dass der Kl&ger keine ernst-
haften und nachhaltigen Vermietungsbemihungen entfaltet ha-
be. Zwar stehe es dem Steuerpflichtigen frei, dieim Einzelfall
geeignete Art und Weise der Platzierung eines von ihm ange-
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botenen Mietobjekts am Wohnungsmarkt und ihrer Bewerbung
selbst zu bestimmen. Eine Berticksichtigung der fir das Dach-
geschosszimmer entstandenen Aufwendungen komme aber
schon deshalb nicht in Betracht, weil der Kl&ger dieses Objekt
gar nicht habe vermieten wollen. Aber auch die fur die Woh-
nung im ersten Obergeschoss angefal lenen Kosten kénnten nicht
abgezogen werden. Denn die geschalteten Zeitungsanzeigen
seien erkennbar nicht erfolgreich gewesen; daher hétte der Kl&
ger sein Verhalten anpassen und sowohl geeignetere Wege der
Vermarktung suchen als auch seine Vermietungsbemiihungen
intensivieren missen. Zudem sei esdem Klager zuzumuten ge-
wesen, Zugestandnisse (etwa bei der Mieththe oder im Hin-
blick auf die fur ihn as Mieter akzeptablen Personen) zu ma-
chen. Da der Kl&ger dies nicht getan habe, sei davon auszuge-
hen, dass er den Entschluss zur Einkiinfteerzielung aufgegeben
habe.

Die Griinde der Leitentscheidung vom 11. Dezember 2012
IX R 14/12 geben auch Hinweise, wie andere L eerstandssitua-
tionen —etwaim Falle regel méliiger, aber aus anderen Griinden
vortbergehend erfolgloser oder nur verhaltener Vermietungs-
aktivitdten des Steuerpflichtigen — zu beurteilen sind. Daneben
nimmt der Senat auch zu der Frage Stellung, wie mit dem
langjdhrigen Leerstand in Gebieten mit einem strukturellen
Uberangebot von Immobilien zu verfahren ist. Denn der
langjdhrige L eerstand von Wohnungen ist ein allgemeines Pro-
blem, zu dem beim BFH noch eine Reihe von Verfahren an-
hangig (5. 2. 2013, Red.) sind (s. etwaAktenzeichen I X R 68/10:
Reaktion auf ,Mietgesuche* als ernsthafte Vermietungs-
bemiihung?1X R 39-41/11: Keine Nachweise Uber Art, Umfang
und Intensitét von Vermietungsbemihungen in der Leer-
standszeit; IX R 9/12: ,, Punktuelle Vermietungsbestrebungen”
bei gleichzeitiger Verkaufsabsicht; IX R 19/11: Leerstand bei
Untervermietung; IX R 7/10: Leerstand bei Zwischenvermie-
tung). <<

§ 4 UStG — Umsatzsteuer; Uberlassung von
Standflachen auf Kirmessen durch die Gemeinde;
Begriffe ,Vermietung und Ver pachtung

von Grundstiicken“ V+V

Entgegen der Auffassung des Beklagten sind die Umsctze aus
der Uberlassung von Standfl&chen auf Kirmessen durch dieKl&
gerin in den Streitjahren nach § 4 Nr. 12 Buchst. a UStG um-
satzsteuerfrei.

§ 4 Nr. 12 Buchst. a USIG befreit die ,Vermietung und Ver-
pachtung von Grundstiicken" und beruht auf der insoweit wort-
|lautgleichen Bestimmung desArt. 13 Teil B Buchst. b der Richt-
linie 77/388/EWG bzw. nunmehr Art. 135 Abs. 1 Buchst. | der
Richtlinie 2006/12/EG. Die Begriffe Vermietung und Verpach-
tung von Grundstiicken verweisen daher nicht auf die 8§ 535ff.
BGB, sondern stellen eigensténdige Begriffe des Gemein-
schaftsrechts dar, die als Tatbestandsmerkmale einer USt-Be-
frelungsvorschrift eng auszulegen sind (vgl. z. B. EUGH-Urteil
vom 6.12.2007 C-451/06, Walderdorff, Slg 2007, 1-10637
Rn. 16, 18 m.w.N.). Nach der Rechtsprechung des EuGH und
des BFH ist wesentliches Merkmal dieser gemeinschaftsrecht-
lichen Begriffe , Grundstiicksvermietung” bzw. ,, Grundstiicks-
verpachtung”, dass dem Mieter (Pachter) vom Vermieter (Ver-
pachter) eines Grundstiicks auf bestimmte Zeit gegen eine Ver-
gutung das Recht eingeraumt wird, dieses Grundstiick soin Be-
sitz zu nehmen, als ob er dessen Eigentiimer wére, und jede an-
dere Person von diesem Recht auszuschlief3en (vgl. z. B. EUGH-
Urteile vom 12.6.2003 C-275/01, Sinclair Collis Ltd., Slg.
2003, 1-5965 Rdnrn. 22, 25; vom 3. 3. 2005 C-428/02, Fonden
Marselisborg Lystbadehavn, Slg. 2005, 1-1527, Rdnrn. 27, 30;
vom 6.12.2007 C-451/06, Walderdorff, Slg 2007, 1-10637
Rn.17; BFH-Urteile vom 24.1.2008 V R 12/05, BFHE 221,
310, BStBI 11 2009, 60, vom 12.5.2011 V R 50/10, BFH/NV
2011, 1407).

Die Uberlassung der Standplétze durch die Klagerin an die
Beschicker der jeweiligen Kirmes erfullt diese Voraussetzun-
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gen. Es handdlt sich dabei nach Auffassung des Senats um ei-
ne einheitliche nach 8 4 Nr. 12 Buchst. aUStG steuerfreie Ver-
mietungsleistung, die nicht in eine steuerpflichtige und eine
steuerfreie Leistung aufzuteilen ist.

Fir die Annahme einer einheitlichen Leistung sind nach der
Rechtsprechung des EUGH und des BFH im Wesentlichen fol-
gende Grundsétze mal3geblich: Jede Dienstleistung ist in der
Regel als eigene, selbsténdige Leistung zu betrachten; ande-
rerseitsdarf aber einewirtschaftlich einheitliche Dienstlei stung
nicht kunstlich aufgespalten werden (vgl. EuUGH-Urteil vom
25.2.1999 C-349/96, Card Protection Plan Ltd., Slg. 1999,
1-973; BFH-Urteilevom 2.3.2006 V R 25/03, BFHE 213, 134,
BStBI 11 2006, 788, vom 10.2.2010 X| R 49/07, BFHE 228,
456, BStBI 11 2010, 1109). Bel einem aus einem Leistungs-
biindel bestehenden Umsatz ist daher fir die Frage, ob der Un-
ternehmer mehrere sel bstandige Hauptl eistungen oder eineein-
heitliche Leistung erbringt, im Rahmen einer Gesamtbetrach-
tung auf dasWesen des Umsatzes abzustellen (vgl. BFH-Urteil
vom 24.1.2008V R 12/05, BFHE 221, 310, BStBI 11 2009, 60,
BFH-Urteil vom 15.1.2009 V R 91/07 BFHE 224, 172,
BStBI. I1 2009, 615). Eine L eistungist danach alsNebenleistung
Zu einer Hauptlei stung anzusehen, wenn sie aus der Sicht eines
Durchschnittsverbrauchers im Vergleich zu der Hauptleistung
nebensachlich ist, mit ihr eng — im Sinne einer wirtschaftlich
gerechtfertigten Abrundung und Ergénzung — zusammenhangt
und Gblicherweise in ihrem Gefolge vorkommt. Sie darf fur
den Leistungsempfanger keinen eigenen Zweck haben, sondern
sie muss das Mittel darstellen, um die Hauptleistung des Lei-
stenden unter optimal en Bedingungen in Anspruch nehmen zu
kénnen (BFH-Urteil vom 15.1. 2009V R 91/07 BFHE 224, 172,
BStBI. 11 2009, 615).

Der BFH hat in den Urteilen vom 24.1.2008 V R 12/05
(BFHE 221, 310, BStBI 11 2009, 60) undV R 13/05 (HFR 2008,
733) auch ausdriicklich ausgefiihrt, dass die Rechtsprechung
des Senats (z. B. BFH-Urteile vom 7. April 1960V 143/58 U,
BFHE 71, 41, BStBI 111 1960, 261, unter 2.; vom 25. April 1968
V 120/64, BFHE 93, 393, BStBI |1 1969, 94), wonach bei Wo-
chenmérkten, Jahrmérkten und &hnlichen Veranstaltungen un-
ter Umstanden eine Aufteilung in Betracht zu ziehen ist, Uber-
holt sei und fir die Steuerbefreiung entscheidend sei, ob eine
einheitliche Leistung vorliege, und wenn dies zutreffe, ob die
Vermietungsteilleistung prégend sei.

Nach MaRgabe dieser Grundsitze ist in der Uberlassung der
Standplétze aufgrund des von der Kl&gerin bel den jeweiligen
Umsdatzen verwendeten Vertrages, der dem Senat als Muster-
vertrag vorliegt, eine einheitliche Leistung der Kl&gerin zu se-
hen. Danach ist die Uberlassung der Standplétze das wesentli-
che Element der Leistungen der Kl&gerin an die Platzbewerber,
fr dieder jeweilige Platzbewerber auch das Entgelt zahlt. Dies
ergibt sich flr den Senat schon daraus, dass die Standgelder
nach § 1 und § 3 des Mustervertrages nach der jeweilsin An-
spruch genommenen PlatzgroRRe (2 Euro/gm bzw. 1,50 Euro/gm)
berechnet werden.

Die darliber hinaus erbrachten Leistungen wie die Festset-
zung des Termins und die Organisation der jeweiligen Kirmes,
gegebenenfallsWerbung, sowie die Be- und Entwésserung stel-
len nach Auffassung des Senats demgegentber nur Nebenlei-
stungen zur Hauptleistung ,Vermietung” dar. Nach der nach der
Rechtsprechung mal3geblichen Perspektive der Platzbewerber
(Durchschnittsverbraucher) haben die Organisationslei stungen
sowiedie Zurverfligungstellung von Be- und Entwésserung kei-
nen eigenen Zweck, sondern stellen lediglich dasMittel dar, um
die Hauptleistung (Uberlassung der Standplé&tze) unter optima-
len Bedingungen ausnutzen zu kdnnen. Dem jeweiligen Platz-
bewerber kommt es gerade darauf an, unter Ausschluss ande-
rer fur die Dauer der Kirmes eine Standfléche zu erhalten, auf
der er seinjeweiliges Geschaft (Fahrgeschéft, Vertrieb von Wer
ren, Imbiss- bzw. Getrénkestand) betreiben kann. Die weiteren
Leistungen der Kl&gerin sind fur ihre Vertragspartner nur im
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Hinblick auf den Betrieb ihresjeweiligen Geschaftsim Rahmen
ihres Standplatzes von Nutzen und haben fir diese keinen ei-
genen Zweck.

Fir den Senat besteht insoweit kein Unterschied zur Uber-
lassung von Standpl&tzen auf Wochenmérkten durch die KI&
gerin, dievom Beklagteninzwischen alseinheitliche steuerfreie
Vermietungsl eistung angesehen wird. Die Klagerin handelt bei
der Uberlassung von Standplétzen auf Wochenmaérkten auf der
gleichen Rechtsgrundlage (Satzung Uber die Wochen- und
Krammaérkte sowie Volksfeste (Kirmessen) vom 14.12. 2001).
Nach ihrem unwidersprochenen Vortrag erbringt sie bei den\Wo-
chenmérkten sogar noch weitere L eistungen, wiedie Zurverfi-
gungstellung von Strom, fir den bei den Kirmessen der jewei-
lige Platzbewerber sogar selbst sorgen muss. Der Senat vermag
insbesondere auch nicht der Auffassung des Beklagten folgen,
dass eine Kirmes eine straffere Organisation und héheren A uf-
wand durch die Kl&gerin und somit eine Leistung der Kl&gerin
an die Platzbewerber erfordere, die es rechtfertigen wiirde, die
Uberlassung der Standplé&tze nur als Teil einer Leistung beson-
derer Art zu sehen.

Auch die Einlassung der Kl&gerin, die Platzbewerber seien
verpflichtet, ihre Geschéfte auf der jeweiligen Kirmes unein-
geschrankt zu betreiben, fihrt insoweit nicht weiter. Denn nach
der 0.9. Rechtsprechung ist insoweit die Sicht des Leistungs-
empfangers und nicht die Sicht des L eistenden mal3geblich. Im
Ubrigen handelt essich auch nicht um einefur ein gewerbliches
Mietverhdtnis ungewohnliche Klausel.

(FG MUnster, Urteil vom 7. 8. 2012 - 15K 4623/09 U —n. rkr.)

Hinw. d. Red.: Az. der vom BFH zugelassenen Revision:
V R5/13.

884, 12 UStG — Umsatzsteuer; sog. Hotelsteuer;
Zimmervermietung an Prostituierte;
Umsatzsteuertarif

Die Steuersatzermalligung nach 812 Abs.2 Nr.11 Satz1
UStG setzt ebenso wie § 4 Nr. 12 Satz 2 UStG eine Vermietung
von Wohn- und Schlafraumen zur kurzfristigen Beherbergung
voraus. Hieran fehlt esbei einer Vermietungineinem,, Bordell“.

(BFH, Urteil vom 22.08.2013 -V R 18/12)

Hinw. d. Red.: Hierzu lautet die BFH-Pressemitteilung
Nr. 72 vom 23.10. 2013:

>> Umsatzsteuer: Zimmervermietung an Prostituierte

Wer in einem Eroscenter Zimmer an Prostituierte entgeltlich
Uberlasst, vermietet keine ,Wohn- und Schlafréume zur kurz-
fristigen Beherbergung” (sog. Hotelsteuer) und mussseineLei-
stungen deshalb dem Regel steuersatz unterwerfen.

So entschied der Bundesfinanzhof (BFH) durch Urteil vom
22. August 2013V R 18/12in einem Fall, in dem ein Bordell-
betreiber Zimmer an Prostituierte vermietete. Diese sog. Ero-
tikzimmer waren mit Doppel bett, Waschbecken, WC, Bidet,
Whirlpool und Spiegeln ausgestattet. Der Tagespreis (je nach
Ausstattung 110 bis 170 €) umfasste volle Verpflegung; Bett-
wasche und Handtticher wurden gestellt. Die Flure zu den Zim-
mern waren videoUberwacht. Der Bordellbetreiber verzichtete
auf die Steuerfreiheit und unterwarf die Leistungen in der Um-
satzsteuervoranmeldung dem erméaf3igten Steuersatz. Finanz-
amt und Finanzgericht versteuerten die Umsétze nach dem Re-
gelsteuersatz.

Das sah der BFH genauso. Vermietet ein Unternehmer Wohn-
und Schlafréume, dieer zur kurzfristen Beherbergung von Frem-
den bereithélt, soist diese Leistung andersalsdie auf Dauer an-
gelegte Vermietung steuerpflichtig (8 4 Nr. 12 Satz 2 des Um-
satzsteuergesetzes — USEG ), unterliegt aber nach §12 Abs. 2
Nr.11 UStG dem erméaldigten Steuersatz. Bei einem Bordell fehlt
es am Tatbestandsmerkmal der ,, Beherbergung”. Die Zimmer
werden den Prostituierten zur Ausiibung gewerblicher Tétig-
keiten Uberlassen. <<
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Weiterer Hinw. d. Red.: Vgl. BFH-Pressemitteilung vom
8.5. 2013 zur Entscheidung des Grof3en Senats des BFH — GrS
1/12 — in Gul' 2013, 99 f. (Magazin-Themenschwerpunkt
»Deutschland in Europa“, Unterpunkt H, ,, Zwangsprostitution,
Menschenhandel, Organhandel“), dass selbsténdig tétige Pro-
stituierte Einkiinfte aus Gewerbebetrieb erzielen.

8835, 370 AO; §25 StGB — Steuerhinter ziehung
durch Unterlassen; bandenmaRige Erwirtschaftung
eines betriigerischen , Umsatzsteuer gewinns'

1. Téter einer Steuerhinterziehung durch Unterlassen (8§ 370
Abs.1 Nr.2 AO) kann nur derjenige sein, der selbst zur Auf-
klérung steuerlich erheblicher Tatsachen besonders verpflich-
tet ist.

2. DasMerkmal ,, pflichtwidrig in § 370 Abs. 1 Nr. 2A0 be-
zieht sich allein auf dasVerhalten des Téters, nicht auf dasjeni-
geeinesanderen Tatbeteiligten. Damit kommt el ne Zurechnung
fremder Pflichtverletzungen auch dann nicht in Betracht, wenn
sonst nach algemeinen Grundsdtzen Mittéterschaft vorliegen
wirde.

3. Eine eigene Rechtspflicht zur Aufklarung Uber steuerlich
erhebliche Tatsachen trifft geméaR § 35 AO auch den Verfi-
gungsberechtigten. Verfligungsberechtigter im Sinnedieser Vor-
schrift kann auch ein steuernder Hintermann sein, der ihm ge-
geniiber weisungsabhangige ,, Strohleute® im Rechtsverkehr
nach aul3en im eigenen Namen auftreten |8sst.

(BGH, Urteil vom 9.4.2013 - 1 StR 586/12)

814 1ns0O; §251 AO — I nsolvenzer 6ffnungsver fahren;
I nsolvenzantrag des Finanzamts; Glaubhaftmachen
der Steuerschuld und des | nsolvenzgrundes

1 |. Das Finanzamt (fortan: Glaubiger) hat wegen offenste-
hender Steuerforderungen einen Antrag auf Eréffnung des In-
solvenzverfahrens Uber das Vermdgen des K. (fortan: Schuld-
ner) gestellt. Das Insolvenzgericht [AG Potsdam] hat den An-
trag als unzuldssig zurtickgewiesen. Die sofortige Beschwerde
[LG Potsdam] hat keinen Erfolg gehabt. Mit der Rechtsbe-
schwerde will der Glaubiger weiterhin die Eréffnung des In-
solvenzverfahrens erreichen.

2 |I. Der angefochtene Beschlussist nicht mit Griinden ver-
sehen; bereits dies nétigt zu seiner Aufhebung (84 InsO, §576
Abs. 3, 8547 Nr.6, §577 Abs. 4 Satz1 ZPO). [...]

5 111. Aufgrund des fehlenden Sachverhaltsist der Senat zu
einer eigenen Sachentscheidung nicht in der Lage. Die Sache
ist deswegen gemal3 § 577 Abs. 4 Satz 1 ZPO zuriickzuverwei-
sen, und zwar an das Insolvenzgericht. Das halt der Senat fir
sachgerecht, welil eine erschdpfende Prifung der Zulé&ssigkeit
des Erdffnungsantrags sowie der Er6ffnungsvoraussetzungen
bislang noch nicht stattgefunden hat (vgl. BGH, Beschlussvom
22. Juli 2004 —1X ZB 161/03, BGHZ 160,176, 185).

6 FUr den weiteren Verfahrensgang weist der Senat auf Fol-
gendes hin:

7 1. Grundsétzlich ist der Insolvenzantrag eines Finanzam-
tes nur zuléssig, wenn Steuerbescheide und gegebenenfalls et-
waige Steueranmel dungen des Schuldners (88 150, 167 AO, 18
USIG; vgl. Rau/Durrwéchter/Stadie, USEG, 2011, § 18 Rn. 113)
vorgelegt werden. Eine Liste der in der Vollstreckung befindli-
chen Rickstande reicht regelméfiig nicht aus. Eine Glaubhaft-
machung der Forderungen durch das Finanzamt durch Vorlage
der Bescheide oder der Steueranmeldungen kann ausnahms-
weise entbehrlich sein, wenn das Finanzamt die ausstehenden
Steuern genau beschreibt und der Schuldner diese Forderungen
nicht bestreitet (vgl. BGH, Beschlussvom 9. Juli 2009—1X ZB
86/09, ZInsO 2009, 1533 Rn. 3; vom 13. Juni 2006 — I1X ZB
214/05, ZInsO 2006, 828 Rn. 8 ff).

8 2. Bei der Frage, ob der Steuerschuldner nach den beiden
erfolgten Zahlungsaufforderungen Steuerschulden zurtickge-
fuhrt hat, wird das Amtsgericht den hierzu wegen eines unter-
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|lassenen gerichtlichen Hinweises (Art. 103 Abs. 1 GG) erst im
Rechtsbeschwerdeverfahren erfolgten neuen Sachvortrag des
Gléaubigers berticksichtigen muissen, dass die Geltendmachung
nur der Umsatzsteuerforderungen im I nsolvenzantrag nicht auf
einer Zahlung des Steuerschuldners, sondern darauf beruht, dass
fur die Eintreibung der riickstandigen Einkommensteuer nun-
mehr ein anderes Finanzamt zusténdig ist.

9 3. DieGlaubhaftmachung des Insolvenzgrundes muss nicht
notwendig durchVorlage einer Bescheinigung tiber einen frucht-
losen Vollstreckungsversuch oder durch die Erklarung des Fi-
nanzamtes, erfolglos gegen den Steuerschuldner vollstreckt zu
haben, erfolgen. Der antragstellende Gl&ubiger kann den Eroff-
nungsgrund auch auf andere Weise glaubhaft machen (BGH,
Beschluss vom 23. Oktober 2008 — I X ZB 7/08, WuM 2009,
144 Rn. 3). Die schlichte Nichtbegleichung einer unbestritte-
nen Forderung kann im Einzelfall eine weitere Glaubhaftma-
chung entbehrlich machen (vgl. BGH, Beschlussvom 28. April
2008—11 ZR 51/07, ZInsO 2008, 1019 Rn. 5; FK-1nsO/Schmer-
bach, 6. Aufl., 8 14 Rn. 125; Uhlenbruck, InsO, 13. Aufl., § 14

Rn. 81). EinIndiz fur diefehlende Zahlungsfahigkeit kann sein,
wenn der Schuldner auf Zahlungsaufforderungen durch das Fi-
nanzamt nicht reagiert und dem angekiindigten Vollstreckungs-
versuch weder entgegentritt noch den Zugang zur Wohnung er-
moglicht.

(BGH, Beschlussvom 12.7.2012 — I X ZB 264/11)

88130, 133, 17 InsO; §286 ZPO —

I nsolvenzanfechtung; Glaubiger benachteiligung;
um Wochen ver zbgerte Begleichung der
Sozialver sicherungsbeitr age

Tilgt der Schuldner Sozialversicherungsbeitrage Uber einen
Zeitraum von zehn Monaten jeweils mit einer Verspatung von
drei bis vier Wochen, kann das Tatgericht zu der Wirdigung
gelangen, dassder Sozia versicherungstréger allein aus diesem
Umstand nicht auf eine Zahlungseinstellung des Schuldners
schlief3en musste.

(BGH, Urteil vom 7.11.2013 — IX ZR 49/13)
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BVerfG-Pressemitteilung Nr. 57/2013 vom 17.9.2013

Eilantrag der NPD gegen den Bundesprasidenten
abgelehnt

Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts hat mit Be-
schluss vom heutigen Tage einen Antrag der NPD auf Erlassei-
ner einstweiligen Anordnung gegen den Bundesprasi denten ab-
gelehnt. Mit dem Eilantrag wollte die NPD erreichen, dass der
Bundesprésident es unterlasst, durch Verlautbarungen zu ihrem
Nachteil in den Wahlkampf einzugreifen. In der Hauptsache
wird der Senat Uber das Organstreitverfahren zu einem spéte-
ren Zeitpunkt entscheiden.

Der Entscheidung liegen im Wesentlichen die folgenden Er-
wégungen zugrunde:

1. Ende August 2013 nahm der Antragsgegner an einer Ge-
spréchsrunde vor mehreren hundert Schillern eines Schul zen-
trumsteil. Dabei ging es auch um die seit geraumer Zeit statt-
findenden Proteste von Mitgliedern, Aktivisten und Unterstiit-
zern der Antragstellerin gegen ein Asylbewerberheim. Gegen
diese Proteste gab es Gegendemonstrationen. Nach Uberein-
stimmenden Medienberichten begrufte der Antragsgegner die
gegen dieAntragstellerin gerichteten Demonstrationen und sag-
te: ,Wir brauchen Birger, dieauf die Straf3e gehen und den Spin-
nernihre Grenzen aufweisen. Dazu sind Sie alle aufgefordert.”
Weiterhin erklarte der Antragsgegner, solange die Antragstel-
lerin nicht verboten sei, miisse man deren Ansichten allerdings
ertragen. ,,Ich bin stolz, Président eines Landes zu sein, in dem
die Burger ihre Demokratie verteidigen*.

2. Nach 8 32 Abs. 1 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes
kann das Bundesverfassungsgericht im Streitfall einen Zustand
durch einstweilige Anordnung vorl&ufig regeln, wenn dies zur
Abwehr schwerer Nachteile, zur Verhinderung drohender Ge-
walt oder aus einem anderen wichtigen Grund zum allgemei-
nen Wohl dringend geboten ist. Im Organstreitverfahren be-
deutet der Erlass einer einstweiligen Anordnung einen Eingriff
desBundesverfassungsgerichtsin die Autonomie einesanderen
Verfassungsorgans. Bei der Prufung der Voraussetzungen ist
deshalb grundsétzlich ein strenger Mal3stab anzulegen.

3. Danach liegen die Voraussetzungen fir den Erlass einer
einstweiligen Anordnung hier nicht vor. Das Recht politischer
Parteien auf Chancengleichheit bei Wahlen wird verletzt, wenn
Staatsorgane, zu denen der Antragsgegner zahlt, parteiergrei-
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fend zugunsten oder zu Lasten einer politischen Partei in den
Wahlkampf einwirken. Eineihren Anspruch auf die Gleichheit
ihrer Wettbewerbschancen beei ntrachtigende Wirkung kann fiir
eine Partei von der Kundgabe negativer Werturteile Gber ihre
Ziele und Betétigungen ausgehen.

Aufgrund der Stellungnahme des Antragsgegners ist davon
auszugehen, dass ihm diese Gefahrdungslage bewusst ist. Vor
diesem Hintergrund ist nicht zu erwarten, dass der Antrags-
gegner, wie von der Antragstellerin beflirchtet, bis zur Bundes-
tagswahl am 22. September 2013 sich in einer Weise aul3ern
wird, die dem nicht Rechnung tragt.

BVerfG-Pressemitteilung Nr. 74/2013 vom 10.12. 2013

M iindliche Verhandlung in Sachen ,, AuRerungsbefugnisse
des Bundesprasidenten*”

Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts verhandelt
am Dienstag, 25. Februar 2014, 10.00 Uhr im Sitzungssaal des
Bundesverfassungsgerichts, Amtssitz Waldstadt*, Rintheimer
Querallee 11, 76131 Karlsruhe in der Hauptsache tiber ein Or-
ganstreitverfahren der NPD gegen den Bundesprésidenten (2
BVE 4/13). Die NPD sieht sich durch Auf3erungen des Bundes-
présidenten, dieerimVorfeld der Bundestagswahl 2013 getétigt
hat, in ihrem Recht auf Wahrung der Chancengleichheit ver-
letzt.

Uber den zugrundeliegenden Sachverhalt informiert die Pres-
semitteilung Nr. 57/2013 vom 17. September 2013 [= GuT 2013,
244] zum Eilantrag, der mit dem Organstreitverfahren verbun-
den war. Der Zweite Senat lehnte diesen Eilantrag durch Be-
schlussvom 17. September 2013 ab und verwarf mit Beschluss
vom 19. September 2013 einen von der NPD erhobenen Wi-
derspruch.

Gliederung fir die mindliche
Verhandlung des Zweiten Senats des

Bundesverfassungsgerichts am 25. Februar 2014
A. Einfuhrende Stellungnahmen (je 5 Minuten)
B. Zulassigkeit

C. AuRerungsbefugnisse des Bundesprésidenten
1. Verfassungsrechtliche Grundlagen

2. Verfassungserwartung

3. Reichweite

— Neutralitétsverpflichtung
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— Chancengleichheit der Parteien
— herabsetzende AuRerungen

4. Verhdltnis zu 6ffentlichkeitsbezogenen AuRerungen der
Bundesregierung

D. Folgeerwégungen und abschlief3ende Stellungnahmen

Anmerkung: DasverfassungsgerichtlicheVerfahren desWi-
derspruchs der Antragstellerin gegen die Ablehnung des Erlas-
ses einer einstweiligen Anordnung durch den Beschluss vom
17. September 2013 ist als solches auch von weitem Interesse
fur die Entwicklung der politischen Kultur im Deutschland nach
der Wiedervereinigung.

In dem Verfahren war Uber den Antrag zu entscheiden fest-
zustellen, dass der Bundesprésident alsAntragsgegner die Rech-
te der Antragstellerin, der Nationaldemokratischen Partei
Deutschlands (NPD), also einer politischen Partei, aus Artikel
21 Absatz 1 Satz 1, Artikel 38 Absatz 1 Satz 1 des Grundgeset-
zes dadurch verletzt hat, dass er im Rahmen eines Auftritts vor
Schilern des Oberstufenzentrums in Berlin-Kreuzberg am 29.
August 2013 Proteste gegen die Antragstellerin in Berlin-Hel-
lersdorf 6ffentlich unterstiitzt und Mitglieder, Aktivisten und
Unterstiitzer der NPD als,, Spinner” bezeichnet und auf diese
Wei se unter Verletzung seiner Pflicht zur parteipolitischen Neu-
tralitét zulasten der Antragstellerin in den laufenden Bundes-
tagswahlkampf eingegriffen hat.

Das Bundesverfassungsgericht — Zweiter Senat — unter Mit-
wirkung der Richterinnen und Richter Prasident Vol3kuhle,
L ibbeWolff, Gerhardt, Landau, Hermanns, Miller und Kessal-
Wulf hat am 19. September 2013 beschlossen: Der Widerspruch
wird verworfen.

Die Grindefuhren aus. Der Widerspruch sei mangels Rechts-
schutzbediirfnisses unzuléssig. , Der Antragsgegner hat erklart,
die Feststellung des Senats im Beschluss vom 17. September
2013, die beschriebene Gefahrdungslage sei ihm bewusst und
vor diesem Hintergrund sei nicht zu erwarten, dass er bis zur
Bundestagswahl am 22. September 2013 sich in einer Weise
auilern werde, die dem nicht Rechnung trage, sei zutreffend.
Ferner erachte er daher das Rechtsschutzinteresse der Antrag-
stellerin im Verfahren nach § 32 Abs. 3 BVerfGG fur nicht ge-
geben. Damit habe der Antragsgegner deutlich gemacht, dass
er sich bis zur Bundestagswahl nicht in der von der Antragstel-
lerin befUrchteten Wei se duRern werde. ,, Dies steht nicht im Wi-
derspruch zur Aussage des Antragsgegners, so, wie er bislang
durch seine AuRRerungen dieAntragstellerin nicht inihren Rech-
ten verletzt habe, werde er dies auch kunftig nicht tun. Damit
gibt er lediglich seine Bewertung der Sachlage im Hinblick auf
das Hauptsacheverfahren wieder

Nun mag angenommen werden, ein geistlicher Herr brauche
sein besoldetes Amt, solange er Bundesprasident sein diirfe,
nicht niederzulegen, er diirfe diesesAmt nur nicht austiben (vgl.
Schmidt-Bleibtreu/Klein, Kommentar zum Grundgesetz fiir die
Bundesrepublik Deutschland, Neuwied und Berlin 1967, Arti-
kel 55 Randnr. 4.). Daher folgte der im zweiten Anlauf amtie-
rende Bundespréasident lediglich der Stimme seinesHerrn (vgl.
Matth. 22, 21), wenn er in den Niederungen des bundesrepu-
blikanischen Wahl kampfgeschehens um Macht und eigenstich-
tige Pfriinde, um Steuern und gerafftes Geld, um Krieg und Frie-
den, um Niedertracht und Verrat, der Welt geben wirde, was
dieser sei: Seine klare Positionierung.

Weiter mag angenommen werden, im bundesrepublikani-
schen Geschehen 2013 seien,, Spinner nur dort politischin Par-
teien und Wahlkampfen aktiv oder seien deren Mitglieder oder
Unterstitzer, wo nicht SPD oder CDU oder Griine oder Linke
oder Liberale oder Bibeltreue oder Sonstige in der Umhullung
des Schaf spel zes auftréten.

Wenn der Bundesprasident in diesen Ansinnen von ,, Spin-
nern“ vor den Oberstufenschilern vorsorglich alle Andersmei-
nenden abgekanzelt hétte, lief}e sich dies mit dem Bild, dasdie
amtsrespektvolle Offentlichkeit von einem Bundesprésidenten
hétte, nicht in Einklang bringen. Esist allgemein bekannt, dass
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politische Parteien die politische Wirklichkeit sowohl abbilden
alsauch préagen —und zwar ale politischen Parteien, die bei der
politischen Willensbildung des Volkes mitwirken. Welcher
Grund sollte einen Bundesprasidenten beseelen, den Termin-
plan nach Aktionen gegen einzelne ,, Spinner* auszurichten?

»Gebt Gott, was Gottes ist*, kénnte aber dem Sehnen nach
jahrzehntelangem Ruf in der Wiiste der gottlosen Deutschen
Demokratischen Republik die Erfullung gegeben haben, alsden
Kindern in Kreuzberg Richtung zu geben dem Bundesprasi-
denten ein Herzensanliegen gewesen sein wird. Die patriarcha-
le Struktur im véterlichen Gustus allerdings scheint nicht recht
hierhin zu passen. Zwar ist auch dem zum Bundesprasidenten
gewéhlten Mann die Ausstrahlung einer natirlicherweise zu-
gewachsenen Funktion des Familienoberhauptes, gar des pater
patriae nicht abzusprechen. Auch verkorpert dasAmt die Pflich-
tenlibernahme aus Gottesgnadentum, wenn auch in der zeit-
gemaf3en Form der Anlehnung an die Gepflogenheiten in der
Neuen Welt, die weder Hofschranzen noch Courtisanen kennt.
Dennoch:

Auch als Verfassungsorgane sich personlich kennengelernt
zu haben (vgl. Ansprache beim Antrittsbesuch im Bundesver-
fassungsgericht, Gul 2012, 439), ruhrt nicht an des Bundes-
présidenten Funktionszuweisung im Grundgesetz. | nnerhalb der
Gewaltenteilung ist er der Exekutive zuzurechnen (Schmidit-
Bleibtreu/Klein aaO. Artikel 55 Randnr. 3.). Diese hat sich
selbstverstandlich aus dem Wahlkampf der politischen Partei-
en herauszuhalten. Jedenfalls in der gegen alle Anfeindungen
noch existierenden Bundesrepublik Deutschland wurde von der
Mehrheit desVolkes bislang kein anderes Grundgesetz auf den
Weg gebracht.

Ulrich von Schoenebeck, Bonn

SPD-Bundestagsfraktion
Pressemitteilung vom 4.12.2013

L uxemburg: Auch neue Regierung will Kampf gegen
Steuer hinter ziehung blockieren

Joachim Pol3, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender: Lu-
xemburg blockiert die Européische Union bei deren Bemiihen
um mehr Steuergerechtigkeit. Dabel besteht mit einer neuen Re-
gierung eine echte Chance, L uxemburg zum aktiven Unterstit-
zer im Kampf gegen Steuerhinterziehung zu reformieren.

»Mit dem Wechsel im Premierministeramt und einer neuen
Regierung hat L uxemburg eine echte Chance, vom Bremser im
Kampf der EU gegen grenziiberschreitende Steuerhinterziehung
zum aktiven Unterstltzer zu werden. Erste Aul3erungen desneu-
en Premierministers hdren sich aber leider so an, alswolle Herr
Bettel die Schutzpolitik seinesVorgéangers fir Steuerhinterzie-
her fortsetzen: Auch die neue luxemburgische Regierung will
wohl der erweiterten EU-Zinsrichtlinie erst zustimmen, nach-
dem die Schweiz zu weitrei chenden Fortschrittenim Kampf ge-
gen die grenziiberschreitende Steuerhinterziehung bereit ist.

Eine solche Haltung L uxemburgs bedeutet nichtsanderesals
einefortgesetzte Verschiebung der |&ngst tberfalligen Einigung
Uber die EU-Zinsrichtlinie. Luxemburg wie leider auch Oster-
reich blockieren die gesamte EU bei deren Bemihen, weniger
Steuerhinterziehung und damit auch mehr Steuergerechtigkeit
in der EU zu ermdglichen.”

Bundespresseamt (4.12.2013)

Gliickwunschschreiben von Bundeskanzlerin Merkel an
den neuen luxemburgischen Premierminister Bettel

Sehr geehrter Herr Premierminister,

anlasslich Ihrer heutigen Vereidigung zum Premierminister
des Groftherzogtums L uxemburg gratuliere ich Ihnen herzlich
und winsche Ihnen gleichzeitig fur IhreAmtszeit viel Kraft und
Erfolg.
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Deutschland und L uxemburg verbinden eine freundschaftli-
che Nachbarschaft und eine vertrauensvolle Partnerschaft. Nicht
nur im politischen, sondern auch im wirtschaftlichen, kulturel-
len und gesellschaftspolitischen Bereich sind unsere Bezie-
hungen eng und vielfaltig. Ich freue mich darauf, diese Zu-
sammenarbeit gemeinsam mit Ihnen weiter zu vertiefen, zum
Wohle unserer beiden Lander und Europas.

Mit freundlichen GruRen
AngelaMerkel
Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutschland

SPD-Bundestagsfraktion
Pressemitteilung vom 6.12. 2013

Kalte Progression: Weg mit der ideologischen Blockade
von CDU und CSU

Joachim Pol3, stellvertretender Fraktionsvorsitzender: Die
SPD-Bundestagsfraktion begrifdt das Scheitern der Pléne zur
Lkalten Progression” im Bundesrat. Gleichzeitig schlagt sievor
mit einer tragfahigen Gegenfinanzierung den Abbau der kalten
Progression anzugehen — etwa durch eine Erhéhung des Spit-
zensteuersatzes.

»ES war richtig, dass die Plane der alten Bundesregierung
zum Abbau der sogenannten , kalten Progression” im Bundes-
rat gescheitert sind: Deren Verwirklichung hétte die Bundes-
|ander Milliarden Euro gekostet, die an anderer Stelle schmerz-
lich gefehlt hétten. Oder Bund und Lander hétten ihre Ver-
schuldung hochfahren miissen; auch das wollte die rot-griine
Bundesratsmehrheit zu Recht nicht.

Andererseits konnte sehr schnell etwas gegen die kalte Pro-
gression getan werden, wenn es eine tragfahige Gegenfinan-
zierung gabe: CDU und CSU miissten lediglich ihre ideologi-
sche Blockade einer entsprechenden Anhebung des Einkom-
mensteuer-Spitzensatzes aufgeben.

Abbau der kalten Progression gegen einen htheren Spitzen-
steuersatz fUr sehr Einkommensstarke—dasware ein Schritt hin
zu mehr steuerlicher Gerechtigkeit bereits zu Beginn der neu-
en Legislaturperiode.”

BVerfG-Pressemitteilung Nr. 73/2013 vom 6.12. 2013

Eilantrag gegen SPD-Abstimmung uber das
Zustandekommen einer Grof3en Koalition erfolglos

Die 2. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungs-
gerichtshat den Antrag abgel ehnt, der SPD im Wege einer einst-
weiligen Anordnung zu untersagen, eineAbstimmung ihrer Mit-
glieder Uber das Zustandekommen einer Grof3en Koalition
durchzufiihren (Beschlussvom 6.12. 2013 -2 BvQ 55/13). Der
Antrag war abzulehnen, weil eine diese Abstimmung bean-
standende Verfassungsbeschwerde unzuldssig wére.

Wesentliche Erwagungen der Kammer:

1. Im Wege der Verfassungsbeschwerde konnen nur Akte der
offentlichen Gewalt angegriffen werden (Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a
GG, § 90Abs. 1 BVerfGG). An einem solchen Akt fehlt eshier.
Mit der Durchfiihrung einer Abstimmung Uber einen Koaliti-
onsvertrag unter ihren Mitgliedern tbt die SPD keine offentli-
che Gewalt aus. Offentliche Gewalt ist vornehmlich der Staat
in seiner Einheit, reprasentiert durch irgendein Organ. Parteien
sind nicht Teil des Staates. Sie wirken in den Bereich der Staat-
lichkeit lediglich hinein, ohne ihm anzugehéren.

2. Der Abschluss einer Koalitionsvereinbarung zwischen po-
litischen Parteien und die ihm vorangehende oder nachfolgen-
de parteiinterne Willenshildung wirken nicht unmittelbar und
dergestalt in die staatliche Sphére hinein, dass sie a's staatli-
ches Handeln qualifiziert werden konnten. Koalitionsvereinba-
rungen bedurfen vielmehr weiterer und fortlaufender Umset-
zung durch die regelméaidig in Fraktionen zusammengeschlos-
senen Abgeordneten des Deutschen Bundestages.

246

3. DieAbgeordneten des Deutschen Bundestages sind an Auf-
trage und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen
unterworfen (Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG). Die palitische Einbin-
dung des Abgeordneten in Partei und Fraktion ist verfassungs-
rechtlich erlaubt und gewollt. Das Grundgesetz weist den Par-
teien eine besondere Rolle im Prozess der politischen Willens-
bildung zu (Art. 21 Abs. 1 GG), weil ohne die Formung des po-
litischen Prozesses durch geeignete freie Organisationen eine
stabile Demokratie in grof3en Gemeinschaften nicht gelingen
kann. Dievon Abgeordneten —in Austibung desfreien Mandats
—gebildeten Fraktionen sind notwendige Einrichtungen desVer-
fassungslebens. Im organisatorischen Zusammenschluss geht
die Freiheit und Gleichheit des Abgeordneten nicht verloren.
Siebleibt innerhalb der Fraktion bei Abstimmungen und bei ein-
zelnen Abwei chungen von der Fraktionsdisziplin erhalten und
setzt sich im Anspruch der Fraktion auf proportionale Beteili-
gung an der parlamentarischen Willensbildung fort.

4. Wiedie politischen Partei en diesen parlamentari schen Wil-
lenshildungsprozess innerparteilich vorbereiten, obliegt unter
Beachtung der —jedenfalls hier — nicht verletzten Vorgaben aus
Art. 21 und 38 GG sowie des Parteiengesetzes grundsétzlich
ihrer autonomen Gestaltung. Es ist nicht erkennbar, dass die
vom Antragsteller beanstandete Abstimmung fir die betroffe-
nen Abgeordneten Verpflichtungen begriinden konnte, die tber
die mit der Fraktionsdisziplin verbundenen hinausgingen.

BMWi-Pressemitteilung vom 29.10.2013

Termin fur den Nationalen | T-Gipfel wird verschoben

Wegen des andauernden Prozesses der Bildung einer neuen
Bundesregierung wird der fir den 10. Dezember 2013 vorge-
sehene 8. Nationale | T-Gipfel auf Anfang 2014 verschoben. Der
neue Termin fUr den Gipfeltag in Hamburg und die Begleitver-
anstaltungen des | T-Gipfel s sowie weitere Einzel heiten werden
vom Bundesmini sterium fiir Wirtschaft und Technologiein K dir-
ze bekannt gegeben.

Der Nationae IT-Gipfel (http://www.bmwi.de/DE/ service,
did=473498.html) ist die zentrale Plattform fur Politik, Wirt-
schaft und Wissenschaft zur Gestaltung der digitalen Agenda
fur Deutschland. Nach Abschluss der Regierungshildung kon-
nen zu Beginn der L egislaturperiode gemeinsam Zieleund Mal3-
nahmen einer neuen Strategie fir den digitalen Wande! disku-
tiert und entwickelt werden.

Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Technologie in-
formiert alle Mitwirkenden und Géste des Nationalen I T-Gip-
fels Uber die Terminverschiebung und bedauert die durch die
Terminverschiebung entstandenen Umstéande.

Hinw. d. Red.: Seit 16./17.12. 2013 ist die Zustandigkeit im
»Bundesministerium fir Verkehr und digital e Infrastruktur” an-
gesiedelt. Das Bauressort geht an das Umweltministerium.

BM Wi-Pressemitteilung vom 10.12. 2013
Neuer Termin fur Nationalen | T-Gipfel in Hamburg

Der ursprunglich fur Dezember 2013 geplante Nationale
IT-Gipfel der Bundesregierung wird auf den 9. Dezember 2014
verlegt. Als Veranstaltungsort ist weiterhin Hamburg vorgese-
hen. Wie schon in den vergangenen Jahren soll es am 8. De-
zember 2014 ein Vortagesprogramm zu ausgewahlten Themen
geben.

Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Technol ogie plant
zudem fur Mé&rz 2014 ein hochrangiges Treffen der zusténdi-
gen Mitglieder des neuen Bundeskabinetts mit den Wirt-
schaftsvertretern, die den Arbeitsgruppen des I T-Gipfels vor-
sitzen. Dabei soll insbesondere die Fokussierung des I T-Gip-
fels als zentrale Plattform fir Wirtschaft, Tarifpartner, Zivilge-
sellschaft und Wissenschaft fur die Begleitung der digitalen
Agenda besprochen werden.
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Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Technologiewird
auf der Website www.it-gipfel.de Uber die bisher erzielten Er-
gebnisse des Gipfelprozessesim Jahr 2013 sowie Uber den wei-
teren Fortgang der Arbeiten informieren.

SPD-Bundestagsfraktion
Pressemitteilung vom 15. 8.2013

Bundesverkehrsminister Ramsauer kneift:
Mainzist Gberall

Zu der aktuellen Diskussion Uber die Personalsituation bei
der Deutschen Bahn AG erklaren der verkehrspolitische Spre-
cher der SPD-Bundestagsfraktion Soren Bartol und der Bahn-
beauftragte der SPD-Bundestagsfraktion Martin Burkert:

Wir erleben derzeit den Hohepunkt der gescheiterten Bahn-
politik von Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ramsauer. Nach
dem Winterchaos 2010 und dem Ausfall von Klimanlagen 2011
steht heute der Zugverkehr aufgrund fehlenden Personals still.

Der Bundesverkehrsminister duckt sich weg und erkléart alle
anderen fur verantwortlich. Die SPD erwartet von Minister
Ramsaver, dass er im Deutschen Bundestag zu einer Sonder-
sitzung des Verkehrsausschusses erscheint.

Offensichtlich ist der Minister seiner Aufsichtspflicht ge-
genuber der Bahn nicht gerecht geworden. Wir wollen wissen,
ob Herrn Ramsauer die Personal entwicklung bei den Stellwer-
ken bekannt war und welche Mal3nahmen er ergriffen hat.

Die schwarz-gelbe Koalition verhindert derzeit eine Sonder-
sitzung des Verkehrsausschusses an diesem Freitag. Wahrend
die Stellwerker aus dem Urlaub geholt werden sollen, will man
offensichtlich den Urlaub des Bundesverkehrsministers nicht
storen.

Wir begrifRen die getroffene Vereinbarung zur Personalpla-
nung zwischen den Personalverantwortlichen der Deutschen
Bahn AG (DB AG) sowie der Eisenbahn- und Verkehrsgewerk-
schaft (EVG) und dem Konzernbetriebsrat der Deutschen Bahn
AG. Es wurde allerhtchste Eisenbahn, dass die Unterneh-
mensfihrung gemeinsam mit den Betriebsréten aktiv wird. Bis
zum 15. Oktober 2013 soll einetragfahige L 6sung fir jeden Be-
trieb der DB AG vorliegen, Uber diedann Einvernehmen mit der
Arbeitnehmervertretung erzielt werden muss. Wichtige Grund-
lagen sind die Personal-Grundsétze des DemographieTarifver-
trages zwischen der EVG und der DB AG.

Damit wurde erreicht, dass Personal planungen im Unter-
nehmen nun endlich an dem tatséchlichen Bedarf ausgerichtet
werden. Die Einbeziehung der Arbeitnehmervertretung ist ein
wichtiger und richtiger Schritt, denn die Betriebsréte wissen am
besten, wo es zu Engpassen im Betrieb kommen kann.

Auch zeigt die Vereinbarung eines: Mit einem konstruktiven
Miteinander von Arbeitgeber, Gewerkschaft und Betriebsréten
kann ein nachhaltiges Konzept zur Personal planung entwickelt
werden. Leider hat das die FDP nicht erkannt. Stattdessen tritt
sie wieder eine sinnlose Debatte liber eine Privatisierung der
DB AG los und das obwohl ihr General sekretér Patrick Doring
im Bahn-Aufsichtsrat ist.

Bundestagsfraktion DIE LINKE
Pressemitteilung vom 15. 8.2013

Bahn-Chaos war absehbar — M anagement hat
Warnungen der Beschéftigten ignoriert

» Fur Bahnchef Rudiger Grube gilt im Zusammenhang mit
dem Chaos am Mainzer Hauptbahnhof der Satz aus der Wer-
bung: Er hétte besser jemanden fragen sollen, der sich damit
auskennt”, erkléart die verkehrspolitische Sprecherin der Frak-
tion DIE LINKE, Sabine Leidig. ,Das Desaster in der rhein-
land-pféalzischen Landeshauptstadt war absehbar. Seit Jahren
findet bei der Bahn ein systematischer Personalabbau in allen
Bereichen statt. Und esist keineswegs so, dass Betriebsréte und
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Beschéftigte, die die Situation vor Ort in der Regel realistischer
einschétzen kdnnen als die Konzernleitung, nicht vor den Kon-
segquenzen gewarnt hétten.* Leidig weiter:

»Erst jingst gab die Halfte der Bahn-Beschéftigten in einer
internen Befragung an, unzufrieden zu sein, weil sie die An-
weisungen ,von oben’ fir nicht zweckméfig hielten. Bislang
hat sich das Management einen feuchten Kehricht um die Mei-
nung der Beschéftigten geschert. Jetzt, wo dasKind in den Brun-
nen gefallen und der Mainzer Hauptbahnhof zumindest zeit-
weiselahmgelegt ist, sind Grube & Co. offenbar endlich bereit,
das einzig Richtige zu tun und die Beschéftigten mit ihrer Er-
fahrung und ihrer Kenntnis der Lage vor Ort ernst zu nehmen.
Fur die Reisenden, diein den letzten Wochen vergeblich auf ei-
nen Zug gewartet haben, kommt diese Einsicht leider zu spét.

Die Mainzer Misere legt zwei Schlussfolgerungen nahe: Er-
stens muss das Spitzenpersonal bei der Bahn ausgetauscht wer-
den. In die Chefetage der DB AG gehoren nicht Leute aus der
Automobil- und der Luftfahrtindustrie, nicht Juristen und Be-
triebswirtschaftler, sondern Kenner des Eisenbahnbetriebs.
Zweitens fordert DIE LINKE, dass die Beschéftigten mehr
Rechte bekommen, ihre Arbeitsbedi ngungen mitzubestimmen.
Dasist nicht nur eine Frage von Guter Arbeit, sondern auch ein
Sicherheitsfaktor —und im Bahnbetrieb ebenso notwendig wie
in Krankenhausern, Verwaltungen oder Industriebetrieben.”

SPD-Bundestagsfraktion
Pressemeldung vom 1.9.2013

Bahn-Chaosin Mainz: Ramsauer gibt wieder mal
anderen die Schuld

Zum Bericht des Bundesverkehrsministeriums zum Bahn-
chaosin Mainz fir die Sondersitzung des Verkehrsausschusses
am Montag erklart der stellvertretende Vorsitzende der SPD-
Bundestagsfraktion Florian Pronold:

Der zweieinhalbseitige , Bericht” Uber die , Konseguenzen
der aktuellen Situation der Deutschen Bahn AG fir die Zuver-
l&ssigkeit des Schienenverkehrsin Deutschland”, den Bundes-
verkehrsminister Ramsauer dem Verkehrsausschuss vorgel egt
hat, ist eine Frechheit und eine Nichtachtung des Parlaments.

Weder gibt der Bericht Auskunft Uber die Ursachen desBahn-
debakelsin Mainz, noch werden Abhilfemal3nahmen erl&utert.
Stattdessen sind seitenweise Pressemitteilungen der Deutsche
Bahn AG angehangt.

Schwarz-Gelb hat die Bahn ausbluten lassen. Zwei Milliar-
den an Zwangsdividende haben Ramsauer, Merkel & Co.inden
letzten vier Jahren der Bahn weggenommen. Auch die Einnah-
men aus der LKW-Maut hat Schwarz-Gelb der DB AG entzo-
gen. Ramsauers Bahn-Bilanz: Stillstand —im Sommer ist es zu
heil3, im Winter ist es zu kalt und jetzt fehlt das Personal.

Wieimmer bel Ramsauer: Schuld sind alle andern, nur nicht
er selbst. DieVerantwortung schiebt der Minister diesmal alein
auf dasManagement der Bahn. Damit kommt der Minister nicht
durch. Die SPD will eine detaillierte Aufklérung Gber die Ur-
sachen des Bahnchaos. Die dramatische Unterfinanzierung der
Bahn und die daraus erwachsende Personalknappheit in den
Stellwerken muss beseitigt werden. Dasfordert auch Bahn-Chef
Grube zu Recht.

Eines immerhin macht der Kurzbericht deutlich: Mainz ist
nur die Spitze des Eisbergs. An immer mehr Stellen im deut-
schen Schienennetz kommt es zu Verspéatungen und Zugausfél-
len, well das Personal fehlt. Die SPD-Bundestagsfraktion ver-
langt hierliber detailliert Auskunft, die Ramsauer mal wieder
nicht geben will.

www.prewest.de
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Bundestagsfraktion DIE LINKE
Pressemitteilungen vom 2.9.2013

Bahn muss komplett neu ausgerichtet werden

»Die heutige Sitzung der Verkehrspolitiker war ein einziges
Armutszeugnis. Dringend notwendig sind jetzt konstruktive
Diskussionen uber eine Revision der Bahnreform und nicht
Streitigkeiten zwischen Union und SPD darlber, wer die
,Zwangsdividende’ der Bahn an den Bund eingefihrt hat*, so
Sabine Leidig, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE, anlasslich der Sitzung desVerkehrsausschusses zur ak-
tuellen Situation der Deutschen Bahn AG. Leidig weiter:

or knapp zwanzig Jahren wurde der Grundstein fr die heu-
tige Misere gelegt. Sparen beim Personal, bei der Instandhal-
tung und Sicherheit bei gleichzeitiger Steigerung von Gewinn
und Borsenfahigkeit.

Notwendigist jetzt eine kompl ette Neuausrichtung der Bahn:
Weg von der Fokussierung auf Profite und Global Player, hin
zur Optimierung des 6ffentlichen Nah- und Fernverkehrs im
Interesse der gesamten Bevolkerung und der Bahnbeschéftig-
ten. Das erfordert unter anderem eine Aufwertung der Arbeits-
plétze. Es bedarf deutlich mehr Gelder, um mehrere Zehntau-
send zusétzliche Bahnarbeitspl étze, inshesondere in den Berei-
chen Service, Reinigung, Instandhaltung und Sicherheit zu
schaffen.

AuRerdem darf die DB AG nicht isoliert betrachtet werden.
Es musswieder eine Bahnpolitik aus einem Guss gemacht wer-
den, die die privaten Bahnen, die Aufsichtsbehdrden, wie das
EBA und auch die Hersteller der Infrastruktur und des rollen-
den Materials mit einbezieht. So droht mit der Schlie3ung des
TSTG-Schienenwerkes in Duisburg, obwohl laut Grube tau-
sende km Schienen in den n&chsten Jahren erneuert werden mus-
sen, das néchste Desaster: Keine Schienenproduktion mehr in
Deutschland, Konzentration und steigende Preise auf dem
Schienenmarkt und somit hthere Kosten fur Steuerzahler und
Bahnkunden. Dasfuhrt auch zu geringeren Investitionen in die
Bahninfrastruktur. Daher mussjetzt alles getan werden, um das
rentable Werk in Duisburg zu retten.”

Hinw. d. Red.: DasWerk wird zum 31. Dezember 2013 ge-
schlossen. Der dsterrei chische M utterkonzernVoestalpin (Linz)
wolle—so die Einschétzung der Bel egschaft in Duisburg-Bruck-
hausen — das eigene Werk in Leoben-Donawitz bei Graz besser
auslasten. Der Preis fur Schienen, der durch den sog. Schie-
nenfreunde-Skandal in den Keller ging, solle durch kinstliche
Verknappung wieder anziehen. Also misse Bruckhausen dicht
gemacht werden. Am Mittwoch, 13. November 2013, gegen
12.00 Uhr, sei ein Stlick deutscher Industriegeschichte abge-
schlossen worden. Die letzte produzierte Schiene prégten die
Arbeiter mit eéinem ganz besonderen Stempel: ,, Dieletzte Schie-
ne Deutschlands".

Vgl. http://www.derwesten.de/staedte/dui sburg/bei-den-tstg-
schienenwerken-in-duisburg-wurde-die-l etzte-schiene-gewal zt-
1d8664443.html#plx1784887125.

Vgl. auch http://www.tstg.de.
S. a. http://www.voestal pine.com/group/de/.

FDP im Deutschen Bundestag (13. 8.2013)

Verkehrspolitik
Bahn-Chaosist Ergebnisfalscher Personalpolitik

Der Mainzer Bahnhof hat zu wenig qualifiziertes Personal,
um das Stellwerk zu bedienen. Seit Tagen fallen deswegen Zi-
ge aus oder missen weitraumig umgeleitet werden. FDP-Ver-
kehrsexperte Oliver Luksic sieht die Ursache fir den Engpass
in einer verfehlten Personalpolitik des Ex-Bahn-Chefs Hart-
mut Mehdorn. Mehdorn sei damit jedoch nur dem rot-griinen
Diktat gefolgt, erklarte Luksic.

Die Sparmaf3nahmen, die nach der Teilprivatisierung unter
Rot-Grin ergriffen wurden, hétten die Personaldecke so weit
ausgediinnt, dass der Betrieb mancherorts nicht mehr aufrecht
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erhalten werden kann, kritisierte der verkehrspolitische Spre-
cher der FDP-Fraktion, Luksic. , Dasréacht sich jetzt“. Die FDP
habe sich deswegen ,,immer fir eine Privatisierung ohne Netz"
ausgesprochen, betonte der Liberale. Seit dem Amtsantritt von
Mehrdorns Nachfolger Ridiger Grube sei die Personalpolitik
grundsétzlich umstrukturiert worden, die Ergebnisse seien al-
lerdings noch nicht sichtbar. ,, Esist klar, dass die Schuld dafir
nicht beim Bahnpersonal liegt”, stellt der Liberaleklar.

» Der Aufruf, in der jetzigen Notlage aus dem Urlaub zuriick-
zukehren, ist ein Appell an die Eisenbahnerehre”, betonte der
Liberale. Es sei selbstverstandlich, dass ,,wer — ohne dazu ver-
pflichtet zu sein — den Urlaub abbricht, dafir eine grof3ziigige
Anerkennung erhalten” sollte. ,Wir fordern den Bahnvorstand
auf, mit aller Kraft daf ir zu sorgen, dass die Personal politik im
Konzern an den betrieblichen Erforderni ssen ausgerichtet wird",
so Luksic.

FDP-Fraktionschef Rainer Briderle, sprach von einer ,in-
ternationalen Blamage". Fir solche Zusténde kénne von den
Menschen kein Verstdndnis erwartet werden, erklérte Brider-
le. Er sprach sich fur eine Umstrukturierung des Bahn-Konzerns
aus. Zumrichtigen Zeitpunkt sei auch ein Bérsengang der Bahn
»Uberlegenswert”.

Anmerkung der Redaktion:

Das , Grof3e Eisenbahner-Ehrenwort” ist ebenso wie das
»Grof3e Postler-Ehrenwort* —wie Kundige zu wissen sich nicht
scheuen —im Zuge der Reformen an Bahn und Post vor Ort wie
auf ministerieller bzw. OPD-Ebenen bzw. Eisenbahnbezirks-
ebenen ohne Riicksicht auf Verluste und ohne auf nennenswer-
ten Widerstand der Gewerkschaften zu stof3en, in den Dreck
getreten worden. Die Aufgabenwahrnehmung zur Daseinsvor-
sorge wurde dem Unverstand untergeordnet. — Der Briefmar-
kenverkauf am Schalter wird heute garniert mit der Frage, ob
nicht doch ein Postbank-Konto (bei der Deutschen Bank) eroff-
net werden wolle (,wir sind hier ja sowieso nur noch Mieter,
muissen sowas fragen, das Postamt ist schon lange weg*). Sub-
unternehmer knechten mit ihren Fahrzeugen im Brief- und Pa-
ketdienst. Die Zustellbezirke der DHL werden ohne Riicksicht
auf die ,immer noch Postbeamten* und auf die Arbeitnehmer
Loptimiert*, um die wirtschaftlichen Risiken im Globalisie-
rungswettkampf oder Verluste bei der USA-Erstreckung oder
Wagnisse der vorgesehenen Lebensmittel zustelldienste abzu-
wélzen. Die Telefon-Sparte hat solcherart ,, Hausaufgaben*
schon lange gemacht. — Die Sicherheit auf Bahnhofenist Sache
einer ,,Bundespolizei“ geworden; Lokomotivfuhrers Traumbe-
ruf mit Aufstieg zum deutschlandweit eilenden Schnellzuglen-
ker ist langst einer Fahrt auf dem Abstellgleis des verkehrsver-
bundlichen Pendelverkehrs oder Rangierbahnhofs erlegen; das
Nachldsen der Fahrkarte gelingt ohne Nachldsungszuschlag
oder in Schulklassenstérke ausgesetzt zu werden nur dann un-
kompliziert, wenn dem Schaffner Uber dienstliche Kanéde be-
kannt ist, dass am Einstiegsbahnhof der Fahrkartenautomat ein-
mal mehr von gut organisierten Banden, die selbst fur Klein-
und Wechselgeld vor nichts mehr zurtickschrecken, in die Luft
gejagt wurde, oder wenn ihm bekannt ist, dass der Fahrkarten-
schalter dort bereits seit Jahren geschlossen ist. —,, Falscher Per-
sonalpolitik” ist deutlich mehr entgegenzuhalten, als , Mehr-
dorns(sic!) Nachfolger Ridiger Grube®, ,, Sparmal3nahmen un-
ter Rot-Grun“ oder ein ,, Borsengang der Bahn“. Man fande es
heraus, wenn allesamt da oben in Berlin — auch nach der Sep-
temberwahl — sich angewthnen kénnten, auf den Gefihlen in
der angestammten und wachsenden Bevolkerung nicht langer
herumzutrampeln. Allein, darauf zu warten, ist mifdig. Obrig-
keit bleibt Obrigkeit, Pack bleibt Pack — und Knecht bleibt
Knecht. (vS)

Nachgang Nr. 1: dpa-Meldung in General-Anzeiger Bonn,
Dienstag 5.11. 2013, Seite 7, sinngemaf3: Die Deutsche Bahn
stelleim kommenden Jahr 1700 Mitarbeiter zusétzlich ein. Das
habe Bahn-Personalvorstand Ulrich Weber am 4.11. 2013 nach
einem Gesprach mit dem Konzernbetriebsrat und der Gewerk-
schaft EVG angekiindigt. 1250 Beschéftigte sollten dauerhaft
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bei dem Unternehmen bleiben, die tbrigen 450 zunéchst befri-
stet eingestel It werden. ,, Mitihrer Hilfe sollen Uberstunden und
Urlaubsanspriiche abgebaut werden.* Mit der Personalverstér-
kung reagiere die bundeseigene Bahn auf Personalengpésse.
»Fehlende Mitarbeiter im Stellwerk Mainz hatten im August
dieses Jahres zu Zugausfallen im Regional - und Fernverkehr ge-
fdhrt.*

Nachgang Nr. 2: dpa-Meldung in General-Anzeiger Bonn,
Montag 11.11. 2013, Seite 31, sinngemal3: Weil zu viele Zug-
fuhrer krank seien, habe die Mittelrheinbahn (eine private Ei-
senbahn, vS) am Wochenende mehrere Verbindungen zwischen
Bingen und Kd&ln gestrichen. Es sei nicht gelungen, kurzfristig
die Schichten zu besetzen, hétte ein Sprecher des Unternehmens
die Entscheidung begriindet. Betroffen gewesen seien am Sams-
tag funf Regionalziige zweier Linien. Am Sonntag seien zehn
Verbindungen abgesagt worden. Am Montag solle sich die Si-
tuation wieder normalisieren.

Unseres Erachtenswird deutlich, wohin die Ubertragung der
infrastrukturellen Daseinsvorsorge an Privatunternehmen als
Wirtschaftsordnungs-Prinzip spartentibergreifend fuhrt: Esbe-
darf keines missbréuchlichen Wirtschaftens, um den Anforde-
rungen an das Gemeinwohl oder eine ordnungsgemalie Lei-
stungserbringung kaum noch zu genligen.

Umso mehr ist es problematisch, wenn bereits die Struktu-
ren und die handelnden Personen in Unternehmen Missbrauch
fordern (vgl. die BGH-Pressemitteilung Nr. 185/2009 vom
17.9.2009in GuT 2009, 361 f. zur Revision 5 StR 521/08 —Ver-
urteilungen des ehemaligen Gesamtbetriebsratsvorsitzenden
und einesehemaligen Abteilungsleitersder Volkswagen AG we-
gen Untreue —, die in der Meldung auch ein Problem um ,, Dr.
h.c. Hartz als Haupttater* anfihrt).

BGH-Pressemitteilung Nr. 203/2013 vom 12.12. 2013

Prozess um Geschéaftsgebaren beim
Oldenbur gisch-Ostfriesischen Wasser ver band
muss teilweise wieder holt wer den

Das Landgericht Oldenburg hat den Angeklagten Blohm,
ehemals Geschéftsfihrer des Oldenburgisch-Ostfriesischen
Wasserverbandes, wegen Untreue in zwei Féllen zu einer Ge-
samtfreiheitsstrafe von elf Monaten verurteilt. Den Angeklag-
ten Funke, ehemals Vorsteher dieses Verbandes und friherer
Bundeslandwirtschaftsminister, hat es wegen Untreue zu einer
Freiheitsstrafe von sechs Monaten verurteilt. DieVollstreckung
beider Strafen hat es zur Bewahrung ausgesetzt. Vom Vorwurf
einer weiteren Untreuehandlung hat das Landgericht den An-
geklagten Funke freigesprochen. Hintergrund des Verfahrens
sind Geschéftsvorféalle beim Ol denburgisch-Ostfriesischen Was-
serverband. Der Angeklagte Blohm hatte im Herbst 2007 eine
Rechnung tber 8000 € fir ein Fest anl&sslich der Silberhoch-
zeit desAngeklagten Funke aus Mitteln desWasserverbands be-
zahlt. Eine strafbare Beteiligung des Angeklagten Funke hier-
an hat das Landgericht nicht festzustellen vermocht. Im Herbst
2008 verabredeten die Angeklagten eine Erhohung des Gehalts
des Angeklagten Blohm, obwohl der Angeklagte Funke hierfir
keine Kompetenz hette. Der Angeklagte Blohm erhielt darauf-
hin bis Ende 2009 eine Uberzahlung von mindestens 90.000 €.

Gegen ihre Verurteilung haben die beiden Angeklagten, ge-
gen den teilweisen Freispruch des Angeklagten Funke die
Staatsanwaltschaft jeweils Revision eingel egt.

Der 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat heute die Re-
visionen der Angeklagten verworfen und damit deren Verurtei-
lung bestétigt. Aufgehoben hat er auf die Revision der Staats-
anwaltschaft den Freispruch des Angeklagten Funke vom Vor-
wurf der Untreueim Zusammenhang mit der Bezahlung des Sil-
berhochzeitsfests. Nur insoweit muss die Sache erneut vor dem
Landgericht Oldenburg verhandelt werden (Urteil vom 12. De-
zember 2013 — 3 StR 146/13).
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Umsetzung der Européischen Innovationspartner schaft
fur Wasser nimmt konkrete Form an

Anlésslich der ersten Sitzung des Hochrangigen Lenkungs-
ausschusses der Europédischen Innovationspartnerschaft fur
Wasser lud dieinterfraktionelle Wassergruppe des Européi schen
Parlamentsam 4. 9. 2012 zu einem 6ffentlichen Treffen ein. Die
Européische Innovationspartnerschaft fir Wasser wurde im
Frihjahr 2012 im Rahmen der Leitinitiative «lnnovationsuni-
on» der Strategie Europa 2020 insLeben gerufen. Siebringt be-
troffene Akteure wie die Wasserwirtschaft, kleine und mittel-
sténdige Unternehmen, Forschungsei nrichtungen, Kommunal-
verwaltungen, den Finanzsektor und wassernutzende Industrie
sektor- und grenziberschreitend zusammen. Mittel s gemeinsa-
mer Arbeit verfolgt sie das Uibergeordnete Ziel, Innovations-
hemmnisse bei Problemen im Wassersektor zu Uberwinden.

Umweltkommissar Janez Potocnik erklarte als Hauptredner,
dass es zweifelsohne eine der groften Herausforderungen des
21. Jahrhunderts sein werde, eine sichere, ausreichende und
bezahlbare Wasserversorgung zu gewahrleisten und gleichzei-
tig die Umwelt zu schiitzen. Die Fragen zur Zukunft des Was-
sers seien zu lang vernachlassigt worden und dréngen in der
heutigen Zeit umso mehr zur Beantwortung. Dazu sei es unbe-
dingt notwendig, den Bereich der Forschung und Innovation zu
Wasserproblemen so schnell wie méglich voranzutreiben. In
diesem Zusammenhang betonte Janez Poto¢nik die Bedeutung
der Innovationspartnerschaft als europaischen Schltissel zum
Erfolg, um Innovationen und Marktchancen zu férdern und ei-
ne nachhaltige und effiziente Wassernutzung zu generieren.
Damit soll Europa zudem im Sektor der Wassertechnologien
und Dienstleistungen weltweit in fihrende Position gebracht
werden.

Das erste Treffen des Hochrangigen Lenkungsausschusses
der Européischen Innovationspartnerschaft fir Wasser bewer-
tete Janez Potocnik als Meilenstein, den man erreicht habe: Die
Mitglieder einigten sich auf die prioritéren Leitlinien der Inno-
vationspartnerschaft. Diese fokussieren sich auf das Manage-
ment von Wasserressourcen in Stadten, Wassersystem-Mana-
gement, Wassermanagement im |éndlichen Raum, Wasser im
Zusammenhang mit Energie, Best Practice-Beispiele im Be-
reich des industriellen Wassermanagements, Optimierung der
Wasserpolitik und Finanzierungsfragen. Zur Operationalisie-
rung dieser Grundsétze wurde ein Umsetzungsstab zusammen-
gerufen, der umgehend seineArbeit aufnehmenwird. DieseAr-
beitsgruppe wird bis Ende 2012 einen Strategischen Durch-
fdhrungsplan zur Umsetzung der Leitlinien in Handlungsrah-
men erarbeiten.

Aus anschlieflenden Reden von Vertretern der Innovations-
partnerschaft (Wasserdienstleister Veolia, Universitdt Wa-
geningen) sowie aus mehreren Diskussionsrunden mit den ge-
ladenen Gésten ging einstimmig die Meinung hervor, dass die
Wasserproblematik nur angegangen werden konne, wenn ale
Beteiligten, also Forschung, Industrie, kleine und mittel sténdi-
sche Unternehmen, der 6ffentliche Sektor sowie die privaten
Haushalte, gemeinsam mit anpacken und umdenken. Aul3erdem
betonten die Teilnehmer des Treffens mehrfach, wiewichtig ei-
ne breiter angel egte Definition von Innovation sei, um auch For-
schung in technol ogiefernen Bereichen zum Wasser anzuregen.
Ebenfalls durchweg unterstiitzend sprachen sich die Beteilig-
ten fUr Finanzierungswege durch offentlich-private Partner-
schaften aus.

Einen der wenigen kritischen Punkte der Diskussionsrunde
merkte ein Gast im Plenum an, der die Ausrichtung der Eu-
ropéischen Innovationspartnerschaft fir Wasser zur Optimie-
rung der Wettbewerbsfahigkeit der européi schen Industrie auf
dem Weltmarkt als fragwirdig anzweifelte.

Insgesamt hatte das Treffen der interfraktionellen Wasser-
gruppe des Européi schen Parlaments vor allem informierenden
Charakter und diente dazu, die neue Innovationspartnerschaft
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zu prasentieren. Das Treffen zeichnete sich durch eine span-
nende, aber leider nur sehr kurze Debatte zu kiinftigen Heraus-
forderungen der Wasserversorgung aus.

Quelle: wochein brissel (wib), Ausgabe vom 14.9. 2012

DStGB-Pressemitteilung vom 21.12.2012

Wasser ver sorgung

Stabile Gebuihren bei Abwasser und Trinkwasser
im Jahr 2013 —

Wasser liberalisierung durch die EU-Kommission
verhindern!

Der Deutsche Stadte- und Gemeindebund erwartet im kom-
menden Jahr bei der Abwasserentsorgung sowie der Trinkwas-
serversorgung stabile Gebuhren. Die jahrlichen Ausgaben der
Burgerinnen und Burger fir dieAbleitung und Behandlung von
Abwasser sind seit dem Jahr 2002 stabil. Dies haben zuletzt
auch die 2012 veroffentlichten Ergebnisse einer breit angeleg-
ten Umfrage zur Abwasserbeseitigung, die der DStGB ge-
meinsam mit der Deutschen Vereinigung fir Wasserwirtschaft,
Abwasser und Abfall (DWA) und dem Deutschen Stadtetag
durchgefhrt hat, gezeigt. Danach zahlen die Deutschen pro Jahr
knapp 125 Euro pro Person fir die Abwasserentsorgung. Das
entspricht 34 Cent téglich.

»Die Burger kdnnen sich auch fur das Jahr 2013 auf stabile
Gebihren einstellen. Diesgilt, obwohl die Stédte und Gemein-
den im Jahr 2012 deutlich Uber vier Milliarden Euroin dieAb-
wasserentsorgung und die Erhaltung der Kanal netze investiert
haben und auch hier in Zukunft ein sehr hoher und langfristi-
ger Investitionsbedarf besteht“, erklérte Dr. Gerd Landsberg,
Hauptgeschéftsfihrer des Deutschen Stadte- und Gemeinde-
bundes, heutein Berlin.

Auch im Bereich der Trinkwasserversorgung prognostiziert
der DSXGB fiir das Jahr 2013 stabile Gebihren. Im vergange-
nen Jahr zahlte jeder Birger in Deutschland im Durchschnitt
téaglich 0,24 Euro fr das Trinkwasser. Pro Person beliefen sich
damit die Trinkwasserkosten auf rund 86 Euro im Jahr. Insge-
samt hat sich der Preisanstieg in den vergangenen Jahren we-
sentlich vermindert. So betrug im Jahr 2011 die Preissteige-
rungsrate beim Trinkwasser lediglich ein Prozent und lag damit
erneut unter der Inflationsrate.

Sowohl dieTrinkwasser- a'sauch dieAbwassergebiihren wer-
den in Deutschland nach dem Kostendeckungs- und Aquiva-
lenzprinzip erhoben. Dies bedeutet, dass der Birger verursa-
chungsgerecht und im Sinne von Leistung und Gegenleistung
nur die Kosten tragt, die dem Ver- bzw. Entsorger auch tatsach-
lichfir dieAufbereitung und die Weiterleitung desWassersund
Abwassers entstanden sind. Regional unterschiedliche Bela-
stungen des Birgers sind erklarbar: Ursachlich sind hierfir ne-
ben Strukturunterschieden auch der schwankende Wasserver-
brauch. Besonders zum Tragen kommen Unterschiede in der
jeweiligen Gelandetopografie der Gemeinden und damit ver-
bunden der unterschiedliche Aufwand fir die Verlegung sowie
die Lange der Kanéle und Leitungen.

Um diedurch die Kommunen auf hohem Qualitétsniveau ver-
antwortete Wasserversorgung in bewahrter Struktur zu erhalten
spricht sich der DStGB nachdrticklich gegen die Plane der EU-
Kommission fir eine EU-Richtlinie zu Dienstlei stungskonzes-
sionen aus. Damit wirden die bisher vergaberechtsfreie Dienst-
| eistung der Wasserversorgung einer Ausschreibungspflicht un-
terworfen. Eine Anwendung des Vergaberechts insbesondere
auf die Wasserversorgung birgt aber die Gefahr einer Liberali-
sierung dieser elementaren Aufgabe der Daseinsvorsorge.
Landsberg: ,, Der europaweit fihrende Qualitétsstandard des
Trinkwassers in Deutschland bei gleichzeitig sozialvertragli-
chen Gebuhren fur die Birger beruht auf der von den Kommu-
nen verantworteten Wasserversorgung. Diese kommunal ga-
rantierte Qualitét darf nicht leichtfertig durch Ausschreibungs-
pflichten ausgehebelt werden.”
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CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Pressemitteilung vom 24.1.2013

Kommunale Wasser ver sorgung

darf nicht geféhrdet werden
Selbstverwaltungsrecht der Kommunen
muss gewahrt bleiben

Der Binnenmarktausschuss des Européi schen Parlaments hat
am heutigen Donnerstag grundsétzlich dem Richtlinienvor-
schlag der Européi schen Kommission zugestimmt, fir die Ver-
gabe von Dienstleistungskonzessionen europaweit einheitliche
Vergaberegelungen zu schaffen. Dazu erklért der kommunal-
politische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter
Gotz:

» Nach der Entscheidung des Binnenmarktausschussesist jetzt
die Bundesregierung besonders aufgefordert, den EU-politi-
schen Irrsinn aufzuhalten. Den besonderen Belangen der Was-
serversorgung in Deutschland muss Rechnung getragen wer-
den. Mit der kommunalen Daseinsvorsorge sind die Menschen
in Deutschland immer gut und sicher gefahren, gerade im Be-
reich der Wasserversorgung. Es ist sicherzustellen, dass die
staatliche Organisationshoheit, insbesondere das Sel bstverwal -
tungsrecht der Kommunen gewahrt bleibt.

Die Einschétzung der EU-Kommission, dassdie von ihr ge-
plante Verschéarfung des Vergaberechts— geradeim Bereich der
Trinkwasserversorgung — fir mehr Transparenz sorgen wrde,
ist falsch. Vielmehr drohen Aufwiichse neuer Blrokratie und
hohere Kosten fir die Verbraucher. Am schlimmsten ist jedoch,
dass bei EU-weiten Ausschreibungen die Qualitét der Wasser-
versorgung zu sinken droht; schliefdlich ist der flihrende Qua-
litétsstandard des Trinkwassersin Deutschland letztlich auf die
von den Kommunen verantwortete Wasserversorgung und Ab-
wasserentsorgung zurtickzuftihren. Diesgilt esauch fir die Zu-
kunft sicherzustellen.

CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Pressemitteilung vom 25.1. 2013

Wasser ver sorgung dar f nicht zum Spekulationsobjekt
wer den

Klare Regelungen zur Versorgung der Bevolkerung
mit offentlichen Gutern

Der EU-Ausschuss fur Binnenmarkt und Verbraucherschutz
hat am Donnerstagabend einen Entwurf flr eine Richtlinie zur
Konzessionsvergabe angenommen. Dazu erklaren der Stellver-
tretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jo-
hannes Singhammer, und die Beauftragte fir Verbraucherschutz,
Mechthild Heil:

»1ndenletzten Monaten hat der seit nunmehr gut einem Jahr
vorliegende Vorschlag der Kommission Uber die Vergabe von
Konzessionen die Gemditer erhitzt. Der Vorschlag sieht vor, fir
die Vergabe von Dienstleistungskonzessionen europaweit ein-
heitliche Regel ungen zu schaffen. Die Kommunen kdnnten dann
nicht mehr frei entscheiden, wie sie die &ffentliche Wasserver-
sorgung vor Ort organisieren.

Es besteht zu Recht die Befirchtung, dass nach einer Priva-
tisierung nur noch die Erzielung von méglichst hohen Rendi-
ten im Vordergrund steht. In der Folge konnte die bisher hohe
Qualitét der Wasserversorgung leiden, weil moglicherwei se not-
wendige Investitionen in die Infrastruktur, also das Leitungs-
netz, aus reinem Gewinnstreben unterbleiben.

Diverse unrtihmliche Beispiele fehlgeschlagener Privatisie-
rungen im In- und Ausland legen den Schluss nahe, dass prive-
te Unternehmen nicht immer wirtschaftlicher arbeiten als die
offentliche Hand, wenn sie gleichzeitig das Gemeinwohl im
Blick behalten sollen, wie dies bei dem ,Lebensmittel Num-
mer 1', dem Wasser, zwingend notwendig ist.

So kam es beispielsweise in Berlin nach der Privatisierung
der Wasserversorgung vor 13 Jahren zu erheblichen Preisstei-
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gerungen, die schliefldlich Ende 2012 zu dem Beschlussdes Ber-
liner Senats fhrten, den Anteil eines privaten VVersorgers wie-
der zurtickzukaufen.

Aus verbraucherpolitischer Sicht mussin der Richtlinie zur
Konzessionsvergabeklar geregelt sein, dassdie Kommunen die
Versorgung der Bevolkerung mit 6ffentlichen Gitern weiterhin
in aleiniger Verantwortung durchfiihren kénnen.

DasVertrauen in diesichere Bereitstellung von sauberem und
gesundheitlich in allen Belangen einwandfreiem Wasser ist ein
hohes Gut, das wir nicht ohne Not gefahrden durfen. Aus Sicht
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion sollte dieWasserversorgung
daher aus grundsétzlichen Erwagungen nicht zum Spekul ati-
onsobj ekt werden.”

Bundestagsfraktion Blindnis 90/Die Gr tinen
Pressemitteilung vom 24.1.2013

Schwar z-Gelb forciert Privatisierung von Wasser

Anlasslich der heutigen Debatte im Binnenmarktausschuss
des EU-Parlaments zur Reform desVergaberechts erkléren Brit-
taHalRelmann, Sprecherin fir Kommunal politik und NicoleMa-
isch, Sprecherin fir Verbraucherschutz:

Wasser ist einwertvollesund 6ffentliches Gut. Schwarz-Gelb
hat im Ministerrat der EU eine Privatisierung von Wasser durch
die Hintertir forciert. Der zusténdige Minister Rosler sieht ta-
tenlos zu, wie unseren Stadtwerken quasi das Wasser abgegra-
ben wird.

Sogenannte Dienstl el stungskonzessionen sollen kiinftig dem
Vergaberecht unterworfen werden. Betroffenist davon auch die
Versorgung mit Trinkwasser. Zwar kénnen die Kommunen
grundsétzlich noch selbst entscheiden, ob sie die Trinkwasser-
versorgung weiter selbst erbringen wollen. Allerdings werden
die Bedingungen fur die Versorgung mit Trinkwasser durch
kommunal e Betriebe wie Stadtwerke fast unmdglich gemacht.
DieWasserversorgung misste viel erorts ausgegliedert werden.
Dann wirde das Wasser teurer werden.

Wenn die aktuell verhandelte Richtlinie mit Unterstiitzung
von Schwarz-Gelb beschlossen wird, ist dies ein herber Schlag
gegen die Stadte und Gemeinden, dieim Interesseihrer Birger
ihre Aufgaben selbst wahrnehmen wollen. Wirtschaftsminister
Rosler muss endlich seine Verantwortung Ubernehmen und die
Versorgung mit sicherem und bezahlbarem Trinkwasser auch
in Zukunft sicherstellen.

Bundestagsfraktion Bundnis 90/Die Gr iinen
Pressemitteilung vom 29.10. 2013

Wasser privatisierung: Union und SPD mussen Gefahren
durch Freihandelsabkommen begegnen

Anléasslich des Beschlusses von Union und SPD, im Falleei-
ner kuinftigen Koalition eine verstarkte Privatisierung der Was-
serversorgung verhindern zu wollen, erklért Britta Hal3elmann,
Erste Parlamentarische Geschéftsfihrerin:

Dievon Schwarz-Gelb unterstiitzte Liberalisierung der Was-
serversorgung auf EU-Ebene konntein diesem Jahr gerade noch
verhindert werden. Wir begriiRen die Absicht von Union und
SPD, kunftig weiteren Einschrankungen der kommunalen Da-
seinsvorsorge durch die EU entgegentreten zu wollen.

Allerdings sollten Union und SPD dies nicht auf EU-Vorha
ben begrenzen, die langst vom Tisch sind. Akuter Handlungs-
bedarf besteht bei denVVerhandlungen Uber das Transatlantische
Freihandel sabkommen (TTIP).

Union und SPD mussen sich jetzt dafirr einsetzen, dass die
Wasserliberalisierung durch das TTI1P-Abkommen nicht wieder
auf den Tisch kommt. Wir fordern eine Bereichsausnahme fir
die Wasserver- und -entsorgung in das TTIP aufzunehmen.
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CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Pressemitteilung vom 3.12. 2013

Keine Gefahrdung der Trinkwasser ver sorgung
Trinkwasser schutz hat Vorrang vor Fracking

Der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ingbert Liebing, ist am heu-
tigen Dienstagabend Gastreferent beim Kommunikati onsabend
des Bundesverbandes der Energie- und Wasserwirtschaft
(BDEW). Im Mittel punkt der Gesprache wird ein Ausblick auf
die 18. Wahlperiode unter dem besonderen Aspekt der Wasser-
wirtschaft stehen. Hierzu erkléart Ingbert Liebing:

Wasser ist eine essentielle Grundlage der Daseinsvorsorge.
Damit hat die Wasserwirtschaft in Deutschland eine besondere
Bedeutung und Aufgabe. Dies wird auch in den Vorhaben der
Bundespolitik fur die 18. Wahlperiode deutlich. CDU, CSU und
SPD haben inihrem Koalitionsvertrag die Bedeutung des Was-
sers und der Wasserwirtschaft unterstrichen:

Wir begriiRen, dass die neue Bundesregierung beim Thema
Fracking dem Schutz des Trinkwassers ausdriicklichen Vorrang
vor der Erdgasgewinnung einraumt. Deutschland ist in der be-
ruhigenden Lage, dass trotz Klimaveranderungen die Trink-
wasserversorgung in allen Landesteilen gesichert ist. Diessoll-
ten wir nicht gefahrden. Fir die Kommunen in potentiellen
Fracking-Gebietenist diese Klarstellung einwichtigesund rich-
tiges Signal.

Wichtig ist im Koalitionsvertrag auch das klare Bekenntnis,
dass die offentliche Daseinsvorsorge auf kommunaler Ebene
zum Kernbestand staatlicher Aufgaben gehort. Dies betrifft vor
allem die Wasserversorgung, die in der Regel Uber kommuna-
le Strukturen erfolgt. Die in der letzten Wahlperiode unter
Fuihrung von CDU und CSU erreichte Einigung, die Trinkwas-
serversorgung aus der EU-Dienstleistungsrichtlinie herauszu-
nehmen, darf und wird damit in der 18. Wahlperiode nicht auf-
geweicht werden. Fir die kommunalen Stadtwerke ist dies ein
wichtiges und richtiges Signal

Saturday, 5. October 2013

Butzkos K abarett-L etter (OKT 13) (Auszug)
Liebe Freunde des politischen Kabaretts,

seit dem 22. September ist die FDP nicht mehr im Bundes-
tag vertreten. Und? Merkt |hr was? Geht auch, oder?

Gut, aul3er naturlich fur die Kabarettisten. Etliche Zielschei-
ben fur Spott und Hame sind jetzt weg gebrochen. Guido We-
sterwelle, der vergeblicheVersuch, einen Hugo-Boss-Anzug mit
Inhalt zu fullen. Reiner Briderle, der Erfinder des Artikulalla-
tionsvermogens. Dirk Niebel macht jetzt, glaubich, wasmit Im-
port-Export. Und nicht zu vergessen Fipsi Rosler. Um den ich
mir allerdings die geringsten Sorgen mache. Sobald man einen
Kitaplatz fur ihn gefunden hat, diirfte er gut versorgt sein.

Und dabei hatte ich ja extra die FDP gewahlt. Warum? Weil
ich keine neuen Texte schreiben wollte. Da war der Arger am
Wahlabend schon grof3. Bis mir dann aber aufgefallen ist, dass
dasnicht wirklich ein Problem darstellt. Einfach dasArchiv von
2005 bis 2009 6ffnen, Stichwort: ,, groRe Koalition*, und —zack
—ist man als Satiriker wieder ganz vorne im Rennen.

Zugegeben, ein paar Namen muss man austauschen. Aber so-
lange Frank Walter Steinmeier dabel ist, kann man getrost da-
von ausgehen, dass die SPD weiterhin die selbe CDU-freund-
liche Politik machen wird wie die letzten 15 Jahre. Die Frage
ist nur, ob auf der Regierungsbank, oder in der Opposition.

NeustesBeispiel: DieLinkspartei hat vorgeschlagen, die mo-
mentane Stimmenmehrheit von Rot-Rot-Griin zu nutzen, umim
Bundestag den gemeinsam angestrebten Mindestlohn auf den
Weg zu bringen. Und wie hat die SPD reagiert? Geschnaubt hat
sie: ,,Unserioser Vorschlag. Taktisches Parteimanéver. Geht
doch nach Driiben.* Denn wie sagte schon das alte Schlacht-
ross der Sozen, Franz Muntefering: ,, Parteien an ihren Wahl-
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kampfaussagen zu messen, ist unfair.* Und so hat die SPD das
Angebot der Linken kurzerhand abgeschmettert. Dennwennsie
sichwirklich darauf einlassen wirde, kdnntejaM utti sauer wer-
den. Und das ist das Letzte, was die SPD will. Was es im
wahrsten Sinn des Wortes von der SPD tatséchlich auchist: das
Letzte.

Drum erfreuen wir uns jetzt noch einige Wochen an rituali-
siertem Geziere und Gezicke, an Geschacher und Geschiebe,
stets in ,, sachlichen Gesprachen” und , konstruktiver Atmos-
phare*, bis weil3er Rauch aufsteigt und beide grof3en VVolkspar-
teien sich als Gewinner der Verhandlungen prasentieren. Wie
beim letzten mal. Ihr erinnert Euch? Die einen wollte vorher ei-
ne Mehrwertsteuererh6hung von 2 %, die anderen gar keine, ge-
einigt hat man sich dann auf den Kompromiss von 3%.

Und bis es so weit ist, haben wir jetzt Ubergangsweise eben
eine zeitlang streng betrachtet eigentlich keine richtige, be-
schlussfahige Regierung. Was einen Zustand bedeutet, der soo
schlecht auch nicht zu sein scheint. Nur, dasssich dasnoch nicht
weitlaufig rum gesprochen hat. Denn was meint Ihr, was los
waér, wenn die Leute merken, dass auch das geht? Dassdas Le-
ben seitdem ebenfalls problemlos weiter |auft? Da stellt sich
einem schon die Frage, ob wir diese Phase nicht einfach etwas
ausdehnen sollten? Einfach eine komplette Legislaturperiode
nur mit Sondierungsgesprachen und Koalitionsverhandlungen
verbringen. Und die Blrger vier Jahre lang einfach mal in Ru-
helassen. Waswére dasfur ein traumhafter Zustand. Gut, aul3er
nattrlich fir die Kabarettisten. Hmmmmm, hétt ich vielleicht
doch lieber die CDU wéhlen sollen? Verflixt!

Wer diesen Letter kommentieren will, tut das ... hier:
http://mwww.butzkonline.de/blog/artikel/2tx_ttnews%5
Btt_news%5D=114& cHash=11a9a3983aab4a542c130 {87656
9645¢.

() Und wer von meinen Hirnwindungen noch nicht genug
hat, kann hier http://www.rowohlt.de/buch/
HG_Butzko Geld oder Leben. 2858482.html mein Buch be-
stellen. Oder einen meiner Auftritte (Termine s.
http://www.butzkonline.de/termine/) besuchen, woriiber ich
mich sehr freuen wirde.

Esgibt also viel zu Kucken. Drum raus aus Euren Fernseh-
sesseln, und hinein in die weite Welt der Kleinkunst.

HDE-Pressemitteilung vom 4.12. 2013
Button-L 6sung: Rechtsunsicher heiten fir Online-Handler

Der Handelsverband Deutschland (HDE) fordert mehr
Rechtssicherheit fir Online-Handler bei der Gestaltung ihrer
Online-Shops. ,, Die Online-Handler brauchen bel der Umset-
zung der sogenannten Button-L 6sung klare Vorgaben. Die der-
zeitigen Regel ungen sorgen bei vielen Betrieben fiir grofe Ver-
unsicherung*, so HDE-Bereichdleiter Peter Schroder.

Nach einer stichprobenartigen HDE-Befragung von Online-
und Multichannel-Handlern hat jeder zweite Handler Proble-
me mit der Verpflichtung, die Verbraucher unmittelbar vor dem
Abschluss des Bestellvorgangs im Internet Uber die ,, wesentli-
chen Eigenschaften” der bestellten Ware zu informieren.

GuT

Immobilienverwaltung
und
Immobilienbewirtschaftung

{823

»Der Gesetzgeber hat die Handler hier allein gelassen. Sie
mUissen bei spielsweise entscheiden, ob die Energieeffizienz ei-
nes Kuhlschranks oder das Format eines Buches zu den ,,we-
sentlichen Eigenschaften” der Ware gehort”, so Schroder wei-
ter. Informiere der Handler Uber zu viele Einzelheiten, setze er
sich dem Vorwurf aus, die Beschreibung tUberfrachtet und da-
mit untibersichtlich gestaltet zu haben. Er kdnne dann genauso
abgemahnt werden, wie wenn er von vornherein auf die Nen-
nung bestimmter Einzelheiten verzichtet. Schroder: , Der lau-
fende Evaluierungsprozess des Ministeriums muss hier zu Nach-
besserungen und Konkretisierungen genutzt werden.”

BGH-Pressemitteilung Nr. 172/2013 vom 16.10. 2013
L ottogewinn fallt in Zugewinnausgleich

Der u. a. fir das Familienrecht zustéandige X|I1. Zivilsenat des
Bundesgerichtshofs hat Uber die Rechtsfrage entschieden, ob
ein von einem Ehegatten in dem Zeitraum zwischen Trennung
und Zustellung des Schei dungsantrags gemachter L ottogewinn
im Rahmen des Zugewinnausgleichs zu berlicksichtigen ist.

Die Beteiligten schlossen im Juli 1971 die Ehe, aus der drei
mittlerweile erwachsene Kinder hervorgegangen sind. Sietrenn-
ten sichimAugust 2000. Spétestens seit dem Jahr 2001 |ebt der
Antragsgegner mit seiner jetzigen Partnerin zusammen. Im No-
vember 2008 erzielte er zusammen mit seiner Lebensgefahrtin
einen Lottogewinn von insgesamt 956.333,10 €. Auf den der
Antragstellerin am 31. Januar 2009 zugestellten Scheidungs-
antrag wurde die Ehe durch Verbundurteil vom 23. Oktober 2009
rechtskréftig geschieden, der Versorgungsausgleich geregelt und
der Antragsgegner zur Unterhaltsleistung an die Antragstelle-
rin bis Mé&rz 2014 verpflichtet. Im vorliegenden Verfahren ver-
langt die Antragstellerin Zugewinnausgleich in Hohe von ins-
gesamt 242.500 € unter Berticksichtigung der Héfte des auf
den Antragsgegner entfallenden Anteils an dem Lottogewinn.
Das Amtsgericht Mdnchengladbach hat den Lottogewinn bei
der Berechnung des Endvermdgens des Antragsgegners be-
rucksichtigt und dem Antrag der Antragstellerinin vollem Um-
fang stattgegeben. Auf die Beschwerde des Antragsgegners hat
das Oberlandesgericht Dusseldorf die erstinstanzliche Ent-
schei dung abgeédndert, den Antragsgegner lediglich zur Zahlung
von knapp 8000 € verurteilt und den Antrag im Ubrigen zuriick-
gewiesen.

Der Bundesgerichtshof hat auf die Rechtsbeschwerde der An-
tragstellerin den Beschluss des Oberlandesgerichts aufgeho-
ben und die Entscheidung des Amtsgerichts wiederhergestel It
(Beschluss vom 16. Oktober 2013 — X11 ZB 277/12).

Fir den von der Antragstellerin geltend gemachten Anspruch
auf Zugewinnausgleich war im vorliegenden Fall zum einen von
Bedeutung, ob der vom Antragsgegner erzielte Lottogewinn als
privilegiertes Anfangsvermdgen entsprechend § 1374 Abs. 2
BGB bei der Berechnung des Zugewinns unberiicksichtigt
bleibt. Der Bundesgerichtshof hat im Anschluss an seine frithe-
re Rechtsprechung entschieden, dass ein wahrend der Zeit des
Getrenntlebens von einem Ehepartner erzielter Lottogewinn
nicht in entsprechender Anwendung des § 1374 Abs. 2BGB als
privilegierter Vermogenszuwachs angesehen werden kann,
schon weil diesem Vermogenserwerb keine der Erbschaft oder
Schenkung vergleichbare personliche Beziehung zugrundeliegt.

Zum anderen musste der Bundesgerichtshof kléren, ob der
Antragsgegner die Zahlung des Zugewinnausgleichs wegen
grober Unbilligkeit gema3 § 1381 Abs. 1 BGB verweigern kann.
Dies hat der Bundesgerichtshof verneint. Allein eine langere
Trennungszeit der Ehegatten im Zeitpunkt des Vermdgenser-
werbs begriindet noch keine unbillige Hérte der Ausgleichs-
pflicht. Gleiches gilt fir den Umstand, dass der durch den L ot-
togewinn erzielte Vermogenszuwachs keine innere Beziehung
zur ehelichen Lebensgemeinschaft hat, weil das Recht des Zu-
gewinnausgleichs, abgesehen von den in § 1374 Abs. 2 BGB
genannten Ausnahmen, bewusst nicht nach der Art des Vermo-
genserwerbs unterscheidet. Auch eine Gesamtschau dieser bei-
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den Umstande fihrt nicht zur Annahme einer groben Unbillig-
keit, zumal die Ehe der Beteiligten bei der Trennung bereits 29
Jahre bestand und ausder Ehedrei Kinder hervorgegangen sind.

BVerfG-Pressemitteilung Nr. 53/2013 vom 13. 8. 2013

Zum Datenschutz im privaten Ver sicherungsrecht

Nach einem heute verdffentlichten Beschluss der 3. Kam-
mer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts muss ei-
ne versicherungsvertragliche Obliegenheit zur Schweige-
pflichtentbindung hinreichend eng ausgelegt werden, um dem
Versicherten die Moglichkeit zur informationellen Selbstbe-
stimmung zu bieten. Soweit keine gesetzlichen Regel ungen Uber
dieinformationelle Selbstbestimmung greifen, kann es zur Ge-
wahrleistung eines schonenden Ausgleichs der verschiedenen
Grundrechtspositionen geboten sein, zum Beispiel durch eine
verfahrensrechtliche L sung im Dialog zwischen Versichertem
und Versicherer die zur Abwicklung des Versicherungsfalls er-
forderlichen Daten zu ermitteln. Die Anforderungen an diesen
Dialog festzulegen und ihn auszugestalten, zéhlt zu den Auf-
gaben der Zivilgerichte (Beschluss vom 17.7.2013 — 1 BVR
3167/08).

Der Entscheidung liegen im Wesentlichen folgende Erwéa-
gungen zu Grunde:

1. Die Beschwerdefiihrerin schloss mit der Beklagten des
Ausgangsverfahrens, einem Versicherungsunternehmen, einen
Vertrag Uber eine Berufsunfahigkeitsversicherung. Nach deren
Tarifbedingungen hette der Versicherte bei der Beantragung von
Versicherungsleistungen unter anderem behandelnde Arzte,
Krankenh&user und sonstige Krankenanstalten sowie Pflege-
personen, andere Personenversicherer und Behdrden zu er-
méchtigen, dem Versicherungsunternehmen auf Verlangen Aus-
kunft zu geben. Die Beschwerdef hrerin beantragte unter Ver-
weis auf Berufsunfahigkeit aufgrund von Depressionen Versi-
cherungsleistungen. Dabei lehnte sie ab, die auf dem Antrags-
formular der Beklagten abgedruckte Schweigepflichtentbin-
dungserklérung, die zur Einholung sachdienlicher Auskinfte
bei einem weiten Kreis von Stellen erméchtigt hétte, abzuge-
ben und bot stattdessen an, Einzel erméchtigungen fir jedesAus-
kunftsersuchen zu erteilen. Daraufhin Ubersandte die Beklagte
der Beschwerdefiihrerin vorformulierte Erklarungen zur
Schweigepflichtentbindung ihrer Krankenkasse, zweier Arz-
tinnen undihrer Rentenversicherung, die die verschiedenen Stel-
len ,,umfassend” zur Auskunftserteilung Uber ,, Gesundheits-
verhaltnisse, Arbeitsunfahi gkeitszeiten und Behandlungsdaten*
sowieim Fall der Rentenversicherung tber die , berufliche Si-
tuation* erméchtigen sollten. Die Beschwerdefihrerin lehnte
die Unterzeichnung ab und bat um weitere Konkretisierung der
gewtinschten Auskiinfte. Dem kam die Beklagte nicht nach.

Die Klage der Beschwerdefihrerin auf Zahlung der monat-
lichen Rente wiesen die Zivilgerichte ab. Der Beschwerdefiih-
rerin sei zumutbar gewesen, die Einzelerméchtigungen vor der
Unterzeichnung selbst weiter einzuschrénken oder die in den
Einzelerméchtigungen genannten Unterlagen selbst zu be-
schaffen und der Beklagten vorzulegen.

2. Die gerichtlichen Entscheidungen verletzen die Be-
schwerdefuhrerin in ihrem durch Art. 2 Abs. 1 in Verbindung
mit Art. 1 Abs. 1 GG gewahrleisteten allgemeinen Personlich-
keitsrecht in seiner Auspragung als Recht der informationellen
Selbstbestimmung.

a) Ausdem Recht auf informationelle Sel bstbestimmung fol gt
eine Schutzpflicht des Staates. Kann in einem Vertragsverhélt-
nisein Partner den Vertragsinhalt faktisch einseitig bestimmen,
ist es Aufgabe des Rechts, auf die Wahrung der Grundrechts-
positionen der beteiligten Parteien hinzuwirken. Zwar hat der
Gesetzgeber inzwischen in 8 213 VVG eine Regelung zum
Schutz der informationellen Selbstbestimmung der Versiche-
rungsnehmer getroffen; diese Vorschrift findet jedoch auf den
zu entscheidenden Altfall noch keine Anwendung. Daher oblag
esin diesem Fall den Gerichten selbst, das Recht auf informa-
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tionelle Selbstbestimmung durch einen angemessenen Aus-
gleich mit dem Offenbarungsinteresse des Versicherungsunter-
nehmens zu gewahrleisten. Dazu sind die gegenl&ufigen Be-
lange im Rahmen einer umfassenden Abwégung gegeniiberzu-
stellen. DasVersicherungsunternehmen musseinerseitsden Ein-
tritt desVersicherungsfalls priifen kénnen, anderseits muss aber
die Ubermittlung von personlichen Daten auf das hierfir Er-
forderliche begrenzt bleiben. Allerdingsist es dem Versicherer
oft nicht moglich, imVorausalleInformationen zu beschreiben,
auf die es fir die Uberpriifung des Leistungsfalls ankommen
kann. Soweit keine gesetzlichen Regelungen zur informatio-
nellen Selbstbestimmung greifen, kann es zur Gewahrleistung
eines schonenden Ausgleichs der verschiedenen Grundrechts-
positionen geboten sein, zum Beispiel durch eine verfahrens-
rechtliche Losung im Dialog zwischen Versichertem und Ver-
sicherer die zur Abwicklung des Versicherungsfalls erforderli-
chen Daten zu ermitteln. Die Anforderungen an diesen Dialog
festzulegen und ihn auszugestalten, zéhlt zu den Aufgaben der
Zivilgerichte. Versicherte einer Berufsunfahigkeitsversicherung
konnen nicht auf die M6glichkeit verwiesen werden, einen Ver-
tragsschluss zu unterlassen oder die Leistungsfreiheit des Ver-
sicherers hinzunehmen.

b) Diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen an einen
hinreichenden Ausgleich zwischen den betroffenen Grund-
rechtspositionen werden die angegriffenen Entscheidungen
nicht gerecht. Sie tragen den Belangen der Beschwerdefihre-
rin nicht hinreichend Rechnung.

ad) Durch die vorformulierten Einzelerméchtigungen wiirde
der Beklagten ermdglicht, auch Uber das fur die Abwicklung
desVersicherungsfalserforderliche Mal3 hinausin weitem Um-
fang Informationen Uber die Beschwerdefiihrerin einzuholen.
Diebenannten Gegensténde der ,, umfassenden” Auskiinfte—et-
wa,, Gesundheitsverhdtnisse, Arbeitsunfahi gkeitszeiten und Be-
handlungsdaten” — sind so allgemein gehalten, dass sie kaum
zu einer Begrenzung desAuskunftsumfangsfihren. Erfasst wer-
den nahezu alle bei den benannten Auskunftsstellen tber die
BeschwerdefUihrerin vorliegenden Informationen, darunter auch
viele fir die Abwicklung des Versicherungsfalls bedeutungsio-
se Informationen.

bb) Der Beschwerdef Uihrerin ist, entgegen den angegriffenen
Entscheidungen, nicht zuzumuten die vorformulierten Einze-
lermé&chti gungen selbst zu modifizieren oder die erforderlichen
Unterlagen eigensténdig vorzulegen. Denn damit wirde der Be-
schwerdefihrerin auferlegt, die Interessen des Versicherungs-
unternehmens zu erforschen, und fir den Fall, dass die vorge-
legten Unterlagen oder die modifizierten Erméchtigungen fir
unzureichend erachtet wirden, mit dem Risiko eines Lei-
stungsverlusts belastet. Dieser Weg ist nicht geeignet, ihr Recht
auf informationelle Selbstbestimmung im Dialog mit dem Ver-
sicherungsunternehmen zu gewéhrleisten.

cc) Dieangegriffenen Entscheidungen lassen beim Ausgleich
der Grundrechtspositionen unberiicksichtigt, dass es das be-
klagte Versicherungsunternehmen nicht unverhatnismaliig be-
lasten muss, wenn von ihm eine weitere Einschrénkung der ge-
forderten Einzelerméchtigungen verlangt wird. Zwar kann der
Umfang der Einzelermé&chtigungen dabei nicht vornherein
schon auf die fir die Prifung des L el stungsanspruchs relevan-
ten Informationen begrenzt werden. Wird die Schweigepflicht-
entbindung aber zunéchst auf solche Vorinformationen be-
schrénkt, die ausreichen, um festzustellen, welche Informatio-
nen tatséchlich fir die Prifung des L eistungsfallsrelevant sind,
konnte so der Umfang der tiberschief3enden Informationen be-
grenzt und damit dem Recht der Beschwerdefuhrerin auf in-
formationelle Selbstbestimmung Rechnung getragen werden.
Die Verfahrenseffizienz wirde durch eine solche grobe Kon-
kretisierung der Auskunftsgegenstande nur geringfligig beein-
tréchtigt.
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BGH-Pressemitteilung Nr. 193/2013 vom 27.11. 2013
Terminhinweisin Sachen VI ZR 156/13 fiir den 28.1.2014

Die Klagerin macht gegen die Beklagte, eine Wirtschafts-
auskunftei, einen datenschutzrechtlichen Auskunftsanspruch
geltend.

Die Beklagte sammelt und speichert im Rahmen ihrer Tétig-
keit Daten von Personen, diefur die Beurteilung von deren Kre-
ditwirdigkeit relevant sein kdnnten. Hieraus erstellt sie sog.
Scorewerte. Dies sind Wahrscheinlichkeitswerte, die aussagen
sollen, mit welcher Wahrscheinlichkeit der Betroffene seineVer-
bindlichkeiten vertragsgemaf} erfiillen wird. Ihren Vertrags-
partnern stellt die Bekl agte diese Scorewerte zur Verfligung, um
ihnen die Beurteilung der Bonitét ihrer Kunden zu ermdglichen.

Nachdem die Finanzierung eines Automobilkaufs der Kl&
gerin zundchst gescheitert war, wandte sie sich an die Beklag-
te. Diese Ubersandte ihr nachfolgend eine Bonitétsauskunft so-
wie mehrfach eine , Datentibersicht nach § 34 Bundesdaten-
schutzgesetz”. Die Kl&gerin ist der Ansicht, die von der Be-
klagten erteilte Auskunft geniige nicht den gesetzlichen Anfor-
derungen.

Das Amtsgericht Gief3en hat die Klage im Wesentlichen ab-
gewiesen. Die Berufung der Klagerin vor dem Landgericht
Gieflen blieb ohne Erfolg. Nach Auffassung des Berufungsge-
richts gentigen die von der Beklagten tibersandten Dateniiber-
sichten den Anforderungen des§ 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 BDSG*.
Die Beklagte sei nicht verpflichtet, der Kl&gerin den Einfluss
einesjeden einzelnen zur Beurteilung herangezogenen Datums
zu erlautern, da dies einer Offenlegung der Formel fir die Be-
rechnung des Scores gleichkdme, an deren Geheimhaltung die
Beklagte auch nach Auffassung des Gesetzgebers ein tberwie-
gendes schutzwirdiges I nteresse habe.

Mit der vom Landgericht zugelassenen Revision verfolgt die
Klé&gerin den Antrag weiter, ihr hinsichtlich einzelner Score-
werteAuskunft dartiber zu erteilen, welche M erkmal e zur Score-
berechnung in welcher Gewichtung eine Rolle spielen. Der fir
Anspriiche aus dem Bundesdatenschutzgesetz zustéandige V1.
Zivilsenat des Bundesgerichtshofswird nunmehr dartiber zu be-
finden haben, ob die Auskunft der Beklagten ausreichend war.

* § 34 BDSG (Auskunft an den Betroffenen)

(.)

(4) Eine Stelle, die geschaftsmafig personenbezogene Da-
ten zum Zweck der Ubermittlung erhebt, speichert oder verén-
dert, hat dem Betroffenen auf Verlangen Auskunft zu erteilen
tber (...)

4. das Zustandekommen und die Bedeutung der Wahr-
scheinlichkeitswerte einzelfallbezogen und nachvollziehbar in
algemein verstandlicher Form. (...)

Sunday, 3. November 2013

Butzkos K abarett-L etter (NOV 13) (Auszug)
Liebe Freunde des politischen Kabaretts,

Da hat die Geheimdienstafféare also Politik und Medien mal
wieder voll im Griff, und die ganze Zeit wird der skurrilste
Aspekt dabei aber vollig unter den Teppich gekehrt.

Denn jeder Normalbiirger hat doch schon mal selber auf Fa-
cebook oder in Diskussionsforen sich die Kommentarevonwild
fremden Menschen durchgelesen... so aus Langeweile...so fir
ne halbe Stunde ... und ich weil3 ja nicht, wie es Euch so geht,
aber ich hab mich danach schon gefragt: Wenn das die Krone
der Schopfung sein soll, was muss der Schopfer an dem Tag
wohl einen in der Krone gehabt haben?

Und wenn ich mir aber vorstelle, ich dirfte das nicht nach
einer halben Stunde wieder ausmachen, sondern wére ver-
pflichtet, téglich Stunden lang den mentalen Sondermll von
Millionen solcher Intelligenzamtben auszuwerten,... welche
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Spuren das in der Psyche dieser Datenschniffler selber hinter-
lasst, dasist doch die entscheidende Frage. Wie ticken die, die
uns Uberwachen?

Und wer bote sich danicht vortrefflicher an, alsder Chef der
NSA, Keith Alexander, um Zeugnis abzulegen. Der hat neulich
mal eindrucksvoll unter Bewel's gestellt, wie jemand drauf ist,
der hauptberuflich in der Intimsphére anderer Leute rum-
schniffelt.

Zitat Oberspanner Keith Alexander:

»Es ist falsch, von Spionage-Programmen zu reden. Diese
sind schliedlich dazu da, Terroristen ausfindig zu machen. Die
dazu notwendige Uberwachung kann man vergleichen mit ei-
nem Kind, das nicht baden will. Warum mussich ein Bad neh-
men, es gibt doch eine bessere Methode? fragt sich ein Kind.
Ein Erwachsener hingegen weil3, dass es keinen besseren Weg
gibt

Jetzt mal ehrlich, den hat doch der Therapeut héchst person-
lich von der Couch geschubst. Ich bin jakein Psychologe, aber
wann hat mal jemand unverbl imter zugegeben, dass er Kind zu
oft zu heil3 gebadet wurde.

Vor allem, wenn man sich mal daran erinnert, dass vor Kur-
zem ein britischer Soldat in England auf offener Stral3e ersto-
chenwurde, und kurz darauf beim Boston-Marathon zwei Bom-
ben hoch gingen, und beides mal die Tater zuvor auf Facebook,
Twitter, Google und Apple ihre Datenspuren hinterlassen ha-
ben, dann kann man doch zwel Dinge erkennen:

1.) wie effektiv dieser Keith Alexander mit seiner Uberwa-
chung vor Terror schiitzt.

2.) dass es aso tatsachlich moglich ist, dass sich zwei Kor-
per auf dem selben Planeten befinden, wahrend sich die Gehir-
ne in Paralleluniversen aufhalten.

Und wenn Ihr glaubt, das war ein Witz, dann sei Euch noch
folgendes mitgeteilt: Dieser Keith Alexander hat sich mal - und
dasist jetzt keine Erfindung von mir - der hat sich alen Ernstes
sein Biiro so bauen lassen, dass es aussieht wie die Komman-
dobriicke vom Raumschiff Enterprise. Der méchtigste Mann
vom méchtigsten Geheimdienst der Welt war friher mal Fan
von Captain Kirk, und hat sich deswegen sein Burro danach bau-
en lassen. Dakann man nur froh sein, dass der nicht friher Fan
von Biene Mg awar.

Und dann hat der noch was gesagt, namlich:

»Schuldig sind in meinen Augen vor alem die Medien, die
Uber diese Spahprogramme berichten. Wir missen einen Weg
finden, das zu stoppen. Zu erlauben, dass die Enthillungen wei -
ter gehen, ist falsch.”

Gell, oder? Da aui3ert sich ein Demokratieverstandnis, bel
dem es sich doch nicht mehr verwundert, dass dieser Edward
Snowden lieber in Russland im Asyl sitzt, alsin Amerikabeim
Geheimdienst.

Was natirlich historisch betrachtet zu einer interessanten Ful3-
note gefuihrt hat. Denn wer hétte jemals gedacht, dassdie ganze
Welt mal mit einem Staatsfeind sympathisiert, der sich vor ei-
nem Friedensnobel preistrager verstecken muss?

Aber wenn der Begriff Freiheit fir den Chef der NSA nur
noch eine Worthilse ist, hinter der sich ein paranoid-infantiler
Kontrollfreak ungehindert austoben darf, und der Begriff De-
mokratie also nur noch eine Fassade ist, sollte man dann aber
nicht auch so konsequent sein, und unsere Staatsform lieber um-
benennen von Demokratie in Dekokratie?

Wer diesen Letter kommentieren will, tut das entweder hier

http://www.butzkonline.de/blog/artikel/2tx_ttnews%5
Btt_news%5D=115& cHash=72c10be339261ch746c1a8701
294f4e

oder hier

https.//www.facebook.com/pages/HG-Butzko/
315834008496059.
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Deutscher Mietgerichtstag 2014

Kongresszentrum Westfalenhallen Goldsaal, Rheinlanddamm 200, Dortmund

Rechtsfolgen des
Mietrechtsander ungsgesetzes 2013

Freitag, den 4. April 2014

9.30 BegriRung
9.45 Einflussder Finanzkrise auf Wohnungsbau und Mietmarkt
Festvortrag von Prof. Dr. Rudolf Hickel, Universitat Bremen
10.45 Kaffeepause
11.15 Ermittlung der ortsiiblichen Vergleichsmiete

Referenten: RiAG Dr. Ulf Borstinghaus, Gelsenkirchen, und Dr. Michael Clar, Hamburg
anschlieffend Diskussion

13.00 gemeinsames Mittagessen

14.30 Arbeitskreise

1. Gebrauchsrechte des Mieters— Tierhaltung und Rauchen (AGB, Selbstauskunft)
Einfhrung von Ri. Dr. Christopher Wietz, Dusseldorf; Leitung: RiBGH Dr. Karin Milger, Karlsruhe

2. Altersgerechter Umbau als M oder nisierungsmafRnahme
Einflihrung von RA Dr. Hans-Reinhold Horst, Solingen; Leitung: RAiIn Henrike Butenberg, Miinchen

3. Umstellung auf Contracting und Fernwéar me
Einfuhrung von RiBGH a.D. Dr. Dietrich Beyer, Karlsruhe; Leitung: RA Frank Georg Pfeifer, Duisseldorf

4. Sicherungsanordnung
Einflhrung von RIAG Jost Emmerich, Minchen; Leitung: VorsRiL G Elmar Streyl, Krefeld

16.00 Kaffeepause
16.30 Arbeitskreise
5. Grenzen des Schriftfor merfor der nissesim Gewer bemietrecht
Einflihrung von RiBGH Hartmut Guhling, Karlsruhe; Leitung: RAUN Dr. Walter Fallak, Wiesbaden
6. Kaution bei Eigentiimerwechsel, Zwangsverwaltung und I nsolvenz
Einfuihrung von Prof. Dr. Florian Jacoby, Bielefeld; Leitung: Prof. Dr. Peter Derleder, Bremen
7. Vermieter pflichten bei Mieterstreitigkeiten
Einfuhrung von VizPrésAG Dr. Beate Flatow, Kiel; Leitung: VorsRiLG a.D. Dr. Hans Langenberg, Hamburg

8. Die Eigenbedarfskiindigung - Konkretisierung des Tatbestands und Grenzen der Auslegung —
EinfUhrung von Prof. Dr. Hubert Schmidt, Trier; Leitung: Ass. iur. Jutta Hartmann, Berlin

19.00 gemeinsames Abendessen
Samstag, den 5. April 2014
9.00 Kurzberichte aus den Arbeitskreisen zur Mietrechtsanderung
9.30 Wohnraummietrecht als Ver braucherrecht
Referent: Prof. Dr. Beate Gsell, Miinchen
10.30 Kaffeepause
11.00 M oder nisier ungsvereinbarung — Vertragsfreiheit und halbzwingende Normen
Referent: RA Dr. Marc Dickersbach, Kdln
11.45 Pflichten des Vermieters bei unwirksamen Preisanpassungsklauseln in Ver sorgungsvertragen

Referent: VorsRiLG Dr. Werner Hinz, I1tzehoe
anschlieflend Diskussion

nicht-offentlicher Teil
ca. 13.30 Mitgliederversammlung des Deutschen Mietgerichtstages e.V.

Tagungsbeitrag:  220,— <€ fur Mitglieder des Deutschen Mietgerichtstages e.V. inkl. Getrénke und Mittag- und
Abendessen bei Erteilung einer SEPA Einzugserméchtigung bis 20. 1. 2014; anderenfalls 250,— €.
Fir Nichtmitglieder 320,— €.

Anmeldung: Online unter www.mietgerichtstag.de oder schriftlich an Deutscher Mietgerichtstag e.V.,
Postfach 02 10 41, 10121 Berlin; Fax 030/22323-46. Anmeldung von Nichtmitgliedern erst ab 1. 3. 2014.
Hotel: Im Parkhotel, Strobelallee 41, 44139 Dortmund, steht ein Zimmerkontingent zum Abruf bereit.

Stichwort ,, Mietgerichtstag”. Telefon 02 31/ 12 04-230, Fax 02 31/ 12 04-555.

Gewerbemiete und Teileigentum - Heft 70 - 8-10/13 - August/September/Oktober 2013 55



G 58438 Prewest Verlag Pressedienste Medien und Kultur GmbH,

Postfach 30 13 45, 53193 Bonn

Pressemitteilung Kuselit Verlag Dezember 2013
NEU: Rezensionen in Kusdit-Online

DieRechtshibliographie Kuselit-Online bietet ab sof ort
ca. 500 Original-Buch-Rezensionen im Volltext als Le-
seempfehlungen fir Wissenschaft und Praxis.

Bislang wurden die Besprechungen in einer separaten
Rezensions-Datenbank und der monatlich kostenlosen
ZID-Ubersicht verdffentlicht. Eine intelligente Verknip-
fung der Datenbanken konnte durch die Firma jurmatiX
(www.jur matix.de) realisiert werden und bietet nun den
Nutzern von Kuselit-Online auch einen bequemen Zugriff
auf die Volltexte der Rezensionen innerhalb der Daten-
bank-Recherche in Kuselit-Online.

Die Besprechungen sind unter der Zeitschriftenabkuir-
zung ,KUS-R" (Kuselit Online Rezensionen) Uber den
Zeitraum 2004 bis 2013 abrufbar. Die Jahresangabe ori-
entiert sich an dem Erscheinungsjahr des besprochenen
Werks.

Interessierte Rezensenten finden Hinweise auf Neuer-
scheinungen in dem monatlich kostenlos erscheinenden
Kuselit-ZID (Zeitschriften-Inhalts-Dienst) oder kdnnen
sich auch mit eigenen Rezensionsvorschlégen direkt an
Kuselit wenden.

Verlage, die das Rezensionsprojekt unterstiitzen moch-
ten, sind dazu eingeladen, Informationen Uber Neuer-
scheinungen und Rezensionsangebote an Kuselit weiter-
Zugeben.

Kuselit-Online dokumentiert Uber 1000 Periodika und
halt einen Fundus von 3,5 Mio. zitierféhigen Fundstellen
zur Recherchebereit. 750 aktuell ausgewertete|juristische,
steuer- und wirtschaftsrechtliche Fachzeitschriften inklu-
sive Neben- und Randgebiete bilden das Fundament der
verlagstibergreifenden Datenbank. Aber auch Festschrif-
ten, Sammelwerke, Monographien, Kommentare und Lo-
seblattwerke finden Berticksichtigung.

Als Erganzung zur Datenbank gibt der wochentliche
ZeitschriftenlnhaltsDienst (Kuselit-Z1D) einen Uberblick
Uber die aktuelle Fachpresse und optimiert den Zeit-
schriftenumlauf.

Die kostenlose ZID Monatslbersicht bietet einen Ge-
samtlberblick der im vergangenen Monat ausgewerteten
Fachzeitschriften, inklusive Hinweise auf Neuerschei-
nungen, Veranstaltungen und insbesondere Veroffentli-
chungen von Rezensionen.

Kontakt: Kuselit Verlag GmbH, Etschberg
http://www.kuselit.de — verlag@kuselit.de

www.prewest.de
Februar 2007 — 20. Dezember 2013:
746445 Zugriffe

GuT

Die Fachzeitschrift fir
Unternehmen und Fachleute
im
Netzwerk Gewer bemiete und Teileigentum
Anfragen: info@prewest.de

GuT-\W

Gewer bemiete und Teileigentum —Wohnraum professionell

Einbanddecke GuT-Jahrgange 2010-2011
Preis: 15,00 EUR inkl. Versand zzgl. 7%MwSt

Sonderpreise fur Gul-Einbanddecken und
zuriickliegende Jahrgange auf Anfrage.

Lieferung solange vorrétig. info@prewest.de

Tage e

Prewest Verlag Pressedienste Medien und Kultur GmbH
Postfach 30 13 45 - 53193 Bonn




	Inhalt
	Impressum
	Editorial
	Prof. Dr. Willi E. Joachim, Wissenswertes über Weisheit

	Wirtschaft und Verbände
	Gewerbemiete
	BGH; Prospekthaftung; Immobilienfonds; enttäuschte Gewinnerwartung; Fachmarktzentrum; Bürogebäude
	BGH; Gewerberaummiete; Sanierung vor Bezug des Objekts; Schriftform; Bestimmbarkeit des Mietbeginns; Beginn des Mietverhältnisses mit Übergabe/Übernahme der Mietsache oder fiktiver Übergabe bei vom Mieter zu vertretender Verzögerung
	KG; Bankbürgschaft des Mieters in der Finanzkrise; Wegfall der Geschäftsgrundlage; außerordentliche Kündigung vor Überlassung des zu erstellenden Hotels
	BGH; Gewerberaummiete; Zahlungstitel des Vermieters; Verwirkung; zurückliegender Vollstreckungsversuch
	OLG Düsseldorf; Geschäftsraummiete; Gaststättenbetrieb; Schriftform der Nachtragsvereinbarung mit eintretendem Mieter; Beifügung der Inventarliste
	OLG Düsseldorf; Gewerberaummiete; überwiegend gewerbliche Nutzung gemäß Mietzweck; Wohn-Gestattung der mietenden GmbH für ihren Geschäftsführer
	OLG Dresden; Gewerberaummiete; Ladengeschäft Apotheke im Einkaufszentrum EKZ; formularmietvertraglich vereinbarte Betriebspflicht zu Öffnungszeiten; Transparenzgebot; Änderungsbefugnisse des Vermieters oder Centermanagements zu Öffnungszeiten; Individualvereinbarung
	BGH; Gewerberaummiete; Korrektur der Betriebskostenabrechnung nach Saldo-Ausgleich des Mieter-Guthabens; deklaratorisches Schuldanerkenntnis; Mietrechtsreformgesetz 2001
	OLG Düsseldorf; Haftung des Mieters wegen Verschuldens eines Familienangehörigen; Kfz-Miete; Kaskoversicherungsschutz; Schadenseintritt nach Mietende
	OLG Dresden; Gewerberaummiete; befristetes Mietverhältnis mit Verlängerungsklausel; fristgerechter Zugang des Verlängerungs-Widerspruchs nach Sonntag, Feiertag und Sonnabend
	OLG Düsseldorf; Rückgabe der Mietsache; Kfz-Stellplätze
	KG; Kfz-Leasing; beendeter Leasingvertrag; Verwirkung des Widerrufsrechts
	BGH; Investitionen des Pächters in das Grundstück; enttäuschte Erwartung des künftigen Eigentumserwerbs; Erwerb eines Erbbaurechts; Errichtung von Betriebsgebäuden; NBL
	BGH; Gesetzlicher Richter; unverzichtbares Prozessrecht; Vertrag über den Betrieb einer Apotheke in Stiller Gesellschaft
	BGH; Gewerberaummiete; Räumung und Herausgabe von Büroräumen; Arbeitsplatzgefährdungen; Zwangsvollstreckung; einstweilige Einstellung im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde; Vollstreckungsschutzantrag im Berufungsverfahren
	KG; Gewerbemiete; einstweilige Räumungsverfügung des Vermieters gegen den Mitbesitzer einer Ladenfläche im Einkaufszentrum EKZ
	Kurzfassungen/Leitsätze (KL) Gewerbemiete etc.

	Teileigentum
	BGH; Wohnungseigentum; Erwerb vom Bauträger; Abnahme des Gemeinschaftseigentums durch den bestimmten Erstverwalter gemäß AGB des Erwerbsvertrags
	BGH; Vermietetes Teileigentum; Beeinträchtigung der Nutzung durch Mieter des Teileigentums eines Wohnungseigentümers; nachbarrechtlicher Ausgleichsanspruch unter den Mietern; planwidrige Regelungslücke
	BGH; Wohnungseigentum; Altenwohnanlage; Sonderkündigungsrecht des Erstehers bei gewerblicher Weitervermietung des Mietobjekts; betreutes Wohnen; Eintritt in die Rechte und Pflichten aus dem Mietvertrag des Endmieters
	BGH; Zustimmung zur Änderung der Teilungserklärung; Beschwer des Rechtmittelführers; maßgeblicher wirtschaftlicher Gesichtspunkt
	Kurzfassungen/Leitsätze (KL) Teileigentum etc.

	Wettbewerb
	Rechtsanwalt Daniel Dingeldey; Internet – Umschau Oktober 2013
	Wettbewerb; Marke; Irreführung durch Verwendung des TM-Symbols für „Unregistered Trademark“
	Kurzfassungen/Leitsätze (KL) Wettbewerb etc.

	Besteuerung
	BFH; Einkommensteuer; Werbungskosten; häusliches Arbeitszimmer im Dachausbau einer Doppelgarage; Zubehörraum; grundsätzliche Bedeutung einer Rechtsfrage
	Kurzfassungen/Leitsätze (KL) Steuerrecht etc.

	Magazin
	Politik und Recht




